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Einleitung 


Gegenstand der Bemerkungen 

1 , Der Bundesrechnungshof leitet hiermit dem 
Bundestag, dem Bundesrat und der Bundesregie- 
rung die Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrech- 
nung (einschließlich der Bundesvermögensrechnung) 
für die Haushaltsjahre 1968 und 1969 zu (§ 97 BHO). 
Sie erstrecken sich, soweit geboten, auch auf die 
Sondervermögen des Bundes und auf juristische 
Personen. Sie sind vom Großen Senat des Bundes- 
rechnungshofes fortgesetzt worden. 

2 . In die Bemerkungen sind auch Feststellungen 
über spätere und frühere Haushaltsjahre auf genom- 
men worden (§ 97 Abs. 3 BHO) ^). 

1) Wegen des Sachzusammenhangs sind die Bemerkun- 
gen Nr. 66 ff. nicht nach Haushaltsjahren getrennt, 
sondern nach Einzelplänen, Kapiteln und Titeln zu- 
sammengefaßt dargestellt worden. 


Zusammenarbeit mit anderen Rechnungshöfen 

3 . Der Gedankenaustausch und die Zusammen- 
arbeit mit den Rechnungshöfen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinsdiaften und den Landes- 
rechnungshöfen sind fortgesetzt worden. 


Stand des Entlastungsverfahrens 

4 . Der Bundesrat hat am 15. Mai 1970 beschlossen, 
der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Haushaltsjahr 1967 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes Entlastung 
gemäß § 114 Abs. 1 BHO zu erteilen. 

Die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 
über die Entlastung für die Haushaltsjahre 1966 und 
1967 steht noch aus. 
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Allgemeine Prüfungsergebnisse 


Rechnungsergebnisse 1968 
Ordentlicher Haushalt 


5. 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1968 

beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1967 übernommenen 

Haushaltsreste unter Berücksichtigung der Verschiebungen (vgl. 
Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundeshaushaltsrechnung 
S. 60) 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Haushaltsjahr 1967 

übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 1968 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

e) Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 1968 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Haushaltsjahr 1969 über- 
tragen sind und das Haushaltsjahr 1968 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten, mit . . 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Haushaltsjahres 

1968 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber den Summen nach c)* beträgt die Mehreinnahme/ 

Mehrausgabe 

h) Mithin rechnungsmäßiger Uberschuß des Haushaltsjahres 1968 


Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

72 438 918 900,— 

72 438 918 900,— 

118 286 618,08 

2 291 945 177,83 

72 557 205 518,08 

74 730 864 077,83 

77 858 932 195,50 

77 858 932 195,50 

- 17 036 668,51 

2 121 222 357,58 

77 841 895 526,99 

79 980 154 553,08 

5 284 690 008,91 

5 249 290 475,25 


35 399 533,66 DM 


Der Überschuß setzt sich zusammen aus dem Unterschied zwischen den aus dem 
Haushaltsjahr 1967 übernommenen Einnahme- und Ausgaberesten (b) von 


(2 291 945 177,83 — 118 286 618,08 =) 2 173 658 559,75 DM 

abzüglich dem Unterschied zwischen den am Schluß des Haushaltsjahres 1968 ver- 
bliebenen Einnahme- und Ausgabenresten (e) von (2 121 222 357,58 + 17 036 668,51 ==) —2 138 259 026,09 DM 


35 399 533,66 DM 
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Die Ausgabereste, die am Schluß des Haushaltsjahres 1967 rd. 2505,6 Millionen DM betragen haben, 
sind infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus dem ordentlichen Haushalt in den außerordent- 
lichen Haushalt mit rd. 2291,9 Millionen DM in das Haushaltsjahr 1968 übernommen worden [vgl. 
Buchst, b)]. Sie betrugen am Schluß des Haushaltsjahres 1968 rd. 2121 Millionen DM [vgl. Buchst, e)] und 
machten damit rd. 2,7 v. H. (1967: 3,5 v. H.) der Istausgaben aus. Von den am Schluß des Haushaltsjahres 
1968 verbliebenen Ausgaberesten entfallen rd. 554 Millionen DM auf den Einzelplan 14 (Bundesminister 
der Verteidigung). Diese Ausgabereste sind damit im Laufe des Haushaltsjahres 1968 wiederum, und zwar 
um rd. 137,9 Millionen DM zurückgegangen (1967 um rd. 387 Millionen DM). Der Anteil der Ausgabe- 
reste des Epl. 14 an den Istausgaben betrug danach im Haushaltsjahr 1968 nur noch 0,7 v. H. 


Außerordentlicher Haushalt 


6 . 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1968 

beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1967 übernommenen 

Haushaltsreste unter Berücksichtigung der Verschiebungen (vgl. 
Abschnitt A4 des Vorberidits zur Bundeshaushaltsrechnung 
S. 60) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Haushaltsjahr 1967 

übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 1968 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

e) Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 1968 verblie- 

benen Haushaltsreste, die auf das Haushaltsjahr 1969 über- 
tragen sind und das Haushaltsjahr 1968 wie wirkliche Aus- 
gaben belasten, mit 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Haushaltsjahres 

1968 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber den Summen nach c) beträgt die Mehreinahme/ 

Mehrausgabe 


Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

8 217 840 500,— 

8 217 840 500,— 

— 

1 923 891 091,98 

8 217 840 500,— 

10 141 731 591,98 

10 223 765 538,15 

10 223 765 538,15 

— 

1 165 858 556,26 

10 223 765 538,15 

11 389 624 094,41 

2 005 925 038,15 

1 247 892 502,43 


h) Mithin rechnungsmäßiger Überschuß des Haushaltsjahres 1968 758 032 535,72 DM ^) 


2) Der Überschuß besteht aus dem Unterschied zwischen 

den aus dem Haushaltsjahr 1967 übernommenen Haushaltsresten (b) von 1 923 891 091,98 DM 

und den am Schluß des Haushaltsjahres 1968 verbliebenen Haushaltsresten (e) von .. 1 165 858 556,26 DM 

758 032 535,72 DM 
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7. DM 

An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 9 der Bemerkungen 1967 am Ende 

des Haushaltsjahres 1967 vorhanden 6 473 256 515,90 

Die in diesem Betrag enthaltene kassenmäßige Mehrausgabe des ordentlichen 

Haushalts 1966 von 1 098 506 959,94 


ist im Haushaltsjahr 1968 gedeckt worden (Kapitel 60 02 Titel 999); danach 

bleiben 5 374 749 555,96 

Hinzu kommt die kassenmäßige Mehreinnahme des außerordentlichen Haushalts 

1966 von 72 632 819,12 

die in die Rechnung 1968 übernommen worden ist. 

Danach bleiben ungedeckte Fehlbeträge 5 447 382 375,08 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1968 sind an Überschüssen nachgewiesen 
im ordentlichen Haushalt (vgl. V h) 35 399 533,66 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. VI h) 758 032 535,72 — 793 432 069,38 

Am Ende des Haushaltsjahres waren demnach insgesamt ungedeckt 4 653 950 305,70 

8 . 

Die nach den Rechnungen des ordentlichen Haushalts zu übernehmenden Be- 


stände (vgl. § 78 RHO) für das Haushaltsjahr 1966 in Höhe von —1 098 506 959,94 

und für das Haushaltsjahr 1967 in Höhe von —1 349 832 723,35 

sind ordnungsgemäß in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Haushaltsjahr 1968 übertragen worden. Es handelt sich um die kassenmäßige 
Mehrausgabe des Haushaltsjahres 1966, die im Haushaltsjahr 1968 ausgeglichen 

worden ist 1 098 506 959,94 

und die kassenmäßige Mehrausgabe des Haushaltsjahres 1967, die im Haushalts- 
jahr 1968 noch nicht ausgeglichen worden ist 

Es bleibt mithin als Vortrag ein Bestand von —1 349 832 723,35 

9 . 

Der nach der Rechnung des außerordentlichen Haushalts für das Haushaltsjahr 

1967 zu übernehmende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von + 72 632 819,12 

ist ordnungsgemäß in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1968 übertragen worden. Es handelt sich um die kassenmäßige Mehr- 
einnahme des Haushaltsjahres 1966, die im Haushaltsjahr 1968 durch Buchung 

beim Kapitel A 60 02 Titel 99 ausgeglichen worden ist — 72 632 819,12 


Es war deshalb kein Bestand vorzutragen. 


Rechnungsergebnisse 1969 

10. Die Bundeshaushaltsrechnung 1969 ist nach Artikel 114 Abs. 1 GG und § 114 Abs. 1 der am 1. Januar 
1970 in Kraft getretenen Bundeshaushaltsordnung gelegt worden. Das Bundesministerium der Finanzen 
hat den kassenmäßigen Abschluß und den Haushaltsabschluß gemäß § 84 BHO in einem Abschlußbericht 
erläutert (S. 2123 ff. der Bundeshaushaltsrechnung). 
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Ordentlicher Haushalt 



Einnahme 

Ausgabe 


DM 

DM 

Nach dem Bundeshaushaltsplan 1969 beträgt das Haushaltssoll 

79 494 517 700,— 

79 494 517 700,— 

Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1968 übernommenen 
Haushaltsreste unter Berücksichtigung der Verschiebungen (vgl. 
Nr. 2 des Abschlußberichts zur Bundeshaushaltsrechnung, 

S. 2126) 

“ 17 036 668,51 

2 623 591 556,05 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Haushaltsjahr 1968 
übernommenen Haushaltsreste 

79 477 481 031,49 

82 118 109 256,05 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1969 betragen die Istein- 
nahmen und Istausgaben 

93 300 302 443,57 

93 300 302 443,57 

Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 1969 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Haushaltsjahr 1970 über- 
tragen sind und das Haushaltsjahr 1969 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten 

- 77 750 477,07 

3 129 213 300,09 

Summe der Istbeträge und der am Schluß des Haushaltsjahres 
1969 verbliebenen Haushaltsreste 

93 222 551 966,50 

96 429 515 743,66 

Gegenüber den Summen unter c beträgt die Mehreinnahme/ 
Mehrausgabe 

13 745 070 935,01 

14 311 406 487,61 


h) Mithin rechnungsmäßiger Fehlbetrag des Haushaltsjahres 1969 


-566 335 552,60 DM 3) 


Die Ausgabereste, die am Schluß des Haushaltsjahres 1968 rd. 2121 Millionen DM betragen haben, sind 
infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus dem außerordentlichen Haushalt mit rd. 2623,5 Millio- 
nen DM in das Haushaltsjahr 1969 übernommen worden (vgl. Buchst, b). Sie betragen am Schluß des 
Haushaltsjahres 1969 rd. 3129 Millionen DM (vgl. Buchst, e) und machten damit rd. 3,4 v. H. (1968 2,7 v. H.) 
der Istausgaben aus. Von den am Schluß des Haushaltsjahres 1969 verbliebenen Ausgaberesten entfallen 
rd. 315 Millionen DM auf Einzelplan 14 (Bundesminister der Verteidigung). Diese Ausgabereste sind so- 
mit im Haushaltsjahr 1969 wiederum, und zwar um rd. 249 Millionen DM, zurückgegangen (1968 um rd. 
137,9 Millionen DM), Der Anteil der Ausgabereste des Einzelplans 14 an den Istausgaben betrug danach 
im Haushaltsjahr 1969 nur noch rd. 0,27 v. H. 


^) Der Fehlbetrag setzt sich zusammen aus dem Unterschied zwischen den aus dem 
Haushaltsjahr 1968 übernommenen Einnahme- und Ausgaberesten (b) von 

(2 623 591 556,05 + 17 036 668,51) = 2 640 628 224,56 DM 

abzüglich dem Unterschied zwischen den am Schluß des Haushaltsjahres 1969 ver- 
bliebenen Einnahme- und Ausgaberesten (3 129 213 300,09 + 77 750 477,07) = —3 206 963 777,16 DM 


- 566 335 552,60 DM 
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Außerordentlicher Haushalt 


12 . 


Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


a) Nach dem Bundeshaushaltsplan 1969 beträgt das Haushaltssoll 3 851 500 000, — 3 851 500 000, — 

b) Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1968 übernommenen 
Haushaltsreste unter Berücksichtigung der Umschichtungen (vgl. 

Nr. 2 des Abschlußberichts zur Bundeshaushaltsrechnung, 

S. 2126) — 663 489 357,79 


c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Haushaltsjahr 1968 

übernommenen Haushaltsreste 3 851 500 000, — 4 514 989 357,79 


d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1969 betragen die Istein- 

nahmen und die Istausgaben 3 984 640 155,27 

e) Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 1969 verblie- 

benen Haushaltsreste, die auf das Haushaltsjahr 1970 über- 
tragen sind und das Haushaltsjahr 1969 wie wirkliche Aus- 
gaben belasten — 


f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Haushaltsjahres 

1969 verbliebenen Haushaltsreste 3 984 640 155,27 4 637 611 778,59 


3 984 640 155,27 


652 971 623,32 


g) Gegenüber den Summen unter c beträgt die Mehreinnahme/ 

Mehrausgabe 133 140 155,27 122 622 420,80 


h) Mithin rechnungsmäßiger Überschuß des Haushaltsjahres 1969 10 517 734,47 DM 


13 . dm 

An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 7 dieser Bemerkungen am Ende 

des Haushaltsjahres 1968 vorhanden 4 653 950 305,70 

Die in diesem Betrag enthaltene kassenmäßige Mehrausgabe des ordentlichen 

Haushalts 1967 von 1 349 832 723,35 


wurde im Haushaltsjahr 1969 ausgeglichen; danach bleiben 3 304 117 582,35 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1969 sind an Fehlbeträgen und Überschüssen 
nachgewiesen 

im ordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 11h) —566 335 552,60 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 12 h) 10 517 734,47 555 817 818,13 

Am Ende des Haushaltsjahres waren demnach insgesamt ungedeckt 3 859 935 400,48 


Der Uberschuß besteht aus dem Unterschied zwischen 

den aus dem Haushaltsjahr 1968 übernommenen Haushaltsresten (b) von 663 489 357,79 DM 

und den am Schluß des Haushaltsjahres 1969 verbliebenen Haushaltsresten (e) von 652 971 623,32 DM 

10 517 734,47 DM 
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14 , Der gemäß § 78 RHO nach der Haushalts- 
rechnung 1967 in die Haushaltsrechnung 1968 über- 
nommene und dort nicht ausgeglichene Bestand 
von “1 349 832 723,35 DM ist im kassenmäßigen 
Abschluß (§ 82 BHO) für das Haushaltsjahr 1969 als 
nunmehr ausgeglichen nachgewiesen worden (S. 2119 
der Bundeshaushaltsrechnung). 


Mitteilung nach § 97 Abs. 2 Nr. 1 BHO 

15 . Der Bundesrechnungshof hat für die Haushalts- 
jahre 1968 und 1969 keine Abweichungen zwischen 
den in der Bundeshaushaltsrechnung und Bundes- 
vermögensrechnung und den in den Büchern aufge- 
führten Beträgen festgestellt. Das gilt entsprechend 
für die Hauptrechnung der Zentralkasse beim Bun- 
desausgleichsamt über die Einnahmen und Aus- 
gaben des Ausgleichsfonds und die Jahresrechnung 
über die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonder- 
vermögens. 

Die geprüften Einnahmen und Ausgaben sind — von 
Einzelfällen abgesehen — ordnungsmäßig belegt. 


Druck- und Darstellungsfehler 

16 . Der Bundesrechnungshof hat keine Druck- und 
Darstellungsfehler festgestellt, die das Rechnungs- 
ergebnis beeinflußt haben. 


Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

17 . Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben in 
den Haushaltsjahren 1968 und 1969 — jeweils An- 
lage I zur Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1968 (S. 2473 bis 2636) und zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 1969 
(S. 2153 bis 2270) — haben beim ordentlichen Haus- 
halt des Haushaltsjahres 1968 rd. 3998 Millionen 
DM, d. s. rd. 5,3 v. H. des Haushaltssolls von 
74 731 Millionen DM, und beim ordentlichen Haus- 
halt des Haushaltsjahres 1969 rd. 7218 Millionen 
DM betragen, d. s. rd. 8,8 v. H. des Haushaltssolls 
von 82 118 Millionen DM. Im Haushaltsjahr 1966 
beliefen sich die entsprechenden Haushaltsüber- 
schreitungen auf 3,5 V. H. und im Haushaltsjahr 1967 
auf 2,3 V. H. des Haushaltssolls. 

18 . Die recht unterschiedliche Entwicklung inner- 
halb der drei Einzelpläne, die — abgesehen vom 
Einzelplan 60 — die umfangreichsten Haushalts- 
überschreitungen aufweisen, wird durch die nach- 
stehende Tabelle verdeutlicht. 

19 . Die Zunahme des zahlenmäßigen Volumens der 
Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 1968 
gegenüber früheren Jahren ist in erster Linie auf 
die Steigerung der überplanmäßigen Ausgaben im 
Einzelplan 12 auf rd. 2400 Millionen DM — gegen- 
über rd. 34 Millionen DM im Haushaltsjahr 1967 — 
zurückzuführen. Von diesem Betrag entfallen aller- 


Haushalts- 

jahr 

Gesamtbetrag der über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben 

Epl. 10 

Epl. 12 

Epl. 14 


Millio- 
nen DM 

o/o 

Millio- 
nen DM 

“/o 

Millio- 
nen DM 

«/o 

1960 

444 

21J 

165 

6,9 

501 

4,2 

1961 

263 

8,3 

155 

4,6 

1 347 

9,8 

1962 

114 

3,3 

1 644 

37,0 

1 696 

10,8 

1963 

331 

8,1 

16 

0,4 

1 235 

6,8 

1964 

13 

0,3 

125 

2,6 

358 

1,8 

1965 

97 

2,0 

2 077 

38,9 

701 

3,7 

1966 

1 13 

0,3 

1 011 

14,0 

466 

2,5 

1967 

1 314 

6,7 

38 

0,6 

186 

hl 

1968 

1 514 

10,4 

2 400 

34,0 

76 

0,5 

1969 

650 

12,6 

577 

6,1 

115 

0,6 


dings allein rd. 2383 Millionen DM auf die Verrech- 
nung von Forderungen aus Darlehen, die der Bund 
der Deutschen Bundesbahn in den Jahren 1965 bis 
1967 zur Erhaltung der Liquidität gewährt hat, mit 
den Fehlbeträgen, die der Bundesbahn nach den Ab- 
schlüssen für die Geschäftsjahre 1965 und 1966 ent- 
standen sind (Kapitel 12 02 Titel 510 e). Zuvor hatte 
das Bundesministerium für Verkehr zuletzt im Haus- 
haltsjahr 1966 Forderungen an die Bundesbahn mit 
Fehlbeträgen überplanmäßig verrechnet. Im Haus- 
haltsjahr 1969 verrechnete es überplanmäßig die 
letzten noch offenen Forderungen an die Bundes- 
bahn aus Darlehen zur Erhaltung der Liquidität in 
Höhe von rd. 547 Millionen DM mit einem Teil des 
nach dem Jahresabschluß 1967 der Bundesbahn ent- 
standenen Fehlbetrages (Kapitel 12 02 Titel 682 14). 
Die überplanmäßigen Einnahmen aus diesen Ver- 
rechnungen sind jeweils in gleicher Höhe im Haus- 
haltsjahr 1968 bei Kapitel 12 02 Titel 55 und im 
Haushaltsjahr 1969 bei Kapitel 12 02 Titel 38101 
erfaßt. 

Ausgaben und Einnahmen aus soldien Verrechnun- 
gen werden seitdem im Haushalt des Bundes nicht 
mehr nachgewiesen. Der Bund gewährt der Bundes- 
bahn Liquiditätshilfen jetzt grundsätzlich in Form 
von Einlagen. Der Bundesrechnungshof sieht des- 
wegen davon ab, weiter auf die Frage einzugehen, 
ob die Ausgaben und Einnahmen aus der Verrech- 
nung von Darlehensforderungen mit Fehlbeträgen 
der Bundesbahn bereits in den Haushaltsplänen zu 
veranschlagen gewesen wären. 

20 . Die in den Haushaltsjahren 1968 und 1969 beim 
Einzelplan 10 geleisteten über- und außerplanmäßi- 
gen Ausgaben beruhen überwiegend darauf, daß 
Minder ausgaben bei Kapitel 10 03 (Marktordnung) 
zur Verstärkung der Ausgaben bei Kapitel 10 02 
(Allgemeine Bewilligungen) verwendet werden dür- 
fen. Sie sind zu einem wesentlichen Teil auf Maß- 
nahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zurückzuführen. Die haushaltsrechtlichen Vorschrif- 
ten sind beachtet worden. 
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21 . Im Haushaltsjahr 1969 führte außerdem allein 
die Übernahme der kassenmäßigen Mehreinnahme 
des ordentlichen Haushalts 1969 auf den außer- 
ordentlichen Haushalt dieses Jahres — zur Vermin- 
derung des Anleihebedarfs — zu einer Haushalts- 
überschreitung von rd. 4955 Millionen DM (Kapitel 
60 02 Titel apl. 980 01). 

22 . Nach Abzug dieser Haushaltsüberschreitungen 
fallen die übrigen außer- und überplanmäßigen Aus- 
gaben in den zur Entlastung anstehenden Haus- 
haltsjahren nicht aus dem bisherigen Rahmen. 

23 . Das bisherige Ergebnis der Prüfungen recht- 
fertigt die Feststellung, daß die Haushaltsüberschrei- 
tungen in den Haushaltsjahren 1968 und 1969 zum 
überwiegenden Teil, auch bei Anlegung des gebo- 
tenen strengen Maßstabes, die Voraussetzungen des 
Art. 112 GG und des § 33 RHO erfüllen. Dennoch 
ist auch in diesen beiden Jahren eine Reihe von 
Ausgaben geleistet worden, deren Behandlung als 
über- oder außerplanmäßige Ausgabe bei ordnungs- 
mäßiger Haushaltsplanung und -führung hätte ver- 
mieden werden können und wegen des parlamen- 
tarischen Budgetrechts hätte vermieden werden 
müssen. Schließlich haben einzelne Stichproben des 
Bundesrechnungshofs ergeben, daß einige dieser 
Ausgaben mindestens in der nachgewiesenen Höhe 
vermeidbar waren. 

24 . Haushaltsüberschreitungen hätten, wie der 
Bundesrechnungshof auch in früheren Bemerkungen 
ausgeführt hat (Drucksachen V/2695 S. 15 Nr. 22; 
V/4066 S. 22 Nr. 46; VI/559 S. 8 Nr. 14), vermieden 
werden können , 

a) wenn die Haushaltsansätze realistischer veran- 
schlagt worden wären. 


b) wenn Entwicklungen mit erheblicher finanzieller 
Auswirkung, die erst nach Aufstellung der Vor- 
anschläge, jedoch vor Verabschiedung des Haus- 
haltsplans eingetreten waren, rechtzeitig berück- 
sichtigt worden wären, 

c) wenn der Begriff „unvorhergesehenes und unab- 
weisbares Bedürfnis“ sachgerechter ausgelegt 
worden wäre. 

Auch sind bei Titeln, die in einem sachlichen Zu- 
sammenhang mit anderen Ausgabetiteln des Haus- 
haltsplanes stehen, nicht immer Haushaltsvermerke 
ausgebracht worden, die die Verwendung von Mit- 
teln jeweils für den korrespondierenden Zweck zu- 
ließen. So hätte aus dem Haushaltsvermerk im 
Haushaltsplan 1969 bei Kapitel 14 03 (S. 2228), nach 
dem die Zahl der Grundwehrdienstpflichtigen um 
die Zahl der nicht in Anspruch genommenen Plan- 
stellen für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
überschritten werden kann, gefolgert werden müs- 
sen, daß ein entsprechender Mittelverstärkungsver- 
merk bei Kapitel 14 10 Titel 522 01 (Gemeinschafts- 
verpflegung) notwendig war. 

25 . Im übrigen ist in den Haushaltsjahren 1968 und 
1969 wieder bei einer größeren Zahl von Ausgaben, 
die allerdings im allgemeinen ihrer Höhe nach we- 
nig bedeutsam sind, versäumt worden, rechtzeitig 
die nach § 33 Abs. 3 RHO erforderliche Genehmi- 
gung des Bundesministeriums der Finanzen einzu- 
holen. Dies erscheint um so bedenklicher, als der 
Bundestag bereits anläßlich der nachträglichen Ge- 
nehmigung der über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben des Haushaltsjahres 1965 um Prüfung der 
Frage gebeten hatte, welche organisatorischen Maß- 
nahmen getroffen werden müßten, die geeignet 
seien, solche Vorkommnisse für die Zukunft auszu- 
schalten (vgl. Drucksache V/3241 S. 1). 
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Vermögensrechnungen 

26. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Haushaltsjahr 1968 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am 
Beginn des 
Haushaltsjahres 

Zugang 

mit 1 

ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 

1 1 

1 2 I 

3 1 

4 1 

5 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

27 652 187 959,— 

1 377 976 427,84 

1 557 958 736,20 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 . . . 

27 659 487 959,— 

1 377 976 427,84 

1 557 958 736,20 

1 

Sachen in Gemeingebrauch 

— 

1 786 032 641,46 

12 663 197,23 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und 





-einrichtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

197 876 905,— 

24 716 599,23 

1 081 396,56 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

3 686 779,— 

— 

177 800,— 

23 

Geldwerte Rechte 

697 562,— 

766 465,— 

— 


Summe 2 . , . 

202 261 246,— 

^ 25 483 064,23 

1 259 196,56 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

286 157 728,20 

1 380 168,12 

48 652 225,72 

33 

Kapitalbeteiligungen 

1 

4 255 878 552,27 

1 1 1 649 000,— 

264 812 652,70 


Summe 3 . . . 

4 542 036 280,47 

113 029 168,12 

313 464 878,42 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 689 314 407,— 

67 574 007,65 

249 899 596,16 

43 

Geldwerte Rechte 

44 375 559 668,32 

5 208 279 267,69 

6 553 578 126,72 


Summe 4 . . . 

47 064 874 075,32 

5 275 853 275,34 

6 803 477 722,88 

5 

Treuhandvermögen 

4 909 266 238,26 

86 989 856,47 

77 790 608,4 


Vermögen zusammen 

84 377 925 799,05 

8 665 364 433,46 

8 766 614 340,03 


Vermögen zu Beginn des Haushaltsjahres 84 377 925 799,05 DM 


Vermögen zu Beginn des Haushaltsjahres 84 377 925 799,05 DM 

Vermögen am Ende des Haushaltsjahres 86 028 694 950,31 DM 

SCHULDEN Mithin Vermögensmehrung 1 650 769 151,26 DM 


96 

Fundierte Schuld 

45 290 552 519,25' 

10 994 360 753,55 

4 078 403 025,80 

97 

Schwebende Schuld 

3 282 300 000,— 

— 

3 990 700 000,— 

99 

Andere Schulden 

275 774 696,25 

— 

14 414 878,24 


Schulden zusammen 

48 848 627 215,50 

10 994 360 753,55 | 

8 083 517 904,04 


Schulden zu Beginn des Haushaltsjahres 48 848 627 215,50 DM 

Schulden am Ende des Haushaltsjahres 52 333 276 120,68 DM 

Mithin Schuldenmehrung 3 484 648 905,18 DM 


Schulden zu Beginn des Haushaltsjahres 48 848 627 215,50 DM 

Schulden am Ende des Haushaltsjahres 52 333 276 120,68 DM 

Mithin Schuldenmehrung 3 484 648 905,18 DM 
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Abgang | 

Abschreibungen 

Bestand am 

Ende des 
Haushaltsjahres 

Veränderungen 
des Bundes- 
vermögens 

mit 

ohne 

haushaltsmäßige (r) Zahlung | 

6 

7 

8 1 

9 1 


‘10 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 

48 163 380,45 

1 562 300 988,01 

227 521 615,58 

28 750 137 139,— 

+ 1 097 949 180,— 

— 

— 

— 

7 300 000,— 


0 

48 163 380,45 

1 562 300 988,01 

227 521 615,58 

28 757 437 139,— 

+ 1 097 949 180,— 

26 846 210,26 

700 253,79 

1 771 149 374,64 

— 



243,61 

3 900 215,84 

1 517 015,34 

218 257 426,— 

+ 

20 380 521,— 

— 

187 718,— 

— 

3 676 861,— 

- 

9 918,— 

43 958,15 

416 465,— 

— 

1 003 603,85 

+ 

306 041,85 

44 201,76 

4 504 398,84 

1 517 015,34 

222 937 890,85 

+ 

20 676 644,85 

605 362,77 

2 571 198,83 


333 013 560,44 

+ 

46 855 832,24 

11 760 002,76 

380 649 729,83 

— 

, 4 239 930 472,38 

— 

15 948 079,89 

12 365 365,53 

383 220 928,66 

— 

4 572 944 032,82 


30 907 752,35 

61 946 914,49 

97 474 311,43 

31 455 722,89 

2 815 911 062,— 

+ 

126 596 655,— 

3 564 726 002,92 

7 966 805 606,16 

— 

44 605 885 453,65 

+ 

230 325 785,33 

3 626 672 917,41 

8 064 279 917,59 

31 455 722,89 

47 421 796 515,65 


356 922 440,33 

— 

20 467 331,48 

— 

5 053 579 371,99 

+ 

144 313 133,73 

3 714 092 075,41 

10 035 473 818,37 

2 031 643 728,45 

86 028 694 950,31 

+ 1 650 769 151,26 

4 579 498 535,21 

6 330 720 323,25 


49 453 097 440,14 



— 

4 643 300 000,— 

— 

2 629 700 000,— 



26 695 351,68 

13 015 542 27 

— 

250 478 680,54 



4 606 193 886,89 

10 987 035 865,52 

— 

52 333 276 120,68 



Am Ende des Haushaltsjahres bestehende Verpflich- 
tungen des Bundes aus Bürgschafts-, Gewährlei- 
stungs- oder anderen ähnlichen Zwecken dienenden 
Verträgen (§ 45 c RHO, § 61 RWB — § 71 Abs. 4 

VBRO) 43 615 295,781,49 DM 

gegenüber im Vorjahr 38 294 437 509,63 DM 
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27 . Die in der Vermögens re chnung 1968 für den 
Beginn des Haushaltsjahres nachgewiesenen Be- 
träge sind bei allen Vermögensgruppen aus der Ver- 
mögensrechnung 1967 richtig übernommen worden. 

28 . Bei einigen Einzelplänen bestehen Abweichun- 
gen zwischen Vermögensrechnung und Geldrech- 
nung. Sie beruhen darauf, daß Absetzungen von 
den Einnahmen und Ausgaben in der Geldrechnung 
und in der Vermögensrechnung verschieden zu be- 
handeln waren (vgl. Nr. 30 der Bemerkungen 
1965) ^). Auf den Endbestand des Vermögens haben 
die Abweichungen keinen Einfluß. 

29 . Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 88 083 Millionen DM Gesamtausgaben 
12 739 Millionen DM betragen. Damit die Auswir- 
kung der Haushaltswirtschaft im Haushaltsjahr 1968 
auf das Vermögen zutreffend erkannt werden kann, 
sind von den Gesamtausgaben als lediglich durch- 
laufender Posten 1 579 Millionen DM (Abführung 
der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds) abzusetzen. Von den dann verbleibenden 
86 504 Millionen DM waren 14,7 v. H. vermögens- 
wirksam. Im Haushaltsjahr 1967 waren es 15,4 v. H. 
und im Haushaltsjahr 1966 16 v. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Haus- 
haltsjahr 1968 haben 8 133 Millionen DM zur Meh- 

5) Drucksache V/2695 


rung des Vermögens beigetragen gegenüber 9 165 
Millionen DM im Haushaltsjahr 1967 und 9 467 Mil- 
lionen DM im Haushaltsjahr 1966. Zur Tilgung der 
Schulden sind 4 606 Millionen DM verwendet wor- 
den; im Haushaltsjahr 1967 waren es 2 998 Millionen 
DM und im Haushaltsjahr 1966 1 894 Millionen DM. 

30 . Von den gesamten Haushaltseinnahmen des 
Haushaltsjahres 1968 (88 083 Millionen DM abzüg- 
lich 1 579 Millionen DM — vgl. unter Nr. 29 — 
= 86 504 Millionen DM) sind 14 176 Millionen DM 
vermögenswirksam gewesen; das sind 16,4 v. H. 
Demgegenüber wirkten sich im Haushaltsjahr 1967 
12,9 V. H. und im Haushaltsjahr 1966 5,6 v. H. auf 
das Vermögen des Bundes aus. 

In dem Betrag von 14 176 Millionen DM sind Ein- 
nahmen aus Anleihen in Höhe von 7 907 Millionen 
DM enthalten. Die Einnahmen aus Anleihen betru- 
gen im Haushaltsjahr 1967 8 499 Millionen DM und 
im Haushaltsjahr 1966 1 529 Millionen DM. 

31 . Vermögenswirksame Ausgaben, die zu einer 
Verminderung der Schulden geführt haben, sind im 
Haushaltsjahr 1968 mit rund 1 Milliarde DM in der 
Vermögensrechnung nicht unmittelbar als Schulden- 
minderung dargestellt worden; sie sind auch in der 
Geldrechnung nicht als vorzeitige Tilgung nachge- 
wiesen. Die Erörterungen hierüber sind noch nicht 
abgeschlossen. 
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32. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Haushaltsjahr 1969 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am 
Beginn des 
Haushaltsjahres 

Zugang 

mit 1 ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 

1 

1 2 

1 ‘ 3 

1 4 

1 5 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

28 750 137 139,— 

1 265 832 182,37 

2 094 733 621,02 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 . , . 

28 757 437 139,— 

1 265 832 182,37 

2 094 733 621,02 

1 

Sachen in Gemeingebrauch 

— 

2 024 181 400,87 

57 358 467,46 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und 





-einrichtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

218 257 426,— 

36 979 049,46 

6 764 262,11 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

3 676 861,— 

— 

329 905,— 

23 

Geldwerte Rechte 

1 003 603,85 

42 741,76 

4 321,55 


Summe 2 . . . 

222 937 890,85 

37 021 791,22 

7 098 488,66 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

333 013 560,44 

2 613 222,45 

2 855 440,85 

33 

Kapitalbeteiligungen 

4 239 930 472,38 

135 121 650,— 

336 012 312,74 


Summe 3 . . , 

4 572 944 032,82 

137 734 872,45 

338 867 753,59 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 

! 



40 

Unbewegliche Sachen 

2 815 911 062,— 

96 843 680,31 

246 689 549,54 

43 

Geldwerte Rechte 

' 44 605 885 453,65 

1 

4 274 121 662,94 

1 2 633 244 301,75 


Summe 4 . . . 

47 421 796 515,65 

4 370 965 343,25 

2 879 933 851,29 

5 

Treuhandvermögen 

5 053 579 371,99 

— 

36 681 538,21 


Vermögen zusammen 

86 028 694 950,31 

7 835 735 590,16 

5 414 673 720,23 


Vermögen zu Beginn des Haushaltsjahres 86 028 694 950,31 DM 


Vermögen am Ende des Haushaltsjahres 89 067 169 827,80 DM 


SCHULDEN Mithin Vermögensmehrung 

3 038 474 877,49 DM 

96 

Fundierte Schuld 

49 453 097 440,14 

3 316 023 465,39 

4 197 827 199,82 

97 

Schwebende Schuld 

2 629 700 000,— 

— 

522 100 000,— 

99 

Andere Schulden 

250 478 680,54 

X 17 884,37 

6 207 992,68 


Schulden zusammen 

52 333 276 120,68 

3 316 005 581,02 

4 726 135 192,50 


Schulden zu Beginn des Haushaltsjahres 52 333 276 120,68 DM 

Schulden am Ende des Haushaltsjahres 50 615 514 616,58 DM 

Mithin Schuldenminderung 1 717 761 504,10 DM 
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Abgang 


Bestand am 

Ende des 
Haushaltsjahres 

Veränderungen 
des Bundes- 
vermögens 

mit 

ohne 

Abschreibungen 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 


6 

7 ' 

8 

9 

10 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 851 488,55 

2 021 539 031,84 

241 308 886,— 

29 841 003 536,— 

+ 1 090 866 397,— 

— 

— 

— 

7 300 000,— 

— 

6 851 488,55 

2 021 539 031,84 

241 308 886,— 

29 848 303 536,— 

+ 1 090 866 397,— 

481 954,15 

1 687 282,74 

2 079 370 631,44 

— 

— 


6 890 093,02 

1 862 331,55 

253 248 313,— 

+ 34 990 887,— 

— 

108 879,— 

— 

3 897 887,— 

+ 221 026,— 

458,70 

213 846,96 


836 361,50 

- 167 242,35 

458,70 

7 212 818,98 

1 862 331,55 

257 982 561,50 

+ 35 044 670,65 

510 268,95 

7 240 456,08 

— 

330 731 498,71 

- 2 282 061,73 

4 630 106,70 

260 710 244,45 

— 

4 445 724 083,97 

+ 205 793 611,59 

5 140 375,65 

267 950 700,53 

— 

4 776 455 582,68 

+ 203 511 549,86 

106 914 663,03 

124 856 247,14 

24 773 485,68 

2 902 899 896,— 

+ 86 988 834,— 

1 309 570 831,34 

3 998 272 324,43 

— 

46 205 408 262,57 

+ 1 599 522 808,92 

1 416 485 494,37 

4 123 128 571,57 ^ 

24 773 485,68 

49 108 308 158,57 

+ 1 686 511 642,92 

— 

14 140 921,15 : 

— 

5 076 119 989,05 

+ 22 540 617,06 

1 

1 428 959 771,42 

6 435 659 326,81 

1 i 

2 347 315 334,67 

89 067 169 827,80 

+ 3 038 474 877,49 

3 256 979 408,47 

5 207 958 476,74 


48 502 010 220,14 


— 

1 285 500 000,— 

— 

1 866 300 000,— 


661 806,62 

8 802 585,79 

— 

247 204 396,44 


3 257 641 215,09 

6 502 261 062,53 

— 

50 615 514 616,58 



Am Ende des Haushaltsjahres bestehende Verpflich- 
tungen des Bundes aus Bürgschafts-, Gewährlei- 
stungs- oder anderen ähnlichen Zwecken dienenden 
Verträgen (§ 45 c RHO, § 61 RWB — § 71 Abs. 4 

VBRO) 50 831 474 795,44 DM 

gegenüber im Vorjahr 43 615 295 781,49 DM 
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33 . Die in der Vermögensrechnung 1969 für den 
Beginn des Haushaltsjahres nachgewiesenen Beträge 
sind bei allen Vermögensgruppen aus der Vermö- 
gensredinung 1968 richtig übernommen worden. 

34 . Nach der Vermögensrechnung 1969 haben die 
vermögenswirksamen Haushaltsausgaben bei 97 285 
Millionen DM Gesamtausgaben 11 094 Millionen DM 
betragen. Damit die Auswirkung der Haushalts- 
wirtschaft im Haushaltsjahr 1969 auf das Vermögen 
zutreffend erkannt werden kann, sind von den Ge- 
samtausgaben als lediglich durchlaufender Posten 
1 493 Millionen DM (Abführung der Ausgleichsab- 
gaben an den Lastenausgleichsfonds) abzusetzen. 
Von den dann verbleibenden 95 792 Millionen DM 
waren 11.6 v. H. vermögenswirksam. Im Haushalts- 
jahr 1968 waren es 14,7 v. H. und im Haushaltsjahr 
1967 15,4 v.H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Haus- 
haltsjahr 1969 haben 7 836 Millionen DM zur Meh- 
rung des Vermögens beigetragen gegenüber 8 133 
Millionen DM im Haushaltsjahr 1968 und 9 165 Mil- 
lionen DM im Haushaltsjahr 1967. Zur Tilgung der 
Schulden sind 3 258 Millionen DM verwendet wor- 
den; im Haushaltsjahr 1968 waren es 4 606 Millionen 
DM und im Haushaltsjahr 1967 2 998 Millionen DM. 

35 . Von den gesamten Haushaltseinnahmen des 
Haushaltsjahres 1969 (97 285 Millionen DM ab- 
züglich 1 493 Millionen DM — vgl. unter Nr. 34 — 
~ 95 792 Millionen DM) sind 4 746 Millionen DM 
vermögenswirksam gewesen, das sind 5,0 v. H. Dem- 
gegenüber wirkten sich im Haushaltsjahr 1968 16,4 
V. H. und im Haushaltsjahr 1967 12,9 v. H. auf das 
Vermögen des Bundes aus. 

36 . Das erhebliche Abweidien der Anteilsätze der 
vermögenswirksamen Ausgaben und Einnahmen im 
Haushaltsjahr 1969 gegenüber denen früherer Haus- 
haltsjahre wird u. a. auch durch das im Haushalts- 
jahr 1969 zunehmend ausgeweitete Nettoprinzip be- 
wirkt. 

37 . Nach der Vermögensrechnung 1969 hat sich das 
Vermögen während des Haushaltsjahres 1969 um 
3 038 Millionen DM vermehrt. Gleichzeitig haben 
sich die Schulden während des Haushaltsjahres 1969 
um 1 718 Millionen DM vermindert. 

38 . Vermögenswirksame Ausgaben, die zu einer 
Verminderung der Schulden geführt haben, sind im 
Haushaltsjahr 1969 mit rund 450 Millionen DM in 
der Verm'ögensrechnung nicht unmittelbar als Schul- 
denminderung dargestellt worden; sie sind auch in 
der Geldrechnung nicht als vorzeitige Tilgung nach- 
gewiesen. Die Erörterungen hierüber sind noch nicht 
abgeschlossen. 


Elektronische Datenverarbeitung 

39 . Für die elektronische Datenverarbeitung (EDV) 
werden in der Bundesverwaltung Ausgaben in be- 


trächtlicher Höhe geleistet. Der Bundesrechnungs- 
hof bemüht sich deshalb, nicht nur der Rechnungs- 
prüfung in diesem Bereich sein besonderes Augen- 
merk zuzuwenden, sondern auch schon im Zeitpunkt 
der Planung auf einen möglichst zweckmäßigen Ein- 
satz der Mittel hinzuwirken. 

40 . Unter Nr. 34 ff. der Denkschrift vom 15. Fe- 
bruar 1969 (Bundestagsdrucksache V/4066) sind 
einige grundsätzliche Hinweise zu Fragen der EDV 
gegeben worden. Gleichzeitig wurde eine spätere 
Stellungnahme insbesondere zu Prüfungsergebnis- 
sen auf Gebieten mit umfangreicher EDV-Anwen- 
dung in Aussicht gestellt. 

über die Ergebnisse der bisherigen Prüfungen auf 
dem Gebiet des maschinellen Berichtswesens der 
Bundeswehr und im Bereich des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft wird unter Nr. 157 bis 
171 und Nr. 251 bis 264 berichtet; diese Abschnitte 
sind ausführlicher gehalten, weil sie in wesentlichen 
Teilen nicht nur jeweils für die geprüfte Verwaltung 
von Bedeutung sein dürften. 

41 . Im übrigen weist der Bundesrechnungshof dar- 
auf hin, daß er seine Untersuchungen, die sowohl 
für die Ergebnisse der Redinungsprüfung als auch 
für die Beratung der Verwaltung im Planungs- 
stadium wesentlich sind, nicht in dem von ihm ge- 
wünschten Umfang durchführen kann, weil ihm fach- 
lich ausreichend vorgebildete Bedienstete nicht in 
«genügender Zahl zur Verfügung stehen. Dabei han- 
delt es sich allerdings um ein Problem, vor dem 
auch alle EDV-Anwender — ■ innerhalb und außer- 
halb der öffentlichen Verwaltung — stehen und auf 
das im folgenden weiter eingegangen wird. 

42 . über die Probleme, die sich aus der zunehmend 
verstärkten Anwendung der EDV ergeben, unter- 
richtet im einzelnen der Zweite Bericht der Bundes- 
regierung über die Anwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung in der Bundesverwaltung vom 
17. April 1970 (Bundestagsdrucksache VI/648). Der 
Bundesrechnungshof hat zu diesem Bericht eine 
Reihe von Anregungen gegeben. Er beschränkt sich 
daher im Rahmen dieser Darstellung auf einige Teil- 
probleme, um deren Bedeutung besonders hervor- 
zuheben. 

43 . Mit zunehmendem Einsatz von EDV-Anlagen 
wird der Mangel an EDV-Fachpersonal — auch in 
der öffentlichen Verwaltung — immer spürbarer. So 
hat eine namhafte Beratungsgesellschaft in einer 
Studie festgestellt, daß der chronische Mangel an 
EDV-Personal in vielen Bereichen als so gravierend 
empfunden wird, daß er sich als hemmend auf die 
weitere Ausbreitung der automatischen Datenver- 
arbeitung auszuwirken beginnt. Der personelle Eng- 
paß führe bei den Computeranwendern häufig „zu 
einem Zerbrechen der traditionellen Gehaltsstruk- 
tur", aber auch dazu, daß bei erheblicher Zunahme 
der theoretischen Leistungsfähigkeit der Anlagen 
die Möglichkeiten, die Hardware und Software bie- 
ten, im allgemeinen nicht ausreichend genutzt wür- 
den. Ein Mangel sei auch, daß der Schwerpunkt der 
Ausbildung noch immer bei den Herstellern liege. 
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Das Problem des Mangels an Fachkräften ist allge- 
mein erkannt worden, und viele Stellen bemühen 
sich um Abhilfe. Die mit vielen EDV-Anlagen aus- 
gestatteten Dienststellen der Bundesverwaltung ha- 
ben sich schon bisher um die Ausbildung von Fach- 
kräften bemüht. Die Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung in Birlinghoven, an der der 
Bund zu 90 v. H. und das Land Nordrhein-Westfalen 
zu 10 V. H. beteiligt sind, hat in Zusammenarbeit 
mit der Koordinierungs- und Beratungsstelle beim 
Bundesminis-terium des Innern besondere Lehrgänge 
eingerichtet. 

Die Ausbildungskapazität findet aber ihre Grenze 
an der Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbilder. 
Vordringlich erscheint deshalb deren verstärkte 
Heranbildung. Audi hier sind Ansatzpunkte für eine 
günstige Entwicklung erkennbar. 

Der Bundesrechnungshof hat nachdrücklich darauf 
hingewiesen, daß das Problem der Ausbildung von 
EDV-Fachkräften von entscheidender Bedeutung ist, 
so daß alle verantwortlichen Stellen ihm ihre be- 
sondere Aufmerksamkeit widmen sollten. Insbeson- 
dere ist es notwendig, hierfür genügend Haushalts- 
mittel bereitzustellen. Das ist zweckmäßiger und 
wirtschaftlicher als die mangels eigener Fachkräfte 
notwendige Hingabe erheblicher Gelder an Stellen 
außerhalb der Verwaltung oder gar der Verzicht 
auf die Entwicklung befriedigender Verfahren. Der 
Bundesrechnungshof »ist nicht der Auffassung, daß 
die Bundesregierung auf das Wissen externer Be- 
rater grundsätzlich verzichten kann; es sollte jedoch 
eine vernünftige Relation zwischen verwaltungs- 
eigener und externer Leistung erreicht werden. 

44 . Wie sich die Personalknappheit auswirken 
kann, hat sich z. B. in der Koordinierungs- und Be- 
ratungsstelle beim Bundesministerium des Innern 
gezeigt. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bun- 
desbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung hatte u. a im Dezember 1969 angeregt, ein- 
heitliche Grundsätze für Wirtschaftlichkeitsberech- 
nungen aufzustellen, einheitliche Bezeichnungen für 
das EDV-Fachpersonal zu schaffen und einheitliche 
Richtlinien für die Programmdokumentation zu ent- 
wickeln. 

Das Bundesministerium des Innern hat im August 
1970 mitgeteilt, daß nach den Stellungnahmen der 
Ressorts an Hand der Richtlinien und Unterlagen 
bei der Deutschen Bundespost, der Deutschen Bun- 
desbahn, dem Statistischen Bundesamt und dem 
Kraftfahrt-Bundesamt einheitliche Grundsätze für 
WirtschaftMchkeitsberechnungen entwickelt werden 
könnten. Zur Frage der einheitlichen Bezeichnungen 
für das EDV-Fachpersonal wolle es sich verstärkt 
in die Arbeiten der von den Tarifpartnern im öffent- 
lichen Dienst einberufenen Sachverständigen-Kom- 
mission zur Erarbeitung von Funktionsbeschreibun- 
gen einschalten. Zur Frage der Programmdokumen- 
tation wolle es die Richtlinien durch Bearbeitung 
und Ergänzung des von den Ressorts vorgelegten 
Materials vorbereiten. Abschließend hat es aber 
mitgeteilt, es werde nicht zuletzt von einer ausrei- 
chenden personellen Besetzung der Koordinierungs- 


und Beratungsstelle abhängen, in welchem Zeit- 
rahmen die Arbeiten durchgeführt werden könnten. 
Wegen der angespannten Personallage könnten zur 
Zeit noch keine Termine genannt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat es befürwortet, daß 
dem Bundesministerium des Innern genügend Stel- 
len bewilligt wurden. Dieses hatte aber lange Zeit 
Schwierigkeiten, das für die Besetzung der Stellen 
erforderliche Fachpersonal zu gewinnen. 

45 . Im Zusammenhang mit der Personalknappheit 
gewinnt auch die Frage der Koordinierung ein im- 
mer stärkeres Gewicht. Das gilt für die Koordinie- 
rung sowohl innerhalb des einzelnen Ressorts und 
innerhalb der Bundesverwaltung wie mit den Län- 
dern und kommunalen Gebietskörperschaften und 
nicht zuletzt mit Stellen außerhalb der öffentlichen 
Verwaltung. 

Bei der Koordinierung sind in letzter Zeit — nicht 
nur bei der bereits seit Jahren in dieser Richtung 
besonders aktiven Steuerverwaltung und auf dem 
Gebiet der Statistik — erfreuliche Fortschritte zu 
verzeichnen. In manchen Bereichen ist jedoch eine 
Verbesserung erforderlich. Als Beispiel dafür sOien 
die Geldleislungsgesetze genannt, die von den Län- 
dern ausgeführt werden. Für die Zahlbarmachung, 
zum Teil auch für die Berechnung, der nach diesen 
Gesetzen zu gewährenden Leistungen bedienen sich 
die Länder oder die von ihnen bestimmten Gemein- 
den (Gemeindeverbände) bereits weitgehend der 
EDV. Die erforderlichen Programme und Dienstan- 
weisungen werden von diesen Körperschaften oft 
ohne Fühlungnahme mit den betroffenen Bundes- 
ministerien und anderen mit EDV-Anlagen ausge- 
statteten, im gleichen Aufgabenbereich tätigen Ver- 
waltungen, erstellt. Das hat zur Folge, daß sich das 
nach wie vor knappe EDV-Personal dieser Stellen, 
insbesondere Problemanalytiker und Program- 
^ mierer, unabhängig voneinander mit den gleichen 
Aufgaben auf dem Gebiet der Verfahrens- ein- 
schließlich der Programmentwicklung befaßt. Es ist 
auch nicht auszuschließen, daß materiell-rechtliche 
Fragen verschieden behandelt werden. Ferner wer- 
den unterschiedliche Verfahren praktiziert, wodurch 
die Bundesaufsicht bezüglich der Gesetzmäßigkeit 
und Zweckmäßigkeit der Ausführung sowie die 
Rechnungsprüfung erschwert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, daß die 
obersten Bundesbehörden auf die Anwendung ein- 
heitlicher Verfahren bei der Ausführung von Bun- 
desgesetzen durch die Länder hinwirken. Das könnte 
z. B. dadurch geschehen, daß in den Fällen, in denen 
die Anwendung der EDV zweckmäßig ist, soge- 
nannte Programmiergruppen gebildet werden, in 
denen die Länder und das zuständige Bundesmini- 
sterium vertreten sind. Aufgabe einer solchen Ar- 
beitsgruppe wäre insbesondere die Erarbeitung des 
Entwurfs einer Musterdienstanweisung sowie des 
Programmablaufs zumindest in Form eines Block- 
diagramms. 

Diese Vorschläge sind nicht neu. Nach ihnen wird 
u. a. in der Steuerverwaltung und bei der Statistik 
schon seit Jahren mit gutem Erfolg verfahren. Der 
Bundesrechnungshof möchte aber mit seiner Anre- 
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gung dazu beitragen, daß dieses Verfahren in ver- 
stärktem Maße angewendet wird. 


46 . Die Öffentliche Verwaltung ist — als Einheit 
betrachtet — der größte Benutzer von EDV-Anlagen. 
Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes hat sie je- 
doch die Möglichkeiten, als Großabnehmer günstige 
Lieferungsbedingungen zu erhalten, bei Vertrags- 
abschlüssen mit den Herstellern nicht immer aus- 
reichend genutzt. Der Bundesrechnungshof hat des- 
halb schon Anfang 1969 angeregt, sich intensiver 
darum zu bemühen, daß einheitliche Bedingungen 
festgelegt werden, auf deren Grundlage die öffent- 
liche Hand bereit ist, Verträge über die Lieferung 
von EDV-Anlagen abzuschließen. Das Bundesmini- 
sterium des Innern hat diese Anregung aufgegriffen. 
In einem Arbeitskreis, in dem auch die Länder und 
Gemeinden vertreten sind, wurden entsprechende 
Entwürfe erarbeitet, die zur Zeit mit den Hersteller- 
firmen beraten werden. 

47 , Die, Verwaltung bedient sich zur Planung und 
Vorbereitung der Durchführung von EDV-Verfahren 
vielfach externer Berater. Das Bundesministerium 
der Finanzen hat auf Grund seiner Erfahrungen 
Vorschläge gemacht, die auch auf diesem Gebiet eine 
einheitliche Vertragsgestaltung ermöglichen sollen. 
Der Bundesrechnungshof hat diese Vorschläge unter- 
stützt. Auch hier hat das Bundesministerium des 
Innern die Arbeiten in letzter Zeit stark vorange- 
trieben, so daß eine befriedigende Lösung in Sicht 
ist. 


Über- und außertarifliche Angestellten 
Vergütungen 


48 . Seit dem Regierungswechsel im Oktober 1969 
sind mit einer erheblich größeren Zahl höherer An- 
gestellter als in den Jahren zuvor Vergütungen ver- 
einbart worden, die über die Sätze des Bundes-An- 
gestelltentarifvertrages hinausgehen. Es handelt sich 
einmal um Bedienstete, die Bezüge nach der Allge- 
meinen Dienstordnung für übertarifliche Angestellte 
im öffentlichen Dienst des Bundes und der Länder 
— dem Ministerialrat der Besoldungsgruppe A 16 
vergleichbar — erhalten, hauptsächlich aber um 
solche mit darüberliegenden Bezügen. Das Bundes- 
ministerium des Innern hat die Gesamtzahl dieser 
Angestellten zum 10. August 1970 auf 44 beziffert. 
Bis dahin sind folgende über die Besoldungsgruppe 
A 16 hinausgehenden Vergütungen vereinbart wor- 
den: 


3 entsprechend Bll (Staatssekretär), 

2 entsprechend B 10 (z. B. die Präsidenten der 

obersten Gerichtshöfe des 
Bundes), 


3 entsprechend B 9 (Ministerialdirektor), 

5 entsprechend B 6 (Ministerialdirigent), 

1 entsprechend B 5 (z. B. Präsident einer Mittel- 

behörde), 


11 entsprechend B 3 (Ministerialrat, soweit nicht 
in A 16), 

1 entsprechend B 2 (Direktor und Professor). 

Hierin ist die Verwaltung des Deutschen Bundes- 
tages nicht berücksichtigt. 

In mehreren Fällen, die Angestellte in der Funktion 
von sogenannten politischen Beamten betreffen, ist 
zusätzlich ©ine Versorgung entsprechend dem Beam- 
tenrecht zugesagt worden. Die Höhe der vereinbar- 
ten Bezüge ist vielfach mit der Höhe der Einkünfte 
begründet worden, die die Bediensteten bis dahin 
außerhalb des öffentlichen Dienstes bezogen haben. 
Ein Teil dieser Angestellten ist inzwischen in das 
Beamtenverhältnis übernommen worden, und zwar 
unmittelbar in die entsprechenden Besoldungsgrup- 
pen. 


49 , Der Bundesrechnungshof hat mit Schreiben 
vom 26, Februar 1970 das Bundesministerium des 
Innern insbesondere darauf hingewiesen, es gehe 
nicht an, die Höhe der Vergütung mit der Begrün- 
dung zu rechtfertigen, dem Bediensteten müsse sein 
Besitzstand erhalten bleiben. Bei einem Vergleich 
zwischen den Bezügen müßten die daneben einge- 
räumten Vorteile des öffentlichen Dienstes, z. B, die 
Anwartschaft auf Versorgung in Anlehnung an das 
Beamtenrecht, die Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, längerer Ur- 
laub als in der Privatwirtschaft, berücksichtigt wer- 
den. Andernfalls liege eine nicht zu vertretende 
Kumulierung der für den Arbeitnehmer jeweils vor- 
teilhafteren Regelungen des öffentlichen Dienstes 
und der privaten Wirtschaft vor. 

Der Bundes rechnungshof hat weiter darauf hinge- 
wiesen, daß es auch aus allgemeiner tarifpolitischer 
Sicht nicht vertretbar erscheine, daß — ■ wie in letzter 
Zeit vielfach geschehen — Angestellten in jüngerem 
Lebensalter und ohne Bewährung im öffentlichen 
Dienst, z. T. sogar ohne jede Berufserfahrung, von 
Anfang an Vergütungen in derartiger Höhe zuge- 
standen würden. Es widerspreche der praktischen 
Lebenserfahrung, daß diese Kräfte bereits vom 
ersten Tage an das zu leisten vermöchten, wofür in 
aller Regel ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
ein mehrjähriger Vorbereitungsdienst und eine an- 
gemessen lange Berufserfahrung Voraussetzung 
seien. 

Der Bundesminister des Innern hat die Bedenken 
des Bundesrechnungshofs am 9. April 1970 im Kabi- 
nett vorgetragen. Mit Rundschreiben vom 6. Mai 
1970 hat er das Schreiben des Bundesrechnungshofs 
den anderen Bundesministerien mitgeteilt. Er hat 
dabei darauf hingewiesen, daß er sich den Bedenken 
des Bundesrechnungshofs nicht verschließe, und ge- 
beten, ihnen Rechnung zu tragen. 

Die Angelegenheit war später Gegenstand einer 
Kleinen Anfrage von Abgeordneten an die Bundes- 
regierung (Bundestagsdrucksachen Vl/1080 und 
VI/1153). 

Seit dem 10. August 1970 haben sich die Verhält- 
nisse nicht entscheidend geändert. Zwar ist die 
Zahl der Fälle etwas zurückgegangen, in denen 
außertariflich höhere Vergütungen als nach der 
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Besoldungsgruppe B 3 vereinbart worden sind. Das 
gilt jedoch nicht für Angestellte mit Vergütungen 
nach der Besoldungsgruppe B 3 und darunter. 

Der Bundesredinungshof beobachtet die Entwicklung 
weiter und behält sich vor, erneut zu berichten. 
Schon jetzt sollte die Bundesregierung es sich ange- 
legen sein lassen, in jedem Falle nachhaltiger zu 
prüfen, ob nicht bei der Besetzung freier Dienst- 
posten mehr als bisher auf geeignete Kräfte aus 
den eigenen Geschäftsbereichen zurückgegriffen 
werden kann. 


Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen 
und dienstliche Mitbenutzung 
privater Fernsprechanschiüsse 

50 . Unter Nr. 19 der Denkschrift vom 5. April 1961 
(Drucksache 2751, Deutscher Bundestag, 3. Wahl- 
periode 1957) ist bereits die Auffassung vertreten 
worden, daß in den Bevölkerungsschichten, denen 
die Inhaber dienstlicher Fernsprechanschlüsse über- 
wiegend angehören, ein Fernsprechanschluß allge- 
mein üblich sei. Daher könne Verwaltungsangehöri- 
gen die Unterhaltung eines Fernsprechanschlusses 
aus eigenen Mitteln im allgemeinen besonders dann 
zugemutet werden, wenn sie Dienstaufwandsent- 
schädigung oder ähnliche Bezüge erhalten, welche 
die mit der dienstlichen Stellung und Tätigkeit ver- 
bundenen besonderen Aufwendungen pauschal ab- 
gelten sollen. 

51 . Seit 1961 haben sich die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse im persönlichen Bereich allgemein so gün- 
stig entwickelt und verbessert, daß diese Auffassung 
heute mit noch größerer Berechtigung gilt. Die Zahl 
der Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen und 
der anerkannten privaten Wohnungsanschlüsse 
(Nr. 9 der Dienstanschlußvorschriften — DAV — ) ®) 
ist jedoch nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes inzwischen teilweise noch gestiegen. Das 
gleiche hatte bereits im Jahre 1968 der Bundes- 
minister der Finanzen in einem Schreiben an alle 
obersten Bundesbehörden festgestellt. Die Verbes- 
serung der allgemeinen Wohlstandssituation hat 
also nicht zu einer Verringerung dieser Fernsprech- 
anschlüsse geführt. Sie belasten weiter den Bundes- 
haushalt. Mit der Angelegenheit hat sich auch der 
Haushalt saus schuß des Bundestages am 12. Novem- 
ber 1970 befaßt. 

Die große Zahl dieser Fernsprechanschlüsse dürfte 
zwar teilweise darauf beruhen, daß der bei ihrer 
Genehmigung oder Anerkennung anzulegende enge 
Maßstab nicht streng genug gehandhabt wird. Der 
Kreis der Inhaber solcher Fernsprechanschiüsse wird 
sich aber nur dadurch drastisch einengen lassen, daß 
der Dienstherr keine Aufwendungen, z. B. Einrich- 
tungskosten oder Grundgebührenanteile mehr über- 
nimmt, wenn der Fernsprechteilnehmer nach seinen 
Einkommensverhältnissen zu dem Kreis von Perso- 


6) i. d. F. vom 1. März 1967 (MinBlFin S. 90) 


nen gehört, bei denen der Femsprechanschluß eine 
selbstverständliche Einrichtung der privaten Lebens- 
haltung geworden ist und damit zum üblichen 
Lebensstandard gehört. Dies gilt insbesondere für 
die Beamten und Angestellten des höheren Dienstes, 
u. U. auch für Beamte und Angestellte des geho- 
benen Dienstes in Spitzenstellungen. Zumindest bei 
diesem Personenkreis ist das private Interesse an 
einem Fernsprechanschluß fast ausnahmslos vor- 
handen. Eine Notwendigkeit, den Bundeshaushalt 
wegen gelegentlicher dienstlicher Mitbenutzung mit 
der halben monatlichen Grundgebühr und u. U. mit 
Einrichtungskosten zu belasten, ist hier nicht zu 
erkennen. Soweit ausnahmsweise ein privater Fern- 
sprechanschluß nicht vorhanden ist und auch nicht 
gewünscht wird, sollte ein Wohnungsdienistanschluß 
ohne private Mitbenutzung vorgesehen werden 
(Nr. 22 DAV). Der Mehrzahl der übrigen Beamten 
und Angestellten sowie den Arbeitern, denen aus 
sozialen Gründen die Haltung von Privatanschlüssen 
nicht zugemutet werden kann, sollten dagegen bei 
Bedarf auch künftig Wohnungsdienst anschlüsse zu- 
gestanden werden, falls sie nicht schon private 
Fernsprechanschiüsse besitzen. 

52 . Gründe, die früher bei Beamten und Angestell- 
ten des höheren Dienstes für die Genehmigung von 
Fernsprechdienstanschlüssen in Wohnungen oder 
von anerkannten privaten Wohnungsanschlüssen 
angeführt wurden, sind nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes jedenfalls gegenwärtig nicht mehr 
anzuerkennen. Die Frage, ob ein Bediensteter ge- 
zwungen werden kann, sich einen Fernsprechan- 
schluß einrichten zu lassen, dürfte sich praktisch 
nicht mehr stellen. Dem Grundsatz, daß der Dienst- 
herr den von ihm veranlaßten Aufwand seiner Be- 
diensteten zu tragen hat, wäre Genüge getan, wenn 
diesen die Gebühren für dienstliche Orts- und Fern- 
gespräche — in geeigneten Fällen pauschaliert — 
erstattet werden. Im übrigen verzichten zahlreiche 
Beamte und Angestellte, die ihren privaten An- 
schluß, wenn auch vielfach nur in geringerem Um- 
fange, für dienstliche Gespräche benutzen, in der 
Regel auf die Erstattung der Gebühren. 

53 . Der Bundesminister der Finanzen hat in der 
vergangenen Zeit eine dieser Auffassung entspre- 
chende Änderung der Dienstanschlußvorschriften 
schon unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehand- 
lung nicht für richtig gehalten. Die Verwaltungs- 
praxis läßt jedoch auf zahlreichen Gebieten differen- 
zierende Abstufungen zu. Die sozialen Unterschiede 
des in Betracht kommenden Personenkreises sind so 
groß, daß bei einer sachgerechten differenzierenden 
Regelung nach Besoldungs- und Vergütungsgruppen 
von einer ungleichen Behandlung gleicher Sachver- 
halte nicht gesprochen werden kann. 

Die Bundesregierung sollte sich daher nunmehr 
einer Neuregelung der Angelegenheit im Sinne 
der Anregungen des Bundesrechnungshofes nicht 
länger verschließen. Das würde Haushaltsmittel ein- 
sparen und die Verwaltung vereinfachen, ohne daß 
wesentliche Belange des betroffenen Personen- 
kreises berührt würden. 
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Kantinenrichtlinien 

54 . Für die Einrichtung und den Betrieb von Kan- 
tinen hat das Bundesministerium des Innern am 
7. Juli 1954 „Richtlinien für Kantinen bei Dienst- 
stellen des Bundes" (Kantinenrichtlinien) erlas- 
sen, die seither nahezu unverändert weitergelten. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat als 
Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung bereits im Oktober 1959 ein „Gutachten 
zum Kantinenwesen der Obersten Bundesbehörden" 
erstattet; außerdem hat er im Juni 1965 „Vorschläge 
zur Verminderung des Verwaltungsaufwands, der 
bei den Bundesdienststellen durdi die Gewährung 
des Zuschusses zur Kantinenverpflegung entsteht" 
den Ressorts zugeleitet und dem Haushalts- sowie 
dem Rechnungsprüfungsausschuß des Bundestages 
vorgelegt. Der Bundesrechnungshof hat sich in zahl- 
reichen Einzelprüfungsmitteilungen mit dem Kan- 
tinenwesen in der Bundesverwaltung beschäftigt. 

Auch der Haushaltsausschuß hat sich mehrfach, so 
am 13. Dezember 1967 und am 29. Januar 1970, mit 
der Änderung der Kantinenrichtlinien des Bundes, 
insbesondere hinsichtlich des Verfahrens der Zu- 
schußgewährung und der Essenmarkenausgabe, be- 
faßt. 

Immer wieder hat es sich gezeigt, daß die Kantinen- 
richtlinien in verschiedener Hinsicht der Klarstel- 
lung, Änderung und Ergänzung bedürfen. Der Bun- 
desrechnungshof und der Bundesbeauftragte für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung haben das Bun- 
desministerium des Innern wiederholt gebeten, die 
Kantinenrichtlinien zu überarbeiten. Von diesem in 
der Zwischenzeit eingeleitete Maßnahmen haben 
jedoch bisher zu keinem abschließenden Ergebnis 
geführt, so daß nach wie vor die Kantinenricht- 
linien von den Bundesdienststellen verschieden aus- 
gelegt werden und einige Ressorts eigene und damit 
unterschiedliche ergänzende Richtlinien herausge- 
ben mußten. Eine große Zahl von Mängeln hat hier 
ihre Ursache. 

55 . Dem Bundesministerium des Innern sind die 
wesentlichen Punkte, die bei einer Überarbeitung 
der Kantinenrichtlinien in Betracht kommen, mehr- 
fach aufgezeigt worden. So sollte eindeutig ge- 
regelt werden, ob und inwieweit die Verwaltung 
neben dem Essenzuschuß auch die Kosten für erst- 
malige Anschaffung, Unterhaltung und Ersatz von 
Einrichtungsgegenständen der Kantinen tragen darf. 
Für Regiekantinen sollte klar bestimmt werden, ob 
das Personal aus Kantinen- oder aus Haushalts- 
mitteln bezahlt werden soll; Buchführung, Lagerver- 
waltung und Abrechnungsverfahren bedürfen einer 
klaren Regelung. Für Pachtkantinen sollte ein Mu- 
sterpachtvertrag entworfen und die Überwachung 
durch Verwaltung und Personalvertretung geregelt 
werden. 

Im einzelnen soll auf diese und eine Vielzahl wei- 
terer Fragen nicht eingegangen werden; bei der par- 
lamentarischen Behandlung dieser Bemerkung kön- 
nen sie im einzelnen vorgetragen werden. 

GMBl. S. 374 


56 . Zwei weitere Probleme haben sich seit Erlaß 
der Kantinenrichtlinien immer wieder gestellt und 
sind in der Verwaltung eingehend und mit erheb- 
lichem Zeitaufwand immer wieder diskutiert wor- 
den, nämlich, wie der Essenszuschuß des Bundes 
von 1, — DM je Arbeitstag am wenigstens Verwal- 
tung sauf wendig gewährt werden kann und wofür 
und in welcher Weise er verwendet werden darf. 

Die Kantinenrichtlinien sehen vor, daß der Zuschuß 
von 1, — DM für eine ausgegebene Hauptmahlzeit 
je Arbeitstag den Kantinen gegen Vorlage der Eß- 
marken unmittelbar gezahlt wird. Sie enthalten aber 
keinen Hinweis darüber, nach welchem Verfahren 
die Zuschußmarken ausgegeben und abgeredinet 
werden sollen oder wie die zweckdienliche Verwen- 
dung des Zuschusses zu überwachen ist. Dadurch 
haben sich in der Bundesverwaltung unterschiedliche 
Verfahren entwickelt. Neben einer großzügigen 
Auslegung der Bestimmungen mit entsprechend ein- 
fachem Kontrollverfahren und verhältnismäßig ge- 
ringem Verwaltungsauf wand finden sich nahezu 
perfektionistische Verfahren, die einen erheblichen 
Verwaltungs- und Personalaufwand verursachen. 

Bei der Gewährung des Zuschusses werden nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes drei ver- 
schiedene Verfahren angewendet. Einige Dienst- 
stellen geben Marken im Werte des täglichen Zu- 
schusses unentgeltlich gegen Quittung aus; beim 
Empfang der Mahlzeit geben die Bediensteten die 
Zuschußmarke ab und zahlen den Mehrpreis des 
Essens bar. Andere Dienststellen geben Marken im 
Werte der Mahlzeit an die Bediensteten gegen Zah- 
lung des über den Zuschuß hinausgehenden Betrages 
ab. Wieder andere Dienststellen geben neben den 
unentgeltlichen Zuschußmarken für den Mehrpreis 
der Mahlzeit gesonderte Wertmarken entgeltlich 
ab ( „ Zwei-Marken- Verfahren" ) . 

Noch unterschiedlicher wird bei der Verwendung 
des Essenzuschusses verfahren. Teilweise ist diese 
auf die Einnahme einer warmen Mahlzeit be- 
schränkt, teilweise können aber auch die verschie- 
densten Artikel des täglichen Bedarfs, sogar Spiri- 
tuosen und Textilien, für Zuschußmarken erworben 
werden; allein bei einer Bundesoberbehörde wurden 
in einem Jahr zwei Drittel des Zuschusses so ver- 
wendet. Dieses Verfahren verstößt gegen die Kan- 
tinenrichtlinien. Sofern überhaupt an eine Lockerung 
gedacht werden sollte, müßten die Lohnsteuerricht- 
linien beachtet werden, nach deren Abschnitt 15 
(1970) zu den Mahlzeiten alle Speisen und Getränke 
gehören, die üblicherweise der Ernährung dienen. 

57 . In den Vorschlägen vom Juni 1965 ist angeregt 
worden, den Essenszuschuß pauschal zu zahlen, und 
zwar entweder jedem Bediensteten gemeinsam mit 
der Gehalts- oder Lohnzahlung oder, was auch aus 
lohnsteuerlichen Gründen günstiger wäre, unmittel- 
bar für jeden Essenteilnehmer an die Kantine. 

Gegenüber dem bisherigen Verfahren, das die Ver- 
wendung von Essenmarken vorsieht, würde der 
Verwaltungsaufwand erheblich vermindert und ein 
Mißbrauch des Essenzuschusses weitgehend vermie- 
den werden; bei Zahlung des Zuschusses unmittel- 
bar an die Kantine wäre die auch dem Steuerrecht 
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zugrunde liegende Zweckbestimmung erfüllt, daß 
der Essenzusdiuß nur für Kräfte bestimmt ist, die an 
der Kantinenverpflegung teilnehmen. 

58 . Das Bundesministerium des Innern hat sich den 
Vorschlägen des Bundesrechnungshofes bisher nicht 
angesdilossen. Es hat jedoch auch keine überzeugen- 
den Gründe dargetan, die der Einführung dieser 
Verfahren allgemein entgegenstehen könnten. So- 
weit die vorgeschlagene Pauschalierung des Essen- 
zuschusses im Einzelfall nicht durchführbar sein 
sollte, müßte das Zwei-Marken-Verfahren durch die 
Richtlinien unterbunden werden, weil sich bei ihm 
zu viele Mißbrauchsmöglichkeiten ergeben. Bei Ver- 
wendung besonderer Zuschußmarken kann weder 
die Empfangsberechtigung noch die ordnungsge- 
mäße Verwendung mit vertretbarem Verwaltungs- 
aufwand ausreichend überwacht werden. 

Die Kantinenrichtlinien müßten, wenn die Verwen- 
dung von Essenmarken beibehalten werden soll, 
verbindlich vorsehen, daß — wie es vielfach auch in 
der privaten Wirtschaft geübt wird — an jeden Be- 
diensteten pro Mahlzeit nur eine Essenmarke aus- 
gegeben wird, die gegen Zahlung des über den Zu- 
schußbetrag hinausgehenden Essenpreises erworben 
werden kann. Bei diesem Verfahren könnte auf die 
Nachprüfung der Empfangsberechtigung weitgehend 
verzichtet werden. Der Kantine würde dann der 
Zuschußbetrag gegen Hergabe der bei ihr abgegebe- 
nen Essenmarken vergütet, Ihr müßte allerdings 
auferlegt werden, die Essenmarken nur zur Bezah- 
lung der Hauptmahlzeit, in besonderen Ausnahme- 
fällen auch einer Standard-Kaltverpflegung, in kei- 
nem Fall aber für andere Waren anzunehmen und 
hierüber getrennt Buch zu führen. 

In geeigneten Fällen könnten auch zur Vermeidung 
höheren Verwaltungsaufwandes die Essenmarken 
durch einen Markenautomaten ausgegeben werden, 
sofern nur Berechtigte zu ihm Zutritt haben. 

59 . Die Berücksichtigung dieser Vorschläge würde 
keineswegs dazu führen, daß die im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten schlechter gestellt würden als 
die Beschäftigten anderer Berufe. Das zeigt ein Ver- 
gleich mit dem Kantinenwesen in Industrie- und 
Wirtschaftsbetrieben. Hier werden die Werkkan- 
tinen überwiegend in eigener Regie geführt; Ver- 
pachtungen sind selten. Die Essenteilnehmer er- 
halten im allgemeinen gegen Zahlung eines eigenen 
Kostenanteils, der oft wöchentlich im voraus ge- 
leistet werden muß und verschiedentlich dem für ein 
Essen vorgesehenen Warenwert entspricht, je Tag 
eine Essenmarke für eine warme Mahlzeit; die Mar- 
ken gelten häufig nur jeweils für einen bestimmten 
Tag. Die Essenmarken werden nur beim Empfang 
der warmen Mittagsmahlzeit eingelöst; für andere 
Waren können diese Marken in keinem Fall — auch 
nicht für sogenannte Kaltverpflegung — in Zahlung 
gegeben werden. Bei zahlreichen Betrieben gibt es 
nur ein Menü täglich, also keine Auswahlessen. 
Dem Rücklauf der Essenmarken wird meist kein Ge- 
wicht beigemessen, da davon ausgegangen wird, 
daß die gegen Bezahlung erworbenen Marken in 
vollem Umfang bei der Essenausgabe eingelöst wer- 


den. Bezahlte, aber nicht am Gültigkeitstag ver- 
brauchte Essenmarken können später nicht mehr 
verwendet werden. Ihr Preis wird oft, besonders 
bei einer „Durchschnittskalkulation", auch nicht zu- 
rückerstattet. 

60 . Der Bundesrechnungshof hält es nach wie vor 
für dringend erforderlich, die Kantinen richtlinien 
unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausfüh- 
rungen zu überarbeiten und nach entsprechender 
Ergänzung neu bekanntzugeben. Hierbei sollte be- 
sonders für die Gewährung des Essenzuschusses ein 
Verfahren gefunden werden, durch das unnötiger 
Verwaltungsaufwand vermieden und eine unzuläs- 
sige Verwendung des Zuschusses nach Möglichkeit 
unterbunden wird. 

Im übrigen sollte der Verwaltung die laufende Über- 
prüfung und Überwachung der Kantinen zur Pflicht 
gemacht werden. 


Förderung der sozialwissenschaftlichen 

Forschung und von Maßnahmen 

zur Verbesserung des Gefahrenschutzes 

61 , Seit etwa 20 Jahren gewährt das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung Zuwen- 
dungen zur „Förderung der sozialwissenschaftlichen 
Forschung" und zur „Förderung von Maßnahmen 
zur Verbesserung des Gefahrenschutzes". Bis 1967 
sind die Haushaltsansätze mit insgesamt etwa 
450 000 DM nahezu unverändert geblieben. Seit 1968 
ist dagegen ein beträchtliches Ansteigen zu verzeich- 
nen. So sind 1968 insgesamt 680 000 DM, 1969 
743 000 DM und 1970 1 342 000 DM für diese Zwecke 
veranschlagt worden. Für 1970 ist außerdem der 
neue Titel 685 12 (Förderung der Erforschung der 
sozialen Auswirkung des technischen Fortschritts 
und des Strukturwandels — Arbeitskreis Automa- 
tion — ) hinzuzurechnen, so daß ein Haushaltsansatz 
von 2 242 000 DM für diese Zwecke zur Verfügung 
stand. 

Der größte Teil der Ausgaben ist bisher für die 
Finanzierung von Forschungsaufträgen geleistet 
worden. Das Schwergewicht lag dabei auf dem Ge- 
biet der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Hier- 
für und insbesondere für die Erforschung der sozia- 
len Auswirkungen des technischen Fortschritts und 
des Struktur Wandels sind für das Haushaltsjahr 1971 
mehr als 2,3 Millionen DM bewilligt worden. 

62 . Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes sind die Ausgaben des Bundesministeriums 
auf diesem Gebiet zum Ende der Haushaltsjahre 
besonders hoch; sie betrugen z. B. im letzten Quartal 
des Haushaltsjahres 1969 bei einem Titel (532 01) 
57,3 V. H. der im Haushaltsjahr für diesen Zweck 
insgesamt geleisteten Einzelausgaben, 31,5 v. H. 
der Ausgaben wurden sogar erst in den letzten zwei 
Wochen des Jahres geleistet. 

Die Prüfung hat ergeben, daß die anweisenden Stel- 
len bestrebt waren, noch vor dem Abschluß der 
Bücher möglichst viele Zuwendungen zu bewilligen 
und Zahlungen zu leisten. Dies geschieht erfah- 
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rungsgemäß in der Absicht, für das ablaufende 
Haushaltsjahr hohe Istausgaben nachweisen zu kön- 
nen und nur geringe Ausgabereste in das nächste 
Haushaltsjahr übertragen zu müssen. In den Haus- 
haltsjahren 1967 und 1968 waren die Anteile der 
kurz vor Jahresende angewiesenen Zahlungen nur 
geringfügig niedriger. Die Zuwendungen sind oft 
früher bewilligt und angewiesen worden, als es zur 
Bewirkung fälliger Zahlungen im Rahmen des Ver- 
wendungszweckes nötig war. Damit ist gegen § 26 
Abs. 1 RHO bzw. § 34 Abs. 2 BHO verstoßen wor- 
den. Das Bundesministerium wird dafür zu sorgen 
haben, daß solche Verstöße künftig vermieden wer- 
den. Es will sicherstellen, daß die Bestimmungen der 
Bundeshaushaltsordnung künftig beachtet werden. 

63. Aufträge in dem hier erörterten Bereich ver- 
gibt und finanziert nicht nur das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung. Auch die Bundesan- 
stalt für Arbeit, die gemäß § 3 Abs. 2 des Arbeits- 
förderungsgesetzes ®) verpflichtet ist, Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung zu betreiben, fördert seit dem 
Jahre 1967 in steigendem Umfang solche For- 
schungsvorhaben. Sie hat außerdem ein Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung errichtet, das 
durch eigene Forschungsarbeiten u. a. Grundlagen 
für vorbeugende Maßnahmen zur Verhütung von 
Arbeitslosigkeit schaffen soll. 

Daneben beteiligt sich das Bundesministerium für 
Wirtschaft (jetzt: für Wirtschaft und Finanzen) mit 
nicht unerheblichen Beträgen an der Finanzierung 
von Untersuchungen auf dem Gebiet der Arbeits- 
markt- und Berufsforschung. Ferner erteilen einzelne 
Bundesländer Forschungsaufträge auf diesem Ge- 
biet oder sie beteiligen sich an den Kosten für der- 
artige Vorhaben. Universitäten, Institute und son- 
stige Einrichtungen sind — zumeist mit finanzieller 
Unterstützung durch Bund oder Länder — mit eige- 
nen Untersuchungen in diesem Bereich tätig. Das 
gilt künftig auch für das neu geschaffene Bundes- 
institut für Berufsbildungsforschung. Die Fülle des 
dadurch zur Verfügung stehenden heterogenen 
Materials erschwert den Überblick und seine weitere 
Verarbeitung. 

64. Die Bemühungen der Bundesregierung um ein 
stetiges Wachstum der Wirtschaft, der technische 
Fortschritt und der Strukturwandel der Arbeits- 
plätze können auf dem Arbeitsmarkt zu wirtschaft- 
lichen, sozialen und gesellschaftlichen Spannungen 
führen. Damit ihnen wirksam begegnet werden 
kann, sollte für die bisher vornehmlich auf Einzel- 
fragen abgestellte und oft ohne gegenseitige Ab- 
stimmung der Auftraggeber durchgeführte Arbeits- 
markt- und Berufsforschung ein Gesamtkonzept er- 
arbeitet w:erden. Eine planmäßige Zusammenarbeit 
der Auftraggeber war bisher nur in Ansätzen fest- 
zustellen. 

Zur wirkungsvolleren und wirtschaftlicheren Ver- 
wendung der Mittel hat der Bundesrechnungshof 
daher empfohlen, eine Arbeitsgemeinschaft zu bil- 
den, die einen Gesamtplan für die künftige Arbeits- 

») vom 25. Juni 1969 (BGBl. I 582) 


markt- und Berufsforschung aufstellt, Dringlichkeits- 
stufen für die einzelnen Vorhaben festlegt und die 
Erteilung der Aufträge entsprechend den zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln koordiniert, Ihr sollten 
die Bundesministerien für Arbeit und Sozialordnung 
und für Wirtschaft und Finanzen, die Bundesanstalt 
unsd gegebenenfalls die Länder angehören, die Zu- 
wendungen für diesen Forschungszweig gewähren. 

Die Finanzträger sollten außerdem ihre Vorhaben 
auf dem Gebiet der Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung aufeinander abstimmen. Dabei sollten alle 
Forschungsvorhaben, die isich unmittelbar auf den 
Arbeitsmarkt auswirken, allein der Bundesanstalt 
(Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) 
Vorbehalten werden. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung hat nunmehr einen Arbeitskreis mit den vom 
Bundesrechnungshof empfohlenen Mitgliedern ge- 
bildet. 

65. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, sicher- 
zustellen, daß die Ergebnisse der zahlreichen Unter- 
suchungen dieses Forschungsbereichs einem breiten 
Interessentenkreis zur Verfügung stehen. Er hat es 
als erforderlich bezeichnet, daß sie deshalb an einer 
Stelle gesammelt werden und daß für ihre Aus- 
wertung gesorgt wird. Das gilt nicht nur für ver- 
öffentlichte Untersuchungsergebnisse, sondern auch 
für solche, die nur für eine bestimmte Dienststelle 
erai'beitet werden und von allgemeinem Interesse 
sein können. 

Den Anregungen ist das Bundesministerium nach- 
gekommen. 


Besondere Prüfungsergebnisse 

Deutscher Bundestag 

(Einzelplan 02) 

Deutscher Bundestag 

(Kapitel 02 01) 

Bezüge der planmäßigen Beamten 

(Titel 422 01) 

Vergütungen der Angestellten 

(Titel 425 01) 

Löhne der Arbeiter 

(Titel 426 01) 

Haushaltsjahre 1969 und 1970 

66. Die Fraktionen des Deutschen Bundestages 
erhalten zur Unterhaltung ihrer Büros sowie zur 
Bezahlung ihrer wissenschaftlichen Mitarbeiter und 
ihrer Hilfskräfte laufende Zuschüsse (Titel 685 01). 
Im Haushaltsplan 1969 waren für diesen Zweck 
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5 323 200 DM, im Haushaltsplan 1970 9 861 600 DM 
bereitgestellt; für 1971 sind 17 449 300 DM bewilligt. 

Den Fraktionen werden jedoch von der Bundes- 
tagsverwaltung seit Jahren Kräfte des Boten- 
dienstes zur Verfügung gestellt, die ihre Bezüge 
aus den Titeln 422 01, 425 01 und 426 01 erhalten. 
Im Oktober 1970 waren es 17 Personen. 

Im Hinblick auf das Erfordernis der Haushaltswahr- 
heit und -klarheit und auf das grundsätzliche Ver- 
bot, für denselben Zweck Ausgaben aus verschie- 
denen Titeln zu leisten, (§ 35 Abs. 2 BHO) sind die 
Fraktionen gehalten, das gesamte von ihnen be- 
nötigte Personal zu Lasten des Titels 685 01 selbst 
zu beschäftigen. Das ist auch aus arbeits-, sozialver- 
sicherungs- und haftungsrechtlichen Gründen not- 
wendig. 

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages ist der 
Ansicht, daß eine klare Trennung zwischen Bundes- 
tagsverwaltungs- und Fraktionsangelegenheiten 
insoweit schwer möglich sei. Im übrigen handele es 
sich bei den zu den Fraktionen abgestellten Be- 
diensteten fast ausnahmslos um Beamte. Ihnen sei 
nicht zuzumuten, aus dem Beamtenverhältnis aus- 
zuscheiden. Die Verwaltung will sich indessen um 
eine befriedigende Lösung bemühen. 

Die Bundestagsverwaltung hat im übrigen auch der 
Deutschen Parlamentarischen Gesellschaft e. V. 
Personal, nämlich eine Angestellte als Geschäfts- 
führerin und einen Amtsboten, zur Verfügung ge- 
stellt; hierfür gelten die Ausführungen entspre- 
chend. 

67. Von Lohnempfängern der Bundestagsverwal- 
tung, insbesondere Hilfsamtsgehilfen, ist in den 
letzten Jahren in erheblichem Ausmaß Mehrarbeit 
geleistet worden. Sie betrug bei verschiedenen 
Hilfsamtsgehilfen mehr als 100 Überstunden im 
Monat. Ein Hilfsamtsgehilfe hat sogar in zwei auf- 
einanderfolgenden Monaten neben seiner Normal- 
arbeitszeit von 184 und 185 Stunden noch 194 und 
195,5 Überstunden geleistet. In allen Fällen ist der 
volle Lohn nebst Überstundenzuschlag für die ge- 
samte Stundenzahl gezahlt worden. 

Solche Fälle sind nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofes als Verlängerung der regelmäßigen 
Arbeitszeit anzusehen. Diese ist zwar in bestimmten 
Grenzen (§ 15 MTB II) beim Vorliegen von Arbeits- 
bereitschaft zulässig, jedoch ist dann die Arbeits- 
bereitschaft bei der Lohnberechnung nur mit 50 v. H. 
als Arbeitszeit zu bewerten (§ 18 Abs. 2 MTB II). 

Die Verwaltung will die Überstundenleistungen auf 
ein erträgliches Maß zurückführen. 

68 . Auch sonst waren Verstöße gegen tarifliche 
Vorschriften durch zu hohen Eingruppierungen fest- 
zustellen, z. B. durch die Höhergruppierung eines 
Angestellten in der Sanitätsstelle des Deutschen 
Bundestages. Es sollte der Verwaltung des Deut- 
schen Bundestages bei Erfüllung ihrer spezifischen 
Aufgaben ein besonderes Anliegen sein, keine Bei- 
spiele für Verstöße gegen das öffentliche Tarif- und 
Haushaltsrecht zu liefern. 


Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

(Einzelplan 04) 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

(Kapitel 04 03) 

Öffentlichkeitsarbeit „Inland“ 

(Titel 314 bzw. 531 03) 

Politische Offentiichkeitsarbeit „Ausland“ 

(Titel 315 bzw. 531 04) 

Haushaltsjahre 1967 bis 1969 

Herstellung und Verbreitung von Filmen 

69. Das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung hat im Jahre 1968 einen Fernsehfilm und 
für Vorführungen durch nichtgewerbliche Spielstel- 
len einen Leinwandfilm über die Verkehrsplanun- 
gen der Bundesregierung herstellen lassen. Wäh- 
rend der Fernsehfilm mit einem Aufwand von rd. 
94 000 DM bei einer Ausstrahlung im Deutschen 
Fernsehen am 6. April 1968 etwa 3 Millionen Zu- 
schauer erreicht hat und darüber hinaus Kopien die- 
ses Films für eine nicht gewerbliche Verwendung 
gefertigt worden sind, wurde der gleichzeitig in 
Auftrag gegebene, jedoch erst Ende 1968 fertigge- 
stellte Leinwandfilm, dessen Kosten mehr als 
133 000 DM betragen haben, im ersten Halbjahr 
1969 lediglich vor etwa 10 400 Zuschauern gezeigt. 
Der Bundesrechnüngshof hat es im Hinblick darauf, 
daß auch der Fernsehfilm für eine nicht gewerbliche 
Verwendung vorgesehen ist, bezweifelt, daß die 
Herstellung des Leinwandfilms notwendig war. 

Er hat es ferner bei dem im Verhältnis zur Zu- 
schauerzahl hohen Aufwand für Leinwandfilme für 
erforderlich gehalten, grundsätzlich zu überlegen, 
inwieweit die Herstellung von Leinwandfilmen für 
einen Einsatz im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
„Inland" zu vertreten ist. 

Das Amt hat darauf hingewiesen, daß ein Fernseh- 
film nur einmal ausgestrahlt werde, während ein 
Leinwandfilm oft über mehrere Jahr hinweg Infor- 
mationen liefere. Auch sei der Leinwandfilm über 
die Verkehrsplanungen inhaltlich so gestaltet, daß 
ein Einsatz für einen längeren Zeitraum möglich sei; 
bis Ende 1970 sei der Film in rd. 1800 Vorführungen 
über 100 000 Zuschauern gezeigt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat sich nicht davon über- 
zeugen können, daß ein im Jahre 1968 hergestellter 
Leinwandfilm über Verkehrsplanungen nach den 
Änderungen, die im Laufe des Jahres 1969 durch die 
Gesetzgebung im Bereich des Verkehrs eingetreten 
waren, noch aktuelle Bedeutung hatte. 

Im Jahre 1969 hat das Amt den Einsatz von Lein- 
wandfilmen für die Öffentlichkeitsarbeit im Inland 
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untersucht und bei fünf ausgewählten Filmen fest- 
gestellt, daß für Herstellung und Vorführung zwi- 
schen 0,35 DM und 2,95 DM je Besucher aufgewen- 
det worden waren. Das Amt hält es zwar trotz dieses 
ungünstigen Ergebnisses noch nicht für angezeigt, 
die Herstellung von Leinwandfilmen einzustellen. 
Es hat jedoch erklärt, daß es die Frage eines aus- 
gewogenen Verhältnisses von Kosten und Nutzen 
bei der Herstellung von Leinwandfilmen weiterhin 
untersuchen werde. Der Bundesrechnungshof wird 
sich über das Ergebnis unterrichten lassen. 

70 . Bei zwei im Jahre 1969 hergestellten Filmen, 
deren Herstellungskosten von 45 500 DM und 
47 500 DM aus den Mitteln für die politische Öffent- 
lichkeitsarbeit „Ausland" (Titel 531 04) bestritten 
worden sind, hat der Bundesrechnungshof die Bela- 
stung dieser Haushaltsstelle beanstandet, da die 
Filme nur im Inland verwendet worden sind. Die 
Kopien für den Inlandeinsatz sind aus den Mitteln 
für die Öffentlichkeitsarbeit „Inland'' (Titel 531 03) 
bezahlt worden. 

Das Amt hat den ausschließlichen Einsatz der Filme 
im Inland als zunächst nicht beabsichtigt bezeichnet, 
da nicht vorhersehbare außenpolitische Ereignisse 
eine Verbreitung der Filme im Ausland nicht zuge- 
lassen hätten. Es hat aber eingeräumt, daß es not- 
wendig gewesen wäre, die Ausgaben für die Pro- 
duktion der Filme umzubuchen, und zugesichert, ent- 
sprechend zu verfahren, falls ein solcher Ausnahme- 
fall erneut auftreten sollte. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes hätte das Amt in den vorlie- 
genden Fällen auch deshalb so verfahren müssen, 
weil es sich nicht, wenn auch ungewollt, dem Ein- 
druck aussetzen durfte, die Ausgaben für die Öffent- 
lichkeitsarbeit „Inland" würden in einem Wahljahr 
zu Lasten der für die politische Öffentlichkeitsarbeit 
„Ausland" bewilligten Mittel erhöht. Die bei Titel 
531 03 (Öffentlichkeitsarbeit „Inland") im Haushalts- 
jahr 1969 bereits entstandene überplanmäßige Aus- 
gabe wäre nämlich bei Belastung dieses Titels mit 
den Herstellungskosten der beiden Filme um insge- 
samt 93 000 DM höher auszuweisen gewesen. 

71 . Für einen Dokumentarfilm über Deutschland, 
der in den Jahren 1967 bis 1969 hergestellt wurde, 
sind rd. 242 000 DM aufgewendet worden. Von dem 
Film sind 15 Kopien für 20 000 DM gefertigt wor- 
den, ohne daß diese im Rahmen der Öffentlichkeits- 
arbeit „Ausland" verwendet werden konnten. Nach 
dem von einigen Auslandsvertretungen eingeholten 
Urteil war nämlich der — ohne Kommentar herge- 
stellte — Film für die Zuschauer im Ausland nicht 
verständlich und die Laufzeit von einer Stunde zu 
lang. Es mußte daher eine um ein Drittel gekürzte 
Fassung, wie sie ursprünglich vorgesehen war, her- 
gestellt und der Film vertont und kommentiert wer- 
den. Dadurch sind weitere Kosten in Höhe von 
53 800 DM entstanden. 

Der Bimdesrechnungshof hat schon früher festge- 
stellt, daß die Kosten für die Herstellung von Filmen 
durch sorgfältigere Vorbereitung und Planung hät- 
ten vermindert werden können (vgl. Nr. 107 der 


Bemerkungen 1967) ^). Im vorliegenden Fall hätten 
die Mängel der ersten Fassung bereits bei Durch- 
sicht des Drehbuches oder während der Dreharbeiten 
erkannt werden müssen. Die Kosten für die Umar- 
beitung und die Kosten der Kopien der ersten Fas- 
sung hätten vor allem durch rechtzeitige Beteiligung 
von Auslandsvertretungen vermieden werden kön- 
nen. 

Das Amt hat erklärt, daß mit dem Film bewußt ein 
Experiment unternommen worden sei. Damit die 
Kosten für fremdsprachliche Textfassungen gespart 
würden, sei der Versuch gemacht worden, einen Do- 
kumentarfilm über Deutschland zu schaffen, der al- 
lein aus dem Bild her zu verstehen sei. Die vorge- 
sehene Länge des Films sei überschritten worden, 
weil es sich bei der Zusammenstellung der Doku- 
mentation zunächst als notwendig erwiesen habe, 
diese durch einen längeren Schnitt verständlicher zu 
machen. 

Das Amt hat zugesagt, künftig für den Auslandsein- 
satz vorgesehene Filme durch Abstimmung auch mit 
dem Auswärtigen Dienst und durch Abreden über 
die Behandlung des Themas (Treatment) und über 
das Drehbuch nach Möglichkeit soweit vorzuberei- 
ten, daß kostspielige Experimente vermieden wer- 
den. 

Einsatz von Kinomobiien 

72 . Zur Aufklärung des Auslandes über die Ziele 
der deutschen Politik sind deutschen Auslandsver- 
tretungen in den Entwicklungsländern Kinomobile 
zugewiesen. Sie werden von entsandten Technikern 
und von Ortskräften bedient. Für das Bedienungs- 
personal und für die Beschaffung von Ersatzfahr- 
zeugen werden vom Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung jährlich rd. 1,5 Mio DM auf- 
gewendet. Daneben entstehen Ausgaben für den Be- 
trieb und für die laufende Unterhaltung der Kino- 
mobile. 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß das 
Amt keine ausreichende Erfolgskontrolle durchge- 
führt hat. In einzelnen Fällen war auch festzustellen, 
daß Kinomobile wegen verzögerter Instandsetzung 
nur begrenzt einsetzbar waren oder monatelang aus- 
gefallen sind. Die Techniker und die Ortskräfte 
mußten während dieser Zeit von den Auslandsver- 
tretungen vorübergehend oder ständig zu zweck- 
fremden Arbeiten herangezogen werden. 

Das Amt hat zugesagt, die Kontrollen über die 
Wirksamkeit des Kinomobileinsatzes zu verstärken 
und den Bundesrechnungshof über das Ergebnis zu 
unterrichten. Es hat außerdem zugesichert, geeignete 
Vorkehrungen zu treffen, um auch bei Ausfall von 
Kinomobilen die Beschäftigung der Techniker mit 
fachlichen Aufgaben (z. B. mit ortsfesten Filmvor- 
führungen) sicherzustellen und die Instandsetzungs- 
arbeiten zu beschleunigen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiterhin b eo b a ch t e n . 
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Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02) 

Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 

(Titel 302, 686 01 und 686 41) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1971 

Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V. 

73. Der Deutsche Akademische Austauschdienst 
e. V. (DAAD), der sich der Pflege der akademischen 
Beziehungen zum Ausland widmet, ist eine der In- 
stitutionen, die vom Auswärtigen Amt ständig er- 
hebliche Zuwendungen aus dem Kulturfonds erhal- 
ten. Im Haushaltsjahr 1971 sollen ihm rd. 45 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt werden. Etwa die 
Hälfte davon wird für die Förderung des Studiums 
ausländischer Studenten in der Bundesrepublik ver- 
wendet. 

74. Bei örtlichen Prüfungen hat sich der Bundes- 
rechnungshof mit den Ergebnissen der Studienför- 
derung der ausländischen Stipendiaten befaßt, die 
ein Hochschulabschlußexamen in der Bundesrepu- 
blik ablegen wollen, langfristig gefördert werden 
und sog. Verlängerungsstipendien erhalten, deren 
Zahl sich in den vergangenen Jahren auf etwas mehr 
als die Hälfte der gesamten Jahresstipendien belief 
(1968/69: 1 236 von 2 227). Es handelt sich bei die- 
sem Personenkreis fast ausschließlich um Studenten 
aus Entwicklungsländern. Uber den Studienerfolg 
hat der DAAD in seinen Jahresberichten für 1966 
und 1969 nur allgemein angegeben, wieviel Stipen- 
diaten ihre Stipendienzeit mit einem Abschlußexa- 
men beendet haben (115 und 200). In den Jahresbe- 
richten für 1967 und 1968 sind solche Angaben nicht 
enthalten. 

Der Bundesrechnungshof hält umfassende Feststel- 
lungen insbesondere darüber für erforderlich, inwie- 
weit und nach welcher Förderungsdauer ein Stu- 
dium abgebrochen oder ein Abschluß erreicht wor- 
den ist. Nach seiner Auffassung sind derartige Fest- 
st(J hingen schon im Hinblick auf die Höhe der auf- 
gewendeton Haushaltsmittel für die weitere kultur- 
politische Planung unumgänglich. Darauf hat er das 
Auswärtige Amt schon nach der im Jahre 1966 
durchgeführten Prüfung hingewiesen. Dieses hat 
nach weiterem Schriftwechsel hierzu im April 1970 
mitgeteilt, eine größere Erhebung über die Dauer 
der Stipendienförderung und den Studienerfolg der 
Stipendiaten stehe vor dem Abschluß. 

Aber auch während der Ende 1970 durchgeführten 
örtlichen Prüfung konnten dem Bundesrechnungshof 
noch keine Ergebnisse mitgeteilt werden. Dagegen 
lag eine Studie über die Ergebnisse der vom DAAD 
aus Zuwendungen des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit durchgeführten Studien- 
förderung mit sog. „Sur-Place-Stipendien" für die 
Zeit von 1963 bis 1969 vor. Es handelte sich dabei 


um Stipendien an junge Afrikaner für ein Studium 
an afrikanischen Hochschulen. Die Studie kommt zu 
dem Ergebnis, daß der Erfolg eines Studiums im Hei- 
matland wesentlich größer ist als der eines Studiums 
von Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland, 
daß die Dauer des Studiums kürzer ist, der Student 
seinem Heimatland nicht entfremdet wird und bei 
der Anerkennung von Studienzeugnissen keine 
Schwierigkeiten auftreten. 

Der Bundesrechnungshof hat das Auswärtige Amt 
nochmals gebeten, darauf hinzuwirken, daß der 
DAAD für alle mit dem Ziel eines Hochschulab- 
schlußexamens in der Bundesrepublik Deutschland 
langfristig geförderten Stipendiaten über die Dauer 
der Stipendienförderung und den Studienerfolg Aus- 
kunft gibt. Er hat ferner gebeten, feststellen zu las- 
sen, in welchem Staat sich die Stipendiaten nach Stu- 
dienabschluß niedergelassen haben und welche Tä- 
tigkeit sie ausüben. 

Otto Benecke Stiftung e. V. 

75. Neben dem DAAD befassen sich auch andere 
Institutionen, darunter die Otto Benecke Stiftung 
e. V., mit der Studienförderung. Dieser Verein hat 
es sich zur Aufgabe gemacht, die akademische 
Selbstverwaltung, die studentische Selbsthilfe und 
die internationale Studentenarbeit allgemein zu för- 
dern. Insbesondere nimmt er sich solcher Studien- 
bewerber, Studenten und Hochschulabsolventen an, 
die als Flüchtlinge in die Bundesrepublik Deutsch- 
land gekommen oder als Deutsche zugewandert sind. 
Die Entwicklung der letzten Jahre war dadurch ge- 
kennzeichnet, daß die Zahl der Flüchtlinge ständig 
zurückgegangen ist, während die der deutschen 
jugendlichen Zuwanderer erheblich zugenommen 
hat. Zuwendungen zur Durchführung seiner Aufga- 
ben werden dem Verein aus dem Kulturfonds des 
Auswärtigen Amtes und aus dem Bundesjugendplan 
gewährt. Zur Deckung von Verwaltungsausgaben 
erhält der Verein Zuwendungen vom Auswärtigen 
Amt sowie von den Bundesministerien für Jugend, 
Familie und Gesundheit und für Bildung und Wis- 
senschaft. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollte 
das Bnndesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit die institutioneile Förderung des Vereins 
voll übernehmen, da nunmehr der größte Teil der 
dem Verein gewährten Zuwendungen auf den Bun- 
dcsjugendplan entfällt; die Zuschüsse aus dem Kul- 
turfonds sollten auf die Förderung von Flüchtlings- 
studenten beschränkt werden. Dadurch würde auch 
erreicht, daß die Gewährung von Verwaltungsko- 
stcnznschQssen aus verschiedenen Einzelplänen 
wegfällt und eine klare Verantwortung hinsichtlich 
der institutionellen Förderung des Zuwendungs- 
empfängers geschaffen wird. 

Die Erörterungen der Ressorts über die Anregungen 
des Bundesrechnungshofes sind noch nicht zum Ab- 
schluß gekommen. Der Bundesrechnungshof hält je- 
doch eine weitere Verzögerung nicht für vertretbar. 

76. Der Verein ist im November 1969 gegründet 
worden. Bis dahin hatte die Aufgaben die „Otto 
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Benecke Stiftung — Sozialamt des Deutschen Bun- 
desstudentenringes e. V." wahrgenommen. Der alte 
Verein soll liquidiert werden; die neue Institution 
ist in dessen Rechte und Pflichten eingetreten und 
setzt die Tätigkeit mit dem Material der Geschäfts- 
stelle sowie überwiegend mit dem vorhandenen 
Personal fort. 

Der beabsichtigten Liquidation des alten Vereins 
sind interne Auseinandersetzungen vorausgegan- 
gen. Nach einer im Sommer 1969 durchgeführten 
örtlichen Prüfung hat der Bundesrechnungshof Män- 
gel festgestellt, die über den Rahmen der bei ver- 
gleichbaren Institutionen auftretenden Mängel er- 
heblich hinausgingen. Die Beanstandungen betrafen 
die unwirtschaftliche Verwendung von Zuwendun- 
gen für sächliche Verwaltungsausgaben und die Ver- 
gabe von Stipendien. So sind verschiedene Geräte 
und Maschinen beschafft oder gemietet worden, die 
nicht erforderlich waren. Richtlinien über die Ge- 
währung und Verlängerung von Stipendien und Ne- 
benleistungen lagen nicht vor. Zu dem bei dem Ver- 
ein gebildeten Ausschuß für die Vergabe von Sti- 
pendien waren akademische Lehrpersonen abwei- 
chend von der ursprünglichen Regelung nicht mehr 
hinzugezogen worden. Der Bundesrechnungshof hat 
auch darauf aufmerksam gemacht, daß die Satzung 
des alten Vereins dem Geschäftsführer zu große 
Vollmachten einräume, und angeregt, diese einzu- 
schränken. 

Der Vorstand des neuen Vereins hat die Durchfüh- 
rung der notwendigen Maßnahmen zugesagt. Miet- 
verträge über einige Maschinen sind gelöst und 
über den Bedarf hinaus beschaffte Geräte verkauft 
worden. Versuche, den langfristigen Mietvertrag 
über eine viel zu große Fernsprechanlage zu lösen, 
sind gescheitert. Die von dem alten Verein gegen 
den entlassenen Geschäftsführer erhobene Klage auf 
Schadensersatz ruht bis zum Abschluß des mit ihm 
geführten arbeitsgerichtlichen Verfahrens. Der An- 
regung des Bundesrechnungshofes, die Vollmachten 
des Geschäftsführers einzuschränken, trägt die am 
1. Juni 1971 in Kraft getretene Geschäftsordnung 
des neuen Vereins Rechnung. Das Auswärtige Amt 
hat den Verein aufgefordert, den Entwurf von Sti- 
pendienrichtlinien vorzulegen. 

Goethe-Institut zur Pflege deutscher Sprache und Kultur 
im Ausland e. V. 

77 . über Prüfungen des Bundesrechnungshofes 
beim Goethe-Institut ist zuletzt unter Nr. 30 ff. der 
Denkschrift vom 22. Dezember 1966 (Bundestags- 
drucksache V/1603) berichtet worden. Die dem Insti- 
tut jährlich aus dem Kulturfonds gewährten Zuwen- 
dungen — im Haushaltsjahr 1966 waren es rd. 
38,4 Millionen DM — haben sich weiter erhöht. Für 
das Haushaltsjahr 1971 sind nach dem Bewirtschaf- 
tungsplan für den Kulturfonds Zuwendungen in 
Höhe von rd. 56,8 Millionen DM ausgebracht. Die 
erhöhten Beträge sind insbesondere für eine Aus- 
weitung des Stellenplans verwendet worden; gegen- 
über etwa 400 vom Institut entsandten Angestellten 
und Arbeitern sowie etwa 1 400 Ortskräften im 
Haushaltsjahr 1966 sieht das Stellensoll für 1971 


etwa 440 entsandte Angestellte und Arbeiter sowie 
etwa 2 000 Ortskräfte vor. Die Anzahl der vom 
Goethe-Institut unterhaltenen Zweigstellen im Aus- 
land und Dozenturen bei ausländisch-deutschen Kul- 
tureinrichtungen — insgesamt annähernd 120 — hat 
sich nicht geändert. 

78 . Das Goethe-Institut berichtet in seinen Jahr- 
büchern über die Tätigkeit im Ausland zwar aus- 
führlich und nimmt auch statistische Angaben auf. 
Diese Veröffentlichungen sind indessen vorwiegend 
als eine Selbstdarstellung anzusehen. Das Auswär- 
tige Amt hat bisher nicht sichergestellt, daß die Tä- 
tigkeit der Kulturinstitute einer kritischen Würdi- 
gung unterzogen wird. Nach dem Abschluß der Auf- 
bauperiode im Ausland muß darauf geachtet wer- 
den, daß die dort befindlichen Kulturinstitute die 
mit ihrer Einrichtung verbundenen Erwartungen er- 
füllen und mit ihrer Tätigkeit Ergebnisse erzielen, 
die den finanziellen Aufwand rechtfertigen. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb angeregt, neben 
dem Jahrbuch einen entsprechenden Bericht des 
Goethe-Instituts auch mit Beiträgen der im Aus- 
land tätigen Regionalbeaüftragten vorlegen zu las- 
sen und die dazu getroffenen Maßnahmen anzuge- 
ben. 

Die Zentralverwaltung des Goethe-Instituts ist der 
Ansicht, daß kritische Analysen nur mit einer ver- 
stärkten Inspektion der Kulturinstitute durch ihren 
Beauftragten erreicht werden könnten; die Frage 
der Heranziehung der Regionalbeauftragten im Aus- 
land zur Berichterstattung über die Kulturinstitute 
soll noch geprüft werden. 

Eine abschließende Regelung der Angelegenheit 
steht noch aus. 

79 . Das Goethe-Institut hat auch Überlegungen 
angestellt, ob einzelne Zweigstellen und Dozenturen 
geschlossen werden können, und hierzu dem Aus- 
wärtigen Amt Vorschläge unterbreitet; in den Jah- 
ren 1965 und 1967 ist je eine Zweigstelle, nämlich 
in Südamerika und Asien, aufgegeben worden. 

Der Bundesrechnungshof hat gegenüber dem Aus- 
wärtigen Amt die Auffassung vertreten, daß unbe- 
schadet politischer Erwägungen, die für die Unter- 
haltung der einzelnen Kulturinstitute im Ausland 
sprechen, wegen der begrenzten Mittel nicht davon 
abgesehen werden könne zu prüfen, ob Beträge, die 
für die Unterhaltung einer nur in geringem Umfange 
in Anspruch genommenen Zweigstelle oder Dozentur 
aufzuwenden sind, an anderer Stelle wirkungsvoller 
eingesetzt werden können. Er hält dies insbesondere 
für geboten, wenn neue Zweigstellen oder Dozen- 
turen errichtet oder bestehende erweitert werden 
sollen. 

Das Auswärtige Amt hat mitgeteilt, daß in Zusam- 
menarbeit mit der Zentralverwaltung des Goethe- 
Instituts beabsichtigt sei, einige Zweigstellen zu 
schließen und eine Verlagerung von entsandten 
Kräften zur Verstärkung der Schwerpunktarbeit vor- 
zunehmen. Als Ausgleich sei vorgesehen, daß Leh- 
rer an deutschen Auslandsschulen bei den Zweig- 
stellen und Dozenturen tätig werden. Eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit mit den Auslandslehrern 
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werde im übrigen zur Rationalisierung allgemein 
angestrebt. 

Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick- 
lung beobachten. 


Bundesminister des innern 

(Einzelplan 06) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 06 02) 

Zuschüsse auf dem Gebiete des Bildungswesens - 
Studentenförderung 

(Titel 657 a und 652 01) 

-- Jetzt Bundesminister für Bildung und Wissenschaft - 
Haushaltsjahre 1968 und 1969 

80. In Nr. 65 bis 74 der Denkschrift vom 15. Fe- 
bruar 1969 ist u. a. berichtet worden, daß das — bis 
zum 31. Dezember 1969 zuständige — ■ Bundesmini- 
sterium des Innern den von ihm mit der Wahrneh- 
mung von Aufgaben auf dem Gebiet der Studenten- 
förderung betrauten Zuwendungsempfänger, einen 
eingetragenen Verein, nicht ausreichend überwacht, 
für die Abstellung der bei diesem festgestellten 
Mängel nicht hinlänglich gesorgt und die Prüfungs- 
mitteilungen des Bundesrechnungshofes vom Sep- 
tember 1967 weder zeitgerecht noch erschöpfend be- 
antwortet hatte. Ein erneutes Ersuchen des Bundes- 
rechnungshofes vom November 1969, seine Prü- 
fungsmitteilungen abschließend zu beantworten, ist 
unbeanwortet geblieben. Auf eine schriftliche Er- 
innerung vom März 1970 hat das nunmehr zustän- 
dige Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft — mit erheblicher Verspätung im März 1971 
— zwar Stellung genommen. Aber weder auf Grund 
dieser Stellungnahme noch auf Grund eines Schrei- 
bens vom 3. Mai 1971 an den Rechnungsprüfungs- 
ausschuß des Bundestages kann die Rechnungsprü- 
fung für die Haushaltsjahre 1962 bis 1965 abge- 
schlossen werden, da noch immer nicht alle Bean- 
standungen des Bundesrechnungshofes zufrieden- 
stellend beantwortet worden sind. 

81. Auch die im Jahre 1969 durchgeführten Erhe- 
bungen bei einer im Schwarzwald gelegenen Ein- 
richtung desselben Zuwendungsempfängers, die Zu- 
wendungen des Bundes und der Länder für die Be- 
treuung von tuberkulosekranken Studenten erhalt, 
haben Mängel ergeben. 

Schon die Durchführung der Prüfung, die die Haus- 
haltsjahre 1967 und 1968 umfassen sollte, war er- 
heblich erschwert. Der Bundesrechnungshof hatte 
dem Bundesministerium im März 1969 mitgeteilt, 
daß die Prüfung im Mai 1969 beginnen werde. Zu 
diesem Zeitpunkt lag jedoch der dem Bundesmini- 
sterium zum 15. Februar 1969 zu übersendende Ver- 
wendungsnachweis für das Haushaltsjahr 1968 noch 


nicht vor, so daß die Prüfung eingeschränkt werden 
mußte. Zu der verspäteten Vorlage hat das Verhal- 
ten des Bundesministeriums beigetragen. So hatte 
dieses erst mit erheblicher Verspätung, nämlich im 
Juli 1968, den Zuwendungsempfänger daran erin- 
nert, den Nachweis über die Verwendung der für 
das Haushaltsjahr 1967 gewährten Zuwendungen 
zu führen, und sich damit zufriedengegeben, daß 
das erst nach weiteren Verzögerungen im Dezem- 
ber 1968 geschah. 

Weitere Erschwernisse für die Prüfung ergaben sich 
daraus, daß der Zuwendungsempfänger dem Bun- 
desrechnungshof — wie schon bei früheren Anlässen 
— den Einblick in die Protokolle über Sitzungen und 
Beschlüsse seines Vorstandes verweigerte; eine 
sachgemäße Prüfung der Verwendung der Zuwen- 
dungen setzt jedoch die Einsichtnahme in alle mit 
der Verwendung zusammenhängenden Unterlagen 
voraus, und es kann nicht dem Zuwendungsemp- 
fänger überlassen bleiben zu bestimmen, welche Un- 
terlagen er zur Verfügung stellen will. Ursächlich 
für die Weigerung war eine zwischen dem Bundes- 
ministerium und dem Zuwendungsempfänger getrof- 
fene Regelung, auf deren Änderung das Bundesmini- 
sterium trotz der vom Bundesrechnungshof geäußer- 
ten Bedenken nicht hingewirkt hatte. 

82. Das Bundesministerium nahm es außerdem hin, 
daß der Zuwendungsempfänger seine Einnahmen 
aus der Vermietung von Wohnungen nicht in den 
Wirtschaftsplan aufnahm, so daß ihm zu hohe Zu- 
wendungen gewährt wurden. 

Das Bundesministerium hat auch nicht ausreichend 
auf mögliche Einsparungen an Personal hingewirkt 
und nichts dagegen unternommen, daß die Beschäf- 
tigten Vergütungen und Aufwandsentschädigungen 
erhielten, die ihnen nach den entsprechend anzuwen- 
denden Bestimmungen für Bundesbedienstete nicht 
hätten gewährt werden dürfen. 

Für die mit privaten Kraftwagen ausgeführten 
Dienstreisen erstattete der Zuwendungsempfänger 
seinen Bediensteten wiederum 27 Pf/km an Stelle 
des für die Bundesverwaltung geltenden Satzes von 
18 Pf/km. Das Bundesministerium ist dem nicht ent- 
gegengetreten, obwohl die Bewilligungsbedingun- 
gen vorsahen, daß Reisekosten „höchstens nach den 
für den Bund geltenden Sätzen" gewährt werden 
durften. 

Schließlich wurden bei der fraglichen Einrichtung 
Vorträge veranstaltet, die teilweise nur von einem 
Studenten besucht wurden. 

83. Die hierüber und über andere Beanstandungen 
ergangene Prüfungsmitteilung des Bundesrechnungs- 
hofes vom Juli 1969 ist auch nach einer bis zum 
1. April 1970 gewährten Fristverlängerung zunächst 
nicht beantwortet worden. Erst im September 1970 
hat das Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft eingewendet, daß die Versäumnisse vornehm- 
lich auf die personelle Unterbesetzung im früher zu- 
ständigen Bundesministerium des Innern zurückzu- 
führen seien. Dem kann jedoch nicht gefolgt wer- 
den, zumal da die Mängel auch Zeiträume betreffen. 
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während derer das zuständige Referat personell 
ausreichend ausgestattet war. Im übrigen hätte das 
Ministerium für eine entsprechende personelle Be- 
setzung sorgen müssen. Die Mängel sind erst in 
jüngster Zeit und bisher nur zum Teil abgestellt 
worden. 


Bundesluftschutzverband 
— jetzt Bundesverband für den Selbstschutz — 

(Kapitel 06 21) 

Verschiedene Titel der Anlage zu Titel 600 
Haushaltsjahre 1967 bis 1969 

84. Uber die Ergebnisse der Prüfung der Ausgaben 
des Bundesverbandes für den Selbstschutz ist zuletzt 
in der Denkschrift vom 22. Dezember 1966 (Bundes- 
tagsdrucksache V/1603) berichtet worden. Bei neuer- 
lichen Prüfungen, die sich auf die Rechnungsjahre 
1967 und 1968 und die darauf folgende Zeit bezie- 
hen, hat der Bundesrechnungshof festgestellt, daß 
der Verband bei der Bewirtschaftung der Haushalts- 
mittel nicht immer die nötige Sorgfalt hat walten 
lassen, die für eine ordnungsmäßige und sparsame 
Wirtschaftsführung erforderlich ist, und dadurch ver- 
meidbare Mehrausgaben verursacht hat. Das gilt be- 
sonders für das Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit. 

85. Bis zum Jahre 1966 bestellte der Verband all- 
jährlich bei derselben Firma Werbekalender bis zu 
einer Auflage von 1 000 000 Stück und bis zu einer 
Auftragssumme von 27 000 DM, ohne die Aufträge 
auszuschreiben. Erst für die Herstellung des Kalen- 
ders 1968 führte er eine beschränkte Ausschreibung 
mit dem Ergebnis durch, daß eine andere Firma ein 
um 60 V. H. billigeres Angebot abgab und daraufhin 
den Auftrag erhielt. Auch für die Jahre 1969 und 
1970 konnte im Wege der Ausschreibung des Auf- 
trages ein Preis erzielt werden, der trotz allgemein 
gestiegener Kosten noch unter dem Preis der Kalen- 
der für die Jahre 1966 und 1967 lag. 

Zu der Unterlassung der Ausschreibung hat der Ver- 
band erklärt, er habe diese für überflüssig gehalten, 
weil er nach seinen Erfahrungen die beauftragte 
Firma für die preisgünstigste und leistungsfähigste 
gehalten habe und die Entscheidung über die Her- 
ausgabe des Kalenders jeweils so spät gefallen sei, 
daß „eine Markterkundung nicht mehr im Wege 
einer beschränkten Ausschreibung" habe vorgenom- 
men werden können. Das Ergebnis für 1968 könne 
nicht als Beweis dafür, daß vorher unwirtschaftlich 
verfahren worden sei, herangezogen werden, weil 
sich die Firma erheblich verkalkuliert und nachträg- 
lich eine Mehrforderung von 10 000 DM gestellt 
habe, der aber nicht stattgegeben worden sei. 

Der Bundesrechnungshof hält die Begründung, aus 
Zeitmangel sei eine vorherige Preiserkundung nicht 
möglich gewesen, für abwegig, w^eil der Kalender 
bereits seit Jahren bestellt wurde und bekannt war, 
daß er zu einem bestimmten Zeitpunkt vorliegen 


mußte. Auch den Einwand des Verbandes, das Er- 
gebnis der Markterkundung für den Kalender 1968 
könne nicht als Beweis für eine unwirtschaftliche 
Verfahrensweise herangezogen werden, hält er nicht 
für stichhaltig, weil auch ein um 10 000 DM höheres 
Angebot noch unter dem Preis der ohne Ausschrei- 
bung bestellten Kalender der Vorjahre gelegen 
hätte. Er hat verlangt, daß Aufträge der genannten 
Art jeweils vor Vertragsablauf neu ausgeschrieben 
werden. Der Verband hat dies zugesagt. 

86. Im Juni 1965 beauftragte der Verband eine 
Firma mit dem Druck, der Herstellung und dem Ver- 
sand des „Helferbriefes" (Auflage rd. 1 570 000 
Stück, Auftragssumme rd. 120 000 DM). Der Auftrag 
war auf 12 Monate befristet und verlängerte sich je- 
weils um 12 Monate, wenn er nicht 3 Monate vor 
Ablauf schriftlich gekündigt wurde. Der Verband 
machte von dem Kündigungsrecht erst im Haushalts- 
jahr 1968 Gebrauch und schrieb daraufhin die Lei- 
stung neu aus. Die Ausschreibung führte zum Ab- 
schluß eines Vertrages mit einer anderen Firma, die 
mit ihrem Angebot um etwa ein Drittel unter dem 
bisherigen Preis lag. Das günstigere Ergebnis hätte 
schon durch eine frühere Ausschreibung erreicht 
und eine jährliche Ersparnis von rd. 39 000 DM er- 
zielt werden können. Daß er von der im Vertrag ent- 
haltenen Kündigungsklausel nicht schon früher Ge- 
brauch gemacht habe, hat der Verband damit be- 
gründet, daß der erste Auftragnehmer keinen An- 
laß zu Beanstandungen gegeben habe und bei perio- 
dischen Veröffentlichungen beide Vertragspartner 
an einer langjährigen Bindung interessiert seien. 
Der Bundesrechnungshof hält das nicht für eine 
stichhaltige Begründung. 

87. In mehreren Fällen hat der Verband es ver- 
säumt, sich Gewißheit über die jeweils erforderliche 
Auflagenhöhe der periodisch erscheinenden Ver- 
öffentlichungen zu verschaffen. So betrug im Haus- 
haltsjahr 1967 die Auflagenhöhe des „Helferbriefes" 

1 567 000 Stück, während unter Zugrundelegung 
der Helferzahlen 1 302 000 Exemplare ausgereicht 
hätten. Bei einer Minderung der Auflagehöhe um 
rd. 265 000 Helferbriefe hätten etwa 220 000 DM ge- 
spart werden können. 

Wegen der rückläufigen Helferzahlen hatte der Ver- 
band Ende 1968 die Bezieherkartei der Fachzeit- 
schrift „Ziviler Bevölkerungsschutz" im Benehmen 
mit den Landesstellen überprüft. Die Überprüfung 
hatte ergeben, daß die Auflage von rd. 90 000 Stück 
zu Beginn des Jahres 1967 auf rd. 65 000 Stück Ende 
1968 zurückgegangen war. Der Bundesrechnungs- 
hof forderte daraufhin den Verband auf, die Bezie- 
herkartei künftig jährlich zu überprüfen und aus 
dem Ergebnis die notwendigen Folgerungen zu zie- 
hen. Der Verband, der dem trotz gegebener Zu- 
sage zunächst nicht gefolgt war, hat nunmehr bei 
der Vorbereitung einer vom Bundesrechnungshof 
vorgeschlagenen Zusammenlegung der bisherigen 
Publikationen auf dem Gebiet der zivilen Verteidi- 
gung festgestellt, daß die Bezieherkartei überholt 
und nach einer Laufzeit von 14 Jahren nicht mehr 
auf den aktuellen Stand zu bringen sei. Er beabsich- 
tigt, eine neue Vertriebskartei zu erstellen. 
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88 . Der Bundesrechnungshof ist ferner der Frage 
nachgcgangon, ob die Herausgabe von Werbe- 
drucken im Eigenverlag wirtschaftlicher ist als bei 
Vergabe an einen Verlag. 

Der Verband hatte mit der Herausgabe von Wand- 
uncl Postkartenkalender für die Jahre 1968 und 1969 
einen Verlag beauftragt. Der als Gutachter hinzuge- 
zogene Verlagssachverständige hatte im Zusammen- 
hang mit der Ausgabe 1968 die Ansicht vertreten, 
daß die beiden Kalender als Eigenobjekte des Ver- 
bandes hätten herausgegeben werden können. Ob- 
wohl sich der Verband diese Ansicht zu eigen 
machte, vergab er auch in dem darauffolgenden Jahr 
den Auftrag an dieselbe Firma. 

Erstmalig für das Jahr 1970 wurde der Kalender in 
Form eines Tischkalenders als Eigenobjekt heraus- 
gebracht. 10 375 Exemplare kosteten rd. 18 700 DM, 
während rd. 35 000 DM für 5 000 Wand- und 7 500 
Postkartenkalender der Ausgabe 1968 auf gewendet 
worden waren. 

Der Verband begründete die verspätete Änderung 
des Verfahrens damit, daß zur Herausgabe als 
Eigenobjekt umfangreiche Vorarbeiten notwendig 
gewesen seien. Auch habe die Entscheidung über 
die Herausgabe des Kalenders erst nach Inkrafttre- 
ten des Haushaltsgesetzes getroffen werden können. 
Der Bundesrechnungshof vermag diese Begründung 
nicht anzuerkennen. Da der Kalender nur wenige 
verlegerische Leistungen erfordert, wäre die Her- 
ausgabe auch bei angespannter Personallage mög- 
lich gewesen. Die Entscheidung über die Herausgabe 
des Kalenders hätte im Rahmen der Grundsätze 
über die vorläufige Haushaltsführung auch vor In- 
krafttreten des Haushaltsgesetzes getroffen werden 
können; auch der Kalender 1970 ist vor Inkraft- 
treten des Haushaltsgesetzes als Eigenobjekt her- 
ausgegeben worden. 

89 . Bei der Herstellung von Filmen ist der Verband 
nicht immer mit der erforderlichen Sorgfalt vorge- 
gangen. So hatte eine Landesstelle im Jahre 1966 
ohne Wissen der Bundeshauptstelle und ohne Aus- 
schreibung oder vorherige Einschaltung des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung eine 
Filmfirma mit Dreharbeiten für einen Film aus An- 
laß eines Besuches von Ausländern bei einer Landes- 
schule des Bundesverbandes und aus Anlaß der In- 
ternationalen Polizeiausstellung beauftragt. Infolge 
unzulänglicher Vertragsabfassung und der darauf 
zurückzuführenden mangelhaften Belegführung ver- 
zögerte sich die Endabrechnung für die Herstellung 
des Films, der rd. 9 000 DM gekostet hat. Die Ver- 
zögerung bei der Zahlungsabwicklung führte zur 
verspäteten Ablieferung des Films, so daß er nicht 
mehr als aktuell anzusprechen ist und allenfalls 
noch als Archivmaterial gewertet werden kann. Er 
hatte bis Herbst 1970 noch keine Verwendung in 
der Öffentlichkeitsarbeit gefunden. 

Der Bundesrechnungshof hat die unwirtschaftliche 
Maßnahme beanstandet und den Bundesverband 
Qufgefordert, Folgerungen aus dem eigenmächtigen 
Vorgehen der Landesstelle zu ziehen. Er hat ferner 
verlangt, Vertragstexte künftig so abzufassen, daß 
sich keine finanziellen Nachteile für den Bund er- 


geben. Der Verband hat die Landesstellen entspre- 
chend angewiesen und künftige Beachtung zuge- 
sichert. 

90 . Im Jahre 1965 beauftragte der Verband ohne 
vorherige Ausschreibung oder Preisermittlung die 
Filmfirma eines bekannten Publizisten mit der Her- 
stellung eines Fernsehfilms. Da sich während der 
Dreharbeiten herausstellte, daß das Drehbuch wegen 
des Nichtinkrafttretens des Selbstschutzgesetzes 
nicht mehr aktuell war, wurden die Dreharbeiten, 
die bis dahin rd. 21 000 DM gekostet hatten, abge- 
brochen. Im Jahre 1968 wurde mit derselben Firma 
ein neuer Vertrag über die Herstellung eines Fil- 
mes zu einem Festpreis von 163 000 DM geschlos- 
sen. Die Erteilung dieses Auftrags hat der Verband 
damit begründet, daß nur die Mitwirkung des Pu- 
blizisten die Gewähr dafür geboten habe, daß der 
Film durch eine Fernsehanstalt übernommen werde. 
Der Film sei als besonders werbewirksam anzuse- 
hen und für die Unterstützung der Öffentlichkeits- 
arbeit des Verbandes als gut geeignet befunden 
worden. Der Film konnte jedoch bisher nicht bei 
den Fornsehanstalten untergebracht werden. Daher 
empfahl der Auftragnehmer dem Verband, den Film 
breit gestreut einzusetzen. Hiervon sah der Ver- 
band zunächst ab, weil er befürchtete, daß bei einer 
breiten Streuung durch den Verband die Chance, 
den Film beim Fernsehen unterzubringen, endgültig 
zunichte gemacht werden würde. 

Der im April 1969 fertiggestellte Film verliert durch 
die fortschreitende Entwicklung an Aktualität. Un- 
vermeidbare Änderungen werden weitere Kosten 
verursachen. Der Bundesrechnungshof bezweifelt, ob 
cs sachgerecht war, einen Fernsehfilm in Auftrag 
zu geben, ohne daß auch nur annähernd eine Ge- 
währ gegeben war, daß die Fernsehanstalten ihn 
übernehmen würden. Außerdem wäre es angebracht 
gewesen, das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung einzuschalten. Auch hätte im In- 
teresse einer wirtschaftlichen Verwendung der 
Haushaltsmittel mindestens eine vorherige Markt- 
erkundung und Preisermittlung durchgeführt wer- 
den müssen. Eine baldige Verwendung des Films im 
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit ist geboten. 

Der Verband überträgt seit Jahren Werbefirmen die 
Entwicklung von Konzeptionen für die Öffentlich- 
keitsarbeit sowie die Vermittlung von Pressever- 
öffentlichungen an Zeitungen. Dabei hat er es mehr- 
fach versäumt, konkrete vertragliche Vereinbarun- 
gen zu treffen, so daß nicht einwandfrei nachge- 
wiesen werden konnte, ob die Leistung, die erbracht 
werden sollte, tatsächlich erbracht worden ist. Er 
hat es ferner — trotz ausdrücklicher Zusage gegen- 
über dem Bundesrechnungshof — unterlassen, vor 
der Vergabe derartiger Aufträge das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung einzuschalten. 
Verschiedentlich hat er mündliche Vereinbarungen 
getroffen, ohne diese schriftlich festzuhalten. Der 
Bundesrechnungshof hat den Verband nochmals auf- 
gefordert, künftig bei Verträgen dieser Art das Bun- 
despresseamt zu beteiligen, die Verträge form- und 
sachgerecht abzuschließen, Änderungen oder Ergän- 
zungen jeweils aufzuzeichnen und für einen hinrei- 
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chenden Nachweis der erbrachten Leistungen zu sor- 
gen. Der Verband hat dies zugesagt. 

91 . Die Bundeshauptstelle des Verbandes bezog im 
Dezember 1967 ein neues Dienstgebäude und nahm 
darin rd. 800 qm mehr Raum in Anspruch, als das 
Bundesministerium der Finanzen zugestanden hatte 
und der Mietvertrag vorsah. Nach diesem sollte der 
Vermieter dem Verband in dem noch zu errichten- 
den Gebäude eine Nutzfläche von rd. 2 700 qm über- 
lassen, die nach den Wünschen des Verbandes auf- 
geteilt werden sollte. Durch die Überschreitung der 
in dem Mietvertrag festgelegten Nutzfläche war ne- 
ben der Miete eine zusätzliche Nutzungsentschädi- 
gung zu zahlen. 

Der Verband hat die Vergrößerung der Nutzfläche 
im September 1969 damit begründet, daß Auflagen 
der Baubehörde zu einer Planungsänderung geführt 
hätten, wodurch seine vertraglich festgelegten Wün- 
sche nicht in vollem Umfang hätten berücksichtigt 
werden können. Die Planungsänderungen hätten 
zwangsläufig zu einer Überschreitung der ursprüng- 
lich vorgesehenen Nutzfläche geführt. Daher habe 
er, der Verband, eine Nutzflächenberechnung durch 
das zuständige Finanzbauamt vor dem Einzug nicht 
für erforderlich gehalten. Im März 1969 sei dem Ver- 
mieter ein Obergeschoß mit rd. 435 qm zurückge- 
geben worden, so daß jetzt nur noch eine Fläche von 
rd. 3 080 qm genutzt werde. Die Zustimmung des 
Bundesministeriums des Innern zur Anmietung die- 
ser Fläche sei beantragt worden. 

Das Bundesministerium hat ausgeführt, daß es er- 
fahrungsgemäß außerordentlich schwer sei, eine Un- 
terbringung zu erreichen, die den Grundsätzen der 
Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben 
des Bundes gerecht werde, wenn das vorhandene 
Gebäude in seiner grundrißmäßigen Aufteilung die- 
sen Richtlinien nicht entspreche. Es habe den Bun- 
desverband angewiesen, dem Vermieter zum nächst- 
möglichen Zeitpunkt 211 qm der bisher genutzten 
Fläche, auf die der Bundesverband verzichten könne, 
zur Verfügung zu stellen. Der dann noch verblei- 
bende Überhang von rd. 170 qm lasse sich nicht mehr 
beseitigen, da er durch die Architektur des Gebäu- 
des bedingt sei. 

Der Bundesrechnungshof hält das Vorgehen des Ver- 
bandes mit den Grundsätzen der Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit nicht für vereinbar. Der Verband 
hat die ihm im Mietvertrag ausdrücklich zuerkann- 
ten Rechte, auf die Aufteilung der Räume im Rah- 
men der zugebilligten Nutzfläche Einfluß zu nehmen, 
nicht hinreichend wahrgenommen. Insoweit ist auch 
der Einwand des Bundesministeriums, das vorhan- 
dene Gebäude habe in seiner grundrißmäßigen Auf- 
teilung nicht den Richtlinien entsprochen, nicht stich- 
haltig. Der Verband mußte bis zur Rückgabe des 
Obergeschosses eine Nutzungsentschädigung von 
monatlich rd. 4 300 DM zahlen. Auch nach Rückgabe 
des Obergeschosses und der beabsichtigten Freima- 
chung einer weiteren Nutzfläche von 211 qm liegt 
der in Anspruch genommene Raum immer noch rd. 
170 qm über der vom Bundesministerium der Finan- 
zen zugestandenen Nutzfläche. Die ungenügende 
Einflußnahme auf die Raumaufteilung hat auch dazu 


geführt, daß für das sehr geräumige Dienstzimmer 
des geschäftsführenden Direktors Einrichtungs- und 
Ausstattungsgegenstände für insgesamt 3 800 DM 
beschafft worden sind, wobei ohne Zustimmung des 
Bundesministeriums die Richtsätze für das Ausstat- 
tungssoll um 1 000 DM überschritten wurden. 

Bundesluftschutzverband 
— jetzt Bundesverband für den Selbstschutz — 

(Kapitel 06 21 und A 06 21) 

Ankauf bebauter und unbebauter Grundstücke in Waldbröl 
(Kreiskrankenhaus und Übungsgelände) zur dauernden 
Unterbringung der Bundesschule des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz 

(Titel 700 und 821 01) 

Haushaltsjahre 1967 bis 1969 

92 . Der Bundesluftschutzverband, jetzt Bundesver- 
band für den Selbstschutz, hatte im Jahre 1956 einen 
Teil des Kreiskrankenhauses in Waldbröl zur Un- 
terbringung der Bundesschule gemietet. Im Jahre 
1961 war das Mietverhältnis auf weitere Räume und 
einige Freiflächen ausgedehnt worden, so daß von 
diesem Zeitpunkt an etwa ein Viertel des Objekts 
für die Bundesschule genutzt wurde. Im Jahre 1966 
schloß der Verband auf Veranlassung des Bundes- 
ministeriums mit dem Eigentümer einen Kaufvertrag 
über den Erwerb des gesamten Objektes nebst Frei- 
gelände zum Preise von 7,2 Millionen DM, Der 
Kaufpreis wurde in drei Raten in den Jahren 1967, 
1968 und 1969 gezahlt. Das Grundstück ist bisher 
nicht aufgelassen worden. 

93 . Vor Ankauf des Gebäudes hatte der Verband 
dem Bundesministerium gegenüber auf dessen An- 
frage unter Hinweis auf das zu erwartende Selbst- 
schutzgesetz erklärt, daß er die mit dem Ankauf 
verbundene oder beabsichtigte Erweiterung der Auf- 
nahmekapazität der Bundesschule für sachdienlich 
halte. Seinen Überlegungen hatte er einen Kapazi- 
tätsausnutzungsplan von 150 Betten und 40 Lehr- 
gangswochen im Jahr zugrunde gelegt. 

94 . Der Bundesrechnungshof hat bereits bei der 
Beratung des Voranschlags zum Bundeshaushalts- 
plan 1967 Bedenken gegen den beabsichtigten Er- 
werb des Grundstücks für Zwecke der Bundesschule 
geäußert, weil er im Hinblick auf die schwachen Be- 
sucherzahlen in den bis dahin gemieteten Räumlich- 
keiten Zweifel hatte, ob die volle Ausnutzung der 
zusätzlichen Unterbringungsmöglichkeiten auf Jahre 
hinaus gewährleistet war. Anläßlich der Prüfung 
der Rechnungen für die Haushaltsjahre 1964 und 
1965 hat er die Bedenken wiederholt und das Bun- 
desministerium der Finanzen, das dem Kauf zuge- 
stimmt hatte, um Stellungnahme hierzu und um Mit- 
teilung gebeten, mit welchen laufenden Betriebsko- 
sten gerechnet werden müsse. 

95 . In einer darauf vom Bundesministerium der 
I Finanzen übermittelten Stellungnahme des Bundes- 
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ministeriums des Innern hat dieses ausgeführt, es 
treffe zu, daß die Verhandlungen über den Ankauf 
des Kreiskankenhauses ursprünglich mit dem Ziel 
geführt worden seien, das gesamte Objekt durch 
die Bundesschule nutzen zu lassen. Es sei ferner 
richtig, daß durch die einschneidenden Änderungen 
im Bereich des Selbstschutzes die volle Ausnutzung 
des Gebäudekomplexes allein durch die Bundes- 
schule nicht möglich sein werde. Gleichwohl halte 
das Ministerium den Erwerb für sachlich begründet 
und wirtschaftlich vertretbar. Es habe den Verband 
veranlaßt, das Gebäude samt einigen u. a. als 
Übungsgelände geeigneten Grundstücken zu kaufen. 
Dabei sei es davon ausgegangen, daß das Gebäude 
außer durch den Verband auch durch andere Ein- 
richtungen des Bundes genutzt werden könne, so 
daß eine Auslastung der Räumlichkeiten gewähr- 
leistet sei. Die Bundesschule solle in ihrer jetzigen 
Größe bestehen bleiben, die bisherigen Außenlehr- 
gänge, auch die an der Landesschule von Nordrhein- 
Westfalen, sollten nach Waldbröl verlegt werden; 
dort sollten auch Einführungs- und Abschlußlehr- 
gänge für den gehobenen und mittleren nichttech- 
nischen Dienst der allgemeinen und inneren Verwal- 
tung des Bundes, die geplant seien, und Ausbil- 
dungs- und Fortbildungslehrgänge für den Grenz- 
schutz-Einzeldienst abgehalten werden. Ohne Be- 
rücksichtigung allgemeiner Fortbildungsveranstal- 
tungen für Bundesbeamte sei ein Dauerbedarf von 
mindestens 260 Betten berechnet worden. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat ergänzend 
bemerkt, ihm sei der Sachverhalt vor Abschluß des 
Vertrages bekannt gewesen. Für den Erwerb des 
Objekts durch den Verband habe auch die Überle- 
gung gesprochen, daß in diesem Falle die Voraus- 
setzung des § 1 Abs. 2 des nordrhein-westfälischen 
Gesetzes über Befreiung des Grunderwerbs zu ge- 
meinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecken 
von der Grunderwerbsteuer erfüllt sein dürfte und 
somit eine Einsparung von Haushaltsmitteln ein- 
trete. 

96 . Im Mai 1967 hat der Bundesrechnungshof dem 
Bundesministerium des Innern gegenüber erneut 
seine Zweifel an der Möglichkeit der vollen Aus- 
nutzung des Grundstücks zum Ausdruck gebracht. 
Er hat darauf hingewiesen, daß der Platzbedarf be- 
reits vor dem Ankauf des Objekts berechnet wor- 
den sei, die Ilaushaltslage des Bundes sich inzwi- 
schen aber wesentlich verschlechtert habe und des- 
halb das Inkrafttreten des Selbstschutzgesetzes zu- 
mindest in Frage gestellt sei. Im übrigen führe der 
Ausbau örtlicher Übungsanlagen zur Einschränkung 
von Außenlehrgängen an den Landesschulen, so 
daß die in Waldbröl vorgesehenen Plätze für diese 
Lehrgänge vermutlich nicht benötigt würden. Der 
Bundesrechnungshof hat abschließend um Auskunft 
gebeten, wie der Bedarf von 260 Betten ermittelt 
worden sei und ob und auf welche Weise gewähr- 
leistet werde, daß die Schule auch dann voll ausge- 
lastet wird, wenn der Verband die für ihn vorge- 
sehenen Plätze nicht voll in Anspruch nimmt. 

97 . Das Bundesministerium hat im Mai 1968 er- 
widert, daß die seit dem Kauf des Kreiskrankenhau- 


ses eingetretene Kürzung der Haushaltsmittel und 
die dadurch bedingte Einschränkung der Ausbil- 
dungsvorhaben eine Überprüfung der ursprünglich 
vorgesehenen Belegung notwendig mache. 

Hinzu komme, daß die Errichtung einer zentralen 
Fortbildungsstätte für die Weiterbildung von Füh- 
rungskräften und qualifizierten Nachwuchskräften 
— insbesondere für eine Verwendung für interna- 
tionale und überstaatliche Aufgaben — mit einend 
Bedarf von 150 bis 200 Betten angestrebt werde, für 
deren Unterbringung das Kreiskrankenhaus eben- 
falls in Betracht komme. Die Überlegungen seien 
aber noch nicht abgeschlossen. Es stehe jedoch be- 
reits jetzt fest, daß die beim Bundesverwaltungsamt 
durchzuführenden Einführungs- und Abschlußlehr- 
gänge für den gehobenen und mittleren nichttechni- 
schen Dienst der allgemeinen und inneren Verwal- 
tung des Bundes mit einem Bedarf von rd. 50 Betten 
und die Ausbildungs- und Fortbildungslehrgänge für 
den Grenzschutz-Einzeldienst mit einem Bedarf von 
ebenfalls rd. 50 Betten künftig in Waldbröl abge- 
halten würden. 

Ferner sei der Vertrag über die Anmietung der 
Landesschule Nordrhein-Westfalen nicht verlängert 
worden, da beabsichtigt sei, diese gemeinsam mit 
der Bundesschule in Waldbröl unterzubringen. Erst 
nach Abschluß seiner Überlegungen wolle er end- 
gültig Stellung nehmen. 

98 . Da das Kreiskrankenhaus im Juli 1969 dem 
Verband übergeben werden sollte, die angekün- 
digte Stellungnahme des Bundesministeriums über 
die endgültige Nutzung des Objektes aber noch 
nicht vorlag, hat der Bundesrechnungshof im Mai 

1969 an die Angelegenheit erinnert. Das Bundes- 
ministerium hat im Oktober 1969 unter Darlegung 
der inzwischen eingetretenen veränderten Verhält- 
nisse mitgeteilt, daß die Ausbildungstätigkeit des 
Verbandes in der Bundesschule möglicherweise 
noch unter den Umfang der Ausbildung vor Verab- 
schiedung des Selbstschutzgesetzes vom 9. Septem- 
ber 196S absinken werde. Aus diesem Grunde solle 
die künftige Kapazität der Bundesschule auf 60 Teil- 
nehmer beschränkt werden. Die Überlegungen über 
die Nutzung und Belegung des Gebäudes seien noch 
zu keinem endgültigen Abschluß gekommen. Seit 
Oktober 1969 würden in Waldbröl die Lehrgänge 
des Grenzschutz-Einzeldienstes abgehalten. Eine auf 
Jahre hinaus volle Auslastung wäre möglich, wenn 
die stufenweise vorgesehene Aufstellung weiterer 
Wachhundertschaften des Bundesgrenzschutzes ver- 
wirklicht werden sollte. 

In der Zwischenzeit solle das Gebäude für Lehr- 
gänge des Bundesgrenzschutzes, für die Vorberei- 
tungslehrgänge der Zentralstelle für das Auslands- 
schulwesen und für sonstige Fortbildungslehrgänge 
und Veranstaltungen genutzt werden. Daneben wür- 
den aber auch noch andere Möglichkeiten geprüft. 
Ergänzend hat das Bundesministerium im März 

1970 mitgeteilt, daß bei einer Konzentrierung des 
Schulwesens eine Verlegung der Bundesschule von 
Waldbröl zur Zentralen Ausbildungsstätte des Bun- 
des nach Godenelter/Ahrweiler geboten erscheine. 
Die Nutzung der Bundesschule habe daher neu über- 
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dacht werden müssen. Da eine volle Nutzung der 
Bundesschule Waldbröl auf absehbare Zeit nicht 
zweifelsfrei gesichert erscheine, habe er das Objekt 
auch dem Bundesministerium der Verteidigung für 
die Nutzung durch die Bundeswehr angeboten. 

99 . Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
bis zum Herbst 1970 von allen diesen Maßnahmen 
lediglich Lehrgänge des Grenzschutz-Einzeldienstes 
durchgeführt worden sind. Diese Lehrgänge haben 
im übrigen nur in der Zeit vom Oktober 1969 bis 
März 1970 stattgefunden und sind auf Veranlassung 
des Bundesministeriums seit April 1970 nach Esch- 
wege zurückverlegt worden. Auch die in Aussicht 
genommene Zusammenlegung der Landesschule 
Nordrhein-Westfalen mit der Bundesschule ist 
unterblieben. Die Vorstellungen des Bundesministe- 
riums über eine wirtschaftliche Verwendung des 
Objekts sind somit unerfüllt geblieben. 

100 . Im Februar und Juli 1970 hat der Bundes- 
rechnungshof das Bundesministerium um eine ab- 
schließende Klärung und um Mitteilung gebeten, ob 
das Bundesministerium der Verteidigung das Ange- 
bot auf Nutzung des Objekts durch Einrichtungen 
der Bundeswehr angenommen habe. Das Bundes- 
ministerium hat mitgeteilt, daß die Bundeswehr kei- 
nen Bedarf und daher kein Interesse an einer Über- 
nahme habe. Bei dieser Sachlage sei beabsichtigt, im 
Hinblick auf die Grunderwerbsteuer zunächst aus- 
schließlich unter wirtschaftlichen Erwägungen zu 
entscheiden, ob die bislang hinausgeschobene Auf- 
lassung an den Verband oder an die Bundesrepu- 
blik Deutschland erfolgen solle. Das Bundesministe- 
rium der Finanzen sei grundsätzlich bereit, das 
Objekt in das allgemeine Sachvermögen des Bundes 
zu übernehmen, fordere aber, daß eine etwa anfal- 
lende Grunderwerbsteuer von ihm, dem Bundes- 
ministerium des Innern, getragen werde. Die Prü- 
fung, ob und in welcher Höhe Grunderwerbsteuer 
zu zahlen ist, habe es eingeleitet. Unabhängig hier- 
von habe es bereits einem Vorschlag des Verbandes 
zugestimmt, durch Vermietung eine möglichst wirt- 
schaftliche Nutzung des Objekts anzustreben. Es 
wolle, sofern das Objekt an den Verband aufgelas- 
sen werde, auch weiterhin um eine anderweitige 
wirtschaftliche Nutzung des von diesem nicht benö- 
tigten Teils bemüht sein. Das erweise sich aber als 
sehr schwierig, weil in zunehmendem Maße bau- 
liche Schäden aufträten, die die Benutzbarkeit einer 
Reihe von Räumen einschränke oder ausschließe. 

101 . Seit Januar 1971 verwendet das Bundeskrimi- 
nalamt Teile des Gebäudes zur Ausbildung von 
Anwärtern für die Laufbahn des allgemeinen Kri- 
minaldienstes. Um die Räume benutzbar zu machen, 
hat es die notwendigsten Ausbesserungsarbeiten 
selbst durchführen lassen. Neuere Verhandlungen 
des Bundesministeriums mit einer ausschließlich 
vom Bund unterhaltenen Stiftung über einen mög- 
lichen Verkauf haben offenbar nicht zum Erfolg ge- 
führt, doch hat das Bundesministerium am 28. Juni 
1971 mitgeteilt, daß nunmehr das Bundesministe- 
rium der Verteidigung das Gebäude für Schul- 
zwecke benötige. Es habe sich deshalb mit der Ab- 


gabe der Liegenschaft an dieses Ministerium ein- 
verstanden erklärt. 

102 . Die bisherige unzulängliche Ausnutzung und 
die Schwierigkeiten bei der Verwendung des Ob- 
jekts bestätigen die vom Bundesrechnungshof be- 
reits vor dem Kauf des Grundstücks geäußerten 
Bedenken. Der Bundesrechnungshof hält die vom 
Bundesministerium des Innern veranlaßte Maß- 
nahme für fehlerhaft und unwirtschaftlich. Auch bei 
Abgabe des Grundstücks an ein anderes Ressort 
verbleiben dem Bund neben den laufenden Bewirt- 
schaftungskosten erhebliche Aufwendungen zur 
Erhaltung der Gebäudesubstanz, die vorläufig auf 
rd. 1,5 bis 2 Millionen DM veranschlagt worden 
sind. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß es 
nicht zu dem Kauf hätte kommen dürfen, bevor nicht 
die volle Nutzung des Objektes gewährleistet war. 

Bundeszentrale für politische Bildung 

(Kapitel 06 35) 

Sacharbeit der Bundeszentrale für politische Bildung 

(Titel 300) 

Haushaltsjahre 1967 und 1968 

103 . Die Bundeszentrale für politische Bildung hat 
einem eingetragenen Verein Zuwendungen zur 
Durchführung von Arbeitstagungen bewilligt, die 
im wesentlichen aus öffentlichen Mitteln finanziert 
werden. Der Verein hat die Verwendung der Zu- 
wendungen nicht mit den hierfür vorgesehenen 
Vordrucken, sondern formlos nachgewiesen. Die 
Bundeszentrale hat das nicht beanstandet, offenbar 
weil die Verwendungsnachweise ohnehin ständig 
angemahnt werden mußten und ein weiterer Zeit- 
verlust vermieden werden sollte. Auch bei der Prü- 
fung der Verwendungsnachweise hat sie nichts 
beanstandet. 

Die Prüfung der Verwendung der Zuwendungen 
durch den Bundesrechnungshof hat dagegen folgen- 
des ergeben: 

a) Der Zuwendungsempfänger hat seit Januar 1967 
kein Journal, Kassenbuch oder dergl. über die 
bei ihm anfallenden Einnahmen und Ausgaben 
geführt. Es war daher nicht festzustellen, welche 
tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben er im 
Prüfungszeitraum gehabt hat. Die Kontoauszüge, 
die über die Geldbewegungen auf dem Bank- 
konto hätten Auskunft geben können, sind nach 
seinen Angaben verlorengegangen. 

b) Als bei den Arbeitstagungen angefallene Auf- 
wendungen für Unterkunft und Verpflegung sind 
der Bundeszentrale gegenüber die vollen Rech- 
nungsbeträge angegeben worden, obwohl hier- 
auf Ermäßigungen gewährt worden sind. Der 
Verbleib der Differenzbeträge ist wegen der feh- 
lenden Buchführung nicht festzustellen. 
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c) Die Rechnungen sind ohne Zahlungsbeweise vor- 
gelegt worden. Sie waren nur zum Teil, in zwei 
Fällen überhaupt nicht beglichen. 

Diese Mängel hätte auch die Bundeszentrale fest- 
stellen können, wenn sie die Verwendung örtlich 
geprüft hätte. Anlaß hierzu lag schon deshalb vor, 
weil sie ständig Schwierigkeiten hatte, von dem 
Verein überhaupt Abrechnungen zu erhalten. 

Weder die Bundeszentrale noch das Bundesministe- 
rium haben das Fehlen von Zahlungsbelegen in 
Abrede gestellt; beide haben aber erklärt, daß kein 
Anlaß zu Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben 
des Vereins bestanden habe. Diese Erklärung deckt 
sich jedoch nicht mit den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes. 

Der Verein hat auch inzwischen auf Veranlassung 
der Bundeszentrale für eine der Tagungen einen 
kleinen Betrag erstattet. 

Es erscheint zweifelhaft, ob es vertretbar ist, daß 
ein Verein, der die Ordnungsgrundsätze so gröb- 
lich vernachlässigt hat, weiterhin mit Zuwendungen 
bedacht wird. Das Bundesministerium wird diese 
Frage zu prüfen haben. 


Kriegsfolgenhilfe und entsprechende 
Leistungen, Kriegsopferfürsorge 

(Kapitel 06 36 und A 06 36) 

Kosten der Kriegsopferfürsorge und entsprechende 
Leistungen 

(Titel 306, 643 02 und 643 03) 

Darlehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge 
und entsprechende Darlehen 

(Titel 531, 863 02 und 863 03) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

— Jetzt Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

104 . Unter Nr. 11 bis 16 der Denkschrift vom 
20. Dezember 1967 (Drucksache V/2695) sind die 
uneinheitliche Anwendung der Vorschriften der 
Kriegsopferfürsorge und die damit für die Kriegs- 
opfer verbundenen Nachteile erörtert worden. Der 
Anregung des Bundesrechnungshofes, die Bundes- 
regierung möge durch Erlaß allgemeiner Verwal- 
tungsvorschriften unmittelbar und verbindlich auf 
die Träger der Kriegsopferfürsorge (im folgenden: 
Verwaltungen) einwirken, um eine gleichmäßige 
Anwendung des Kriegsopferfürsorgerechts zu errei- 
chen, hat sich das Bundesministerium nicht ange- 
schlossen. Bei der Beratung der Denkschrift in der 
25. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 
3. Oktober 1968 haben seine Vertreter vielmehr er- 
klärt, es sei nicht zweckmäßig, Verwaltungsvor- 
schriften zu erlassen; starre Normen könnten der 
Vielfalt der Einzelschicksale nicht gerecht werden. 
Es sei besser, durch Besprechungen mit den Ländern 
und den Hauptfürsorgestellen auf eine einheitliche 


und gleichmäßige Durchführung der Kriegsopferfür- 
sorge hinzuwirken, wie es bisher geschehen sei. 

105 . Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes in 
den vergangenen beiden Jahren haben jedoch ge- 
zeigt, daß es nicht einmal in den grundsätzlichen 
Fragen gelungen ist, die Verwaltungen zu einer 
auch nur einigermaßen übereinstimmenden Rechts- 
anwendung zu veranlassen. Die Uneinheitlichkeit 
besteht nicht nur von Land zu Land, sondern z. T. 
auch innerhalb der Länder von Verwaltung zu Ver- 
waltung. Das hat zur Folge, daß die Verwaltungen 
bei gleichem Sachverhalt nicht nur Leistungen in 
unterschiedlicher Höhe gewähren, sondern auch 
gleichartige Leistungen von einer Verwaltung abge- 
lehnt und von der anderen bewilligt werden. Bei den 
Betroffenen muß dadurch der Eindruck entstehen, 
daß über ihre Anträge willkürlich entschieden wird. 
Einige Beispiele mögen die Unterschiedlichkeit der 
Rechtsanwendung verdeutlichen: 

a) Ermittlung des einzusetzenden Einkommens 

Die Kriegsopferfürsorge hat die Aufgabe, die Fol- 
gen der Schädigung oder den Verlust des Ernährers 
im wirtschaftlichen Bereich auszugleichen. Schadens- 
ausgleich gewährt das Bundesversorgungsgesetz ^®) 
indessen nur im Rahmen sozialer Notwendigkeit. 
Der Beschädigte oder die Hinterbliebenen haben 
deshalb den zur Erlangung und Erhaltung einer 
angemessenen Lebensstellung notwendigen Auf- 
wand in erster Linie aus ihrem Einkommen zu be- 
streiten. Da nach dem Gesetz jedoch nach Billig- 
keitsregeln teilweise oder ganz davon abgesehen 
werden kann, den Einsatz des Einkommens zu ver- 
langen, haben die Verwaltungen Freibeträge fest- 
gesetzt. Diese sind zwar regelmäßig nach dem Grad 
der Erwerbsminderung des Beschädigten gestaffelt, 
weichen aber in ihrer Höhe von Land zu Land er- 
heblich voneinander ab. Ungleich hohe Freibeträge 
führen zwangsläufig zu ungleich hohen Leistungen. 
Weitere Abweichungen ergeben sich daraus, daß 
einige Verwaltungen die Gewährung solcher Frei- 
beträge bei bestimmten Leistungen ausschließen. 

b) Ermittlung der Einkommensgrenze im Rahmen 
der Erziehungsbeihilie 

Für Waisen und für Kinder von Beschädigten ist die 
Erziehung und berufliche Ausbildung durch Erzie- 
hungsbeihilfen sicherzustellen. Die Höhe der Erzie- 
hungsbeihilfe ergibt sich aus dem Unterschied zwi- 
schen dem Bedarf des auszubildenden Kindes und 
dem einzusetzenden Einkommen des noch lebenden 
Elternteils. Bei der Ermittlung dieses Einkommens 
hat nach ausdrücklicher Regelung durch Rechtsver- 
ordnung ein Betrag von monatlich mindestens 
500 DM unberücksichtigt zu bleiben. Aus dem Um- 
stand, daß es sich hierbei um einen Mindestbetrag 
handelt, werden von den Verwaltungen die unter- 
schiedlichsten Folgerungen gezogen. 

Die einen beschränken sich darauf, in jedem Fall 
nur den Mindestbetrag freizulassen. Die Mehrheit 
geht darüber hinaus, weil der Betrag von 500 DM 
nach ihrer Meinung die untere Grenze des Lebens- 

10) i. d. F. vom 20. Januar 1967 (BGBl. I 142) 
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Unterhalts darstellt und je nach dem ausgeübten 
Beruf zu erhöhen ist. Hierfür sind Tabellen aufge- 
stellt worden, die nach Berufsgruppen gegliedert 
sind und in denen für jede dieser Berufsgruppen 
bestimmte Beträge zur Bestreitung eines angemes- 
senen Lebensunterhalts festgelegt sind. Die Tabel- 
len sind von Land zu Land verschieden und in ihrer 
Ausgestaltung vielfältig. Ein Teil der Länder be- 
gnügt sich damit, die Vielzahl der Berufe in drei 
oder vier Berufsgruppen grob zusammenzufassen. 
Die anderen stellen weit mehr Berufsgruppen auf. 
Bei der Eingliederung in die Berufsgruppe stellen 
einige Länder es auf den vor dem Kriege ausgeüb- 
ten, die anderen auf den gegenwärtigen und die 
dritten auf den ohne die Schädigung vermutlich er- 
reichten Beruf des Beschädigten ab. Bei Witwen 
legen die einen deren Beruf, die anderen den Beruf 
des gefallenen Ehemannes zugrunde. Für den ange- 
messenen Lebensunterhalt haben die einen für jede 
Berufsgruppe einen festen Betrag vorgesehen, die 
anderen lassen eine gewisse Spannweite zu und 
setzen jeweils nur Mindest- und Höchstbeträge fest. 
Die einen bewerten den notwendigen Lebensunter- 
halt für ihre Berufsgruppe verhältnismäßig niedrig, 
andere gehen erheblich darüber hinaus; wieder 
andere liegen zwischen diesen beiden Grenzen. Die 
einen verwenden ihre Tabelle nur, wenn es sich um 
Leistungen für volljährige Kinder handelt, die ande- 
ren kennen diese Einschränkung nicht. 

c) Gewährung von Darlehen 

Als Leistungen der Kriegsopferfürsorge sieht das 
Gesetz außer einmaligen und laufenden Beihilfen 
auch die Gewährung von Darlehen vor, die im we- 
sentlichen zur Beschaffung von Kraftfahrzeugen und 
Hausrat, zur Gründung und Erhaltung einer selb- 
ständigen Existenz und im Rahmen der Wohnungs- 
fürsorge gegeben werden. 

Die Verwaltungen gewähren diese Darlehen nicht 
nur unter unterschiedlichen Voraussetzungen, son- 
dern auch zu uneinheitlichen Bedingungen. Auffal- 
lend ist insbesondere die Unterschiedlichkeit der 
Meinungen zur Frage der Verzinsung dieser Dar- 
lehen. Die einen geben die Darlehen grundsätzlich 
zinsfrei, die anderen erheben Zinsen. 

d) Erholungsfürsorge 

Beschädigten und Hinterbliebenen ist Erholungsfür- 
sorge zu gewähren. Auch bei dieser Leistungsart 
zeigt sich in den grundsätzlichen Fragen eine Viel- 
falt der Auffassungen und der Entscheidungen. So 
beschränken die Verwaltungen einiger Länder ihre 
Maßnahmen auf das Bundesgebiet. Auslandsauf- 
enthalt wird von einer ausdrücklichen Bestätigung 
des Arztes abhängig gemacht. In anderen Ländern 
billigen Verwaltungen auf Wunsch einen Auslands- 
aufenthalt ohne weiteres zu. Hinsichtlich der Unter- 
bringung am Erholungsort berücksichtigen die mei- 
sten Verwaltungen weitgehend die Wünsche der 
Antragsteller; andere weisen den Erholungssuchen- 
den kurzer Hand in Vertragshäuser ein. 

Auch die für den Erholungsaufenthalt gewährten 
Tagesleistungen sind unterschiedlich. Ein Teil der 
Länder hat hierfür Höchstbeträge, und zwar von 


Land zu Land in unterschiedlicher Höhe, vorgesehen, 
andere kennen diese Einschränkung nicht. Führt der 
Antragsteller die Fahrt im eigenen Kraftwagen 
durch, so werden in einem Teil der Länder die Fahrt- 
kosten der Bundesbahn in der zweiten Klasse, in 
anderen Ländern unterschiedliche Kilometerpau- 
schalen erstattet. Bei Fahrten ins Ausland erhalten 
die Betroffenen in einigen Ländern die Fahrtkosten 
bis zum Erholungsort ersetzt, in anderen nur inso- 
weit, als diese auf das Bundesgebiet entfallen. Auch 
die Aufenthaltskosten im Ausland werden unter- 
schiedlich behandelt. Teilweise werden die ange- 
messenen Kosten in voller Höhe, zum anderen nur 
Pauschalbeträge gewährt, und zwar in der Höhe, 
wie sie für einen Inlandsaufenthalt zustehen wür- 
den. Unterschiede zeigen sich schließlich auch bei 
der Gewährung von Taschengeld. In einigen Län- 
dern werden in voneinander abweichender Höhe 
feste Beträge je Tag des Erholungsaufenthaltes, in 
anderen unabhängig von der jeweiligen Dauer des 
Aufenthaltes Pauschalbeträge gezahlt. 

106 . Der Bundesrechnungshof hat das Bundesmini- 
sterium über seine Feststellungen laufend unterrich- 
tet. Das Bundesministerium, die Länder und die 
Hauptfürsorgestellen haben die sich daraus erge- 
benden Grundsatzfragen in gemeinsamen Bespre- 
chungen erörtert und dazu z. T. Beschlüsse gefaßt. 
Wenn eine einheitliche Rechtsanwendung gleich- 
wohl nicht erreicht worden ist, so liegt die Ursache 
dafür einmal in dem Fehlen eines Weisungsrechts 
des Bundesministeriums gegenüber den Ländern, 
die die Kriegsopferfürsorge als eigene Angelegen- 
heit ausführen (Art. 83 GG), zum anderen darin, 
daß die Bundesregierung bisher keine Verwaltungs- 
vorschriften erlassen hat (vgl. Nr. 107), und schließ- 
lich in der Vielfalt der von den Ländern getroffenen 
Zuständigkeitsregelungen. Die Mehrheit der Länder 
hat die Durchführung der Kriegsopferfürsorge näm- 
lich ihren Selbstverwaltungskörperschaften übertra- 
gen. Nur im Ausnahmefall sind staatliche Dienst- 
stellen damit betraut worden. Soweit hiernach 
Selbstverwaltungskörperschaften zuständig sind, 
führen sie die Aufgabe überwiegend als Selbstver- 
waltungsangelegenheit, d. h. weisungsfrei, durch. 
Das hat zur Folge, daß die meisten Länder ihre Auf- 
fassungen den Verwaltungen nur als Empfehlung 
übermitteln können. Berücksichtigt man, daß in der 
Kriegsopferfürsorge mehr als 600 Verwaltungen 
tätig sind, so wird verständlich, warum die Bemü- 
hungen des Bundes bisher nicht zum Erfolg geführt 
haben. 

107 . Für die Zukunft muß die einheitliche Anwen- 
dung des Kriegsopferfürsorgerechts sichergestellt, 
d. h. es muß erreicht werden, daß bei gleichem Sach- 
verhalt auch die rechtliche Ausgangslage für alle 
Verwaltungen übereinstimmt. Dieses Ziel läßt sich 
mit die Verwaltungen bindender Kraft nur durch 
den Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschriften er- 
reichen (Art. 84 Abs. 2 GG). Der Einwand des Bun- 
desministeriums, der Erlaß bindender Vorschriften 
sei mit dem in der Kriegsopferfürsorge herrschen- 
den Grundsatz, daß die Hilfe stets den Besonder- 
heiten des Einzelfalls anzupassen ist (Individualisie- 
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rungsprinzip), nicht zu vereinbaren, trifft nicht zu. 
Durch die Verwaltungsvorschriften würden die Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge nicht schematisiert; 
vielmehr würden Auslegung und Anwendung des 
geltenden Rechts im Interesse der Kriegsopfer ver- 
vereinheitlicht. Die Bundesregierung wird hiernach 
allgemeine Verwaltungsvorschriften mit Zustim- 
mung des Bundesrats zu erlassen haben. 

Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06) 

Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 

(Kapitel 06 19) 

Verschiedene Titel 
Haushaltsjahre 1969 und 1970 

Zivile Verteidigung 

(Einzelplan 36) 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung 
im Aufgabenbereich des Bundesministers des Innern 

(Kapitel 36 04) 

Verschiedene Titel 
Haushaltsjahre 1959 bis 1968 

Kosten des Schwimmbrückendienstes im Technischen Hilfswerk 

108 . Das Bundesministerium hat dem Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungsschutz im Jahre 1958 die 
Aufstellung, Ausrüstung und Ausbildung von Ein- 
heiten des Schwimmbrückenbaues mit der Maßgabe 
übertragen, daß diese Aufgabe bis zu einer gesetz- 
lichen Regelung in das Aufgabengebiet des Tech- 
nischen Hilfswerks einzubeziehen sei. Es sollten 
11 vollmotorisierte Brückenbauabteilungen mit rd. 
6500 Helfern vorgesehen werden. Die Beschaffung 
der persönlichen Ausrüstung für 18 Bereitschaften 
(rd. 2900 Helfer) wurde bereits vor der Herausgabe 
der Stärke- und Ausrüstungsnachweisungen ■ — 
STAN — eingeleitet. 

Das Bundesamt hatte bis zum Ende des Jahres 1964 
insgesamt 2245 Helfer für den Schwimmbrücken- 
dienst eingeteilt. Damit war die Aufstellungsforde- 
rung erst zu einem Drittel erfüllt. Das Bundesamt 
hatte schon zu dieser Zeit Bedenken, ob das Tech- 
nische Hilfswerk in der Lage sei, den personellen 
Anforderungen für den Schwimmbrückenbau zu ent- 
sprechen. Es wies darauf hin, daß ein großer Teil 
der Helfer nur bedingt zur Verfügung stehen werde, 
daß durch die weiten Entfernungen zwischen den 
Wohn- und den Einsatzorten eine rechtzeitige Her- 
anführung im Ernstfall kaum möglich sein würde 
und daß die personelle Auffüllung durch freiwillige 
Helfer nicht zu erreichen sei. 


109 . Im April 1966 unterrichtete das Bundesmini- 
sterium das Bundesamt, daß der Schwimmbrücken- 
dienst in absehbarer Zeit in das Zivilschutzkorps 
übernommen werde. Bis dahin solle er in seinem 
gegenwärtigen Bestand erhalten und gefestigt wer- 
den. Eine Erweiterung solle unterbleiben, da sonst 
die Gefahr von Fehlentwicklungen entstehe. 

Im April 1968 teilte das Bundesministerium dem 
Bundesamt mit, daß die Absicht, den Schwimmbrük- 
kendienst auf das Zivilschutzkorps zu übertragen, 
vorerst nicht verwirklicht werden könne, da dessen 
Aufstellung nach Art. 17 des Finanzänderungsge- 
setzes 1967 ^^) hinausgeschoben worden sei. Die 
Aufgabe sei auf der Grundlage des derzeitigen Stan- 
des vom Technischen Hilfswerk fortzuführen. Zur 
Erzielung von Ersparnissen solle die Schwimmbrük- 
kenschule in Hoya die Ausbildung aller Helfer im 
Schwimmbrückendienst übernehmen und die 
Schwimmbrückenschule in Germersheim aufgelöst 
werden. Die bundeseigenen und gemieteten Lager 
seien zu wenigen Großlagern zusammenzufassen. 
Künftige Beschaffungen seien lediglich auf die Ver- 
vollständigung der vorhandenen Ausrüstung auszu- 
richten. 

110 . Inzwischen war die Zahl der freiwilligen Hel- 
fer zurückgegangen. Ende 1968 standen nur noch 
1974 Helfer zur Verfügung. Das Bundesamt schlug 
deshalb im Rahmen einer Neuplanung eine dem bis 
dahin erreichten Ausrüstungsstand entsprechende 
Verminderung der ursprünglich vorgesehenen Auf- 
gaben vor und errechnete den Kräftebedarf hierfür 
auf 2895 Helfer. Wegen der ständigen Schwankun- 
gen des Helferbestandes äußerte es erneut Beden- 
ken, ob sich die personellen Lücken auf der Grund- 
lage der Freiwilligkeit schließen ließen. Im Januar 
1970 ordnete das Bundesministerium unter Hinweis 
auf die erheblichen Haushaltskürzungen Rationa- 
lisierungsmaßnahmen beim Schwimmbrückendienst 
an. Baumaßnahmen sollten nur noch insoweit durch- 
geführt werden, als sie zur Substanzerhaltung und 
Schadensabwendung unabweisbar notwendig waren. 
Die Lager sollten zusammengelegt, die Unterbrin- 
gung des schweren Geräts in zwei Lagern sollte 
angestrebt werden. Die Beschaffung von Aus- 
rüstungsgegenständen sowie die Übernahme von 
Material aus Beständen anderer Organisationen 
sollten zurückgestellt werden. Die Ausbildung bei 
der Schwimmbrückenschule Hoya sollte auf den 
Einsatz im Wasserdienst für Zwecke des Katastro- 
phenschutzes beschränkt werden und die Ausbil- 
dung am schweren Gerät auslaufen. 

Das Bundesamt berichtete dem Bundesministerium 
im Februar 1970, daß es bei Durchführung der ange- 
ordneten Maßnahmen die Einsatzbereitschaft des 
Schwimmbrückendienstes im Sinne der früheren Er- 
lasse nicht mehr für gegeben halte. Es sei der Auf- 
fassung, daß auch im Hinblick auf den Auftrag des 
Bundesverteidigungsrates dem Schwimmbrücken- 
dienst eine vorrangige Priorität beizumessen sei, 
weshalb es das Bundesministerium um Überprüfung 
seiner Weisungen bitte. 

11) vom 21. Dezember 1957 (BGBl. I 1259) 


37 



Drucksache VI/2697 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Da das Bundesamt die bei der Schule Hoya für das 
Jahr 1970 geplanten Lehrgänge am schweren Ge- 
rät nicht absetzte, ordnete das Bundesministerium 
im Juni 1970 erneut die Einstellung dieser Ausbil- 
dung an. Gleichzeitig entschied es, daß das schwere 
Brückenbaugerät aus Gründen des Einsatzes, der 
Ausbildung und der Wartung sowie aus finanziellen 
Erwägungen nicht den Orts- und Kreisverbänden 
des Technischen Hilfswerks überlassen werden 
könne, sondern daß es, wie angeordnet, in zwei 
Lagern untergebracht werden solle. 

111 . Der Bundesrechnungshof hat sich schon in 
früheren Jahren mit Fragen des Schulbetriebes und 
der Lagerhaltung beim Schwimmbrückendienst be- 
schäftigt. Die fortdauernden hohen Ausgaben für 
diese Einrichtung veranlaßten ihn im Jahr 1970 zu 
einer umfassenden Prüfung, die im wesentlichen 
folgendes ergab: 

In den Rechnungsjahren 1959 bis 1969 hat das Bun- 
desamt über die Beschaffungsstelle des Bundes- 
ministeriums Material für den Schwimmbrücken- 
dienst im Wert von rd. 20,5 Millionen DM beschafft. 
Davon entfielen rd. 10,9 Millionen DM auf 
Schwimmbrückengeräte, 6,7 Millionen DM auf Fach- 
dienst-Ausrüstungen einschließlich Kraftfahrzeuge 
und 2,9 Millionen DM auf die persönliche Ausrü- 
stung. Fachdienst-Ausrüstung und persönliche Aus- 
rüstung reichen für den Einsatz von rd. 2900 Hel- 
fern. 

Außer dem beschafften Schwimmbrückengerät sind 
größere Mengen ehemaligen Bundeswehrgeräts vor- 
handen, das jedoch ebenso wie dieses zu einem gro- 
ßen Teil bisher nicht benutzt worden ist. 

Zu einer planmäßigen Aufstellung von Schwimm- 
brückeneinheiten und zur Ausgabe der persönlichen 
und der Fachdienst-Ausrüstungen ist es nicht ge- 
kommen. Das gesamte Schwimmbrückengerät sowie 
die persönlichen und die Fachdienst-Ausrüstungen 
sind eingelagert. Nach dem derzeitigen Stand wer- 
den dafür neun bundeseigene und sieben gemietete 
Objekte in Anspruch genommen, die sich auf 
10 Orte im Bereich der geplanten Einsatzräume ver- 
teilen. Für die Mietobjekte sind in den Jahren 
1967 — 1969 Mietkosten in Höhe von 208 000 DM, 
212 000 DM und 185 000 DM entstanden. 

Mit der Unterhaltung, Pflege und Wartung des 
Materials waren im Juli 1970 53 Angestellte und 
68 Lohnempfänger beschäftigt. Dabei stand die Zahl 
der Angestellten in einem Mißverhältnis zu der 
Zahl der Arbeiter, da Angestellte zum Teil unter- 
wertig beschäftigt wurden. Das hatte folgende 
Ursachen: 

In den Jahren 1964 bis 1966 waren — außer dem 
Lagerpersonal — 37 hauptamtliche Kräfte (Verg. Gr. 
IV a bis VII BAT) als Führer und Unterführer für 
die aufzustellenden Schwimmbrückendiensteinhei- 
ten einberufen worden. Da die Einheiten nicht auf- 
gestellt wurden, konnte dieses Rahmenpersonal nur 
bei Wochenendschulungen seiner eigentlichen Auf- 
gabe entsprechend eingesetzt werden. Es wurde des- 
halb in der übrigen Zeit zur Lager- und Gerätever- 
waltung oder zu sonstigen Aufgaben herangezogen. 


Sein Bestand ist inzwischen auf 23 Angestellte ver- 
mindert worden. Das Bundesamt ist um eine endgül- 
tige anderweitige Verwendung des Rahmenperso- 
nals bemüht. Die nicht unerheblichen Personal- 
kosten für das Lager- und Rahmenpersonal müssen 
den Gesamtaufwendungen für den Schwimmbrük- 
kendienst hinzugerechnet werden. 

112 . Der Bundesrechnungshof hat auch die Aus- 
lastung der Schwimmbrückenschule Hoya unter- 
sucht. Bereits in der Denkschrift vom 22. Dezember 
1966 (Bundestagsdrucksache V/1603) ist auf die unzu- 
längliche Beschickung der Schulen des Technischen 
Hilfswerks hingewiesen worden. Das hat dazu bei- 
getragen, daß die Schulen in Moers und Germers- 
heim im Jahre 1968 aufgelöst wurden. Trotz der in 
Aussicht gestellten besseren Beschickung ließ der 
Besuch der Schule in Hoya auch in den Jahren 1967, 
1968, 1969 und im ersten Halbjahr 1970 zu wün- 
schen übrig. Die Schule, die über neu eingerichtete 
Unterkunftsräume für rd. 90 Teilnehmer verfügt, 
wurde in dieser Zeit so gering besucht, daß sich 
ihre Beibehaltung im gegenwärtigen Umfang — 
auch unter Berücksichtigung der an Wochenenden 
durchgeführten Kurzlehrgänge — wegen der Be- 
triebs- und Unterhaltungskosten, insbesondere des 
erheblichen Personalaufwands, schwerlich vertreten 
läßt. 

113 . Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
ministerium mitgeteilt, daß er eine Beendigung der 
Ungewißheit über die Zukunft des Schwimmbrük- 
kendienstes als überfällig ansehe. Schon nachdem 
erkennbar gewesen sei, daß das in Aussicht genom- 
mene Zivilschutzkorps als Träger nicht in Frage 
komme, hätten daraus ohne Verzug die notwen- 
digen Folgerungen gezogen werden müssen. Die bis- 
herigen provisorischen Maßnahmen stellten keine 
Lösung des Problems dar; sie hätten nicht verhin- 
dert, daß für den Schwimmbrückendienst noch im- 
mer in hohem Maße unwirtschaftliche Personal- 
und Sachausgaben geleistet würden. Wenn auch 
politische, taktische und psychologische Gesichts- 
punkte bei der Lösung der anstehenden Fragen eine 
gewichtige Rolle spielten, so rechtfertigten sie ange- 
sichts der hohen laufenden Aufwendungen des Bun- 
des eine Herauszögerung der notwendigen Entschei- 
dungen nicht. Der Schwimmbrückendienst sei im 
Ernstfall nur einsetzbar, wenn in der Nähe des ein- 
gelagerten Geräts ausgebildetes Brückenbauperso- 
nal in ausreichender Zahl vorhanden sei. Es habe 
sich gezeigt, daß das Technische Hilfswerk mit sei- 
ner auf die Mitarbeit freiwilliger Helfer angewiese- 
nen Organisation nicht in der Lage sei, diese Vor- 
aussetzungen zu schaffen. Da es aber nicht vertret- 
bar sei, für eine im Einsatzfall nicht funktionierende 
Organisation Material in so erheblichem Wert vor- 
zuhalten und weiterhin Personal auszubilden, müsse 
der Schwimmbrückendienst entweder einer anderen 
Organisation übertragen oder aufgelöst werden. 

Unbeschadet dieser Grundsatzüberlegungen seien 
Sofortmaßnahmen mit dem Ziel der Verringerung 
der laufenden Kosten einzuleiten. Dazu böte sich an, 
den Vorstellungen des Bundesministeriums entspre- 
chend das leichte Gerät an die Ortsverbände des 
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Technischen Hilfswerks in hochwassergefährdeten 
Gebieten für Zwecke eines örtlichen Wasserdienstes 
abzugeben, das in großem Umfang vorhandene ent- 
behrliche oder inzwischen unbrauchbar gewordene 
Gerät schnellstens auszusondern sowie die Fach- 
dienst- und persönliche Ausrüstung auf die Landes- 
verbände des Technischen Hilfswerks aufzuteilen. 
Bis zur endgültigen Entscheidung über seinen Ver- 
bleib sollte das schwere Brückengerät, wie vom Bun- 
desministerium beabsichtigt, alsbald zusammen- 
gefaßt und in bundeseigenen Liegenschaften unter- 
gebracht werden, so daß die Mietobjekte aufgege- 
ben werden könnten. Hauptamtliches Personal 
müsse auf die für die Verwaltung und Wartung des 
noch zentral gelagerten Geräts erforderliche Zahl 
von Angestellten und Arbeitern beschränkt werden. 
Die Beibehaltung der Schwimmbrückenschule in 
Hoya sei von ihrer künftigen Aufgabenstellung und 
Ausnutzung abhängig zu machen. 

114. Das Bundesministerium hat zugesagt, über die 
von ihm eingeleiteten Maßnahmen hinaus die erfor- 
derlichen Schritte in die Wege zu leiten. Es will den 
Bundesrechnungshof zu vereinbarten Terminen über 
die Durchführung seiner Maßnahmen unterrichten. 
Die Beibehaltung der Schule in Hoya hält es für er- 
forderlich, da ihre Auslastung nach Zuteilung weite- 
rer Aufgaben in Zukunft als gesichert angesehen 
werden könne. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei- 
ter beobachten. 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 09 02) 

Jahresleistung an die „Stiftung Warentest“ 

(Titel 615 b, 616 und 685 22) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1969 

— Jetzt Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen — 

115. Die Bundesregierung hat am 4. Dezember 1964 
die Stiftung Warentest mit Sitz in Berlin als gemein- 
nützige Einrichtung gegründet. Ihr ausschließlicher 
und unmittelbarer Zweck ist die Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über objektiv feststellbare Merkmale 
des Nutz- und Gebrauchswertes von Waren und Lei- 
stungen, die überregional in grundsätzlich gleich- 
bleibender Beschaffenheit und in einer zu ihrer 
Identifizierung ausreichenden Weise angeboten wer- 
den. 

Die Stiftung hat für die Durchführung ihrer Aufgaben 
vom Bund Zuwendungen im Betrage von jährlich 
2,4 Millionen DM (1964/65) bis 4,5 Millionen DM 
(1970) erhalten. Im Bundeshaushaltsplan 1971 sind 
5,0 Millionen DM veranschlagt. 


116. Die Untersuchungsergebnisse der Stiftung 
werden in der Monatsschrift „tesL' veröffentlicht. 
Die erste Ausgabe erschien im April 1966. Von ihr 
wurden bei einer Auflage von 210 000 Stück rund 
100 000 verkauft. Von der zweiten Nummer mit einer 
Auflage von 200 000 Stück konnten jedoch nur 45 000 
verkauft werden. Dieser Rückgang hielt an. Im Jahre 
1967 hat die Stiftung, um ein besseres wirtschaft- 
liches Ergebnis und eine größere Verbreitung der 
Untersuchungsergebnisse zu erzielen, iilsbesondere 
die äußere Aufmachung der Zeitschrift unter Auf- 
gabe des 30 Seiten umfassenden Mantelteils verein- 
facht, im Verkauf das Schwergewicht auf den Absatz 
an Abonnenten verlagert und Werbeaktionen durch- 
geführt. Auch hat sie die Untersuchungsergebnisse 
z< T. als Sonderdrucke oder in Kurzfassungen in Zei- 
tungen und Zeitschriften sowie durch Rundfunk und 
Fernsehen verbreiten lassen. 

Diese Maßnahmen haben nachhaltig eine stärkere 
Verbreitung der Untersuchungsergebnisse und eine 
Zunahme des Verkaufs der Zeitschrift gebracht. Im 
Februar 1970 wurden 48 202 Stück an Abonnenten 
und 38 244 Einzelhefte verkauft. Im Laufe desselben 
Jahres hat sich die Zahl der Abonnenten monatlich 
durchschnittlich um weitere 2000 Stück erhöht. Darin 
kommt zum Ausdruck, daß die Stiftung zunehmend 
erfolgreicher arbeitet. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwendung der 
Zuwendungen, die der Stiftung bis einschließlich 
1969 aus Bundesmitteln gewährt worden sind, ge- 
prüft. 

117. Das Bundesministerium hat der Stiftung weder 
bei der Gründung noch in der folgenden Aufbauzeit 
grundsätzliche Auflagen zur Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung erteilt. Es ist erst im Februar 1966 
und nur mit der allgemeinen Bitte an die Stiftung 
herangetreten, hinsichtlich der Gehälter und Sach- 
ausgaben „darauf zu achten, daß sich diese im Rah- 
men des entsprechenden Niveaus bei ähnlichen Ein- 
richtungen bewegen". Im März 1966 hat das Ministe- 
rium der Stiftung lediglich den Inhalt der Beschlüsse 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 25. Februar 1960 und vom 26. April 1963 
mitgeteilt, nach denen das Personal von Institutio- 
nen, die Zuwendungen des Bundes erhalten, so ein- 
zustufen ist wie vergleichbare Bedienstete; es hat 
dieses Erfordernis jedoch nicht ausdrücklich ausbe- 
dungen. 

Die geringen Anforderungen, die das Bundesministe- 
rium insoweit gestellt hat, haben dazu beigetragen, 
daß die Stiftung von den Bestimmungen des Bundes- 
angestelltentarifs und den personalwirtschaftlichen 
Grundsätzen des Bundes abweichende Vereinbarun- 
gen und Regelungen getroffen hat. Diese haben zu 
einer nicht gerechtfertigten Besserstellung der Ange- 
stellten der Stiftung gegenüber vergleichbaren Ange- 
stellten des Bundes geführt. 

Das Bundesministerium hat sein Verhalten damit be- 
gründet, daß sich die Bundesregierung seinerzeit 
aus politischen Gründen jeder größeren Einfluß- 
nahme auf die Geschäftsführung der Stiftung bewußt 
enthalten habe. Es war außerdem davon ausgegan- 
gen, die der Stiftung zur Verfügung gestellten Be- 
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träge seien keine Zuwendungen im Sinne des § 64 a 
RHO, weil die Stiftung durch den Stiftungsvertrag 
Anspruch auf die Leistungen des Bundes habe. 
Nach Erlaß der vorläufigen Verwaltungsvorschriften 
zu den §§ 23, 26 und 44 BHO hat das Bundesministe- 
rium für das Jahr 1971 die Zuwendung des Bundes 
erstmals auf Grund eines Bewilligungsbescheides ge- 
währt. 

Der Bundesrechnungshof hatte sich schon Jahre vor 
seiner Anfang 1970 durchgeführten Prüfung dagegen 
gewandt, daß die aus politischen Gründen gegenüber 
der Stiftung geübte Zurückhaltung auf die Haus- 
halts- und Wirtschaftsführung und damit auf das 
Finanzgebaren der Stiftung ausgedehnt und die Jah- 
resleistung des Bundes nicht als Zuwendung nach 
§ 64 a RHO angesehen wurde. 

Inzwischen hat das Bundesministerium zugesagt, es 
werde in den Bewilligungsbescheiden von der Stif- 
tung verlangen, daß sie auch im personalwirtschaft- 
lichen Bereich die Grundsätze des Bundes beachte 
und den Angestellten keine höhere Vergütung als 
vergleichbaren Bediensteten des Bundes zahle. Ent- 
sprechend der Anregung des Bundesrechnungshofes 
will es außerdem den Stellenplan der Stiftung, der 
Anlage zu dem von ihm zu genehmigenden Haus- 
haltsplan ist, ausdrücklich für verbindlich erklären. 
In dem Bewilligungsbescheid über die für das Jahr 
1971 vorgesehene Zuwendung ist es dieser Zusage 
nachgekommen. 

118 . Mit Zustimmung des Vorstandes der Stiftung 
hat die Geschäftsführung einen im Ruhestand befind- 
lichen früheren Beamten des Bundesministeriums 
durch Vertrag vom 17. Mai 1965 beauftragt, die Stif- 
tung bei der Verwirklichung ihrer satzungsmäßigen 
Aufgaben wissenschaftlich und praktisch zu beraten. 
Dieser Vertrag war bis zum 31. Dezember 1969 be- 
fristet. Durch einen neuen Vertrag vom 25. August 
1969 übertrug die Stiftung dem Berater, zunächst bis 
zum 31. Dezember 1971, die Tätigkeit eines „Veri- 
fiers". Er hat besonders zu prüfen, ob die Veröffent- 
lichungen der Stiftung mit den Prüfungsergebnissen 
der Institute übereinstimmen, Zahlen und Daten 
richtig übernommen worden sind und die Aussagen 
keine Widersprüche und Unausgewogenheiten ent- 
halten. Für diese Tätigkeit vereinbarte die Stiftung 
mit ihm für die Zeit bis zum 31. Dezember 1969 ein 
monatliches Honorar von 2500 DM und vom 1. Ja- 
nuar 1970 an ein solches von 2000 DM, das quartals- 
weise im voraus zu zahlen ist. 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken gegen die 
Dauer des Vertrags sowie gegen die Höhe und 
Zahlungsweise des vereinbarten Honorars geäußert. 
Kenntnise und Erfahrungen, wie sie der Berater 
durch seine frühere Tätigkeit im Bundesministerium 
erworben hat, waren der Stiftung allenfalls bei der 
Entwicklung ihrer Testverfahren und der Veröffent- 
lichung der ersten Testergebnisse von Nutzen. Ihre 
endgültige Konzeption ließ sich nur aus den bei der j 
Stiftung selbst gewonnenen besonderen Erfahrun- 
gen von den Fachkräften entwickeln, die die Stiftung 
für eben diese Aufgabe hauptberuflich verpflichtet 
hat oder die ihren Fachgremien angehören. Die Be- 
ratung der Stiftung war deshalb höchstens während 


ihres schwierigen institutioneilen Aufbaues zu recht- 
fertigen. Dieser hatte mit der ersten Veröffentlichung 
im April 1966 einen gewissen Abschluß gefunden. 
Entsprechend kurz hätte der Beratervertrag befristet 
werden müssen. Das für die Tätigkeit als „Verifiers'' 
vereinbarte Honorar ist nach dem Umfang der Ver- 
öffentlichung und der von dem „Verifier" aufge- 
wandten Zeit erhöht. Außerdem bestand kein über- 
zeugender Grund, die Zahlung des Honorars viertel- 
jährlich im voraus zu vereinbaren. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
aufgefordert, noch vor Vertragsende eine der Tätig- 
keit des „Verifiers"' angemessene Vergütungsrege- 
lung anzustreben, notfalls durch Übertragung zusätz- 
licher, der Vergütung entsprechend qualifizierter 
Aufgaben. 

Das Bundesministerium hat darauf die Stiftung auf- 
gefordert, unverzüglich Verhandlungen mit dem Ziel 
aufzunehmen, das Vertragsverhältnis sobald wie 
möglich zu lösen. Die Stiftung ist dieser Aufforde- 
rung nicht nachgekommen. Sie hat die Vergütung 
des „Verifiers" am 1. Mai 1970 sogar um 200 DM 
auf 2200 DM monatlich erhöht. Das Bundesministe- 
rium hat dieses Verhalten gerügt, die für Dezember 
1970 vorgesehene Zuwendung um die Erhöhung der 
Vergütung für 8 Monate von zusammen 1600 DM 
gekürzt und sich weitere Maßnahmen Vorbehalten. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiterverfolgen. 

119 . Der Vorstand der Stiftung hat im Zusammen- 
hang mit der Neuordnung der Satzung am 19. Mai 
1969 eines seiner Mitglieder beauftragt, auf die 
Dauer von etwa 6 Monaten — bei früherer Neuord- 
nung der Satzung „bis zu diesem Termin" — ■ die 
praktische Stiftungsarbeit, insbesondere die Arbeit 
der Verwaltung, zu überprüfen und der Stiftung zur 
Vorbereitung etwaiger Änderungen der Satzung 
zeitweise in besonderem Umfange zur Verfügung zu 
stehen. Diesen Auftrag hat der Vorstand am 15. De- 
zember 1969 bis auf weiteres, längstens bis zum In- 
krafttreten- der geänderten Satzung, verlängert. Für 
die zusätzliche Inanspruchnahme hat die Stiftung 
diesem Vorstandsmitglied seit dem 1. Juni 1969 
monatlich zusätzlich zu der Aufwandsentschädigung 
von 600 DM ein Honorar von 2000 DM gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken dagegen, daß 
der Auftrag auf unbestimmte Zeit verlängert worden 
ist; dieser war nach seinem Inhalt und der tatsäch- 
lichen Y\bwicklung mit der Vorlage des neuen Sat- 
zungsentwurfs durch das Bundesministerium der 
Finanzen an den Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages Ende Juni 1969 im wesentlichen erle- 
digt. Jedenfalls war von dem Vorstandsmitglied von 
diesem Zeitpunkt an keine Mehrleistung in einem 
Umfang zu erbringen, die ein solches Sonderhonorar 
rechtfertigte. Trotzdem ist der Auftrag erst mit Ab- 
lauf des Monats Dezember 1970 zurückgezogen und 
damit die Honorarzahlung eingestellt worden. 

120 . Nach dem vorläufigen Wirtschaftsplan (An- 
lage zur Kabinettvorlage über die Errichtung der 
Stiftung Warentest vom 24. Mai 1964) war davon 
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ausgegangen worden, daß die Stiftung bei Ausstat- 
tung ihrer Diensträume die Richtsätze in den Be- 
merkungen des Bundesministeriums der Finanzen 
für die Aufstellung der Voranschläge 1963 zugrunde 
legen sollte. In diesem Wirtschaftsplan hatte das 
Bundesministerium — ausgehend von 88 Angestell- 
ten — deshalb für die Ausstattung der Diensträume 
80 000 DM veranschlagt. 

Die Stiftung hat jedoch rund 205 000 DM aufge- 
wandt. Weitere 17 500 DM kostete die Ausstattung 
von Sitzungsräumen. Unter Berücksichtigung des 
Personalstands von Anfang 1970 und einiger zusätz- 
licher Arbeitsplätze für Aushilfskräfte durfte die 
Stiftung nach den Richtsätzen des Bundes höchstens 
90 000 DM aufwenden. 

Ebenso aufwendig verfuhr die Stiftung bei der Be- 
schaffung von Schreibmaschinen. Bis Ende 1969 hatte 
sie 40 Schreibmaschinen — davon 30 elektrische — 
für rund 50 000 DM gekauft, obgleich bei ihr nur 
14 Angestellte ständig oder überwiegend im Schreib- 
dienst und im Vorzimmerdienst beschäftigt sind. Im 
vorläufigen Wirtschaftsplan der Stiftung waren auch 
nur 22 zu beschaffende Schreibmaschinen — ■ davon 
4 elektrische — vorgesehen und dafür 18 500 DM 
veranschlagt. 

Zu diesen Beanstandungen hat das Bundesministe- 
rium mitgeteilt, daß die Stiftung künftig die Richt- 
linien des Bundes für Geschäftszimmerausstattung 
und für die Beschaffung von Büromaschinen beachten 
werde. 

121. Die Stiftung hat mit einem freiberuflich täti- 
gen Redakteur am 10. Januar 1966 einen Vertrag 
abgeschlossen, nach dem der Redakteur mit von ihm 
angestelltem Personal als selbständiger Unterneh- 
mer die Redaktion des Mantelteils der Testzeit- 
schrift übernahm. Er hatte insbesondere alle Text- 
beiträge auszuarbeiten und die erforderlichen Foto- 
grafien und Graphiken zu beschaffen. Außerdem 
hatte er die Layoutvorschläge und Umbruchpläne 
vorzulegen und notwendige und übliche Korrek- 
turen auf den von der Stiftung, zu liefernden Fahnen 
und Bogen vorzunehmen. 

Als Entgelt erhielt er ein monatliches Fixum von 
25 000 DM zuzüglich 5 v. H. des Bruttoverkaufser- 
gebnisses der Zeitschrift und die Erstattung im ein- 
zelnen genannter Sonderkosten. Der Vertrag war 
mit einer Frist von 12 Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres kündbar, erstmals zum 31. Dezember 
1969. Er wurde somit — abgesehen von einer vor- 
behaltenen Kündigung „aus wichtigem Grunde" — 
auf 4 Jahre fest geschlossen. 

Im April 1967 kündigte die Stiftung den Vertrag 
zum 30. Juni 1967 „aus wichtigem Grunde". Der 
Redakteur widersprach der Kündigung. Nachdem 
Vergleichsverhandlungen gescheitert waren, — die 
Stiftung war bereit, als Entschädigung bis zu 100 000 
DM zu zahlen; der Redakteur verlangte dagegen 
350 000 DM — wurde das im Vertrag vorgesehene 
Schiedsverfahren durchgeführt. Das Schiedsgericht 
schlug vor, daß die Stiftung zur Abgeltung aller 
Ansprüche einschließlich der Rechte an dem Titel 
„test" dem Redakteur 250 000 DM zahle. Der Ver- 


gleichsvorschlag wurde von beiden Parteien ange- 
nommen. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Vertrag über die Herstellung einer neuartigen Zeit- 
schrift, deren Absatz ungewiß war, für vier Jahre 
geschlossen wurde. Bei realistischer Beurteilung des 
allgemeinen Absatzrisikos für neu herausgebrachte 
Zeitschriften und wegen der erfahrungsgemäß oft 
nötigen Änderungen in Aufmachung und Darstel- 
lungsform hätte von Anfang eine mehrjährige Ver- 
tragsdauer außer Betracht bleiben müssen. Dadurch 
wäre der Stiftung und somit dem Bund ein wesent- 
licher Teil der Abfindung von 250 000 DM erspart 
geblieben. 

122. Nachdem das Bundesministerium von seiner 
ursprünglichen Auffassung abgegangen ist, sich jeg- 
licher größeren Einwirkung auf die Stiftung zu ent- 
halten, und sich bei der Stiftung die während der 
Aufbauzeit gegebenen sachlichen und personellen 
Verhältnisse weitgehend konsolidiert haben, ist zu 
erwarten, daß sich die dargestellten Fälle nicht wie- 
derholen werden. Entsprechendes gilt für den über- 
wiegenden Teil weiterer Beanstandungen, Anregun- 
gen und Hinweise des Bundesrechnungshofs zum 
Haushalts- und Rechnungswesen, zu besonderen Lei- 
stungen an das Personal sowie zu Sachausgaben, Ein- 
zelne Angelegenheiten sind mit dem Bundesministe- 
rium noch weiter zu erörtern. 

Das Bundesministerium hätte jedoch von vornherein 
sicherstellen müssen, daß unnötige und überhöhte 
Ausgaben vermieden wurden. Die Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes zeigen, daß sich eine aus 
politischen Gründen gewollte Zurückhaltung bei der 
Einflußnahme auf die Geschäftsführung von Zuwen- 
dungsempfängern nicht auf Maßnahmen der Haus- 
halts- und Wirtschaftsführung erstrecken darf. Im 
Interesse einer sparsamen und wirtschaftlichen Ver- 
waltung der öffentlichen Mittel ist es vielmehr ge- 
boten, in solchen Fällen zwischen der Facharbeit der 
geförderten Einrichtung und den Maßnahmen im Be- 
reich der Haushalts- und Wirtschaftsführung klar zu 
unterscheiden. 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

(Einzelplan 11) 

Zusammenarbeit der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter bei der Errichtung oder Erweiterung von 
Gebäuden und Einrichtungen, die der Durchführung 
der Heiibehandiung nach § 1237 RVO dienen 

123. Bei der Durchführung von Maßnahmen zur 
Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit der Versicherten sind die Renten- 
versicherungsträger im Interesse einer wirtschaft- 
lichen und sparsamen Haushaltsführung verpflich- 
tet, die zur Verfügung stehenden Mittel so einzu- 
setzen, daß sowohl der einzelne möglichst erfolg- 
reich betreut als auch eine möglichst große Anzahl 
betreuungsbedürftiger Personen erfaßt wird. Dies 
erfordert einen sorgfältig abgewogenen Einsatz der 
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finanziellen und sachlichen Mittel (vgl. amtliche Be- 
gründung zu § 1241 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes — Drucksache 2437, 
Deutscher Bundestag, 2. Wahlperiode 1953 — ). 

In der Denkschrift vom 22. Dezember 1964 (Bundes- 
tagsdrucksache IV/3052) ist unter Nr. 55 bis 61 dar- 
auf hingewiesen worden, daß ein wirtschaftlicher 
Einsatz von Mitteln bei Baumaßnahmen in eigenen 
Heilstätten nur erreicht werden kann, wenn die Pla- 
nungen hierfür nicht nur auf den Bereich jeweils 
eines Versicherungsträgers abgestellt werden. Die 
Errichtung, Verwaltung und Belegung von Heilstät- 
ten und Sanatorien der Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter sollte insgesamt koordiniert wer- 
den. Auch der Gesetzgeber hat den Träger der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter aufgegeben, bei der 
Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden und Ein- 
richtungen, die der Durchführung der Heilbehand- 
lung dienen, zusammenzuarbeiten. Er verpflichtete 
die Versicherungsträger, eine ausreichende, zweck- 
mäßige, wirtschaftliche und möglichst gleichmäßige 
Heilbehandlung sicherzustellen (§ 1244 Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung ■ — - RVO — ), und er- 
mächtigte das Bundesministerium, den für die hierzu 
erforderlichen Maßnahmen zur Verfügung stehen- 
den Betrag näher zu bestimmen (§ 1390 a Abs. 2 
RVO). 

124 . Der Bundesrechnungshof hat — auch im Hin- 
blick auf den Beschluß des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses des Haushaltsausschusses des Bundestages 
vom 19. Mai 1965 (Kurzprotokoll Nr. 46 S. 21) — 
weitere Untersuchungen durchgeführt. Noch in letz- 
ter Zeit hat er festgestellt, daß die Zusammenarbeit 
der Rentenversicherungsträger der Arbeiter bei der 
Errichtung und Erweiterung von eigenen Heilstätten 
und Sanatorien noch nicht ausreicht. Die einzelnen 
Versicherungsträger sind vielfach bestrebt, die 
ihnen gehörenden Behandlungsstätten auszubauen 
oder neue zu errichten. Die Kapazitäten der ande- 
ren Rentenversicherungsträger und das Bettenange- 
bot auf dem freien Markt wurden nicht immer ange- 
messen in die Planung einbezogen. Dies birgt die 
Gefahr in sich, daß bestehende Überkapazitäten, wie 
dies auf dem Gebiete der Tuberkuloseheilstätten 
schon seit längerer Zeit allgemein beobachtet wer- 
den konnte, nicht oder nur sehr langsam abgebaut 
oder sogar neue Kapazitäten geschaffen werden. 
Die Folge davon ist, daß Heilstätten mit erheb- 
lichem Aufwand auf andere Indikationen umge- 
stellt oder an andere Träger außerhalb der Renten- 
versicherung vermietet oder verpachtet oder mit 
Patienten belegt werden, für die die Heilstätte we- 
gen der Art oder Schwere der Erkrankung weniger 
geeignet ist. Offensichtlich hat zu diesem Verhalten 
der Versicherungsträger die Tatsache beigetragen, 
daß den einzelnen Anstalten Investitionen für Be- 
handlungsstätten im Rahmen des Dritten Renten- 
versicherungs-Anderungsgesetzes ^2) als Verwal- 
tungsvermögen verbleiben. Diese Vermögensanla- 
gen werden damit beim Defizitausgleich zwischen 
den Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter 
und beim Finanzausgleich zwischen dieser und der 
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Rentenversicherung der Angestellten nicht berück- 
sichtigt. Das finanzielle Interesse des einzelnen Ver- 
sicherungsträgers deckt sich danach nicht immer mit 
dem Gesamtinteresse der Rentenversicherung. 

Das Bundesministerium hat hierzu bemerkt, daß 
nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über 
die Abgrenzung des Verwaltungsvermögens nur 
solche Heilstätten zum Verwaltungsvermögen rech- 
neten, die der Träger für sich oder zusammen mit 
anderen Sozialleistungsträgern ganz oder fast aus- 
schließlich zur Erfüllung der durch Gesetz übertra- 
genen Aufgaben benutze oder alsbald benutzen 
werde und dafür nicht entbehren könne. 

In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, daß die Ren- 
tenversicherungsträger bei Überkapazitäten Heil- 
stätten teilweise unterbelegen oder mit Patienten, 
für die sie weniger geeignet sind, belegen oder 
Kapazitäten an andere Sozialleistungsträger abge- 
ben. Sie können damit erreichen, daß auch Über- 
kapazitäten auf dem Gebiet der eigenen Heilstätten 
dem Verwaltungsvermögen zugeordnet werden. 

125 . Der Bundesrechnungshof hat den Versiche- 
rungsträgern empfohlen, die Planungsmethoden zu 
verbessern und auf die Bedarfsdeckung der Renten- 
versicherung der Arbeiter insgesamt abzustellen. 
Die Kapazität eigener Behandlungsstätten sollte 
unter Berücksichtigung sowohl des Bettenbedarfs 
und des Bettenangebots auf dem Markt als auch der 
Bettenzahl anderer Versicherungsträger geplant 
werden. 

Das Gesamtinteresse der Rentenversicherung der 
Arbeiter kann gegenüber dem individuellen Inter- 
esse des einzelnen Versicherungsträgers besser 
durchgesetzt werden, wenn mit den Planungsarbei- 
ten eine einzige Stelle beauftragt wird. Der Bundes- 
i rechnungshof hält hierfür den Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger grundsätzlich für geeig- 
net; ihm sollte diese Aufgabe durch Gesetz über- 
tragen werden, damit seine Planungsergebnisse und 
Vorschläge ein entsprechendes Gewicht erhalten. 
Durch diese Zusammenfassung der Planung beim 
Verband könnte für die Zukunft auch eine bessere 
Koordinierung aller Träger von Sanatorien, Heil- 
stätten und auch von Krankenhäusern eingeleitet 
werden. Dies hält der Bundesrechnungshof zur 
Sicherstellung einer zweckmäßigen und wirtschaft- 
lichen Gesundheitsbetreuung für notwendig. 

126 . Würde dem Verband Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger die Aufgabe übertragen, die Er- 
richtung und Erweiterung von Gebäuden und Ein- 
richtungen, die der Durchführung der Heilbehand- 
lung dienen, zu koordinieren, so wäre ihm damit 
eine weitere wichtige Aufgabe von erheblichem 
öffentlichem Interesse zugewiesen. Der Bundesrech- 
nungshof hat Zweifel, ob der Verband in der Rechts- 
form des privatrechtlichen Vereines bei der beson- 
deren Struktur der Rentenversicherung und ihrer 
Organisation als Selbstverwaltung diesen Aufgaben 
gerecht werden kann. Das Bundesministerium wird 
zu prüfen haben, ob im Rahmen der im Grundgesetz 
gegebenen Möglichkeiten zweckmäßiger eine Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts errichtet werden 
sollte, in der der Verband aufgehen könnte. 
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Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

(Kapitel 11 10) 

Kosten der Heil- und Krankenbehandlung sowie der 
Versehrtenleibesübungen 

(Titel 303) 

Heilbehandlung, Badekuren und Krankenbehandlung 
in versorgungseigenen Krankenanstalten 

(Titel 642 01) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

Erstattung der Kosten für Heil- und Krankenbehandlung 
in Versorgungskrankenanstalten der Länder 

127. Die Kosten der Heil- und Krankenbehandlung 
Versorgungsberechtigter in Versorgungskranken- 
häusern oder Versorgungskuranstalten der Länder 
hat gemäß dem Ersten Überleitungsgesetz in der 
Fassung von 1955 ^®) der Bund zu tragen. Die nähe- 
ren Bestimmungen über das Erstattungsverfahren 
waren einer Rechtsverordnung Vorbehalten. Gegen 
den vom Bundesministerium vorgelegten Entwurf 
dieser Verordnung hatte der Bundesrechnungshof 
Bedenken erhoben. Sie sind unter Nr. 78 der Denk- 
schrift vom 22. Dezember 1965 (Bundestagsdruck- 
sache V/458) dargelegt worden. Die Rechtsverord- 
nung (Erstattungsverordnung) ist am 31. Juli 1967 
ergangen; der Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofs ist darin nicht Rechnung getragen worden. Die 
nach der Verordnung von den Ländern vorzulegen- 
den Abrechnungsunterlagen sind inzwischen für die 
Zeit von 1955 bis 1969 fast vollständig beim Bundes- 
ministerium eingegangen. Ein Land, das über die 
meisten Versorgungskrankenanstalten verfügt, hat 
jedoch nur die Kosten für vier Jahre (1955 und 1966 
bis 1968) nachgewiesen und. vorgeschlagen, den Auf- , 
wand für die Jahre 1956 bis 1965 pauschal zu errech- : 
nen und zu erstatten. Das zuständige Landesmini- 
sterium hat den Vorschlag mit dem außerordentlich 
hohen Personal- und Zeitaufwand begründet, der 
für die Zusammenstellung der vorgeschriebenen 
Abrechnungsunterlagen benötigt werde. 

Das Bundesministerium hat bisher weder einzeln 
noch pauschal mit den Ländern abgerechnet. Es 
wurden seit 1955 nur Abschlagszahlungen geleistet. 
Diese betrugen zusammen mit den bei Behandlun- 
gen in Versorgungskrankenanstalten entstehenden 
Reisekosten im Haushaltsjahr 1970 rd. 30 Millionen 
DM. Insgesamt belaufen sich die ungeprüften Forde- 
rungen der Länder auf 358 Millionen DM; nach 
Abzug der Abschlagszahlungen verbleiben noch 
Forderungen in Höhe von 96 Millionen DM (Stand 
von Anfang 1971). Die Länder wollen eine weitere 
Verzögerung der seit langem fälligen Abrechnun- 
geh nicht mehr hinnehmen. Die umfangreichen Ab- 
rechnungsrückstände können jedoch ohne erheblich 
verstärkten Personaleinsatz nicht in einer vertret- 
baren Zeitspanne aufgearbeitet werden; ebenso- 
wenig kann das Bundesministerium die künftig 
anfallenden Erstattungsforderungen in angemesse- 

13) BGBl. I 193 


ner Zeit abrechnen. Es war daher von ihm erwogen 
worden, von der Prüfung der Richtigkeit der For- 
derungen der Länder ganz oder in wesentlichem 
Umfang abzusehen und die geltend gemachten Ko- 
sten weitgehend anzuerkennen. Dagegen haben das 
Bundesministerium der Finanzen und der Bundes- 
rechnungshof aus rechtlichen Gründen und wegen 
der außergewöhnlich unterschiedlichen Höhe der 
nachgewiesenen Aufwendungen Bedenken erhoben. 
Die von den Ländern für Versorgungskuranstalten 
berechneten Pflegesätze je Tag unterschieden sich 
beispielsweise im Jahr 1969 um bis zu 17,45 DM 
oder 58 v. H., so daß eine wirtschaftliche und spar- 
same Betriebsführung nicht allgemein und nicht 
ohne weiteres unterstellt werden kann. 

128. Der Bundesrechnungshof hat von Anfang an 
keine Zweifel darüber gelassen, daß der hier zwi- 
schen dem Bund und einigen Ländern für die etwa 
20 Krankenanstalten vorzunehmende Kostenaus- 
gleich bei einem so umständlichen Abrechnungs- 
verfahren sehr arbeitsaufwendig und damit unwirt- 
schaftlich ist. Die Bedenken sowie die auch in der 
Denkschrift von 1965 enthaltene Anregung, die 
Kosten pauschal festzusetzen und zu erstatten, sind 
bei der Abfassung der Erstattungsverordnung 
jedoch nicht beachtet worden. Nachdem sich in der 
Praxis erwiesen hat, daß die in ihr vorgesehene 
Einzelabrechnung einen nicht zu vertretenden Per- 
sonalaufwand verursacht und kaum zu überwin- 
dende Schwierigkeiten beim Nachweis und bei der 
Nachprüfung bestehen, hält es der Bundesrech- 
nungshof nicht für angängig, daß an diesem Ver- 
fahren weiterhin festgehalten wird. Es ist dringend 
erforderlich, daß sowohl bei der Abrechnung für die 
Vergangenheit als auch für die künftige Regelung 
alle Möglichkeiten der Vereinfachung ausgeschöpft 
werden. Anderenfalls wäre zu befürchten, daß die 
Abrechnung mit den Ländern in einem vertretbaren 
Zeitraum nicht durchführbar ist. Ohne eine Abrech- 
nung hat der Bund auch keine Möglichkeit, unzweck- 
mäßige Maßnahmen der Länder oder der Kranken- 
anstalten, die unwirtschaftliche oder gar unnötige 
Ausgaben verursachen, zu verhindern oder rechtzei- 
tig auf Abhilfe zu dringen. So dürften nicht die 
Mehrkosten hingenommen werden, die dem Bund 
dadurch entstehen, daß in Versorgungskrankenhäu- 
sern, die auf die Behandlung akuter und schwerer 
Krankheitsfälle eingestellt sind, in der Kriegsopfer- 
versorgung für diese Zwecke aber nicht mehr benö- 
tigt werden, statt dessen Badekuren durchgeführt 
werden. Nach den noch ungeprüften Ersatzforderun- 
gen der Länder war im Jahre 1969 eine heilgym- 
nastische Kur im Versorgungskrankenhaus Bad 
Tölz um 83 V. H. teurer als im Sportsanatorium Isny. 
Eine gewöhnliche Badekur stellte sich im Versor- 
gungskrankenhaus Bad Pyrmont um 37 bis 92 v. H. 
teurer als in den Versorgungskuranstalten Baden- 
Württembergs, Bayerns oder Hessens. 

Der Bundesrechnungshof hat Anfang 1971 erneut 
für die rückliegende Zeit eine wesentlich verein- 
fachte Abrechnung und für die Zukunft eine Neu- 
regelung im Sinne einer weitgehenden Pauschalie- 
rung vorgeschlagen. Er hat empfohlen, dabei von 
den bereits vorliegenden Abrechnungsunterlagen 
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auszugehen, die ausreichende Grundlagen für die 
Berechnung angemessener Erstattungs- bzw. Pau- 
schalsätze bieten dürften. In mehreren Besprechun- 
gen beim Bundesministerium sind die Grundlagen 
und das Verfahren für die Festsetzung der Erstat- 
tungs- bzw. Pauschalsätze erarbeitet worden. Das 
Bundesministerium der Finanzen war an diesen 
Besprechungen beteiligt und hat dem Ergebnis zuge- 
stimmt. Es ist mit dem Bundesrechnungshof der Auf- 
fassung, daß die Kosten für die zurückliegende Zeit 
rasch abgerechnet werden müßten und auch die 
notwendige Neuregelung für die Zukunft in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit durchführbar wäre. Eine 
dazu erforderliche, kurzfristige Verstärkung des zu- 
ständigen Referats beim Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung müßte innerhalb seines 
Personalhaushalts möglich sein. Nach dem bis- 
herigen Verlauf erscheint es aber zweifelhaft, ob es 
bald zu einer Abrechnung der Rückstände und zu 
einem mit den Ländern zu erörternden Pauschalie- 
rungsvorschlag für die Zukunft kommen wird. 

129 . In Anbetracht des seit Inkrafttreten des Über- 
leitungsgesetzes von 1955 vergangenen Zeitraums 
von nunmehr 16 Jahren wird das Bundesministe- 
rium dafür zu sorgen haben, daß dem zuständigen 
Referat das notwendige Personal für vorüberge- 
hende Zeit beschleunigt zur Verfügung gestellt 
wird, damit für die zurückliegende Zeit rasch abge- 
rechnet werden kann. In Verbindung damit ist die 
Erstattung der künftig anfallenden Kosten bald in 
einfacher und wirtschaftlicher Weise zu regeln. Im 
Zusammenhang mit dieser Neuregelung wäre auch 
sicherzustellen, daß die Einrichtungen auf den Be- 
darf beschränkt und nicht mehr für die Kriegsopfer- 
versorgung benötigte Anstalten rechtzeitig aufgelöst 
oder für andere Zwecke genutzt werden. 

Kosten der Heil- und Krankenbehandlung sowie der 
Versehrtenleibesübungen 

(Titel 303) 

Ersatz an Krankenkassen nach §§19 und 20 des Bundes- 
versorgungsgesetzes und an andere öffentlich-rechtliche 
Leistungsträger 

(Titel 646 03) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 


Ersatz der Aufwendungen der Krankenkassen für die Heil- und 
Krankenbehandiung nach dem Bundesversorgungsgesetz 

130 . Die den Berechtigten nach dem Bundes Ver- 
sorgungsgesetz (BVG) ^^) zustehende Heil- und Kran- 
kenbehandlung wird, soweit die Durchführung nicht 
den Versorgungsbehörden Vorbehalten ist, grund- 
sätzlich von den gesetzlichen Krankenkassen ge- 
währt. Diese erhalten Ersatz ihrer Aufwendungen 
von der Versorgungs Verwaltung zu Lasten des Bun- 
des nach Maßgabe der §§ 19 und 20 BVG. Der 
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Kostenersatz betrug für das Behandlungsjahr 1969 
rd. 300 Millionen DM. Nach den bisherigen Erfah- 
rungen ist damit zu rechnen, daß die Kosten in den 
folgenden Jahren steigen, obgleich die Zahl der Ver- 
sorgungsberechtigten sich stetig verringert. 

Die Kosten werden zum weit überwiegenden Teil 
nach Einzelfällen und Einzelleistungen ersetzt. Le- 
diglich die Aufwendungen für die ambulante 
Behandlung versicherter Beschädigter wegen Schä- 
digungsfolgen (Arzt-, Arznei- und Verbandsmittel- 
kosten) werden — seit 1. Januar 1964 — pauschal 
abgegolten. Für das Behandlungsjahr 1969 waren 
das rd. 22 v. H. des gesamten Kostenersatzes. 

131 . Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof eine Vielzahl unberechtigter Ersatzlei- 
stungen festgestellt. Wiederholt ist in Denkschrif- 
ten über die mannigfaltigen Schwierigkeiten und 
Mängel bei der Abrechnung mit den Krankenkassen 
berichtet worden. Die zahlreichen Prüfungsmittei- 
lungen und die Bemühungen des Bundesrechnungs- 
hofes, bei den Versorgungsämtern auf diesem Auf- 
gabengebiet geeignete Kräfte in ausreichender 
Anzahl zu beschäftigen, haben inzwischen zu einer 
gewissen Verbesserung geführt. Ein allgemein be- 
friedigender Zustand ist jedoch immer noch nicht 
erreicht worden. Unrechtmäßige Ersatzleistungen an 
die Krankenkassen kommen weiterhin, bei einigen 
Ämtern in erheblichem Umfang, vor. Bei dem zu- 
nehmenden Personalmangel besteht die Gefahr, daß 
sich die Qualität der Arbeit eher verschlechtern als 
verbessern wird, zumal da die Tätigkeit im Auf- 
gabengebiet für die Abrechnung mit den Kranken- 
kassen meist geringer bewertet wird als die Arbeit 
in den übrigen Aufgabengebieten der Versorgungs- 
verwaltung. 

Nicht nur der Personalmangel und seine Folgen, 
sondern auch der hohe Verwaltungsaufwand bei 
der Einzelabrechnung geben Anlaß zu prüfen, ob 
die Abrechnung mit den Krankenkassen wirksamer, 
einfacher und wirtschaftlicher durchgeführt werden 
kann. Ein Anhaltspunkt für die Höhe des Verwal- 
tungsaufwandes ergibt sich daraus, daß die Kran- 
kenkassen, soweit sie Heil- und Krankenbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz zu gewähren 
haben, zu den nachgewiesenen Kosten einen Zu- 
schlag von 8 V. H. zur Abgeltung der Verwaltungs- 
kosten erhalten. Für das Behandlungsjahr 1969 
waren das rd. 13 Millionen DM. Für die versiche- 
rungsrechtlichen Leistungen wird der Verwaltungs- 
aufwand nicht ersetzt; seine Höhe ist deshalb nicht 
bekannt. Bei den Versorgungsbehörden dürfte der 
Verwaltungsaufwand kaum geringer sein als bei 
den Krankenkassen. 

132 . Bestrebungen der Versorgungsverwaltung, 
den Schwierigkeiten dadurch auszuweichen, daß 
die Überprüfung der Kostennachweise eingeschränkt 
wird, vermochte der Bundesrechnungshof aus recht- 
lichen Gründen sowie auf Grund der bisherigen Er- 
fahrungen nicht nachzugeben. Es wurde festgestellt, 
daß bei eingeschränkter Prüfung der Kostenersatz 
erheblich zunahm und teilweise bis zu 30 v. H. über 
dem Bundesdurchschnitt lag. 
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Versuche der Krankenkassen, Erleichterungen da- 
durch herbeizuführen, daß den Kostennachweisen 
keine Beweisunterlagen mehr beigefügt wurden, ha- 
ben den Bundesrechnungshof im Jahre 1967 zu einer 
Bemerkung veranlaßt. Dies hat dazu geführt, 
daß in den Verwaltungsvorschriften zum Bundes- 
versorgungsgesetz im einzelnen bestimmt worden 
ist, welche Beweisunterlagen vorzulegen sind. 

Der Bundesrechnungshof hat nie Zweifel darüber 
gelassen, daß das Abrechnungsverfahren zu um- 
ständlich und daher sehr fehleranfällig und unwirt- 
schaftlich ist. Er hat dementsprechend bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit auf die Notwendigkeit 
einer grundlegenden Änderung und wesentlichen 
Verwaltungsvereinfachung hingewiesen und vor ge- 
schlagen, den Kostenersatz weitgehend zu pauscha- 
lieren oder die Versorgungsberechtigten zu ver- 
sichern. Die Frage wurde bereits in früheren Denk- 
schriften und zuletzt in der erwähnten Bemerkung 
angesprochen. Nach den Feststellungen und Bemer- 
kungen des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestags zu dieser Bemerkung decken sich die An- 
regungen des Bundesrechnungshofes mit seinen Vor- 
stellungen. 

133. Abgesehen von der Pauschalierung eines 
Teiles der zu ersetzenden Kosten für versicherungs- 
rechtliche Leistungen ist bisher zur Verwirklichung 
dieser Vorstellungen nichts unternommen worden. 
Das Bundesministerium hatte sich zwar zunächst 
bereit erklärt, die Möglichkeit weiterer Pauscha- 
lierungen des Kostenersatzes oder einer Versiche- 
rung der Versorgungsberechtigten zu prüfen. Nun- 
mehr hat es sich jedoch gegen diese Maßnahmen 
ausgesprochen. Zur Begründung hat es darauf hin- 
gewiesen, daß für den Bund Mehraufwendungen 
entstehen könnten; ferner würden wahrscheinlich 
Befürchtungen laut werden, daß die Versorgungs- 
berechtigten schlechter gestellt würden. 

Eine Schlechterstellung der Versorgungsberechtig- 
ten ist jedoch nicht möglich, weil sich Art, Umfang 
und Vergütung der gewährten Heil- und Kranken- 
behandlung mit den Leistungen der Krankenver- 
sicherung decken. Der Leistungsanspruch der Ver- 
sorgungsberechtigten wird durch die Art des zwi- 
schen der Versorgungsverwaltung und den Kran- 
kenkassen vorzunehmenden Kostenausgleichs nicht 
berührt. Das gibt das Bundesministerium sogar 
selbst zu. Für den Einwand, es müsse mit Mehrauf- 
wendungen gerechnet werden, hat es keine nähere 
Begründung gegeben. Mehraufwendungen des Bun- 
des können jedoch nicht entstehen, weil die Pau- 
schalierung oder Versicherung vom bisherigen 
Kostenersatz auszugehen hätte, der die Aufwen- 
dungen der Krankenkassen in vollem Umfang deckt. 
Im übrigen darf das gesamtwirtschaftliche Ergeb- 
nis der vorgeschlagenen Maßnahmen nicht über- 
sehen werden. Es würden sowohl bei der Versor- 
gungsverwaltung der Länder als auch bei den Kran- 
kenkassen und beim Bund erhebliche Einsparungen 
an Arbeitszeit und Arbeitskraft eintreten. Eine 
Reihe von schwierigen Sach- und Rechtsfragen 
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würde entfallen. Ferner blieben dem Bund die 
durch die Mängel und Schwierigkeiten des gegen- 
wärtigen Abrechnungsverfahrens bedingten un- 
rechtmäßigen Ersatzleistungen erspart. Schließlich 
spricht für die vorgeschlagene Neuregelung, daß auf 
etlichen anderen Rechtsgebieten, z, B. bei der Rent- 
ner- oder der Arbeitslosenkrankenversicherung, die 
Pauschalierung oder Versicherung bereits mit Erfolg 
eingeführt worden ist. 

134. Das Bundesministerium wird sich um ein ein- 
faches und wirtschaftliches Abrechnungsverfahren 
zu bemühen haben, das ohne Schwierigkeiten und 
ohne Nachteil für den Bundeshaushalt durchführ- 
bar ist. Erforderlichenfalls wird eine Gesetzesände- 
rung in die Wege zu leiten sein. Grundlagen für 
die Berechnung von Pauschalsätzen oder Versiche- 
rungsbeiträgen bietet die nach Behandlungsjahren, 
Personenkreisen und Leistungsarten gegliederte 
Statistik über die anerkannten Ersatzansprüche der 
Krankenkassen in ausreichendem Maße. 

Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12) 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaitung, 
Bundeswasserstraßen 

(Kapitel 12 03 und A 12 03) 

Beiträge für Infrastrukturmaßnahmen der öffentlichen 
Dienste von militärischem Interesse 

(Titel 782) 

Bau von drei Wehren als Ersatz für drei abgängige 
Nadelwehre in der Saar, 5. Teilbetrag 

(Titel 819) 

Haushaltsjahr 1968 

Ungenügende oder unterlassene Untersuchung des Baugrundes 
vor Durchführung von Baumaßnahmen 

135. Ein Wasser- und Schiffahrtsamt vergab im 
Jahre 1966 die Herstellung einer Schräg- und einer 
Senkrechtrampe am linken Rheinufer nach öffent- 
licher Ausschreibung für 480 000 DM. Im Oktober 
1968 stellte sich jedoch heraus, daß die Rampen 
rd. 876 000 DM kosteten. Der größte Teil der Mehr- 
kosten entfiel auf die Beseitigung einer 4 m mäch- 
tigen Schlammschicht in dem an den Rhein an-' 
grenzenden, tiefer liegenden Vorland, deren Erset- 
zen durch eine Mischkiesschicht und andere Folge- 
maßnahmen. 

Weitere zusätzliche Kosten entstanden dadurch, 
daß die Bauarbeiten wegen der Schlammschicht nicht 
wie vorgesehen ablaufen konnten. Vielmehr wurde 
über die zweckmäßigste Bauweise zunächst von der 
Bundesanstalt für Wasserbau ein Gutachten einge- 
holt, das eine Änderung der Bauweise empfahl. In 
der Zwischenzeit von zwei Monaten mußte die Zahl 
der Arbeitskräfte verringert, die Aufsicht jedoch 
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beibehalten werden. Auch die Baumaschinen konn- 
ten in dieser Zeit nur in geringem Umfang einge- 
setzt werden. Wegen der auf Grund des Gutachtens 
notwendigen umfangreichen Mehrarbeiten waren 
neue Verhandlungen mit der Baufirma erforderlich. 
Die Firma war jedoch trotz Erhöhung verschiedener 
Leistungen um ein Vielfaches nicht zu einer Er- 
mäßigung der Einheitspreise bereit. Sie verzichtete 
lediglich auf ein Entgelt für die Vorhaltung der Ma- 
schinen auf Grund von Verzögerungen in der Zwi- 
schenzeit und auf die Berücksichtigung der inzwi- 
schen eingetretenen Lohnerhöhungen. 

•Der Bundesrechnungshof hat die unzureichende Vor- 
bereitung des Bauvorhabens beanstandet. 

Das Bundesministerium hat im wesentlichen ausge- 
führt, das Amt habe vor der Ausschreibung den 
Baugrund in der Trasse der Zufahrt zu den beiden 
Rampen an drei Stellen untersuchen lassen, von der 
Untersuchung im Vorland jedoch abgesehen, da 
dieses Gelände s. Z. überschwemmt gewesen sei und 
die in der Trasse der Zufahrt gewonnenen Schürf- 
ergebnisse dem Amt keinen Anlaß zu Bedenken ge- 
geben hätten. 

Diese Ausführungen können die Beanstandung 
nicht entkräften. Im Vorland war mit anderen Bo- 
denverhältnissen, als sie in der Trasse der Zufahrt 
festgestellt worden waren, zu rechnen. Auf die Un- 
tersuchung des Vorlandes hätte um so weniger ver- 
zichtet werden dürfen, als das Amt bereits beim 
Aufstellen des Entwurfs mit Stangen gepeilt und 
Schlamm festgestellt hatte, dessen Mächtigkeit auf 
1 bis 1,5 m geschätzt wurde. Das Zurückgehen des 
Hochwassers hätte abgewartet werden müssen; eine 
dadurch bedingte Verzögerung des Baubeginns 
konnte ohne Nachteil in Kauf genommen werden. 
Die Bauleistungen hätten dann auch insoweit dem 
Wettbewerb unterstellt werden können, als es sich 
um die Beseitigung der Schlammschicht und die sich 
daraus ergebenden Folgemaßnahmen handelte. Au- 
ßerdem wären die auf die Unterbrechung der Bau- 
ausführung und die Änderung der Bauweise zurück- 
zuführenden Schwierigkeiten und Nachteile und die 
mit ihnen verbundenen Mehrkosten vermieden 
worden. 

136 . Im Zusammenhang mit dem Bau eines neuen 
Wehres bei Völklingen (Saar) wurden in den Jah- 
ren 1967 und 1968 zur Herstellung von Uferabschluß- 
wänden am linken Flußufer für rd. 93 000 DM Stahl- 
spundbohlen beschafft. Bei Beginn der Rammarbei- 
ten zeigte sich, daß die z. T. aus Sandsteinfelsen 
bestehenden Bodenschichten unerwartet fest waren 
und ein Rammen nicht zuließen. Die bereits gelie- 
ferten Bohlen konnten deswegen auf der Baustelle 
nicht verwendet werden. Die Uferabschlußwände 
wurden nunmehr aus Stahlbeton hergestellt. Der 
größte Teil der Bohlen wurde verladen und an eine 
mehr als 200 km entfernte andere Baustelle abgege- 
ben. Allein durch die vergeblichen Rammversuche 
sind Kosten in Höhe von rd. 30 000 DM, durch die 
Änderung des Bauentwurfs und der Ausführung 
während der Bauzeit, durch erneutes Auf- und Ab- 
laden der Bohlen und ihren Transport an die andere 
Baustelle sind weitere beträchtliche Kosten entstan- 


den. Sie waren nach Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofs vermeidbar. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat ausgeführt, 
daß nach dem Ergebnis von Aufschlußbohrungen und 
nach der Erfahrung bei einem früheren Rammen von 
Spundwandbohlen 50 m unterhalb des Wehres nicht 
mit derartigen Schwierigkeiten habe gerechnet zu 
werden brauchen. Die Bohrungen hätten teils bröck- 
ligen, teils festen Tonschiefer ausgewiesen. Allen- 
falls habe mit sehr dünnen Sandsteinschichten ge- 
rechnet werden müssen. Beim Schlagen einer wei- 
teren Spundwand etwa 500 m oberhalb des Weh- 
res am rechten Ufer habe zwar s. Z. mit Spreng- 
hilfe gearbeitet werden müssen; Schwierigkeiten in 
diesem Umfang könne jedoch durch die Wahl von 
inzwischen verbesserten Spundwandstählen begeg- 
net werden. 

Das Bundesministerium hat sich diesen Ausführun- 
gen angeschlossen. Es hat zusätzlich darauf hinge- 
wiesen, daß in drei Profilen gebohrt worden sei, und 
zwar in der Wehrachse und je 25 m flußauf- und 
flußabwärts, und erklärt, es halte drei Aufschluß- 
bohrungen in jedem Profil für ausreichend. 

Diese Einwände vermögen die Bedenken des Bun- 
desrechnungshofes nicht zu entkräften. In jedem Pro- 
fil war eine Aufschlußbohrung auf dem linken Fluß- 
ufer in 4 bis 6 m Entfernung von der geplanten 
Spundwand vorgenommen worden. Diese 3 Bohrun- 
gen hatten Sandsteinschichten ergeben, und zwar 
die Bohrung 1 in der Tiefe von 5,55 m bis 8,20 m, 
die Bohrung 2 in der Tiefe von 7,70 m bis 10 m und 
die Bohrung 3 in der Tiefe von 7,90 m bis 8,20 m 
und 11,70 m bis 12,90 m. Auch bei den übrigen sechs 
im Fluß vorgenommenen Bohrungen waren Sand- 
steinschichten in unterschiedlichen Tiefen und von 
wechselnder Stärke festgestellt worden. Hiernach 
ist die Auffassung, es sei allenfalls mit sehr dünnen 
Sandsteinschichten zu rechnen gewesen, nicht be- 
gründet. Da obendrein die sehr unterschiedlichen 
Bodenverhältnisse in diesem Gebiet der Verwaltung 
bekannt und durch die Bohrergebnisse an dieser Bau- 
stelle erneut bestätigt worden waren, war die Un- 
tersuchung des Baugrundes einige Meter von den 
geplanten Spundwänden entfernt nicht ausreichend. 
Die Verwaltung hätte sich durch Bohrungen in der 
Achse der Spundwände und, sofern danach noch 
Zweifel bestanden, durch Proberammungen weitere 
Aufschlüsse verschaffen müssen, bevor sie die An- 
lieferung des gesamten für die Spundwände erfor- 
derlichen Materials an die Baustelle veranlaßte. 

137 , Beide Fälle zeigen, wie wichtig es ist, ein Bau- 
vorhaben vor der Ausschreibung sorgfältig vorzube- 
reiten, damit unvorhergesehene Umstände und er- 
hebliche Mehrkosten weitgehend ausgeschlossen 
werden. Es kommt insbesondere auch darauf an, daß 
alle Umstände berücksichtigt werden, die nach den 
Erfahrungen und nach der Lage des einzelnen Falles 
von Bedeutung sein können. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dem Bundesministerium empfohlen, die nach- 
geordneten Stellen hierauf und in diesem Zusam- 
menhang auf die Notwendigkeit, vor der Aufstel- 
lung von Entwürfen auch den Baugrund sorgfältig 
untersuchen zu lassen, nachdrücklich hinzuweisen. 
Das Bundesministerium hat dies zugesagt. 
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Bundeswasser- und Schlffahrtsverwaltung, 
Bundeswasserstraßen 

(Kapitel A 12 03) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1970 

Verwendung von Bauleitungspersonal für ständige Aufgaben 
der Verwaltung 

138. Die Finanzierung des Ausbaues des Jadefahr- 
wassers auf 15 m unter Seekartennull beruht auf 
dem zwischen dem Bund, einer Gesellschaft und der 
Stadt Wilhelmshaven abgeschlossenen Vertrag vom 
24725. August 1967. Darin hat sich der Bund ver- 
pflichtet, von den reinen Ausbaukosten in Höhe von 
150 Millionen DM einen Anteil von 110 Millionen 
DM zu übernehmen und den neuen Seebagger, des- 
sen Kaufpreis mit 24 Millionen DM veranschlagt 
wurde, allein auf Kosten des Bundes zu beschaffen. 
Die Gesellschaft und die Stadt Wilhelmshaven ha- 
ben sich verpflichtet, zu diesem Vorhaben Zuschüsse 
bis zur Höhe von 32,5 bzw. 7,5 Millionen DM zu 
leisten. Die Bauleitungskosten sind mit 4,6 v. H. der 
Bau- und Baunebenkosten, d. h. mit rd. 6,7 Millionen 
DM, veranschlagt worden; sie sind in den reinen 
Ausbaukosten enthalten und werden somit von den 
Vertragschließenden anteilig getragen. 

Die zuständige Wasser- und Schiff ahrtsdirektion hat 
die Bauleitungsmittel jedoch auch für ständige Auf- 
gaben der Verwaltung in Anspruch genommen. Im 
Haushaltsjahr 1968 hat sie die Vergütungen für 
zwölf Angestellte der Vergütungsgruppen IV a bis 
VII BAT in Höhe von zusammen 161 731,39 DM zu 
Lasten des Bauvorhabens gebucht, obgleich die An- 
gestellten nicht oder nur zum Teil — ■ insoweit über 
die erforderliche Zahl hinaus — für das Vorhaben 
eingesetzt waren. In den folgenden Jahren hat sie 
das Verfahren fortgesetzt. 

139. Der Bundesrechnungshof hat diese Verwen- 
dung der Bauleitungsmittel beanstandet und darauf 
hingewiesen, daß sie nicht nur gegen § 30 Abs. 1 
RHO (jetzt § 45 Abs. 1 BHO) und gegen Allgemeine 
Dienstvorschriften der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung verstoße, sondern auch mit den Bestimmun- 
gen des mit der Gesellschaft und der Stadt Wil- 
helmshaven abgeschlossenen Vertrages nicht ver- 
einbar sei.- Obgleich das Bundesministerium inzwi- 
schen mit Runderlaß vom 15. September 1969 die 
Behörden der Wasser- und Schiffahrts Verwaltung 
ausdrücklich darauf hingewiesen hat, daß die für 
nichtständige Aufgaben eingestellten Angestellten 
grundsätzlich nicht für ständige Aufgaben (Dauer- 
aufgaben) beschäftigt werden dürften und nur in 
dringenden Ausnaihmefällen gegen eine solche Be- 
schäftigung von kurzer Dauer (höchstens einige 
Tage) nichts einzuwenden sei, sind die Mängel noch 
nicht abgestellt worden. 

140. Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat aus- 
geführt, zur Bewältigung der Arbeiten auf Grund 
des Aufgabenzuwachses des Amtes infolge Fertig- 
stellung und Inbetriebnahme neuer Anlagen und Zu- 
weisung weiterer Aufgaben seien zusätzlich tech- 


nische und nichttechnische Angestellte notwendig 
gewesen. Weil dem Amt die erforderlichen zusätz- 
lichen und seit Jahren beantragten Stellen für Ange- 
stellte nicht zugewiesen worden seien, hätten an 
Stelle ständiger Angestellter Kräfte eingesetzt wer- 
den müssen, deren Vergütungen aus den Baulei- 
tungsmitteln des genannten Vorhabens bestritten 
worden seien. 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, es heiße die 
Verstöße gegen haushaltsrechtliche Vorschriften aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht gut. Es könne 
aber die schwierige Lage der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion nicht außer acht gelassen werden, 
die dadurch entstanden sei, daß die von ihm, dem 
Bundesministerium, dringend für erforderlich gehal- 
tenen Stellen bisher nicht in ausreichendem Maße 
bewilligt worden seien. 

141. Der Bundesrechnungshof vermag den Aus- 
führungen der Wasser- und Schiffahrtsdirektion und 
des Bundesministeriums nicht zu folgen, weil das 
Haushaltsrecht die Verwendung von Bauleitungs- 
mitteln für ständige Aufgaben nicht zuläßt. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hätte in dem 
unumgänglich erforderlichen Umfang Stellen und 
Kräfte an anderer Stelle wenigstens vorübergehend 
freimachen und dem Amt zuweisen oder dem Bun- 
desministerium berichten müssen. Sie durfte nicht 
dulden, daß gegen haushaltsrechtliche Bestimmun- 
gen und Verwaltungsvorschriften verstoßen wurde, 
zumal da hierdurch nicht nur die Bauleitungskosten 
des Vorhabens ungerechtfertigt erhöht, sondern 
auch die an der Finanzierung beteiligten Dritten ge- 
schädigt wurden. 

Der Bundes rechnungshof hält es für notwendig, daß 
das beanstandete Verfahren unverzüglich abgestellt 
wird und die bisher für ständige Aufgaben unzuläs- 
sigerweise verbrauchten Bauleitungsmittel dem Vor- 
haben wieder zugeführt werden. Darüber hinaus 
werden die Wasser- und Schiffahrtsdirektion und 
ggf. das Bundesministerium die Maßnahmen zu tref- 
fen haben, die notwendig sind, damit die ständigen 
Aufgaben ordnungsgemäß von dem dafür bestimm- 
ten Personal wahrgenommen werden können. 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 1210) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1971 

Ermittlung der Kosten für die Unterhaltung der Bundesstraßen 

142. Das früher übliche Verfahren, mit der Unter- 
haltung und Instandsetzung der Straßen Straßen- 
wärter zu beauftragen, die jeweils einen bestimmten 
Streckenabschnitt zu betreuen hatten und die nöti- 
gen Arbeiten überwiegend von Hand ausführten, 
konnte wegen der zunehmenden Verkehrsdichte 
und der höheren Geschwindigkeiten, der veränder- 
ten Ausrüstung der Straßen und der Anwendung 
neuer, weitgehend auf die Verwendung von Maschi- 
nen und Großgeräten abgestellten Bauverfahren 
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nicht mehr beihehalten werden. Erschwerend kam 
hinzu, daß allein arbeitende Wärter durch den Ver- 
kehr in steigendem Maße bei ihrer Arbeit behin- 
dert und gefährdet wurden. 

Die Straßenbauverwaltungen sind daher dazu über- 
gegangen, Kolonnen zu bilden, die mit den für die 
Unterhaltung und Instandsetzung benötigten Gerä- 
ten und Baustoffen ausgestattet sind. Während die 
für die Unterhaltung der Autobahnen zuständigen 
Kolonnen keine weiteren Aufgaben haben, werden 
die Bundestraßen von Kolonnen betreut, die auch 
alle anderen Straßengattungen, für die das jeweilige 
Straßenbauamt zuständig ist, in einem ihnen zuge- 
wiesenen Bezirk zu unterhalten haben, also neben 
den Bundesstraßen auch Straßen in der Baulast des 
Landes und zum Teil auch in der Baulast der Kreise. 
Mit diesem Verfahren wird erreicht, daß die Fahr- 
zeuge und Geräte besser ausgelastet und unratio- 
nelle und lange An- und Abmarschwege, Leerfahr- 
ten und unnötige Verluste an Arbeitszeit vermieden 
werden. 

143 . Die Umstellung auf den mechanisierten Kolon- 
nenbetrieb führte zu Schwierigkeiten, weil für einen 
großen Teil der Leistungen und Lieferungen nicht 
ohne weiteres festgestellt werden konnte, für 
welche Straße sie erbracht worden waren. Zur Er- 
mittlung der auf die beteiligten Träger der Baulast 
entfallenden Kosten gingen die Straßenbauverwal- 
tungen sehr verschiedene Wege, die zum Teil hohen 
Verwaltungsaufwand erforderten, zum Teil auf un- 
sicheren Annahmen beruhten, deren Ergebnisse sich 
in einigen Fällen als unhaltbar erwiesen. 

Eine Untersuchung durch den Bundesrechnungshof 
ergab, daß die Kosten, bei denen der Entstehungs- 
ort und damit der Kostenpflichtige nicht ohne weite- 
res festgestellt werden kann, überwiegend aus Lohn- 
kosten und im übrigen hauptsächlich aus Kosten be- 
stehen, die im Zusammenhang mit Lohnkosten an- 
fallen, z. B. Kosten des Fahrzeug- und Gerätebetrie- 
bes und Kosten des Winterdienstes. Die dann noch 
verbleibenden nicht einzeln erfaßbaren Aufwen- 
dungen haben einen so geringen Anteil an den Ge- 
samtkosten, daß sie nicht ins Gewicht fallen. Es lag 
daher nahe, einem Verfahren den Vorzug zu geben, 
bei dem von den Lohnkosten ausgegangen wird und 
diese den tatsächlichen Leistungen entsprechend an 
Hand prüfbarer Unterlagen nach Anteilen der Be- 
teiligten auf gegliedert werden. 

Alle Straßenbauämter führen tägliche Arbeitsbe- 
richte (Beschäftigungsnachweise). Wenn diese dahin 
ergänzt werden, daß in ihnen die für die einzelnen 
Arbeiten aufgewendeten Zeiten aufgeführt werden, 
kann mit geringem zusätzlichem Verwaltungsauf- 
wand festgestellt werden, welcher Anteil der insge- 
samt auf gewendeten Zeit auf Jeden beteiligten Trä- 
ger der Straßenbaulast entfällt. Das so ermittelte 
Zahlenverhältnis kann als Grundlage für die Auftei- 
lung des gesamten Unterhaltungsaufwandes ver- 
wendet werden. Dieses Verfahren wurde imter Mit- 
wirkung des Bundesrechnungshofes zunächst in 
einem Lande versuchsweise eingeführt. Eine mehr- 
jährige Erprobung ergab, daß es zweckmäßig und 
wirtschaftlich war und bei vertretbarem Aufwand 


zu brauchbaren Ergebnissen führte. Auf Anregung 
des Bundesrechnungshofes hat das Bundesministe- 
rium das Verfahren daraufhin auch den übrigen 
Straßenbauverwaltungen zur Einführung empfohlen. 
Mehrere Länder verfahren inzwischen danach; an- 
dere wollen das Verfahren einführen, sobald ge- 
plante Änderungen im Verwaltungsaufbau durchge- 
führt sind. 

144 . In dem nach diesem Verfahren aufzuteilenden 
Unterhaltungsaufwand sind bisher die Kosten der 
Beschaffung der für die gemeinschaftliche Straßen- 
unterhaltpng benötigten Kraftfahrzeuge und Groß- 
geräte nicht enthalten. Diese Kraftfahrzeuge und 
Großgeräte sollen vielmehr weiterhin von den Trä- 
gern der Straßenbaulast getrennt beschafft und als 
deren Eigentum verwaltet werden. Die für jeweils 
75 km Bundesstraße nötige Ausstattung mit Kraft- 
fahrzeugen und Großgeräten hat das Bundesmini- 
sterium theoretisch ermittelt und als Höchstsatz 
festgelegt. Es hat sich die Genehmigung für jede 
Einzelbeschaffung Vorbehalten und erfaßt den Be- 
stand sowie die Zu- und Abgänge in Listen. Für 
die Beschaffungen werden jährlich etwa 12 Millio- 
nen DM aus Bundesmitteln ausgegeben. 

145 . Dieses Verfahren hat zu erheblichen Nachtei- 
len geführt. In der Regel ist der Bedarf an Kraft- 
fahrzeugen und Großgeräten für die gemeinschaft- 
lich mit den Bundesstraßen unterhaltenen Straßen 
anderer Träger der Baulast nicht wie für die Bundes- 
straßen ermittelt worden. Es fehlen bisher auch zu- 
verlässige objektive Maßstäbe, nach denen Art und 
Zahl der für die verschiedenen Straßengattungen nö- 
tigen Kraftfahrzeuge und Geräte einwandfrei be- 
stimmt werden können. Das gilt auch für die Bundes- 
straßen. In dem für sie theoretisch ermittelten Aus- 
stattungssatz werden insbesondere die jeweiligen 
örtlichen Verhältnisse, die zu erheblichen Unterschie- 
den im Bedarf führen, nicht berücksichtigt. Eine wirt- 
schaftliche Verwendung der Bundesmittel ist somit 
nicht sichergestellt. Die listenmäßige Überwachung 
durch das Bundesministerium und sein Genehmi- 
gungsvorbehalt können trotz erheblichem Verwal- 
tungsaufwand nicht abhelfen, weil es nicht selbst prü- 
fen kann, ob ein Bedarf besteht, und insoweit auf die 
Angaben der Straßenbauverwaltungen angewiesen 
ist. Diese gehen bei ihren Anforderungen zum Teil 
offenbar nicht von dem echten Bedarf für Bundes- 
straßen, sondern von dem vom Bundesministerium 
ermittelten Ausstattungssatz aus. Nur so ist zu er- 
klären, daß es in mehreren Jahren vielfach noch 
nicht gelungen ist, alle Träger der Straßenbaulast 
angemessen an den Kosten der Beschaffungen zu be- 
teiligen. Vor allem die Kreise haben für die in 
ihrer Baulast stehenden Straßen nur selten Kraft- 
fahrzeuge und Großgeräte auf ihre Kosten beschafft. 
In Einzelfällen ergab die Rechnungsprüfung auch, 
das Straßenbauämter aus Bundesmitteln mit Kraft- 
fahrzeugen und Geräten ausgestattet sind, die sie 
nicht oder nicht in dieser Art benötigen. Nähere 
Feststellungen hierzu konnte der Bunde srechnungs- 
hof nicht treffen, weil er mangels Zuständigkeit für 
die Prüfung der Beschaffungen aus Mitteln der Län- 
der und Kreise die Wirtschaftlichkeit der Gesamtbe- 


48 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2697 


Schaffungen für die gemeinschaftliche Unterhaltung 
nicht prüfen konnte. Schließlich erfordert die ge- 
trennte Geräteverwaltung zusätzliche Verwaitungs- 
arbeit. 

146. Zur Behebung der Mängel hat der Bundes- 
rechnungshof schon vor Jahren das Bundesministe- 
rium aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß alle 
Kraftfahrzeuge und Großgeräte für die Straßen- 
unterhaltung künftig durch die Straßenbauverwal- 
tungen der Länder beschafft und als deren Eigentum 
verwaltet werden. Der Bund hätte dann die auf ihn 
entfallenden Vorhaltekosten abzudecken. Das 
könnte in der Weise geschehen, daß er sich an den 
Beschaffungskosten mit einem seinem Kostenanteil 
am Gemeinschaftsaufwand entsprechenden Anteil 
beteiligt. Damit könnte auf theoretische Bedarfs- 
ermittlungen verzichtet und der jeweilige örtliche 
Gesamtbedarf zugrunde gelegt werden. Die Verant- 
wortung für die Wirtschaftlichkeit der Beschaffun- 
gen läge in einer Hand. Eine angemessene Beteili- 
gung aller Träger der Straßenbaulast wäre mit ge- 
ringstem Verwaltungsaufwand sichergestellt. 

147. Das Bundesministerium hat sich zwar im 
Grundsatz mit diesem Vorschlag einverstanden er- 
klärt, seine Einführung aber davon abhängig ge- 
macht, daß der auf den Anteil der Länder und 
Kreise entfallende Bestand an Kraftfahrzeugen und 
Geräten zunächst auf einen Stand gebracht wird, 
der dem des Bundes entspricht. Es hält es zu diesem 
Zweck für nötig, daß die Länder ebenfalls einen Aus- 
stattungssatz festlegen. 

148. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
sterium mitgeteilt, daß er dieses Vorgehen weder 
für nötig und zweckmäßig noch für wirtschaftlich 
halte. Die Festlegung eines Ausstattungssatzes für 
die Straßen in der Baulast der Länder und Kreise be- 
gegne denselben Bedenken wie der Ausstattungssatz 
für Bundesstraßen. Wenn die nötige Ausstattung 
für jede Straßengattung selbständig ermittelt werde, 
führe dies überdies zwangsläufig dazu, daß der Be- 
darf zu hoch ermittelt werde, weil die arbeits- und 
gerätesparenden Vorteile der gemeinschaftlichen 
Unterhaltung nicht berücksichtigt würden. Im übri- 
gen bedürfe es der Festlegung eines Ausrüstungs- 
satzes nicht mehr, wenn der örtliche Gesamtbedarf 
jeder Straßenmeisterei ermittelt und für die Auf- 
teilung der Kosten der nach dem Anteil der Lohn- 
kosten ermittelte Kostenanteil am Gemeinschafts- 
aufwand zugrunde gelegt werde. Daß die Beschaf- 
fung von Kraftfahrzeugen und Großgeräten nur dem 
tatsächlichen Bedarf entsprechend vorgenommen 
werde, sei eine Verpflichtung der Auftragsverwal- 
tung, die sich schon aus ihrer Verantwortung für die 
sparsame Bewirtschaftung der Haushaltsmittel er- 
gebe. Da die Straßenmeistereien im allgemeinen 
jetzt schon ausreichend mit den benötigten Kraft- 
fahrzeugen und Großgeräten ausgestattet seien und 
daher eine Vergrößerung des Bestandes nicht in 
Betracht komme, dürfe überdies die angemessene 
Beteiligung der übrigen Träger der Straßenbaulast 
nicht durch zusätzliche Beschaffungen angestrebt 
werden, sondern nur dadurch, daß die Ersatzbeschaf- 


I fungen zunächst den Trägern der Straßenbaulast an- 
! gelastet würden, die ihren Anteil noch nicht erfüllt 
! hätten. Für den Fall, daß das nicht erreicht werden 
könne, hat der Bundesrechnungshof gefordert, sämt- 
liche Beschaffungskosten von sofort an als Gemein- 
! Schaftsaufwand zu behandeln. Damit würde erreicht, 
daß die Träger der Baulast an den Kosten aller künf- 
tigen Beschaffungen ihrem Anteil entsprechend be- 
I teiligt werden. Der Bund würde insofern sofort bes- 
! sergestellt als er um den Anteil entlastet würde, den 
i er wegen der unzureichenden Beteiligung anderer 
i Träger der Baulast mitgetragen hat. 

I Das Bundesministerium will nunmehr dem Vor- 
I schlag des Bundesrechnungshofes entsprechend ver- 
fahren. 

Bundesanstalt für Flugsicherung in Frankfurt (Main) 

j (KapiteI1215) 

j Einnahmen aus der Mitbenutzung von FS-Einrichtungen 
durch EUROCONTROL 

I (Titel 10 und 286 01) 

I 

; Haushaltsjahre 1966 bis 1969 

I 149. Gemäß Artikel 4 der „Vereinbarung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Europä- 
I ischen Organisation EUROCONTROL" vom 27. No- 
vember 1963 über die auftragsweise wahrzuneh- 
menden Flursicherungsaufgaben im oberen Luft- 
I raum hat EUROCONTROL gegen entsprechenden 
Nachweis alle der Bundesanstalt in Erfüllung dieser 
Verpflichtungen entstehenden Personal-, Sach- und 
I Betriebskosten vom 1. März 1964 an zu erstatten. 
Die Kostenerstattung ist durch die „Vereinbarung 
über die Betriebskosten für die Kontrolle des allge- 
I meinen Luftverkehrs im oberen Luftraum der Bun- 
desrepublik Deutschland" vom 27. Juni 1967 ge- 
regelt. Die Vereinbarung wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 1966 in Kraft gesetzt und danach bis in 
das Jahr 1968 hinein ergänzt und geänderten Be- 
! triebsverhältnissen angepaßt. Das Abrechnungsver- 
i fahren wurde dadurch gegenüber der früheren Rege- 
j lung vereinfacht und verbessert. 

Der Bundesrechnungshof hat bereits im Jahre 1966 
I beanstandet, daß die zu erstattenden Kosten in 
j den Haushaltsjahren 1964 und 1965 von der Bundes- 
I anstatt nur ungenau und erheblich verspätet nach- 
, gewiesen worden waren, so daß das Bundesministe- 
' rium bei der Beitragszahlung an EUROCONTROL 
j über keine ausreichenden Unterlagen über die Höhe 
I der zu erwartenden und im voraus einzubehalten- 
I den Erstattungsbeträgen verfügte und demgemäß 
I über lange Zeiträume hinweg lediglich auf Schät- 
I Zungen angewiesen war, die zu Schwierigkeiten bei 
! der Beitragsabrechnung führten. 

I Auch in der folgenden Zeit hat der Bundesrech- 
nungshof wiederholt gefordert, daß zur Vermei- 
dung von Nachteilen für den Bund die für EURO- 
CONTROL erbrachten Leistungen jeweils alsbald 
ermittelt und die sich hieraus ergebenden Beträge 
— nach der mit EUROCONTROL vereinbarten Prü- 
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fung durch die Vorprüfungsstelle — der Organi- i 
sation zur Erstattung gemeldet werden. Die Anstalt 
war jedoch im April 1971 hiermit seit dem 1. Ja- 
nuar 1966 im Rückstand. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verzögerungen er- 
neut beanstandet und nunmehr rasche Abhilfe ge- 
fordert. 

150 . Die Bundesanstalt hat im wesentlichen erwi- 
dert, daß für die Abrechnung der Erstattungsbeträge 
zu der Vereinbarung von 1967 keine ausreichenden 
Verfahrensrichtlinien bestünden, so daß es müh- 
samer zweiseitiger Verhandlungen bedurft habe, 
bis eine Angleichung und Übereinstimmung der 
„Merkmals-Definitionen" erreicht worden sei. Für 
die Abrechnung des militärischen Anteils der Ko- 
stenerstattung sei erst noch eine generelle Regelung 
zwischen den Bundesministerien für Verkehr und 
der Verteidigung zu erwirken. Die Abrechnung für 
1966 sei im September 1970 EUROCONTROL vorge- 
legt worden. 

Das Bundesministerium ist dieser Stellungnahme 
beigetreten. Es hat weiter erklärt, daß es diese Ent- 
wicklung seit Jahren sehr aufmerksam verfolge 
und mehrfach und mit Erfolg versucht habe, aufge- 
tretene Schwierigkeiten zu beheben. Es hoffe, durch 
Einsatz eines besonderen Sachbearbeiters bei der 
Bundesanstalt für die Fragen der Kostenerstattung 
und der noch neu hinzukommenden Aufgaben der 
Abrechnung von Flugsicherungsgebühren die Vor- 
aussetzungen dafür schaffen zu können, daß die 
Abrechnung zügiger durchgeführt werden könne. 
Dies gelte auch für die von den militärischen Flug- 
sicherungseinrichtungen für EUROCONTROL er- 
brachten Leistungen. 

151 . Der Bundesrechnungshof kann den Ausfüh- 
rungen der Bundesanstalt und des Bundesministe- 
riums nicht folgen. 

Auf Grund der Vereinbarung vom 27. Juni 1967 und 
der hierzu ergangenen Ergänzungen hätten die der 
Bundesrepublik Deutschland zustehenden Erstat- 
tungsbeträge in angemessener Zeit nach Abschluß 
des jeweiligen Haushaltsjahres geltend gemacht 
werden können. Dies ergibt sich auch daraus, daß 
die Erstattungsrichtlinien von Jahr zu Jahr, zuletzt 
bis zum 31. Dezember 1971, durch zweiseitige Ab- 
kommen fast ohne Änderungen verlängert worden 
sind. Nach der Abrechnung für die Haushaltsjahre 
1964 und 1965 und der wesentlichen Vereinfachung 
der Erstattungsrichtlinien durch die Vereinbarung 
von 1967 bestand für die Bundesanstalt kein Hinde- 
lungsgrund mehr, die Erstattungsbeträge nach der 
Prüfung durch die Vorprüfungsstelle zeitgerecht bei 
der Organisation anzumelden. Etwa noch be- 
stehende Unklarheiten hätten bei aus anderem An- 
laß ausgeführten Dienstreisen am Sitze der Organi- 
sation in Brüssel erörtert und behoben werden kön- 
nen. Die Anstalt war nicht genötigt, zunächst den 
Abschluß der Erörterungen mit EUROCONTROL 
über die vorangegangenen Abrechnungen abzuwar- 
ten. 

Es ist auch nicht verständlich, daß für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1966 erst „generelle Regelungen" für 


I erforderlich gehalten werden und daß über diese 
im Jahre 1970 immer noch Unklarheit bestand; der 
Erstattungsbetrag für die militärischen Anteile in 
den Haushaltsjahren 1964 und 1965 ist von der Bun- 
desanstalt auf der Grundlage „betriebsinterner 
Kenntnis der eingesetzten Geräte und Anlagen" zu- 
sammengestellt und der Organisation in Rechnung 
gestellt worden. 

Bei der am 14. September 1970 EUROCONTROL 
vorgelegten Abrechnung für 1966 handelt es sich nur 
um eine Teilrechnung über etwa ein Drittel der Ge- 
saintforderung. Im übrigen ist die Abrechnung noch 
nicht geprüft. Nach den Richtlinien kann deshalb 
eine Erstattung nicht vorgenommen werden. 

Die Verzögerungen haben ein nicht mehr vertret- 
bares Ausmaß erreicht. Der Nachweis der für EURO- 
CONTROL erbrachten Leistungen ist zunehmend 
schwieriger zu führen, je länger die Abrechnungs- 
zeiträume zurückliegen. Finanzielle Nachteile für 
die Bundesrepublik Deutschland sind nicht auszu- 
schließen. Darüber hinaus beeinträchtigen die Ver- 
zögerungen die Zusammenarbeit in der internationa- 
len Organisation; sie sind auch dem Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland abträglich. Zudem muß 
berücksichtigt werden, daß sich unregelmäßig oder 
für längere Zeiträume geltend gemachte Erstattungs- 
ansprüche entsprechend auf die Zahlungsverpflich- 
tungen der übrigen Mitgliedstaaten auswirken und 
daher bei diesen die ordnungsmäßige Haushaltsfüh- 
rung erschweren. 

Das Bundesministerium wird nunmehr über die Per- 
sonalverstärkung bei der Bundesanstalt hinaus mit 
allem Nachdruck dafür zu sorgen haben, daß die 
rückständigen Abrechnungen sobald wie möglich 
der Organisation EUROCONTROL vorgelegt und 
auch die künftigen Abrechnungen alsbald nach Ab- 
schluß des jeweiligen Haushaltsjahres übersandt 
werden. 

Flugsicherungstechnische Einrichtungen 

(Titel 870 und 813 01) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

152 . Um die Leistungsfähigkeit des Flugsicherungs- 
dienstes dem ständig zunehmenden Luftverkehr an- 
zupassen, hat der Bund von Jahr zu Jahr mehr 
Mittel aufgewandt. Insgesamt sind für die Haus- 
haltsjahre 1963 bis 1970 für den Erwerb flug- 
sicherungstechnischer Anlagen 273 Millionen DM 
ausgegeben worden. Der Ansatz für das Haushalts- 
jahr 1971 beträgt 120,5 Millionen DM. 

Die Vergabe und Abwicklung der Aufträge durch 
die Bundesanstalt für Flugsicherung wies in zahl- 
reichen Fällen erhebliche Mängel auf. Das hatte 
Verzögerungen des Beschaffungsprogramms und 
beträchtliche wirtschaftliche Nachteile zur Folge. 

Es wurden viele Aufträge — insbesondere gegen 
Jahresschluß — ohne ausreichende Vorbereitung 
erteilt und Vorauszahlungen vorzeitig geleistet. 
Verschiedentlich lagen noch nicht einmal die 
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Pflichtenhefte (Leistungsverzeichnisse) vor. Die 
übereilten Bestellungen nötigten die Bundesanstalt 
des öfteren, nachträglich umfangreiche technische 
Ergänzungen zu fordern, die Pflichtenhefte zu än- 
dern oder andere Aufstellungsorte für die Anlagen 
zu bestimmen. Das führte in der Regel nicht nur 
zur Verlängerung der Lieferfristen, sondern auch 
zu einer für die Bundesanstalt kaum prüfbaren Er- 
höhung der Auftragssummen. 

In verschiedenen Fällen wurde die Beschaffung 
technischer Geräte nicht genügend mit Hochbau- 
und anderen zusammenhängenden Maßnahmen ko- 
ordiniert. Daher mußten Geräte zeitweilig beim Her- 
steller oder an dritter Stelle gelagert und Abschlags- 
zahlungen über die ursprünglich vereinbarte Höhe 
hinaus geleistet werden. Auch die Lagerkosten 
waren nicht unerheblich. 

Bereits vor der Bestätigung der Aufträge, vor Ein- 
gang der Rechnungen oder weit vor Ablauf der 
vereinbarten Fristen wurden umfangreiche Zahlun- 
gen geleistet. Besonders augenfällig waren die 
sehr hohen ungerechtfertigten Vorauszahlungen je- 
weils im Dezember. Für die Auftragnehmer lagen 
hierin Zinsgewinne in Höhe von mehreren hundert- 
tausend DM. Weitere Vorteile erlangten sie, soweit 
Lieferfristen nachträglich verlängert, die Fristen 
für die Leistung von Voraus- und Abschlagszahlun- 
gen dem jedoch nicht angepaßt wurden. Wären die 
Zahlungen nicht zu früh geleistet worden, so hätten 
die im Haushaltsjahr 1969 entstandenen überplan- 
mäßigen Ausgaben in Höhe von rd. 14,7 Millionen 
DM ganz oder zum wesentlichen Teil vermieden 
werden können. Zur Deckung dieser überplan- 
mäßigen Ausgaben mußten zudem abweichend von 
§ 37 Abs. 3 BHO z. T. Haushaltsstellen außerhalb 
des Einzelplans 12 herangezogen werden. 

Auch die verwaltungsmäßige Behandlung von Ver- 
tragsunterlagen und Rechnungen ließ Mängel er- 
kennen. Auftragsbestätigungen sowie Teil- und 
Schlußrechnungen wurden regelmäßig unter Um- 
gehung der Posteingangsstelle den Beamten des 
Beschaffungsreferats unmittelbar zugeleitet. Ver- 
merke der Sachbearbeiter über Verhandlungen mit 
den Auftragnehmern wurden selbst dann, wenn sie 
auf eine Modifizierung der getroffenen Vereinba- 
rungen, insbesondere die Vorverlegung von Zah- 
lungsfristen, hinausliefen, weder vom Verfasser ge- 
zeichnet noch dem Referenten, Abteilungsleiter und 
Präsidenten vorgelegt. In einer Reihe von Fällen 
unterblieben oder verzögerten sich die Schluß- 
abrechnungen, u. a. deshalb, weil vertraglich aus- 
bedungene technische Unterlagen fehlten und von 
der Bundesanstalt nicht nachdrücklich genug ange- 
fordert wurden. 

153. Die Bundesanstalt hat erklärt, die Häufung 
von Auftragserteilungen zum Jahresschluß lasse 
sich nicht völlig vermeiden, weil die Angebote 
erst nach Verabschiedung des Haushaltsplans einge- 
holt werden könnten und ihre Bearbeitung, beson- 
ders bei umfangreichen Ausbauvorhaben, längere 
Zeit dauere. Im übrigen hat sie nicht bestritten, daß 
ihr Beschaffungswesen Mängel aufwies. Sie habe da- 
mit begonnen, das Beschaffungswesen insgesamt 
neu zu ordnen. Durch Anwendung moderner Pla- 


nungsmethoden werde es möglich sein, etwaige 
Schwierigkeiten rechtzeitig zu erkennen und zu be- 
heben, Termine besser zu überwachen, Zahlungs- 
und Verwendungspläne genauer vorzubereiten und 
einheitliche Zahlungsbedinungen in allen Lieferver- 
trägen festzulegen. 

Das Bundesministerium hat gegen die Beanstandun- 
gen des Bundes re chnungshof es keine Bedenken er- 
hoben. 

154. Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
der beschleunigte Ausbau des Flugsicherungsdien- 
stes die Bundesanstalt vor schwierige Aufgaben ge- 
stellt hat und noch stellt. Das vermag sie jedoch 
nicht von der Verpflichtung zu befreien, bei der 
Vorbereitung, dem Abschluß und der Abwicklung 
der Verträge wirtschaftlich und unter Beachtung der 
maßgebenden Vorschriften und Verwaltungsgrund- 
sätze zu verfahren, damit Nachteile für den Bund 
vermieden werden. Eine sorgfältige Planung wird 
dazu führen, daß die nachträgliche Änderung und 
Ergänzung von Aufträgen nur noch ausnahmsweise 
erforderlich wird. Sie kann auch die Häufung von 
Aufträgen zum Jahresschluß verhindern, besonders 
dann, wenn von der Möglichkeit, Verpflichtungs- 
ermächtigungen zu veranschlagen, ausreichend Ge- 
brauch gemacht wird. Ferner entspricht es vielfäl- 
tiger Erfahrung, daß die Vergabe eines Auftrags auf 
Lieferung neuartiger Geräte vor Abschluß der Ent- 
wicklung und Erprobung zu Zeitverlust und zu 
Mehrkosten statt zur Beschleunigung führt. Bei der 
verwaltungsmäßigen Behandlung der Vertragsunter- 
lagen und Rechnungen muß alles vermieden wer- 
den, was geeignet ist, Bedenken gegen die Korrekt- 
heit der Verwaltung zu wecken oder Auftragneh- 
mern die Möglichkeit zu geben, sich ungerechtfer- 
tigte Vorteile zu verschaffen. Im Hinblick auf den 
auch künftig großen Bedarf an Mitteln für den 
Erwerb flugsicherungstechnischer Einrichtungen wird 
es deshalb aller Anstrengungen der Bundesanstalt, 
aber auch des Bundesministeriums bedürfen, damit 
sich die hier aufgeführten Mängel trotz gewissen 
mit dem zügigen Ausbau der Flugsicherung zusam- 
menhängenden Schwierigkeiten nicht wiederholen. 
Der Bundesrechnungshof behält sich vor zu unter- 
suchen, ob dies erreicht wurde. 

Luftfahrt 

(Kapitel 1217) 

Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft, Köln, 

Abgeltung von Eingangsabgaben 

(Titel 572) 

Haushaltsjahre 1963 bis 1967 

155. Der Bund hat bis zum Jahre 1967 Zuschüsse 
zur Abgeltung von Zöllen und Umsatzausgleich- 
steuern geleistet, die die Deutsche Lufthansa AG zu 
entrichten hatte. Im Bundeshaushaltsplan war hier- 
für jeweils ein Leertitel ausgebracht. Die Erläute- 
rungen zu Titel 572 lauteten: „Für die Beschaffung 
von Flugzeugen und Zubehörteilen im Ausland hat 
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die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben (Zoll- 
und Umsatzausgleichsteuern) zu entrichten. Bei der 
Ermittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon aus- 
gegangen worden, daß die Deutsche Lufthansa AG 
die Mittel für diese fiskalischen Abgaben nicht selbst 
aufzubringen hat. Ihr sollen daher die entsprechen- 
den Beträge als Zuschüsse zur Verfügung gestellt 
werden." 

Die Lufthansa hat jeweils unter Vorlage von Foto- 
kopien der Bescheide über Eingangsabgaben, die 
ihr gestundet waren, das Bundesministerium gebe- 
ten, ihr in dieser Höhe einen Zuschuß zu bewilligen 
und damit ihre Abgabeschulden auszugleichen. Das 
Bundesministerium bewilligte der Lufthansa den Zu- 
schuß jeweils in der Höhe der in den Bescheiden 
gestundeten Beträge, nachdem das Bundesministe- 
rium der Finanzen diesen überplanmäßigen Ausga- 
ben nach § 33 Abs. 1 RHO zugestimmt hatte. 

Die Zollstellen haben entsprechend dem Erlaß des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 2. Februar 
1961 die Eingangsabgaben für Artikel, die die Luft- 
hansa zur Einrichtung und zur Aufnahme des Ver- 
kehrsbetriebes benötigt (auch Werbeartikel, Vor- 
führ- und Spielfilme, Borddienstmaterial) zunächst 
zins- und sicherheitslos gestundet. Da das Bundes- 
ministerium für Verkehr Zuschüsse in Höhe der 
in den Bescheiden über Eingangsabgaben gestun- 
deten Beträge bewilligte, hat die Lufthansa auch 
Zuschüsse für die Zölle und Umsatzausgleichsteuern 
für aus dem Ausland bezogene Werbeartikel und 
sonstiges Material erhalten. 

156. Nach den Erläuterungen zum Bundeshaus- 
haltsplan war es dagegen nur zulässig, Zuschüsse 
zur Abgeltung der Zölle und Umsatzausgleichsteuern 
für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehör- 
teilen im Ausland zu gewähren. Nach einer über- 
schläglichen Berechnung haben in den Jahren 1963 
bis 1967 die Zuschüsse, die nach dem Haushalts- 
plan nicht hätten gezahlt werden dürfen, eine Höhe 
von rd. 4,3 Mio DM erreicht. Der genaue Betrag 
der zu Unrecht gezahlten Zuschüsse könnte nur mit 
einem unangemessen hohen Zeitaufwand ermittelt 
werden. 

Das Bundesministerium hat in seiner Stellungnahme 
vom 24. Juni 1971 ausgeführt, alle geleisteten Zah- 
lungen zur Abgeltung von Eingangsabgaben hiel- 
ten sich im Rahmen der Zweckbestimmung, Die vom 
Bundesrechnungshof vertretene Auffassung, aus den 
Erläuterungen ergebe sich, daß Zuschüsse nur für 
die Zahlung von Eingangsabgaben für Flugzeuge 
und Zubehörteile hätten gewährt werden dürfen, 
werde durch die Zweckbestimmung nicht gedeckt. 
Den Erläuterungen sei nach damaligem Haushalts- 
recht nur unter bestimmten Voraussetzungen Ver- 
bindlichkeit zuerkannt worden. 

Die allgemein gehaltene Zweckbestimmung „Abgel- 
tung von Eingangsabgaben" läßt nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes eine Bewirtschaftung des 
Titels nur in Verbindung mit den Erläuterungen zu. 
Danach sollten nicht alle, sondern nur diejenigen 
Eingangsabgaben erstattet werden, die die Luft- 
hansa für die Beschaffung von Flugzeugen und Zu- 
behörteilen zu entrichten hatte. Aber auch dann, 


wenn der Argumentation des Bundesministeriums, 
daß die Erläuterungen nicht für die Auslegung der 
Zweckbestimmung herangezogen werden könnten, 
gefolgt wird, würde es im vorliegenden Fall an der 
Unabweisbarkeit der überplanmäßigen Ausgaben 
fehlen. 

Es liegt danach jedenfalls ein Verstoß gegen § 33 
Abs. 1 RHO vor. 

Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Maschinelles Berichtswesen der Bundeswehr 

Haushaltsjahre 1969 und 1970 

157. Der Bundesrechnungshof hat in den Jahren 
1969 und 1970 die 19 „Dienststellen für Maschinelles 
Berichtswesen der Bundeswehr (MB-Stellen)" ge- 
prüft. Diese Stellen arbeiten mit elektronischen Da- 
tenverarbeitungsanlagen (EDV-Anlagen), die insbe- 
sondere für die Aufgabenbereiche Logistik, Perso- 
nalwesen und Gesamtplanung Bundeswehr und für 
Sondergebiete eingesetzt sind. 

Die Sachausgaben für das Maschinelle Berichtswe- 
sen (MB-Wesen) sind von rd. 24 Millionen DM im 
Jahre 1966 auf rd. 51 Millionen DM (Bundeshaus- 
haltsplan 1971), die Personalplanstellen von 999 im 
Jahre 1966 auf 1434 im Jahre 1970 gestiegen, 

158. Zur Situation der MB-Stellen allgemein hat 
der Bundesrechnungshof folgendes festgestellt: 

Die meisten MB-Stellen haben sich aus früheren 
Lochkartenstellen zu Rechenzentren mit EDV-Anla- 
gen entwickelt. Die Gesamtorganisation des MB- 
Wesens ist dem jedoch nicht gefolgt, sondern im 
wesentlichen weiterhin abgestellt auf die Bedürf- 
nisse der weit weniger rationalisierten mechanischen 
Datenverarbeitung alten Stils. Nahezu alle EDV- 
Anlagen der MB-Stellen verfügen über mehr oder 
weniger große Kapazitätsreserven. 

Das hat im wesentlichen folgende Ursache: 

Die Kapazitäten der Anlagen können nur dann 
optimal genutzt werden, wenn sie im Zweieinhalb- 
bis Dreischichtenbetrieb arbeiten können und der 
Anteil der sog. Rüstzeiten (Zeiten, in denen die 
EDV-Anlagen für die nächste Programmverarbeitung 
vorbereitet — gerüstet — werden) an der Gesamtar- 
beitszeit möglichst gering ist. Beide Voraussetzungen 
sind jedoch bei den meisten MB-Stellen nicht gege- 
ben. Für eine wirtschaftlich sinnvolle Auslastung 
der gemieteten Rechenanlagen im Zweieinhalb- bis 
Dreischichtenbetrieb fehlt das erforderliche Auf- 
gabenvolumen. Außerdem erfordern viele Rechen- 
programme, mit denen nur geringe Datenmengen zu 
verarbeiten sind, mehr Rüstzeiten als eigentliche 
Verarbeitungszeiten. 

Während aber einerseits infolge fehlenden Aufgabe- 
j Volumens und zu vieler Rüstzeiten Kapazitätsreser- 
ven bestehen, können andererseits die Daten nicht 
rationell verarbeitet werden, weil die Speicher- 
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kapazität der EDV-Anlagen oft unzureichend ist 
und deshalb in sich geschlossene Rechenprogramme 
geteilt werden müssen. 

Von erheblicher Bedeutung für eine rationellere 
Datenverarbeitung bei der Bundeswehr ist schließ- 
lich folgendes: 

Ein Rechenzentrum arbeitet im allgemeinen um so 
rationeller, je weniger die zu verarbeitenden Pro- 
gramme voneinander abhängig sind; dann besteht 
eher die Möglichkeit, mehrere Programme etwa zur 
gleichen Zeit nebeneinander zu verarbeiten (sog. 
Multiprogramming), als bei Festlegung auf bestimm- 
te Arbeitsbereiche, bei denen die Programme wegen 
der besonderen Aufgabenstellung oft so abhängig 
voneinander sind, daß mit der Verarbeitung des | 
nächsten Programms gewartet werden muß bis das I 
vorangegangene Programm verarbeitet ist. Das Bun- ! 
desministerium hat nun aber für jede MB-Stelle 
bestimmte Aufgabenbereiche festgelegt. Dies führt 
wegen der Eigenarten der Datenverarbeitungstech- i 
nik zu einer einseitig orientierten Datenverarbei- 
tung. Denn die Programme eines Aufgabenbereichs | 
können dann oft nur seriell (d. h. nacheinander) ver- 
arbeitet werden, und die Möglichkeit, mehrere Pro- 
gramme gleichzeitig zu verarbeiten, kann auch dort, 
wo dies technisch möglich wäre, nur wenig genutzt 
werden. Zusammenfassend läßt sich sagen: | 

Von Ausnahmen abgesehen, ist die Ausstattung der I 
MB-Stellen mit EDV-Anlagen für technisch und | 
organisatorisch optimale EDV-Verfahren nicht aus- | 
reichend. Damit befriedigende Ergebnisse erzielt ' 
werden können, müßte die Speicherkapazität der 
Rechenanlagen größer sein und die Peripherie der ! 
Rechenanlagen (Ein- und Ausgabegeräte, z. B. Ma- ' 
gnetbänder und -platten, Drucker) weiter ausgebaut i 
werden. Dieser vom Standpunkt einer rationelleren i 
und wirtschaftlicheren Datenverarbeitungstechnik ! 
her wünschenswerten Aufstockung der Anlagenka- j 
pazitäten stünde jedoch das dann noch größere Aus- | 
lastungsproblem gegenüber. (> 

Die Erörterungen mit dem Bundesministerium über ! 
diese Fragen allgemeiner Natur sind noch nicht ab- i 
geschlossen. Ihr Ergebnis wird wesentlich mitbe- ' 
stimmt werden von der Lösung der Probleme, die | 
im folgenden dargestellt sind. i 

159 . Die MB-Stellen im Bereich der Logistik befas- ' 
sen sich überwiegend mit der Bestandsführung der ; 
Bundeswehrdepots und der Materialbewirtschaf- 
tung der Teilstreitkräfte. Zusätzliche und Sonder- 
aufgaben haben die MB-Stellen bei den Material- 
ämtern der Teilstreitkräfte. Einer MB-Stelle obliegt 
die Katalogisierung des gesamten Bundeswehr- 
materials. 

Die elektronische Datenverarbeitung bei der Depot- 
bestandsführung und Materialbewirtschaftung hat 
— teils wegen der Kapazitätsengpässe bei den EDV- 
Anlagen, teils weil diese nicht dem letzten Stand der 
EDV-Technik entsprechen (s. Nr. 158) — noch weit- 
hin die Merkmale einer veralteten, unwirtschaft- 
lichen Datenverarbeitung. So erstellen die einzelnen 
MB-Stellen mit den EDV-Anlagen Übersichten über 
Bestände usw. (sog. Depotbestandslisten in Listen- 


form), und zwar bis zu 26 Listen täglich und 45 Li- 
sten monatlich bis jährlich. Da jedoch die Teilstreit- 
kräfte einen Gesamtüberblick über die Versorgungs- 
lage haben müssen, werden die in den Depotbe- 
siandsllsteii ausgewiesenen Angaben über die Be- 
stände in sog. konsolidierten Bestandslisten zusam- 
mengefaßt; eine solche Bestandsliste — Heer — 
umfaßte z. B. 56 000 Blatt Papier mit einer Gesamt- 
länge von 16,8 km. Die Herstellung dieser beiden 
Arten von Bestandslisten erfordert jeweils eine ent- 
sprechende Datenaufbereitung, bevor die Listen ge- 
druckt werden können. Das ganze Verfahren ist 
zeitaufwendig, und den Listen fehlt deshalb die zeit- 
liche Aktualität. Wegen dieses Mangels sind die 
Listen für die Bundeswehrführung kaum von beson- 
derem Wert. 

Diese Mängel beruhen darauf, daß bei den EDV- 
Verfahren der Bundeswehr in dem hier angesproche- 
nen Bereich hauptsächlich Magnetbänder verwendet 
werden. Auf den Bestand an einem bestimmten Ge- 
genstand, der auf einem Magnetband gespeichert 
ist, kann aus technischen Gründen nicht unmittelbar 
zurückgegriffen werden. Der Computer muß viel- 
mehr alle Daten des Magnetbandes nacheinander 
abfragen, bis er den interessierenden Datenbestand 
findet (serielle Datenverarbeitung). Das kann relativ 
lange dauern, zumal wenn mehrere Bestände er- 
fragt werden sollen. 

Magnetplattenspeicher dagegen ermöglichen den Di- 
rektzugriff zu einem bestimmten Datenbestand, weil 
alle Daten so gespeichert sind, daß sie mittels einer 
Speicheradresse sofort gefunden werden können. 

Bislang standen finanzielle Erwägungen der Einfüh- 
rung solcher Verfahren entgegen. Nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes wird jedoch ein flexibles 
und zeitlich aktuelles Informationssystem, das auch 
die militärischen Forderungen an den Bereich 
Logistik abdeckt, im Hinblick auf das zunehmende 
Informationsbedürfnis der Bundeswehrführung (Bun- 
deswehrführung- und Planungssystem) unumgäng- 
lich sein. Unter den derzeitigen organisatorischen 
Gegebenheiten desMB-Wesens dürften aberweitere 
Investitionen nicht vertretbar sein. 

160 . Die in Nr. 158 allgemein und in Nr. 159 für 
den Bereich des Berichtswesens auf dem Gebiet der 
Logistik angesprochenen Probleme werden nur 
durch umfassende organisatorische Maßnahmen in- 
nerhalb des MB-Wesens zufriedenstellend gelöst 
werden können. Der Bundesrechnungshof stützt sich 
bei dieser Auffassung auf die allgemeine Erfahrung, 
daß mit technischen Maßnahmen allein, z. B. der 
Verwendung modernster EDV-Anlagen, große Ra- 
tionalisierungserfolge nicht zu erwarten sind. Es 
wird vielmehr zu berücksichtigen sein, daß auf die- 
sem Gebiet die Organisation des Depotwesens und 
die des MB-Wesens in einem untrennbaren Zusam- 
menhang stehen und geplante Maßnahmen auf das 
engste koordiniert werden müssen. 

Während zunächst daran gedacht war, die Zentrali- 
sierung der Depotbestandsführung je Teilstreitkraft 
zu empfehlen, führten diese sowie weitere Über- 
legungen (vgl. dazu insbesondere Nr. 177 und 178 
dieser Bemerkungen) zu dem umfassenderen Vor- 
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sdilag, die gesamten Materialvorräte der Bundes- 
wehr bei einer zentralen MB-Stelle zu führen und 
über sie von dort aus zu disponieren. Daneben sollte 
allerdings bei jeder Teilstreitkraft ein Rechenzen- 
trum für die Bearbeitung des Informationsdienstes 
und anderer mit der Materialverantwortung der Teil- 
streitkraft zusammenhängender Aufgaben einge- 
richtet werden. Nach dem Vorschlag des Bundes- 
rechnungshofes sollten also im Bereich der Logistik 
künftig 5 MB-Stellen bestehen, und zwar eine für 
die zentrale Bestandführung und -disposition des 
gesamten Bundeswehrmaterials (Großrechenzen- 
trum), je eine für die Teilstreitkräfte Heer, Luft- 
waffe und Marine sowie eine für das Materialamt 
der Bundeswehr (für die Katalogisierung). 

Danach würde sich die Zahl der MB-Stellen im 
logistisdien Bereich von jetzt 10 (ohne die MB- 
Stelle beim Deutschen Militärischen Bevollmächtig- 
ten USA/Canada) auf 5 verringern. 

Diese MB-Stellen müßten in einem Kommunika- 
tionssystem so miteinander verbunden werden, daß 
jede von ihnen auf die bei jeder anderen dieser 
MB-Stellen gespeicherten Daten direkt zugreifen 
kann (vgl. Nr. 159 Abs. 3). Die Datenfernverarbei- 
tung zu den Depots, Bedarfsträgern und Führungs- 
ebenen wäre auszubauen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wäre 
dieses von ihm vorgeschlagene Depotführungs-, 
-berichts- und -informationssystem insgesamt nicht 
aufwendiger als das bisherige, zumal da auch Ein- 
sparungen im personellen und infrastrukturellen 
Bereich des Bundesministeriums zu erwarten wären. 
Es würde jedoch der Bundeswehrführung schnellere 
und besser fundierte Entscheidungen auf vielen Be- 
reichen taktischer, technischer und finanzieller Art 
ermöglichen. 

161. Das Bundesministerium hat zu den Vorschlä- 
gen des Bundesrechnungshofes zur Zentralisierung 
im Bereich der Logistik im wesentlichen ausgeführt, 
daß die Frage der Zentralisierung des MB-Wesens 
davon abhänge, ob die logistische Organisation der 
Teilstreitkräfte geändert werden könne. Es wäre 
z. B. notwendig, im Bereich des Heeres die Depot- 
gruppenstäbe zu verlegen. Eine solche Maßnahme 
könne jedoch nicht kurzfristig durchgeführt werden; 
vielmehr wäre ein Zeitraum von fünf Jahren erfor- 
derlich. 

Der Bundesrechnungshof ist dagegen der Auffas- 
sung, daß die logistische Konzeption der Teilstreit- 
kräfte — soweit jedenfalls die verschiedenen Ver- 
sorgungsebenen gemeint sind — ■ nicht geändert wer- 
den müßte, da eine Zentralisierung der EDV nicht 
zwangsläufig auch eine Zentralisierung im Bereich 
der Bedarfsträger zur Folge haben muß. Die mo- 
derne Datenfernverarbeitung bietet Spielraum für 
jede Organisationsform bei den Benutzern der EDV. 
Während sich das Bundesministerium insoweit, 
wenn auch mit Vorbehalten, mit den Vorschlägen 
des Bundesrechnungshofes grundsätzlich einverstan- 
den erklärt hat, hat es gegen die vorgeschlagene 
Zentralisierung militärische Gründe angeführt. Eine 
Zentralisierung über die Bereiche der Teilstreit- 
kräfte hinweg sei im Hinblick auf die bewegliche 
Kampfführung des Heeres nicht möglich. Der Bun- 


desrechnungshof hat zu diesem Argument unter 
Nr. 179 Stellung genommen; er wird beide Aspekte 
des Problems weiter beobachten und dabei insbe- 
sondere auf eine bessere Koordinierung zwischen 
den verschiedenen Stellen im Bundesministerium 
achten. Er behält sich vor, den gesetzgebenden Kör- 
"perschaften zu gegebener Zeit erneut zu berichten. 

162. Das Hauptarbeitsgebiet der MB-Stellen im 
personellen Bereich ist die Berechnung und Zahl- 
barmachung der Gebührnisse für Soldaten, der Ge- 
hälter für Beamte und der Bezüge für Angestellte. 
Außerdem erledigen sie Aufgaben aus den Arbeits- 
gebieten Personalführung, Wehrersatzwesen, sani- 
tätsdienstliches Berichtswesen, Versorgung, Kassen- 
wesen, Statistik und sonstige, nach dem maschinel- 
len Aufwand weniger bedeutende Aufgaben. 

Im Dezember 1964 bildete das Bundesministerium 
eine Arbeitsgruppe „Rationelle Gestaltung der Ar- 
beitsabläufe bei den Wehrbereichsgebührnisämtern". 
Sie sollte auf der Basis einer elektronischen Loch- 
kartenanlage ein Verfahren für die Berechnung 
und Zahlbarmachung der Gebührnisse und Gehälter 
(Gebührnisverfahren) entwickeln. Es war geplant, 
das neue Verfahren im Dezember 1965 bei den 
Wehrbereichsgebührnisämtern einzuführen. Der Ein- 
führungstermin wurde jedoch zunächst auf August/ 
September 1966, dann auf Januar 1967 und dann auf 
Januar 1968 hinausgeschoben. Das Verfahren wurde 
schließlich am 1. Januar 1969 eingeführt, also drei 
Jahre später als ursprünglich geplant. 

Für diese Verzögerungen gab es im wesentlichen 
zwei Gründe. Die Arbeitsgruppe des Bundesmini- 
steriums hatte die programmtechnischen Schwierig- 
keiten, insbesondere hinsichtlich des komplizierten 
Rechenprogramms für die Berechnung von Nachzah- 
lungen, unterschätzt und die maschinellen Möglich- 
keiten des der Planung zugrunde liegenden EDV- 
Systems überschätzt. Die Planung wurde mehrmals 
geändert. Schließlich entschloß sich das Ministerium, 
Anlagen mit einer Kernspeicherkapazität von 64 
K-Bytes zu verwenden. Schon bald nach der Ein- 
führung des neuen Verfahrens zeigte es sich, daß 
diese Speicherkapazität nicht ausreichte, eine wirt- 
schaftlich optimale Datenverarbeitung zu ermög- 
lichen. Größere Rechenprogramme mußten in 
kleinere Einzelprogramme aufgeteilt werden, was 
zu einer größeren Zahl von Maschinendurchläufen 
mit hohen Rechenzeiten führte. Das Fehlen eines 
Programms für die Berechnung von Gehaltspfän- 
dungen verhinderte ein „automatisiertes" Gebühr- 
nisverfahren; bei den Wehrbereichsgebührnis- 
ämtern mußten die entsprechenden Berechnungen 
weiterhin manuell vorgenommen werden. Das Kapa- 
zitätsproblem wurde auch durch die im Jahre 1970 
vorgenommene Umrüstung der MB-Stellen auf 
EDV-Anlagen mit einer Kernspeicherkapazität von 
128 K-Bytes nicht endgültig gelöst. Deshalb ist eine 
erneute Umrüstung auf 256 K-Bytes im Jahre 1972 
vorgesehen. 

Die Fehlplanung hatte wiederholt Neu- und Um- 
programmierungen mit beträchtlichem personellen 
Aufwand zur Folge. Die vom Bundesministerium 
schon für 1967 erwartete Personaleinsparung von 
rd. 600 Stellen im Bereich der Wehrbereichs- 
gebührnisämter kann — wenn überhaupt — erst 
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erreicht werden, wenn das Gebührnisverfahren voll 
automatisiert ist, also frühestens nach der Um- 
rüstung der MB-Stellen im Jahre 1972. 

163. Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß die Fehlplanung und ihre Folgen hätten ver- 
mieden werden können. Zur gleichen Zeit, als im 
Bundesministerium die Arbeitsgruppe geschaffen 
wurde, hatte die Deutsche Bundespost bereits ein 
EDV-Verfahren für ihre im wesentlichen gleiche 
Gehaltsberechnung fertig entwickelt. Darauf hätte 
die Arbeitsgruppe zurückgreifen können, zumal da 
schon lange vor Beginn der Planung im Bundes- 
ministerium bekannt war, wie kompliziert die 
Rechenprogramme für die Berechnung von Gehältern 
im öffentlichen Dienst sind. Auch hatte der Bundes- 
rechnungshof empfohlen, sich bei der Deutschen 
Bundespost über die dort gemachten Erfahrungen 
zu informieren. Das Ministerium hätte auch früher 
zu der Einsicht kommen können, daß das ursprüng- 
lich vorgesehene EDV-System (16 K-Bytes) tech- 
nisch nicht ausreichend leistungsfähig sein würde. 
Schon bald nach dem Erscheinen dieses EDV- 
Systems auf dem Markt war allgemein bekannt, daß 
z. B. das Ein- und Ausgabekontrollsystem einen 
großen Teil der Speicherkapazität belegt und daß 
die zu dem System gehörende „Lochkarteneinheit" 
die gesamte Anlage für sonstige Arbeiten blockiert, 
wenn mit ihr Lochkarten sortiert oder gemischt 
werden. Im übrigen hatte auch der Bundesrechnungs- 
hof das Bundesministerium bereits Ende 1965 auf 
diese Unzulänglichkeiten hingewiesen. 

164. Das Bundesministerium hat die im Zusammen- 
hang mit der Planung aufgetretenen Schwierigkeiten 
als Bestandteil eines Lernprozesses bezeichnet, der 
aus dem Übergang von einem konventionellen Ver- 
fahren auf ein hochkompliziertes EDV-Verfahren 
entstanden sei. Nachträglich sei festzustellen, daß 
damals die Möglichkeiten kleinerer EDV-Anlagen, 
die u. a. aus Gründen der Sparsamkeit und Wirt- 
schaftlichkeit und zur Vermeidung von Überkapa- 
zität ausgewählt worden seien, überschätzt worden 
seien. Die Differenziertheit der Aufgabenstellung sei 
unterschätzt worden. Erschwerend sei hinzugekom- 
men, daß in den letzten fünf Jahren eine kaum noch 
überschaubare und beherrschbare, normativ bedingte 
Änderungshäufigkeit beim Gebührniswesen ein- 
getreten sei. Bei der beengten Personalsituation 
habe sich dies auf das Planungsvolumen, auf die 
Programmierung, auf die Anforderungen an die 
EDV-Systeme sowie auf das Wissen und die Lei- 
stunsfähigkeit der Mitarbeiter ausgewirkt. 

165. Der Bundesrechnungshof kann diesen Aus- 
führungen nicht in vollem Umfang beipflichten. Dem 
Bundesministerium wären Enttäuschungen vieler Art 
erspart geblieben, wenn es — auch entsprechend 
dem Rat des Bundesrechnungshofes — vor Beginn 
seiner Planung Kontakt zu anderen Stellen im 
öffentlichen Dienst gesucht hätte, die vor den grund- 
sätzlich gleichen Problemen standen. Auch war schon 
früh erkennbar, daß bei den MB-Stellen Überkapa- 
zitäten geschaffen wurden. Dem hätte begegnet 
werden können, wenn sich das Ministerium zu einer 
Zentralisierung der Datenverarbeitung hätte ent- 


schließen können. Zwar ist es richtig, daß die häu- 
figen Änderungen in den letzten fünf Jahren die 
Planung erschwert haben. Es war indes für alle 
Zweige des öffentlichen Dienstes, die sich für die 
Berechnung der Gehälter der EDV bedienten, ein 
ernstes Problem, sich hierauf einzustellen. Soweit 
die Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
reichen, ist das Problem bei vergleichbaren Ver- 
waltungen besser gelöst worden. Auch der Hin- 
weis auf die beengte Personalsituation erscheint 
nicht stichhaltig. An Personal für Planung hätte es 
nicht gefehlt, wenn die Planungsgrundlagen nicht 
häufig geändert worden wären. Das Bundesministe- 
rium wird sicherzustellen haben, daß sich derartige 
Mängel, die zu erheblichen wirtschaftlichen Nach- 
teilen für den Bund geführt haben, nicht wieder- 
holen. 

166. Der maschinelle Aufwand für die Bearbeitung 
der Gebührnisse, Gehälter und Bezüge (rd. 260 000 
Soldaten und Beamte und rd. 62 000 Angestellte) 
ist beträchtlich. Die monatlichen Programmlaufzeiten 
(ohne Rüstzeiten, Zeiten für Wiederholungsläufe, 
Ausfallzeiten, Testzeiten) schwanken zwischen 522 
und 575 Stunden bei den Gebührnissen oder Ge- 
hältern und 385 bis 482 Stunden bei den Bezügen. 
Der große Rechenzeitbedarf für das Gebührnis- 
wesen insgesamt ist auf die dezentrale Organisation 
des MB-Wesens im personellen Bereich und auf die 
in Nr. 158 erwähnten Engpässe in der Speicher- 
kapazität der EDV-Anlagen zurückzuführen. Die 
vergleichsweise hohen Rechenzeiten für die Berech- 
nung der Angestelltenbezüge sind darauf zurückzu- 
führen, daß hier im konventionellen Lochkarten- 
verfahren gearbeitet wird. Die Vorbereitungen zur 
Umstellung auf ein EDV-Verfahren sind im Gange. 

Einen beträchtlichen Zeitaufwand erfordert das Aus- 
drucken der Uberweisungsträger. Er ließe sich er- 
heblich senken, wenn die Möglichkeit des parallelen 
Drückens genutzt würde. 

Der Bundesrechnungshof sieht auch in der Um- 
rüstung auf Anlagen mit einem Kernspeicher von 
128 K-Bytes keine Möglichkeit, die Rechenprogram- 
me optimal zu verarbeiten. Im Hinblick auf die 
ohnehin zu geringe Auslastung ist es jedoch nicht 
vertretbar, die Speicherkapazität bei allen MB- 
Stellen auf Anlagen mit 256 K-Bytes aufzustocken. 
Der Bundesrechnungshof hat deshalb die Einrich- 
tung einer zentralen MB-Stelle für das Gebührnis- 
wesen oder für den personellen Bereich vorgeschla- 
gen. Da jetzt schon jede MB-Stelle wie eine zen- 
trale MB-Stelle ^^) arbeitet, dürfte die Bearbeitung 

^®) Die für die Wehrbereichsverwaltungen allgemein gel- 
tende regionale Zuständigkeit gilt nicht für das Ge- 
bührniswesen und deshalb auch nicht für die MB-Stel- 
len. Da bei Versetzungen von Soldaten und Beamten 
das bisherige Wehrbereichsgebührnisamt weiterhin zu- 
ständige Zahlstelle bleibt, arbeiten alle Gebührnis- 
ämter und folglich alle MB-Stellen überregional. Durch 
diese Regelung konnte zwar der sonst durch die starke 
Fluktuation bedingte Änderungsdienst im Datenmate- 
rial der MB-Stellen wesentlich eingeschränkt werden. 
Mittlerweile arbeitet jedoch jede der MB-Stellen wie 
eine zentrale MB-Stelle, d. h. der Einzugsbereich jeder 
MB-Stelle erstredet sich über das gesamte Bundesge- 
biet. 
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der gesamten Gebührnisse bei einer zentralen Stelle 
keine unüberwindlichen Schwierigkeiten bereiten. 
Die gleichzeitige Errichtung eines zentralen Gebühr- 
nis- und Versorgungsamtes, die bislang an infra- 
strukturellen Schwierigkeiten scheiterte, brauchte 
nicht abgewartet zu werden. Damit Verzögerungen 
im Geschäftsverkehr zwischen den Gebührenämtern 
und der zentralen MB-Stelle vermieden werden, 
könnten bei den Gebührnisämtern sogenannte Daten- 
Endplätze eingerichtet werden. Die zentrale MB- 
Stelle müßte mit den erforderlichen EDV-Groß- 
anlagen ausgestattet werden. Haushaltsmittel in 
derselben Höhe, wie sie bisher für die einzelnen 
MB-Stellen bewilligt worden sind, dürften selbst 
für eine großzügige Ausstattung dieser MB-Stelle 
ausreichen. Einer vollen Ausschöpfung dieser Mittel 
stünden jedoch Einsparungen im personellen und 
infrastrukturellen Bereich gegenüber. 

167 . Das Bundesministerium hat die Notwendigkeit 
und Möglichkeit einer Konzentrierung der über- 
wiegend für personelle Aufgaben eingesetzten MB- 
Stellen grundsätzlich bejaht. Die Realisierung müsse 
aber aus organisatorischen, insbesondere personel- 
len Gründen schubweise erfolgen. Als erster Schritt 
sei die Auflösung einer MB-Stelle vorgesehen. 

Der Bundesrechnungshof verkennt die vom Mini- 
sterium aufgezeigten Schwierigkeiten nicht. Er ist 
aber dennoch der Auffassung, daß alle Möglich- 
keiten ausgeschöpft werden sollten, die eine Be- 
schleunigung der Umorganisation bewirken können. 

168 . Die MB-Hauptstelle, bei der u. a. zentrale 
Aufgaben (z. B. Personalführung, Wehrersatzwesen, 
Gesamtplanung Bundeswehr, sanitätsdienstliches 
Berichtswesen, technische Prüfungen) bearbeitet 
werden, ist mit zwei Großrechenanlagen (jeweils 
mit 256 K-Bvtes) und mit zwei kleinen EDV-Anla- 
gen (je 16 K-Bytes) ausgestattet. Die große Speicher- 
kapazität der Großanlagen war hauptsächlich ge- 
wählt worden, damit möglichst mehrere Programme 
gleichzeitig (Multiprogramming) verarbeitet werden 
können. Die hierauf entfallende Stundenleistung 
blieb jedoch erheblich hinter den Leistungen zu- 
rück, die allgemein bei Anlagen dieser Größenord- 
nung erreicht werden. Da die Multiprogramming- 
Verarbeitung kaum oder nur wenig zum Zuge kam 
und dann statt mehrerer möglicher allenfalls zwei 
Programme gleichzeitig verarbeitet wurden, mußten 
die meisten Programme nacheinander verarbeitet 
werden. Bei der großen Zahl der von der MB-Haupt- 
stelle zu verarbeitenden Programme summierten 
sich die Stillstandszeiten zwischen den Programm- 
läufen und die Zeiten, bei denen das EDV-System 
während eines Programmlaufes in den Wartestatus 
geht (z. B. bei programmbedingten Unterbrechun- 
gen), zu echten Ausfallzeiten. 

Für die geringe Multiprogramming-Verarbeitung 
wurden mehrere Gründe genannt. So habe die MB- 
Hauptstelle keinen Einfluß auf die Termingestaltung 

Hierbei handelt es sich um Plätze, von denen aus über 

Fernleitungen Daten direkt oder indirekt in ein EDV- 

System eingegeben werden können. Anfragen an das 

EDV-System sind ebenfalls möglich. ! 


der Bedarfsträger. Auch sei bei bestimmten, oft 
umfangreichen Testarbeiten eine Multiprogram- 
ming-Verarbeitung nicht möglich, weil die Program- 
mierung auf Anlagen eines kleineren Typs ausge- 
richtet sei. 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, der Nut- 
zungsgrad der bei der MB-Hauptstelle aufgestellten 
EDV-Anlagen habe sich inzwischen wesentlich ver- 
bessert. Dies sei auf die Aufnahme der Datenfern- 
verarbeitung und auf die „multiprogrammingge- 
mäße" Programmierung zurückzuführen. 

Das Ministerium wird trotz des teilweisen Abbaues 
der vom Bundesrechnungshof festgestellten Mängel 
weitere Maßnahmen ergreifen müssen, um die best- 
mögliche Auslastung der Anlagen sicherzustellen; 
z. B. kommt ein stärkeres Einwirken auf die Termin- 
gestaltung der Bedarfsträger in Betracht. 

169 . Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Ergebnisse der Maschinenbelastungsstatistik 
zum Teil erheblich von den Ergebnissen abweichen, 
zu denen er bei seiner Prüfung gekommen ist. Die 
Abweichungen sind auf die von den MB-Stellen oft 
mißverstandene Systematik der Maschinenbela- 
stungsstatistik und auf die fehlende Sorgfalt bei der 
Erfassung der statistischen Daten zurückzuführen. 

Systematische Fehler lagen dort vor, wo nicht zwi- 
schen Personalstunden, auf die es bei einer Maschi- 
nenbelastungsstatistik nicht ankommt, und Maschi- 
nenstunden unterschieden wurde. Regelmäßig war 
dies bei den teilweise recht umfangreichen Test- 
arbeiten der Fall. Statt der wesentlich geringeren 
Laufzeit der Maschinen wurden die Anwesenheits- 
zeiten des Testpersonals als Maschinenzeit regi- 
striert. Auch sonst wurde häufig die Anwesenheit 
des Bedienungspersonals als Maschinenzeit erfaßt, 
obwohl die Anlagen außer Betrieb waren. Anderer- 
seits wurden wiederholt Arbeitspausen des Perso- 
nals als Stillstandszeiten der Anlagen registriert, 
obwohl die Anlagen über diese Pausen hinweg in 
Betrieb waren. 

Die statistischen Tagesblätter wurden meistens nicht 
sorgfältig genug ausgefüllt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat bei der Prüfung festgestellt, daß in fast kei- 
nem Falle die statistischen Daten mit den von den 
EDV-Anlagen maschinell ermittelten Laufzeiten voll 
übereinstimmten. Rüstzeiten oder sonstige Still- 
standszeiten zwischen den Programmläufen (außer 
Maschinenstörungen), wurden als Maschinenzeiten 
erfaßt und den Programmläufen zugeschlagen. 

Bei dieser Arbeitsweise begibt sich die Leitung eines 
Rechenzentrums eines wichtigen Instruments der 
Kontrolle, ganz abgesehen davon, daß die Statistik 
verfälscht wird. Wenn nämlich die ohne besonderen 
Grund, z. B. wegen einer Maschinenstörung oder 
fehlenden Arbeitsanfalls, immer wiederkehrenden 
Stillstandszeiten sichtbar gemacht werden, kann die 
Leitung eines Rechenzentrums erkennen, daß die 
Datenverarbeitungsorganisation oder Arbeitsvorbe- 
reitung zu verbessern ist. 

In diesem Zusammenhang war verschiedentlich fest- 
zustellen, daß sich die Maschinenbediener jeweils 
nach einem Programmlauf zunächst die für den näch- 
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sten Programmlauf notwendigen Unterlagen (Ma- 
gnetbänder, Steuerkarten, Papier für den Drucker 
usw.) herbeiholten. Währenddessen stand die EDV- 
Anlage still. Diese von der Zahl der täglich ver- 
arbeiteten Programme abhängigen Ausfallzeiten 
erschienen Jedoch nicht in der Statistik. Auch die 
Wiederholungsarbeiten wurden nicht immer exakt 
erfaßt. Hierauf sollte jedoch besonderer Wert ge- 
legt werden, weil sich daraus Rückschlüsse auf die 
Qualität der Programme, auf die Qualifikation der 
Maschinenbediener und auf die Störanfälligkeit der 
EDV-Anlagen ziehen lassen. Der Bundesrechnungs- 
hof hat deshalb angeregt, die statistischen Schlüssel- 
zahlen entsprechend zu erweitern. 

Wenn auch nicht zu übersehen ist, daß eine in allen 
Punkten befriedigende Maschinenbelastungsstatistik 
nicht ohne größeren manuellen Aufwand zu errei- 
chen gewesen wäre, so können doch die bisherigen 
statistischen Ergebnisse nicht unbesehen Grundlage 
für weitere Planungen und Mittelanforderungen 
sein. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
sterium daher verschiedene Vorschläge zur Ratio- 
nalisierung der Maschinenbelastungsstatistik ge- 
macht. 

Das Bundesministerium stimmt mit dem Bundesrech- 
nungshof überein, daß die bisherige Maschinen- 
belastungsstatistik wegen der notwendigen manuel- 
len Aufzeichnungen mit Unsicherheitsfaktoren bela- 
stet ist, die den Aussagewert beschränken. Es hat 
mitgeteilt, daß es angeordnet habe, die Erfassung 
der statistischen Daten zu automatisieren und damit 
den Aussagewert der Statistiken zu objektivieren. 

170 . Die Konsolnachrichten der EDV-Anlage regi- 
strieren nicht nur alle Einzelheiten der verarbei- 
teten Programme, sie enthalten auch Fehlemachrich- 
ten und Anweisungen an die Maschinenbediener, 
die ggf. zur späteren Aufklärung von Fehlem oder 
Unstimmigkeiten dienen können? insbesondere regi- 
strieren sie aber alle Eingriffe in ein laufendes Pro- 
gramm. Bei einigen MB-Stellen werden die Konsol- 
nachrichten aufbewahrt, andere werfen sie früher 
oder später weg. Bei den MB-Stellen im personellen 
Bereich werden nur die Konsolnachrichten aus der 
Bruttoberechnung der Bezüge drei Monate lang auf- 
bewahrt; die aus den Änderungsdiensten werden 
weggeworfen. Der Bundesrechnungshof hat dagegen 
Bedenken. Schon um allen eventuellen dubiosen 
Handlungen, die bei Programmläufen mit finanziel- 
ler Auswirkung erhebliche Folgen haben können, 
vorzubeugen, ist es notwendig, die Konsolnachrich- 
ten aufzubewahren. 

In diesem Zusammenhang ist auf die programm- 
technische „Ignore- Anweisung" hinzuweisen. Durch 
die Eingabe von „ignore" über die Konsolschreib- 
maschine ist es z. B. möglich, einen Bandlesefehler 
zu überspringen, d. h. diesen Fehler zu ignorieren. 
Es isf auch möglich, mit dieser Konsoleingabe die 
Sperrfrist von Magnetbändern zu eliminieren. Wenn 
derartige Eingriffe nicht dokumentarisch nachge- 
wiesen werden, sind sie später nicht mehr festzu- 
stellen. Der Bundesrechnungshof hält es für erfor- 
derlich, daß die Betriebsleiter der MB-Stellen ent- 
scheiden, ob die „ignore- Anweisung" verwendet 


werden darf, und daß ihre Verwendung in den Kon- 
solnachrichten bestätigt wird. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner vorgeschlagen, 
die Konsolnachrichten zu einem Maschinentagebuch 
(Logbuch) auszubauen, wie es bei anderen Stellen 
schon geführt wird. 

Das Bundesministerium hat hierzu mitgeteilt, daß 
die Länge der Aufbewahrungsfrist der Konsolnach- 
richten ebenso wie die Frage eines Mäschinen-Log- 
buches im Zusammenhang mit dem Wegfall der 
manuellen Aufzeichnung der Maschinenbelastung 
geprüft und im Laufe des zweiten oder dritten Quar- 
tals 1971 geregelt werde. 

171 . Die Datei -Archivierung wird unterschiedlich 
gehandhabt. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, 
einheitliche Richtlinien zu erarbeiten und darauf' 
hingewiesen, daß einheitliche Regelungen hinsicht- 
lich der Auslagerung von Datenbeständen und Pro- 
grammunterlagen getroffen werden müßten. Aus 
Sicherheitsgründen sollten alle Datenbestände, bei 
denen der Aufwand für das Rekonstruieren der 
Daten unangemessen hoch ist, ausgelagert werden. 
Für die Wiederbeschaffung der wichtigsten Be- 
stands- und Stammdaten sollten außerdem Rekon- 
struktionspläne für den Fall erstellt werden, daß so- 
wohl archivierte als auch ausgelagerte Bestände un- 
brauchbar werden. Das Bundesministerium hat die 
Herausgabe einheitlicher Richtlinien für die erste 
Jahreshälfte 1971 zugesagt und mitgeteilt, daß die 
periodische Auslagerung der wichtigsten Bestands- 
bänder für einen Teil der Arbeitsgebiete seit länge- 
rer Zeit angeordnet worden sei. Der noch fehlende 
Teil auf dem Gebiet der Logistik werde alsbald 
nachgeholt werden. Im übrigen werde das Bundes- 
wehrverwaltungsamt angewiesen werden, bei der 
Herausgabe von neuen Arbeitsanweisungen künf- 
tig generell Anordnungen über die von Fall zu Fall 
unterschiedlich notwendige Auslagerung von Be- 
standsbändern zu treffen. Gleiches gelte für even- 
tuell notwendige Rekonstruktionspläne. 

Die in Aussicht gestellten Richtlinien stehen noch 
aus. 

überhöhte Materialvorräte 

Verschiedene Haushaltsjahre 

172 . Der Bundesrechnungshof hat die Vorräte an 

Material für den laufenden Bedarf der Truppe in den 
Bereichen des Heeres, der Luftwaffe und der Basis 
(Inland) ^®) — mit Ausnahme der Mengenver- 

brauchsgüter (Munition und Betriebsstoffe) und der 
Vorräte für besondere Verwendungszwecke — ge- 
prüft. Bei seinen Erhebungen hat er die Material- 
konten bei zwei der drei Depotgruppen des Heeres, 
einer der beiden Hauptdepotgruppen der Basis (In- 
land) sowie einem der beiden Versorgungsbereiche 
der Luftwaffe ausgewertet. Insgesamt hat er in seine 
Prüfung rd. 60 v. H. der gesamten Materialkonten 
der Heeresvorräte, 50 v. H. der Basisvorräte und 

^®) Materialreserven der Bundeswehrführung in Inlands- 
depots 
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etwa 50 v. H. der Luftwaffenvorräte in den jeweili- 
gen Depotbereichen einbezogen. 

Die Prüfung hat ergeben, daß die Vorräte bei der 
Mehrzahl der Materialkonten zu hoch sind. 

173 . Von insgesamt rd. 280 000 Materialkonten der 
Bereiche Heer und Basis (Inland) weisen etwa 36 000 
Vorräte aus, die rechnerisch den Bedarf für mehr als 
fünf Jahre decken, zur Hälfte sogar den Bedarf für 
weit mehr als 10 Jahre. Weitere 166 000 dieser 
Materialkonten betreffen Ersatzteile, die die Truppe 
mindestens von 1967 bis 1969 nicht mehr angefor- 
dert hat. Ein beträchtlicher Teil davon ist überhaupt 
noch nicht benötigt worden und wird es auch in Zu- 
kunft nicht werden (z. B. die aus den USA für Flug- 
körper bezogenen Ersatzteile auf 20 000 von insge- 
samt 26 000 Materialkonten). 

174 . Eine der beiden Materiallenkungsstellen der 
Luftwaffe hat für das ihr zugeordnete Luftwaffen- 
parkregiment auf 71 000 von rd. 250 000 Konten 
Vorräte an Material nachgewiesen, das die Ver- 
sorgungsverbände seit zweieinhalb Jahren nicht 
mehr angefordert hatten. Das auf weiteren 14 000 
Konten nachgewiesene Material hat die Truppe zwar 
in gewissem Umfang von Zeit zu Zeit angefordert; 
am Verbrauch gemessen sind die Vorräte jedoch 
weit überhöht. Der Bundesrechnungshof hat in die- 
sen Fällen Reichweiten von 10 bis 40 und mehr 
Jahren festgestellt. 

Für die beiden ihr gleichfalls zugeordneten Luft- 
waffenversorgungsregimenter hat die Lenkungs- 
stelle auf rd. 70 500 Konten Material nachgewiesen, 
das z. T. nach den einschlägigen Richtlinien für höch- 
stens ein Jahr zu bevorraten war. Seitdem die Len- 
kungsstelle den Nachweis führt, d. h. seit 1967, hat 
die Truppe auf 36 500 dieser Konten gebuchtes 
Material jedoch überhaupt nicht angefordert. Die 
Vorräte an weiteren 5 500 Artikeln reichen rechne- 
risch ebenfalls länger als ein Jahr, mehrere sogar 
länger als 100 Ja;hre. 

175 . Bei der Firma, die die Triebwerke des Flug- 
zeugtyps F 104 G ^®^) instandsetzt, lagern bundes- 
eigene Ersatzteile im Wert von rd. 370 Millionen 
DM. Von ihnen wird, wie die Firma auf Veran- 
lassung des Bundesrechnungshofes ermittelt hat, 
eine Teilmenge im Wert von 106 Millionen DM 
nicht mehr benötigt. Der Bundes rechnungshof schätzt 
den Wert der entbehrlichen Vorräte sogar um rd. 
40 Millionen DM höher, da die Firma einerseits die 
Zahl der Triebwerksüberholungen sowie der Be- 
darf sinstandsetzungen und damit den voraussicht- 
lichen Verbrauch zu hoch angenommen, andererseits 
aber diejenigen Versorgungsartikel außer acht ge- 
lassen hat, an denen die Triebwerke bisher noch 
keinen Verschleiß gezeigt haben und deren Be- 
stände selbst dann zu hoch wären, wenn in den 
nächsten 10 Jahren ein Bedarf entstehen sollte. 

Bei der Firma, die die Zelle des Flugzeugs F 104 G 
instandsetzt, lagern rd. 33 800 bundeseigene Ersatz- 
teile verschiedener Art mit insgesamt 11,5 Millionen 
Einzelstücken. Hiervon werden rd. 75 v. H. voraus- 

18a) vgl. Nr. 194 ff. dieser Bemerkungen 


sichtlich entweder frühestens nach 10 Jahren oder, 
weil sie durch Formänderungen am Flugzeug über- 
holt sind, überhaupt nicht gebraucht werden. 

Die bundeseigenen Vorräte der Firma, die das Flug- 
zeug G 91 instandsetzt, haben einen Wert von 
95 Millionen DM. Sie umfassen rd. 50 000 verschie- 
dene Versorgungsartikel. Der Bundesrechnungshof 
konnte die Angemessenheit dieser Vorräte mit dem 
ihm zur Verfügung stehenden geringen Personal 
nicht in dem erforderlichen Umfang untersuchen, zu- 
mal da ihre Verwaltung zur Zeit der Prüfung noch 
nicht auf elektronische Datenverarbeitung umge- 
stellt war. Stichproben haben aber ergeben, daß von 
rd. 100 Ersatzteilpositionen 25 mit einem Neuwert 
von rd. 470 000 DM von 1963, dem Jahr ihrer Be- 
schaffung, bis 1967 nicht benötigt wurden. Das läßt 
darauf schließen, daß die Bundeswehr auch für die- 
ses Flugzeugmuster zu hohe Ersatzteil Vorräte hält. 

176 . Die überhöhten Vorräte haben nicht nur zu 
vermeidbarem hohen Kapitaleinsatz, sondern auch 
zu überhöhtem Aufwand an Personal, Material und 
Lagerraum geführt und sogar die Errichtung von 
Behelfslagem notwendig gemacht, in denen aber 
sachgemäße Lagerung, wirtschaftlicher Betriebsab- 
lauf und Materialerhaltung nicht ausreichend ge- 
währleistet sind. Da die jährlichen Gesamtkosten 
der Lagerung in wenigen Jahren den Materialwert 
erreichen, sind die durch die überhöhten Vorräte 
bereits entstandenen und noch zu erwartenden fi- 
nanziellen Belastungen beträchtlich. 

177 . Nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes hat die überhöhte Vorratshaltung ver- 
schiedene Ursachen. 

Was den Bedarf an Ersatzteilen für neue Waffen- 
systeme angeht, so konnte mangels ausreichender 
Erfahrungen vielfach nicht zutreffend geschätzt wer- 
den; die verantwortlichen Stellen waren mehr oder 
weniger auf die Empfehlungen der Lieferfirmen an- 
gewiesen. Das gilt aber nur für einen Teil der über- 
höhten Ersatzteilvorräte vor allem in bundeseigenen 
Lagern bei Firmen, d. h. nur für einen geringen Teil 
der insgesamt festgestellten Überbevorratungen. Die 
entscheidende Ursache der überhöhten Vorräte sieht 
der Bundesrechnungshof darin, daß sich die zustän- 
digen Kommandodienststellen keinen ausreichenden 
Überblick über die Reichweiten der Bestände ver- 
schafft haben und daß das Bundesministerium die 
hausinterne Zuständigkeit für die Vorratshaltung 
und den Betrieb in den bundeseigenen Lagern seit 
deren Errichtung im Jahre 1961 noch nicht fest- 
gelegt hat. 

Die zuständigen Stellen haben auch nicht dafür ge- 
sorgt, daß entbehrliche Bestände rechtzeitig ausge- 
sondert wurden. Es handelt sich bei diesen Bestän- 
den teils um Ersatzteile, die — wie es vornehmlich 
bei neuen Waffensystemen im Bereich der Luftwaffe 
der Fall ist — zwar bei der Bundeswehr voll ver- 
wendbar, aber in zu großer Zahl vorhanden sind, 
teils um solche, die obwohl noch brauchbar, bei der 
Bundeswehr nicht verwendet werden können, weil 
das Waffensystem oder der Gerätetyp nicht mehr 
vorhanden ist oder in der Form geändert wurde. 
Auch die Aussonderung von Ersatzteilen, die nach 
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ihrem Zustand überhaupt nidit mehr brauchbar sind, 
ist unterblieben. 

Zu der überhöhten Vorratshaltung hat auch die nicht 
sachgerechte Organisation der Materialversorgung 
beigetragen. Jede Teilstreitkraft versorgt ihre Be- 
darfsstelleii vornehmlich über eine eigene Organi- 
sation. Infolgedessen wird Material, das von mehre- 
ren Teilstreitkräften benötigt wird, in vielen Ver- 
sorgungsbereichen und -ebenen bevorratet Dadurch 
wird die Gesamtübersicht erschwert und eine wirk- 
same logistische Führung in Frage gestellt. Die beste- 
hende Organisation läßt außer acht, daß sich die 
Materialvorräte nur dann auf einen Umfang begren- 
zen lassen, der wirtschaftlich ist und zugleich den 
militärischen Erfordernissen genügt, wenn sie leicht 
von einer Stelle überschaut und bei Bedarf, zur 
Überwindung von Engpässen, bei jeder Teilstreit- 
kraft verwendet werden können. Die Vorratshal- 
tung, die auf die einzelne Teilstreitkraft abgestellt 
ist, müßte also zugunsten einer gemeinsamen Vor- 
ratshaltung für die ganze Bundeswehr aufgegeben 
werden. Ein gemeinsamer Materialnachweis schlösse 
nicht aus, daß gewisse Dienststellen, die für die 
Materialversorgung einer Teilstreitkraft aus mili- 
tärischen Gründen besondere Zuständigkeiten haben 
müssen, entsprechende Dispositionsbefugnisse er- 
halten. Unabhängig davon hat auch die Organisa- 
tionsform der Materialversorgung bei der Luftwaffe 
zu den überhöhten Beständen bei getragen. 

Schließlich sind der Truppe die technischen Dienst- 
vorschriften für Hauptgerät oft erst mehrere Jahre 
nach Einführung des Geräts oder nach der Bevor- 
ratung der Ersatzteile zur Verfügung gestellt wor- 
den. Die Versorgungsnummer, ohne die die Truppe 
keinen Zugang zu den Depotvorräten hat, ist aber 
nur aus diesen Vorschriften ersichtlich. 

Auch ist die Entscheidung über die weitere Ver- 
wendung nicht mehr voll einsetzbaren Materials 
oft zu lange hinausgezögert worden, so daß zur 
Vermeidung von Versorgungslücken zusätzliches 
Material für Zwecke beschafft worden ist, für die das 
beschränkt verwendbare Material später für geeig- 
net erklärt wurde. 

178 . Das Bundesministerium hat ausgeführt, die 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes seien 
nicht repräsentativ, weil sie sich nur auf einzelne 
Depots bezögen, und unvollständig, weil sie die 
Vorräte bei der Truppe und den Versorgungsein- 
heiten nicht berücksichtigten. Die Reichweitenbe- 
rechnungen des Bundesrechnungshofes träfen objek- 
tiv nicht zu, weil aus den Bestandsveränderungen 
eines Jahres nicht auf den Bedarf künftiger Zeit- 
räume geschlossen werden könne; außerdem ver- 
mittle die vom Bundesrechnungshof gewählte Me- 
thode der Darstellung in Jahresreichweiten ein fal- 
sches Bild. 

Zur Frage der Bedarfsermittlung hat das Bundes- 
ministerium erklärt, die „zum Teil überhöhte Bevor- 
ratung" sei im wesentlichen darauf zurüdczuführen, 
daß die Bundeswehr in dem „gegebenen personellen 
Rahmen" nicht in der Lage gewesen sei, die für eine 
Gesamtübersicht über die Bestände und ihre Ver- 


änderungen erforderlichen Unterlagen zeitgerecht 
zu schaffen; elektronische Datenverarbeitungsanla- 
gen hätten ihr hierfür erst von 1968 an zur Verfü- 
gung gestanden. Die Bestände an nicht mehr ver- 
wendbarem Material seien damit zu erklären, daß 
entbehrliches Gerät — auch aus politischen Grün- 
den — schwer verkäuflich sei und überdies die In- 
teressenten die Lieferung von Ersatzteilen in aus- 
reichender Menge verlangten, weshalb neben dem 
Gerät selbst noch umfangreiche Ersatzteilvorräte 
aufzubewahren seien; diese hätten z. B. bei dem 
Waffensystem M 47 rd. 6 000 Positionen mit einem 
Gesamtgewicht von 30 000 t umfaßt. 

Was die Materialversorgung bei der Luftwaffe be- 
trifft, so hat das Bundesministerium mitgeteilt, sie 
sei den Vorstellungen des Bundesrechnungshofes 
entsprechend wesentlich gestrafft worden und werde 
nunmehr zentral gesteuert. Die zentrale Steuerung 
über die Bereiche der Teilstreitkräfte hinweg sei 
jedoch nicht möglich, aber auch nicht notwendig, da 
eine bewegliche Kampfführung des Heeres eine 
weitgehende Delegation der Verantwortung für die 
Versorgung erfordere und sich die obere logis tische 
Führung darauf beschränken müsse, bei besonderer 
Lage Schwerpunktmaterial zuzuführen. 

Was die Materialbestände im Zusammenhang mit 
der sog. Industrieinstandsetzung betreffe, so sei in- 
zwischen ein neues Konzept ausgearbeitet worden, 
nach dem weniger bundeseigenes Material bei den 
Firmen lagern werde. Im übrigen sei eine Vermeh- 
rung dieser Lager nicht beabsichtigt. Es sei angeord- 
net worden, das in den Lagern befindliche Material 
zu erfassen; mit der Aussonderung und Verwertung 
entbehrlichen Materials werde voraussichtlich im 
Herbst 1971 begonnen werden, über die Fragen der 
Zuständigkeit im Ministerium werde in Kürze ent- 
schieden werden. Soweit die Anregungen des Bun- 
desrechnungshofes die Anordnungen über die Be- 
handlung der Materialvorräte bei Formänderungen 
am Hauptgerät, die Lieferung der technischen 
Dienstvorschriften und die Entscheidungen über die 
Verwendung nicht mehr voll einsatzbaren Materials 
betreffen, hat das Bundesministerium eine Prüfung 
zugesagt. 

179 . Zu diesen Ausführungen wird bemerkt: 

Der Einwand, die Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes seien nicht repräsentativ, läßt vermuten, 
daß das Ministerium von unzutreffenden Vorstel- 
lungen über den Prüfungsumfang ausgegangen ist. 
Einmal hat der Bundesrechnungshof auch die Vorräte 
bei der Truppe und ihren Versorgungseinheiten be- 
rücksichtigt, denn er hat die Bewegungen auf den 
Materialkonten der Depotgruppen und Versor- 
gungsbereiche für Lieferungen an die Truppe in 
seine Auswertung einbezogen. Auch beruhen seine 
Reichweitenberechnungen nicht auf den Bestands- 
veränderungen nur eines Jahres, sondern auf der 
tatsächlichen Entwicklung des Verbrauchs im Ver- 
lauf mehrerer Jahre. Die Darstellung in Reichweiten 
ist auf dem Gebiet der Vorratshaltung allgemein 
üblich. Sie ist auch vom Bundesministerium ange- 
wendet worden, z. B. im „Weißbuch 1970 zur Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland und zur Lage 
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der Bundeswehr" (Textziffer 134) und in dem neuer- 
dings für die Bestandsüberwachung eingeführten 
Verfahren. 

Die vom Bundesministerium angeführten personel- 
len Schwierigkeiten hätten sich verringern lassen, 
wenn die Materialbewirtsdiaftung durch Beachtung 
der dargelegten Gesichtspunkte von vornherein ge- 
strafft worden wäre. Daneben hätten in der Mate- 
rialversorgung tätige Soldaten über die für sie gel- 
tende besondere Altersgrenze hinaus weiterbe- 
schäftigt werden können; damit wäre zugleich der in 
diesem Bereich erheblichen Fluktuation entgegen- 
gewirkt worden. Die Verwendung datenverarbeiten- 
der Anlagen für die Auswertung der Übersichten 
über Bestand und Verbrauch wäre auch vor 1968 
möglich gewesen, da die zur Verwaltung der Be- 
stände bei den Depots schon seit etwa 1960 vor- 
handenen Anlagen hierfür hätten verwendet werden 
können. Die Schwierigkeit, entbehrliches Gerät zu 
verkaufen, und die mit dessen Aufbewahrung erfor- 
derliche umfangreiche und, wie dargelegt, kostspie- 
lige Vorratshaltung an Ersatzteilen hätten rechtzei- 
tig zum Anlaß genommen werden sollen zu prüfen, 
inwieweit die Aufbewahrung des Geräts wirtschaft- 
lich überhaupt zu vertreten ist. 

Den Ausführungen, mit denen idas Bundesministe- 
rium seine Auffassung begründet hat, eine über die 
Bereiche der Teilstreitkräfte hinausgehende zen- 
trale Steuerung der Materialversorgung sei nicht 
möglich, vermag der Bundesrechnungshof nicht zu 
folgen, da er keinen Zusammenhang zwischen einer 
solchen Steuerung und den Besonderheiten der 
Kampf führung der einzelnen Teilstreitkräfte zu er- 
kennen vermag. Im übrigen können auch die Vor- 
räte des Heeres im Einzelfall ohnehin nur aus orts- 
festen Depots ergänzt werden. 

180 . Der Bundesreihnungshof hält es für erforder- 
lich, daß das Bundesministerium die zuständigen 
Kommandodienststellen unverzüglich anweist, sich 
über die Reichweiten der Bestände besser zu unter- 
richten und der Bildung überhöhter Vorräte insbe- 
sondere durch sorgfältige Ermittlung des Bedarfs 
entgegenzuwirken. Ferner wird das Bundesministe- 
rium die Frage, wie die Organisation der Material- 
versorgung gestrafft werden kann, erneut zu unter- 
suchen sowie zu prüfen haben, inwieweit die An- 
regungen, die der Bundesrechnungshof für perso- 
nelle Maßnahmen gegeben hat, zu berücksichtigen 
sein werden. Außerdem wird die Prüfung, inwieweit 
noch brauchbares, aber entbehrliches Gerät auszu- 
sondern ist, nachzuholen sein. 

Der Bundesrechnungshof behält sich vor, sich hier- 
mit und mit den Fragen weiter zu befassen, die die 
Materialbestände für die sog. Industrieinstandset- 
zung, die Anordnungen über die Behandlung der Be- 
stände bei Formänderungen, die Auslieferung der 
Dienstvorschriften an die Truppe und die Entschei- 
dung über die Verwendung nicht mehr voll einsatz- 
baren Materials betreffen. Für das Waffensystem 
F 104 G sind bereits Feststellungen getroffen wor- 
den . 


Vgl. Nr. 194 ff. dieser Bemerkungen. 


Vereinfachung der logisfischen Organisation 

Verschiedene Haushaltsjahre 

181 . Der Bundesrechnungshof hat bei den Erhe- 
bungen über die Höhe der Materialvorräte mehr- 
fach von Organisationsformen oder -absichten 
Kenntnis erhalten, die er als unwirtschaftlich an- 
sieht, weil sie einen zu hohen Aufwand verursachen 
oder den Ablauf der Versorgung erschweren oder 
verzögern. Sie dürften auch die Entstehung der 
überhöhten Vorräte mit verursacht oder begünstigt 
haben. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
ministerium Änderungen vorgeschlagen. Es handelt 
sich im wesentlichen um folgende Fälle: 

182 . In den Bereichen der früheren Deutschen Be- 
vollmächtigten Nord und Mitte (der jetzigen Terri- 
torialkommandos Nord und Süd) bestand zur Füh- 
rung von je etwa fünf Materialhauptdepots und 
einigen kleineren Versorgungseinrichtungen je ein 
Hauptdepotgruppenstab in Stärke von je rd. 80 Sol- 
daten und Zivilbediensteten. Nach Ansicht des Bun- 
desrechnungshofes hatten diese Stäbe keine nen- 
nenswerten Befugnisse in der Materialwirtschaft. 
Sie hätten daher und auch wegen der geringen Zahl 
der unterstellten Depots überhaupt nicht aufgestellt 
zu werden brauchen. 

Das Bundesministerium hat die Haupt depo tgruppen- 
stäbe inzwischen aufgelöst, 

183 . Damit der Uberbevorratung im Bereich der 
Luftwaffe entgegengewirkt wird, hat der Bundes- 
rechnungshof angeregt, die Verbände mit heeres- 
eigentümlichem und mit Sanitätsmaterial unmittel- 
bar aus den Heeresdepots zu versorgen, sofern sich 
das Ministerium nicht für eine gemeinsame Versor- 
gung aller Teilstreitkräfte (vgl. Nr. 177) entschließen 
sollte. Außerdem hat er empfohlen, auf die versor- 
gungsmäßige Unterordnung der Luftwaffen-Versor- 
gungsregimenter unter die Luftwaffen-Parkregimen- 
ter zu verzichten. Er hat die sich hieraus ergebenden 
Vorteile im einzelnen begründet. Vor allem ver- 
spricht er sich von der neuen Organisationsform 
und den hierzu vom Bundesministerium beabsich- 
tigten weiteren Rationalisierungsmaßnahmen eine 
beträchtliche Verbesserung, insbesondere eine leich- 
tere Überschaubarkeit der Bestände mit allen sich 
aus ihr ergebenden Vorteilen. 

Der Anregung des Bundesrechnungshofes, die Luft- 
waffenverbände mit heereseigentümlichem und mit 
Sanitätsmaterial unmittelbar aus den Heeresdepots 
zu versorgen^ glaubt das Bundesministerium nicht 
folgen zu können, weil die bestehende logistische 
Organisation wegen der eigentümlichen Kampffüh- 
rung der Luftwaffe beibehalten werden müsse. Die- 
ser Einwand ist nicht überzeugend, da, wie unter 
Nr. 177 ausgeführt, den Besonderheiten der Luft- 
waffe durch Einräumung einer Dispositionsbefugnis 
bei den Heeresdepots entsprochen werden kann. 

Die versorgungsmäßige Unterordnung der Luftwaf- 
fen- Versorgungsregimenter unter die Luftwaffen- 
Parkregimenter (jetzt: Luftwaffen- Versorgungsbe- 
reiche) hat das Bundesministerium aufgehoben. 
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184 . Der Bundesrechnungshof hat bezweifelt, daß 
die reichliche Ausstattung der Stäbe der beiden 
Luftwaffen-Versorgungsbereiche mit hoch einge- 
stuftem Fachpersonal für Versorgungsaufgaben not- 
wendig ist. Er ist der Auffassung, daß sich der Kom- 
mandeur fachlich weitgehend auf die Gruppenstäbe 
abstützen sollte. Bei der Überprüfung eines Luft- 
waffen-Vcrsorgungsbereiches hat der Bundesrech- 
nungshof deshalb angeregt, die Stäbe (rd. 80 Sol- 
daten und Zivilbedienstete) wegfallen zu lassen, da 
sie überwiegend nur truppendienstliche Aufgaben 
wahrnehmen. Diese könnten bei unmittelbarer Un- 
terstellung der Hauptdepotgruppen unter das Luft- 
waffenamt diesem übertragen werden. 

Das Bundesministerium hat diese Auffassung zwar 
im Grundsatz als richtig anerkannt, aber die organi- 
satorischen und personellen Folgerungen noch nicht 
gezogen. 

185 . In einer unterirdischen Anlage, die noch be- 
trächtlich ausgebaut wird, befindet sich ein Geräte- 
depot des Heeres. Nach Abschluß der Erweiterungs- 
arbeiten soll in ihrem neuen Teil ein Luftwaffen- 
depot eingerichtet werden, für das bereits ein Gleis- 
anschluß fertiggestellt worden ist. Nach einer ur- 
sprünglichen Planung sollten beide Depots baulich 
voneinander getrennt werden. Der Heeresteil hätte 
dann den Gleisanschluß nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten und unter Aufwand höherer Trans- 
portkosten benutzen können. 

Der Bundesrechnungshof hat die Planung als nicht 
wirtschaftlich beanstandet. Daraufhin hat das Bun- 
desministerium zugesagt, eine für die Benutzung 
durch Lastkraftwagen geeignete Verbindung zwi- 
schen dem Heeres- und dem Luftwaffenteil offen- 
zuhalten. 

186 . Die Einrichtung der beiden selbständigen De- 
pots hätte einen höheren Personalaufwand zur 
Folge als die Einrichtung eines einzigen Depots, 
weil zahlreiche Organisationseinheiten (z. B. Leitung, 
Registratur, Vermittlung, Werkstätten, Annahme 
und Versand, Materialcrhaltung, Rücklieferungs- 
bezirk, Konservierung) doppelt vorhanden sein 
müßten. Auch die materielle Ausstattung — ins- 
besondere mit Transportmitteln (z. B. Lastkraftwa- 
gen, Gabelstaplern, Lagerhausschleppern, Kränen) — 
müßte umfangreicher sein, ohne daß sie immer aus- 
gelastet werden könnte. Der Bundesrechnungshof 
hat dem Bundesministerium deshalb empfohlen, nur 
ein Depot zu errichten. 

Das Bundesministerium halt die völlige Zusammen- 
legung der beiden Depots wegen der weit aus- 
einander liegenden Lagerbereiche und der sehr 
unterschiedlichen Nutzung des Depotraums nicht für 
möglich, zumal da die Inanspruchnahme gemein- 
samer Einrichtungen durch zwei Bedarfsträger in der 
Praxis immer wieder auf Schwierigkeiten stoße. Es 
will jedoch die Anlage betriebstechnisch als eine 
Einheit ansehen. Demzufolge soll es nur eine Be- 
triebsgruppe und eine Feuerwehr geben. Die Ver- 
mittlung, der Sanitätsbereich und die allgemeinen 
Werkstätten sollen gemeinsam benutzt und die 


Transport- sowie die Umschlagmittel weitestmöglich 
zusammengefaßt werden. 

Diese mittlere Lösung bleibt hinter dem wirtschaft- 
lich Erreichbaren zurück. Große Ausdehnung der 
Lagerbereiche und unterschiedliche Nutzung von 
Depotraum stehen nach den Erfahrungen des Bun- 
desrechnungshofes einer völligen Zusammenlegung 
nicht entgegen. 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 14 02) 

Vermischte Einnahmen 

(Titel 69 und 119 99) 

Haushaltsjahre 1967 bis 1969 

Entgeh für die magnetische Vermessung und Behandlung 
von Schiffen 

187 . Im Jahre 1965 hat der Bundesrechnungshof 
das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
gebeten, die Höhe des Entgelts für die magnetische 
Vermessung und Behandlung von Kriegsschiffen 
anderer NATO-Staaten und von Handelsschiffen, 
das nach einem Erlaß des Bundesministeriums vom 
28. August 1959 300 DM je Halbtag betrug, wegen 
der inzwischen gestiegenen Kosten zu überprüfen. 
Das Amt hat im Jahre 1966 erwidert, nach den Er- 
mittlungen der Erprobungsstelle decke das Entgelt 
noch immer die Kosten. 

Bei der nächsten Prüfung im Herbst 1969 befaßte 
sich der Bundesrechnungshof erneut mit dem Ent- 
gelt. Er stellte fest, daß die Erprobungsstelle bei der 
Ermittlung der Personalkostenanteile von 30 anstatt 
von 21 Arbeitstagen im Monat ausgegangen war. 
Der Bundesrechnungshof hat außerdem beanstandet, 
daß auf ein Entgelt für Abschreibungen verzichtet 
worden ist und daß es das Amt im Jahre 1966 unter- 
lassen hat, die Angaben der Erprobungsstelle nach- 
zuprüfen. Er hat das Ministerium um Überprüfung 
der Angemessenheit des Entgelts und um Entschei- 
dung bis Ende 1969 gebeten. Einen Erlaß vom 1. Ja- 
nuar 1970, durch den das Ministerium zwar das bis- 
herige Entgelt auf 500 DM erhöhte, aber noch immer 
keinen Anteil für Abschreibungen vorsah, hat der 
Bundesrechnungshof ebenfalls beanstandet. 

Erst am 30. November 1970 ordnete das Ministe- 
rium an, daß bei der Kostenerstattung auch Ab- 
schreibungen zu berücksichtigen seien. Das Entgelt 
für die Halbtagsvermessung erhöhte sich dadurch 
und wegen der inzwischen weiter gestiegenen an- 
deren Kosten auf 668,50 DM. Der Einnahmeausfall 
seit der ersten Beantsandung des Bundesrechnungs- 
hofes beträgt mehr als 100 000 DM. 

Das Amt hat im Dezember 1970 mitgeteilt, daß 
wegen der fehlerhaften Berechnung bei der Erpro- 
bungsstelle im Jahre 1966 die Schadenersatzfrage 
geprüft werde. 

Die nachlässige Behandlung der Prüfungsmitteilun- 
gen bei der Erprobungsstelle, beim Bundesamt und 
beim Ministerium hat dazu geführt, daß ein ange- 
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messenes Entgelt erst vier Jahre nach der ersten 
Beanstandung festgesetzt worden ist. Der Bulides- 
rechnungshof hat deswegen gebeten, in die Prüfung 
der Schadenersatzfrage auch die beteiligten Stellen 
des Bundesamtes und des Ministeriums einzube- 
ziehen. 

Die Antwort steht noch aus. 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 14 02) 

Sonstige militärische Forschung 

(Titel 308 b) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1968 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige 
militärische Entwicklung und Erprobung 

(Kapitel 14 20) 

Sonstige militärische Forschung 

(Titel 551 02) 

Haushaltsjahr 1969 

Mangelnde Auswertung von Forschungsergebnissen 

188 , Der Bundesrechnungshof hatte das Bundes- 
ministerium in den Jahren 1958/59 gebeten, For- 
schungsvorhaben, die von Auftragnehmern auf 
Grund von Forschungsaufträgen durchgeführt wor- 
den sind, abschließend schriftlich zu würdigen. Es 
ging dem Bundesrechnungshof dabei weniger um 
einen formalen Abschluß der Akten als darum, Auf- 
wand und Ergebnis gegenüberzustellen, die Ver- 
wertung der Ergebnisse für einen möglichst großen 
Kreis von Interessenten sicherzustellen und Grund- 
lagen für die weitere Arbeit zu gewinnen. Das 
Ministerium hat sich dem angeschlossen und ent- 
sprechende Anweisungen herausgegeben. Diese sind 
jedoch in den folgenden Jahren vielfach nicht be- 
achtet worden. Im Jahre 1964 nahm der Bundes- 
rechnungshof von der Absicht, die gesetzgebenden 
Körperschaften hierüber zu unterrichten, nur des- 
wegen Abstand, weil das Ministerium versicherte, es 
werde künftig auf die Beachtung der Anweisungen 
besonders achten. Bei einer erneuten Prüfung im 
Jahre 1967 ergab sich jedoch, daß die Auswertung 
der Forschungsergebnisse noch immer sehr zu wün- 
schen übrig ließ. Der Bundesrechnungshof hatte noch 
immer den Eindruck, daß die Referenten zwar mit 
Eifer interessante Forschungen in Gang setzten, bei 
der Verfolgung und Auswertung der. Arbeiten das 
gleiche Bemühen aber nicht zeigten. Der Bundes- 
rechnungshof mußte in diesem Zusammenhang auch 
die mangelnde Dienstaufsicht beanstanden. Das 
Ministerium hat daraufhin im Bereich der wehrtech- 
nischen Forschung — darauf hatten sich bis dahin 
die Prüfungen beschränkt — Maßnahmen getroffen, 
die erwarten lassen, daß nunmehr der Erfolgs- 
kontrolle im Forschungsbereich die nötige Aufmerk- 
samkeit gewidmet wird. 


189 . Als der Bundesrechnungshof im Jahre 1970 
die Ausgaben für Forschung im Bereich der Inspek- 
tion des Sanitätswesens prüfte, stellte er fest, daß 
dort zwar seine Beanstandungen wegen mangelnder 
Erfolgskontrolle bei der wehrtechnischen Forschung 
bekannt waren; auch waren in den Jahren 1968/69 
eingehende Bestimmungen zu dieser Frage erlassen 
worden. Bei 78 bis Ende 1969 abgeschlossenen und 
abgerechneten Aufträgen waren die Beanstandun- 
gen und Anordnungen aber nicht beachtet worden. 
Nur in einem Fall lag die vorgeschriebene gutacht- 
liche Stellungnahme des Fachreferenten zum For- 
schungsergebnis vor. 

Der Bundesrechnungshof hat die mangelnde Kon- 
trolle und Auswertung der Forschungsergebnisse 
auch in diesem Bereich beanstandet und Bedenken 
dagegen geäußert, daß die Ansätze für wehrmedizi- 
nische Forschung laufend erhöht worden sind 
(1967/68 2 Millionen DM, 1969 3 Millionen DM, 
1970 3,9 Millionen DM, 1971 4,5 Millionen DM), 
bevor die ordnungsgemäße Auswertung sicher- 
gestellt war. Im übrigen hat er aus seinen Fest- 
stellungen schließen müssen, daß auch hier — • wie 
früher im wehrtechnischen Bereich — - die Dienst- 
aufsicht zu wünschen übrig ließ. 

Das Bundesministerium hat erwidert, für die zen- 
trale Steuerung der Forschungsaufträge und die 
Überwachung der Abwicklung sei erst im Jahre 1967 
ein Dienstposten geschaffen worden, dessen Inhaber 
zudem bis in die neueste Zeit mehrfach gewechselt 
habe. Die 81 seit 1967 erteilten Forschungsaufträge, 
die der Bundesrechnungshof nicht geprüft habe, weil 
sie Ende 1969 noch nicht abgeschlossen gewesen 
seien, würden ausgewertet. In 12 Fällen seien wis- 
senschaftlich relevante Ergebnisse in Fachzeitschrif- 
ten veröffentlicht worden; in vier Fällen habe sich 
der wehrmedizinische Beirat eingehend mit For- 
schungsergebnissen befaßt. Seit 1967 sei daher alles 
zur pflichtgemäßen Auswertung der Forschungs- 
ergebnisse Erforderliche getan worden. Zumindest 
insofern könne auch der Vorwurf mangelnder 
Dienstaufsicht nicht erhoben werden. 

Für die von ihm geprüften bis Ende 1969 abge- 
wickelten Aufträge hat der Bundesredinungshof 
seine Beanstandungen aufrechterhalten. Die In- 
spektion des Sanitätswesens ist durch die wieder- 
holten Beanstandungen im Bereich Wehrtechnik 
schon früh auf Schwierigkeiten bei der Kontrolle und 
Auswertung von Forschungsaufträgen hingewiesen 
worden. Aufträge hätten deshalb von Anfang an 
nur insoweit erteilt werden dürfen, als ihre Aus- 
wertung sichergestellt war. 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 14 02) 

Wehrtechnische Entwicklung 

(Titel 309 a) 

Haushaltsjahre 1963 bis 1969 

Beschäftigung eines Gutachters bei einer Erprobungsstelle 

190 . Die folgenden Feststellungen beruhen auf Er- 
hebungen des Referats des Ministeriums für Ermitt- 
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lung in Sonderfällen, die der Bundesrechnungshof 
nach Prüfungen bei einer Erprobungsstelle im Herbst 
1969 erbeten hatte. Das Ergebnis der Erhebungen 
hat das Ministerium dem Bundesrechnungshof im 
Februar 1971 mitgeteilt. 

Der Leiter einer Erprobungsstelle wollte im Jahre 
1963 bei der Übernahme seines Amtes, dessen be- 
sondere technische Aufgaben ihm aus seiner bis- 
herigen Tätigkeit nicht vertraut waren, einen ihm 
bekannten 62jährigen Physiker, der bei einer an- 
deren Bundesbehörde als Oberregierungsrat tätig 
war, als Mitarbeiter zu seiner persönlichen Unter- 
stützung gewinnen. Die Übernahme des Physikers 
als Regierungsdirektor, die dieser zunächst an- 
strebte, war jedoch nicht möglich. Er trat also in 
den Ruhestand und schloß mit einer Werft einen 
Beratungsvertrag gegen ein Pauschalhonorar von 
monatlich 2660 DM und Reisekostenersatz. Die 
Aufgaben, die er dafür wahrnehmen sollte, wurden 
in drei Aufträgen festgelegt, die die Erprobungs- 
stelle der Werft nacheinander erteilte. Die Werft 
war an diesen Arbeiten nicht interessiert, sie kam 
lediglich einem Wunsch des Leiters der Erprobungs- 
stelle nach. Als Entgelt erhielt sie — umgerechnet 
je Monat - — 3340 DM und Reisekostenersatz. Der 
Physiker arbeitete jedoch nicht nur an den Auf- 
gaben, die in den drei Aufträgen umschrieben waren, 
sondern unterstützte den Leiter der Erprobungs- 
stelle auch sonst in seinen fachlichen Aufgaben; auch 
an Beratungen im Bundesministerium und im Bun- 
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung nahm er 
teil. Er verhielt sich also so, als sei er bei der Er- 
probungsstelle unmittelbar angestellt. Als Ange- 
stellter dieser Dienststelle hätte er sich aber seinen 
Verdienst auf die Ruhestandsbezüge anrechnen las- 
sen müssen; das sollte durch die geschilderte Rege- 
lung vermieden werden. 

Die Erprobungsstelle bestätigte der Werft auf allen 
Abrechnungen des Physikers, daß die Aufwendungen 
für die Erfüllung der Aufträge nötig seien. 

Als der dritte Auftrag im Juni 1966 auslief, hatte 
die Werft, der der Physiker seine Abrechnungen 
immer verspätet vorlegte, noch ungedeckte Reise- 
kosten für das vergangene Jahr. Der neue Leiter 
der Erprobungsstelle — sein Vorgänger war in- 
zwischen zum Bundesamt versetzt worden - — er- 
teilte jedoch keinen weiteren Auftrag. Daraufhin 
gab nunmehr das Bundesamt der Werft einen Auf- 
trag, und zwar im Rahmen einer Waffenentwick- 
lung, mit der sie sonst nicht befaßt war. Mit diesem 
Auftrag wurden auch die noch nicht erstatteten 
Reisekosten abgerechnet. 

191 . Nach Abwicklung der vier Aufträge an die 
Werft trat der Physiker im April 1967 als Berater 
in den Dienst der Firma, die an der erwähnten 
Waffenentwicklung mitwirkte; sie führte damit ein 
von dem Physiker im Krieg entwickeltes System 
weiter. Bei seiner Tätigkeit hielt sich der Physiker 
auch öfters im Bundesamt auf, wo sich die dortigen 
Bearbeiter des Waffensystems von ihm beraten 
ließen. 

Im Juli 1967 übernahm der eingangs erwähnte Be- 
amte wieder die Leitung einer Erprobungsstelle, 


i und zwar jener, die das Waffensystem erprobte, an 
dem der Physiker, im Auftrag der Entwicklungs- 
firma, mitarbeitete. Dem Physiker, der sich als 
Beauftragter der Entwicklungsfirma häufig in der 
Erprobungsslelle aufhielt, wurde dort ein Dienst- 
zimmer mit der Beschriftung „Dr. . . . , ORR" zu- 
gewiesen. 

192 . Zu erproben war neben dem von dem Physi- 
ker entwickelten System ein anderes, das eine an- 
dere Firma anbot. Der Physiker, der Angaben dieser 
Firma über bestimmte Eigenschaften ihres Systems 
bezweifelte, veranlaßte die Erprobungsstelle, zur 
Nachprüfung der Angaben mit einem Aufwand von 
etwa 200 000 DM langwierige Versuche anzustellen, 
die jedoch die Richtigkeit der Angaben bestätigten. 
Die Beamten der Erprobungsstelle, die hierbei mit 
dem Physiker zusammenarbeiteten, hielten ihn nach 
den äußeren Umständen z. B. wegen des Dienst- 
zimmers mit Dienstgradangabe als aktiver Beamter 
und seines früheren Verhaltens im Bundesamt, für 
einen Berater des Amtes. Den wahren Sachverhalt 
erfuhren sie erst bei der vom Bundesrechnungshof 
angeregten Untersuchung. Sie erklärten, daß sie 
dem Physiker keinen Einblick in die Unterlagen 
des anderen Systems gegeben hätten, wenn sie ge- 
wußt hätten, daß er eigene Interessen und die einer 
Konkurrenzfirma vertrat. Auch seine Anregungen 
wegen der zusätzlichen Untersuchungen hätten sie 
dann kritischer beurteilt. 

193 . Zu der Tätigkeit des Physikers für den Leiter 
der Erprobungsstelle in den Jahren 1963 bis 1966 
haben dessen Vorgesetzte erklärt, daß bei dem 
damaligen Mißverhältnis zwischen Aufgaben und 
Personalbestand im Rüstungsbereich sein Verfahren 
zur Gewinnung eines ausgezeichneten Fachmanns 
vertretbar gewesen sei. 

Der Bundesrechnungshof hat sich dieser Auffassung 
nicht anschließen können. Die Erprobungsstelle war 
wie alle anderen Dienststellen im Rüstungsbereich 
damals im Aufbau. Die Schwierigkeiten waren über- 
all die gleichen. Der Dienststellenleiter hat auch 
jüngere nicht weniger brauchbare Fachkräfte gleich- 
zeitig mit dem Physiker und danach zu den im 
öffentlichen Dienst üblichen Bedingungen einstellen 
können. Die Beschäftigung eines Physikers unter 
Zwischenschaltung einer Firma hat vermeidbare 
Mehrausgaben verursacht. 

Der Bundesrechnungshof hat im übrigen das Ver- 
fahren beanstandet, mit dem der Werft die un- 
gedeckten Kosten erstattet worden sind. 

Er hat schließlich darauf hingewiesen, daß der 
Physiker nach Übernahme seiner Tätigkeit für die 
Entwicklungsfirma im Bundesamt wie auch in der 
Erprobungsstelle allen mit ihm zusammenarbeiten- 
den Bediensteten als Firmenangehöriger hätte vor- 
gestellt werden müssen, damit ihnen die richtige 
Beurteilungsgrundlage gegeben wurde. Er hat das 
Ministerium gebeten, diese Gesichtspunkte bei den 
noch laufenden Untersuchungen wegen der aus den 
Vorgängen zu ziehenden Folgerungen zu berück- 
sichtigen. 
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Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 14 02) 

Wehrtechnische Entwicklung und Erprobung 

(Titel 309 a) 

Flugzeuge, Flugkörper und flugtechnisches Gerät 

(Kapitel 14 19) 

Erhaltung der Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugrettungs-, 
SicherheitS’ und sonstigen flugtechnischen Geräte 

(Titel 350 und 553 01) 

Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

(Titel 965 und 554 01) 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige 
militärische Entwicklung und Erprobung 

(Kapitel 14 20) 

Wehrtechnische Entwicklung und Erprobung 

(Titel 551 11) 

Haushaltsjahre 1959 bis 1969 

Entwicklung und Beschaffung des Waffensystems F 104 G 

194 . Der Bundesrechnungshof hat die Beschaffung 
und den Nachbau von 700 Flugzeugen des Waffen- 
systems F 104 G in insgesamt 17 zum Teil umfang- 
reichen Prüfungsmitteilungen behandelt. Prüfungs- 
ergebnisse grundsätzlicher Art und von allgemeiner 
Bedeutung hat er im vJuni 1969 dem Bundesministe- 
rium mitgeteilt. Diese Prüfungsmitteilung führte auf 
Grund von Presseveröffentlichungen zu einer parla- 
mentarischen Anfrage (Bundestagsdrucksache VI/155). 
Das Bundesministerium hat dem Bundestag im De- 
zember 1969 die wesentlichen Prüfungsergebnisse 
mitgeteilt (Drucksache VI/208) und im April 1970 
dem Bundesrechnungshof gegenüber Stellung ge- 
nommen. 

Beanstandet hat der Bundesrechnungshof vor allem, 
daß das Waffensystem abweichend von dem ord- 
nungsmäßigen Geräteentstehungsgang — Entwick- 
lung, Erprobung, Fertigung — gleichzeitig entwickelt 
und ohne Erprobung in Serie gefertigt worden ist 
und daß das Bundesministerium den Verteidigungs- 
und den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages über die Voraussetzungen, den Ablauf und 
den Umfang sowie über die technischen und finan- 
ziellen Risiken des Vorhabens und damit über die 
Tragweite der zu fällenden Entscheidung nicht aus- 
reichend und teilweise sogar unzutreffend unter- 
richtet hat. 

195 . Die Beschaffung des nicht beschaffungsreifen 
Waffensystems hat keine Vorteile, auch nicht den 
erhofften Zeitgewinn gebracht. Sie hat vielmehr 
dazu geführt, daß die Ausrüstung der Bundeswehr 
mit brauchbarem Gerät verzögert, die militärische 
Einsatzfähigkeit über Jahre hinweg beeinträchtigt 


und die Ersatzteilversorgnung sowie die Instandhal- 
tung des Waffensystems erheblich erschwert worden 
ist. Als besonders nachteilig erwiesen sich der durch 
das zeitliche Nebeneinander von Entwicklung und 
Fertigung hervorgerufene unterschiedliche Konstruk- 
tionsstand der ausgelieferten Flugzeuge, die be- 
schränkte Austauschbarkeit der Bauelemente und 
Geräte, der Zwang zu laufender Nachrüstung und 
die dadurch hervorgerufenen langen Industrie- 
standzeiten, während derer die Flugzeuge bei den 
Verbänden fehlten. Weil die Ersatzteile und Bo- 
dendienst- und Prüfgeräte ebenfalls vor Abschluß 
der Entwicklung beschafft wurden, waren sie in 
großem Umfang nach kurzer Zeit — teilweise schon 
bei der Lieferung — nicht mehr verwendbar. 
Außerdem mußten wegen der unterschiedlichen 
Rüstzustände des Waffensystems zusätzlich Ersatz- 
teile bereitgestellt und bereitgehalten werden. 

Insgesamt hat sich — wie bei der Beschaffung des 
Schützenpanzers HS 30, der amagnetischen U-Boote 
und der SM-Boote — gezeigt, daß durch ein über- 
springen von Entwicklungs- und Erprobungsphasen 
bei komplizierten neuen Waffensystemen kein Vor- 
teil erzielt werden kann. Neben der Schwächung 
der materiellen und psychologischen Verteidigungs- 
kraft verursacht die überstürzte Beschaffung zusätz- 
liche Ausgaben, die weit über das hinausgehen, was 
bei Einhaltung des ordnungsmäßigen Geräteent- 
stehungsgangs unvermeidbar ist. 

Beim Waffensystem F 104 G handelte es sich inso- 
weit insbesondere um Kosten für die Konstruktion, 
die Herstellung und den Ein- und Ausbau der zu- 
nächst verwendeten, dann wieder ausgewechselten 
Teile sowie für deren Prüfung, für die Planung der 
Nachrüstung der Serienflugzeuge während und nach 
der Fertigung, für die Beseitigung der Abwei- 
chungen von den Ausrüstungsforderungen sowie für 
die Änderung von Ersatzteilen, von Bodendienst- 
und von Prüfgeräten und für Überschußmaterial. 
Weitere erhebliche Mehrkosten entstanden durch 
die laufende Überarbeitung der für die Instand- 
haltung, die Instandsetzung und den Betrieb der 
Flugzeuge erforderlichen Unterlagen einschließlich 
der Handbücher und des Lehrmaterials, durch die 
Unterstützung, die einige Zulieferer während der 
Erprobung dem amerikanischen Flugzeughersteller 
gewähren mußten, durch die Verpackung und Ver- 
sendung von Nachrüstteilen, durch zusätzliche Ver- 
waltungsarbeit und vermehrte Lagerhaltung. 

196 . Wie hoch die Mehrausgaben insgesamt gegen- 
über den Ausgaben bei normalem Ablauf von Ent- 
wicklung, Erprobung und Fertigung waren, läßt sich 
nicht zuverlässig ermitteln. Anhaltspunkte dafür, 
welchen Umfang die Mehrausgaben hatten, ergeben 
sich jedoch aus nachstehenden Beispielen: 

a) Die Überschreitung der vom Hersteller geschätz- 
ten Produktionskosten für die in den USA 
gebauten 96 Flugzeuge F 104 G um mehr als 
77 Millionen DM ist überwiegend auf das Neben- 
einander von Entwicklung und Fertigung („ParaT 
lellauf") zurückzuführen. Entsprechende Mehrko- 
sten müssen auch für die 604 Nachbauflugzeuge 
angenommen werden, da mit dem Nachbau eben- 
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falls begonnen wurde, ehe die Entwicklung ab- 
geschlossen war. 

b) Besonders hohe Kosten sind bei der Flugzeug- 
ausrüstung entstanden. So entschied sich das 
Bundesministerium entgegen den Empfehlungen 
des Flugzeugherstellers und der amerikanischen 
Luftwaffe und ohne genügende Prüfung der Eig- 
nung für ein Trägheitsnavigationsgerät, wie es 
bis dahin noch in keinem Kampfflugzeug ver- 
wendet worden war. Obgleich das Gerät erst 
zum Labormuster entwickelt war, beschaffte das 
Ministerium 1000 Stück zum Einzelpreis von 
400 000 DM. 

Diese Maßnahme führte zu jahrelangen Schwie- 
rigkeiten, da die Geräte die gewünschten Lei- 
stungen nicht erbrachten. Die Navigationsanlage 
mußte während der Serienproduktion ständig 
weiterentwickelt werden. Später mußten alle 
Geräte auf einen einheitlichen Fertigungsstand 
nachgerüstet werden. Die erforderlichen Lei- 
stungen wurden dennoch nicht erreicht. Schließ- 
lich waren die gegenseitigen Rechte und Pflich- 
ten der Vertragsparteien so unübersichtlich 
geworden, daß die Schwierigkeiten nur noch 
durch eine Pauschalvereinbarung bereinigt wer- 
den konnten. Danach kosteten dann die militä- 
risch nur beschränkt brauchbaren Navigations- 
anlagen mit Ersatzteilen und Bodendienst- und 
Prüfgeräten insgesamt mehr als 700 Millionen 
DM. Allein für die Bordgeräte mußte dem Auf- 
tragnehmer ein Preis zugestanden werden, der 
um 40 Millionen DM höher war als der ursprüng- 
lich für Geräte mit brauchbaren Leistungsdaten 
veranschlagte Höchstpreis. 

c) Über die Nachteile, zu denen die Beschaffung 
des Waffensystems im Bereich der Logistik ge- 
führt hat, wollte der Bundesrechnungshof bereits 
in den Bemerkungen 1967 vorweg berichten. Er 
mußte davon absehen, weil das Bundesministe- 
rium unmittelbar vor der Berichterstattung Sach- 
verhalte bestritt, die unstreitig gewesen waren. 
Erneute Erhebungen haben die früheren Prü- 
fungsfeststellungen bestätigt: 

Da das Waffensystem wegen der mangelnden 
Beschaffungsreife auch nicht „versorgungsreif'' 
war, sah sich die Bundeswehr vor logistische 
Aufgaben gestellt, die nicht zu bewältigen waren. 
Materialgrundlagen (systematische Bezeichnung, 
Numerierung, Ordnung und Einteilung des Ma- 
terials), die unabdingbare Voraussetzung für die 
Versorgung eines Waffensystems sind, waren 
nicht vorhanden, als die ersten Ersatzteile ge- 
liefert wurden. Wegen der kurzen Fristen sahen 
sich Lieferanten vielfach gezwungen, Ersatzteile 
unzureichend gekennzeichnet, zum Teil sogar 
ohne „Versorgungsnummern", zu liefern. Dies 
hatte zur Folge, daß die Ersatzteile, als sie be- 
nötigt wurden, den Lagern nicht entnommen 
werden konnten. Aber auch viele Teile, die 
Versorgungsnummern erhalten hatten, konnten 
nicht gefunden werden, da die Nummern wegen 
der häufigen Änderungen an den Flugzeugen 
und Geräten immer wieder umgestellt wurden. 


Der Änderungsdienst der Bundeswehr konnte 
mit dieser Entwicklung nicht Schritt halten. Im 
Jahre 1967 waren rd. 40 v. H. der zu ändernden 
Versorgungsnummern noch nicht berichtigt. Auch 
konnten die Geräte, die'nach Austausch gegen an- 
dere bei den Betreuungsfirmen überholt werden 
und zum Teil besonders wertvoll sind (Trieb- 
werke, Klimaanlagen, Funk- und Navigationsge- 
räte und dergleichen), mit dem herkömmlichen 
Versorgungsverfahren nicht so erfaßt werden, 
daß ihr Verbleib jederzeit feststellbar war. Eine 
im Jahre 1967 angeordnete Lagerbestands- und 
Verbrauchserfassung bei der Truppe ergab, daß 
viele dieser Geräte nicht nachweisbar und somit 
dem Materialkreislauf entzogen worden waren. 
Auch waren Ersatzteile wegen der ständigen Än- 
derungen des Waffensystems in immer größerem 
Umfang nicht mehr zu verwenden. 

Die dadurch hervorgerufenen tatsächlichen oder 
vermeintlichen Versorgungslücken wurden an- 
fangs durch Ausbau von Teilen aus anderen 
Flugzeugen, später durch umfangreiche, teuere 
Schnellbeschaffungen mit Hilfe amerikanischer 
Versorgungsdienste geschlossen, während die 
Lager mit nicht identifizierten und nicht identifi- 
zierbaren Teilen überfüllt waren. So ist die aus 
den USA bezogene Ersatzteil-Grundausstattung 
wegen der fehlenden Materialgrundlagen nicht 
— wie es erforderlich gewesen wäre — - ihrem 
Bestimmungszweck und dem Bedarf entsprechend 
auf die Truppen- und die Industrieinstandset- 
zung aufgeteilt, sondern den beiden Versor- 
gungszweigen pauschal je zur Hälfte zugeleitet 
worden. Hierdurch gelangten rd. 20 000 Versor- 
gungsartikel mit etwa 600 000 Einzelteilen, die 
der Industrieinstandsetzung dienen sollten, in 
ein Depot, das nur die Truppe zu versorgen 
hatte. Die Truppe hatte für diese Teile keine 
Verwendung, die Industrie dagegen zu dem De- 
pot keinen Zugang. Sie war gehalten, ihren Er- 
satzteilbedarf bei einem Luftwaffenparkregiment 
zu decken. Dieses wiederum hielt sich nicht für 
berechtigt, über die Bestände in dem Depot zu 
verfügen. Es ergänzte seine Vorräte, wenn sie 
unter ein bestimmtes Soll sanken, durch Neube- 
schaffungen. Auf die im Depot lagernden Be- 
stände griff es nur in wenigen Ausnahmefällen 
leihweise zurück, nämlich nur dann, wenn seine 
eigenen Vorräte erschöpft und bestellte Liefe- 
rungen nicht rechtzeitig eingetroffen waren. Die 
meisten für die Industrie bestimmten Teile blie- 
ben daher in dem Depot vier, zum Teil bis zu 
sieben Jahre lang unbewegt und teilweise auch 
unerkannt liegen. 

Um verwendbare Teile des mit eigenen Kräften 
nicht identifizierbaren Lagerbestandes in dem 
Depot doch noch der Versorgung zugänglich ma- 
chen zu können, beauftragte das Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung schließlich im 
Jahre 1965 drei Firmen, das Lager zu bereinigen. 
Die Arbeiten erwiesen sich als schwierig und 
zogen sich bis 1969 hin. Sie haben mehr als 
2 Millionen DM gekostet. Teile, die technisch 
noch verwendbar zu sein schienen, wurden den 
mit der Instandhaltung und Instandsetzung be- 
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trauten Firmen zur Verfügung gestellt. Ob an 
ihnen noch Bedarf besteht, ist allerdings zweifel- 
haft, nachdem die Flugzeuge mehrmals umge- 
rüstet und. die Bestände der Industrie laufend 
aufgefüllt worden sind (vgl. Nr. 175 dieser Be- 
merkungen). 

Ende 1967 hat das Bundesministerium neue Ver- 
fahren für die endgültige Kennzeichnung der 
Versorgungsartikel des Waffensystems sowie 
für eine zentrale Erfassung und Überwachung 
der Bestände eingeführt Damit und mit der 
Übertragung von logistischen Teilaufgaben auf 
die Industrie sowie durch Ermächtigung an sie, 
noch erforderliche Ersatzteile selbst zu beschaf- 
fen, hofft es, die ungestörte Versorgung des 
Waffensystems für die restlichen Jahre der In- 
diensthaltung sichergestellt zu haben. Der Scha- 
den, der auf dem Gebiet der Versorgung einge- 
treten war, konnte jedoch dadurch nicht mehr 
beseitigt werden. Er muß bei vorsichtiger Schät- 
zung mit mehreren hundert Millionen DM ange- 
nommen werden. 

197 . Das Bundesministerium hat zu diesen Fest- 
stellungen erklärt, die Erfahrungen bei der Beschaf- 
fung des Waffensystems F 104 G wie auch andere 
Erfahrungen der Vergangenheit gäben Anlaß, in 
Zukunft bei Aufträgen ähnlicher Art und ähnlichen 
ümfangs keine Abweichungen vom normalen Ge- 
räteentstehungsgang, d. h. Entwicklung und Erpro- 
bung vor Serienfertigung, mehr zuzulassen. Es 
stimme insoweit der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes zu. 

Wenn bei der Beschaffung der Flugzeuge F 104 G 
anders verfahren worden sei, so sei dies darauf zu- 
rückzuführen, daß in den Jahren seit 1955 bei dem 
Aufbau der Bundeswehr für einen verhältnismäßig 
kurzen Zeitraum ein übergroßer Umfang und ein 
nicht zu verwirklichendes Tempo des Aufbaus ange- 
strebt worden sei. Man sei während der Vorberei- 
tung der Beschaffung davon ausgegangen, daß die 
Verpflichtungen gegenüber der NATO dazu zwän- 
gen, das Waffensystem von 1961 an 'bei der Truppe 
einzuführen. Die Entscheidung, nach der das Risiko 
der gleichzeitigen Entwicklung und Serienfertigung 
im Hinblick auf den angenommenen Zeitdruck über- 
nommen wurde, sei anscheinend im wesentlichen aus 
politischen Erwägungen zu erklären. 

198 . Hierzu ist zu bemerken: 

Offensichtlich wurden der NATO Zusagen gemacht, 
ohne daß das Ministerium hinreichend geprüft hatte, 
ob und wie sie erfüllt werden könnten. Dadurch ist 
es in eine Zwangslage geraten. Der Versuch, sich 
daraus durch kostspielige, vom ordnungsmäßigen 
Geräteentstehungsgang abweichende Beschaffungen 
zu befreien, ist hier ebenso gescheitert wie seiner- 
zeit im Fall HS 30. 

Hätte das Ministerium vor seiner Entscheidung, das 
Waffensystem ohne vorhergehende Entwicklung und 
Erprobung in Serie zu beschaffen, untersucht, mit 
welchen Verzögerungen und mit welchen militäri- 
schen, logistischen und finanziellen Nachteilen an- 
gesichts der vielen noch ungelösten Entwicklungs- 


und Fertigungsprobleme selbst bei der kleinsten 
Planungsstörung zu rechnen war, so wäre offen- 
kundig geworden, daß dieses Vorgehen mit vertret- 
barem Aufwand kaum zum gewünschten Erfolg füh- 
ren konnte. Der Mißerfolg zeichnete sich aber auch 
schon ohne solche Untersuchungen ab. Nach den In- 
formationen, die dem Ministerium zur Verfügung 
standen, war er jedenfalls nicht so unwahrschein- 
lich, wie den Bundestagsausschüssen gegenüber dar- 
gestellt wurde. 

199 . Dem zweiten Komplex — unzureichende und 
unzutreffende Unterrichtung der Bundestagsaus- 
schüsse — liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Bei der ersten Vorlage an die Ausschüsse im Okto- 
ber und November 1958 hat das Bundesministerium 
nicht mitgeteilt, daß das Flugzeug, das es beschaf- 
fen wollte, bis dahin nur als Schönwetter jäger für 
amerikanische Verhältnisse hergestellt worden war 
und daß es erst noch zum Allwetter-Mehrzweckflug- 
zeug umkonstruiert und weiterentwickelt werden 
mußte. Am 26. November 1958 äußerte es sich dahin, 
an der Maschine und an dem Triebwerk sei nichts 
zu ändern; es handele sich nur darum, in die vor- 
handene Zelle alles einzubauen, was in der Bundes- 
republik Deutschland gebraucht werde. 

Im Februar 1959 erklärte das Ministerium, es gehe 
nur darum, eine voll ausgereifte amerikanische 
Kampfmaschine ohne Änderung von Zelle und 
Triebwerk in drei Punkten zu verbessern und zu 
ergänzen. Die Elektronik sei fertig vorhanden, ihre 
Größenabmessungen stimmten mit der Zelle überein 
und sie sei auch schon versuchsweise eingebaut 
worden; die neue Ausstattung sei im Einzelteil 
fertig, lediglich die Komposition der einzelnen Teile 
mjisse noch abgestimmt werden, damit sie dann in 
einer nicht lange dauernden Erprobungsserie fest- 
gelegt werden könnten. 

Demgegenüber war dem Bundesministerium be- 
kannt, daß die Entwicklungen und die notwendigen 
Erprobungen viel weitergehend und langwieriger 
sein würden, daß insbesondere die gewünschte 
Elektronik im wesentlichen erst noch entwickelt 
werden mußte und daß für mehrere Geräte noch 
nicht einmal Ausrüstungsforderungen vorhanden 
waren. 

Erst im März 1959 deutete das Bundesministerium 
an, daß die Entwicklung einen größeren Umfang 
habe. Es stellte aber auch jetzt noch den Umfang der 
Entwicklung und das mit ihr verbundene Risiko als 
zu gering dar. Abweichend von den eigenen Er- 
kenntnissen erklärte es, im wesentlichen müßten 
nur verschiedene Leitungen anders verlegt werden, 
und es könne sich höchstens darum handeln, daß 
einige neue Geräte in ihrem Zusammenwirken nicht 
den gewünschten Wirkungsgrad erreichten. 

Die weitere Erklärung, der amerikanische Flugzeug- 
hersteller werde sich am Risiko der Weiterentwick- 
lung mit 25 V. H. der Kosten beteiligen, entsprach 
nicht den Vereinbarungen. Eine Kostenbeteiligung 
war nur für den Fall vorgesehen, daß die Bundes- 
republik Deutschland den Vertrag kündigte. Die 
Entwicklungsziele für die Fertigung der Flugzeuge 
galten nicht einmal als verbindliche Leistungsver- 
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pflichtungen, geschweige denn als zugesicherte 
Eigenschaften. Aber auch bei einer Kündigung hätte 
wegen der ungenauen Leistungsbeschreibungen 
kaum Aussicht bestanden, eine Kostenbeteiligung 
des Herstellers durchzusetzen. 

Selbst noch im Jahre 1962 erhielten die Ausschüsse 
unzutreffende Auskunft über den Stand der Entwick- 
lung und über die noch entstehenden Ausgaben. 

Der Bundesrechnungshof hat das Ministerium gebe- 
ten mitzuteilen, weshalb es aus der unzureichenden 
und unzutreffenden Unterrichtung des Bundestages 
keine personellen Folgerungen gezogen hat. 

Das Bundesministerium hat erwidert, daß der Ver- 
teidigungsausschuß und der Haushaltsausschuß über 
das Vorhaben, besonders die Konsequenzen, die sich 
aus der Umstellung des amerikanischen Abfang- 
jägers F 104 auf ein Mehrzweckflugzeug ergeben 
würden, zwar schriftlich nicht ausreichend unterrich- 
tet worden seien. In den Beratungen beider Aus- 
schüsse habe das Ministerium auf Fragen von Ab- 
geordneten aber eingehendere Angaben gemacht, 
u. a. über die Elektronik, das Triebwerk und den 
Schleudersitz. Die Ausschüsse hätten jedenfalls in 
Kenntnis der Tatsache, daß umfangreiche Änderun- 
gen nötig würden, der Beschaffung trotz der von Ab- 
geordneten geäußerten Bedenken zugestimmt. Wie- 
weit die Entscheidung des Haushaltsausschusses 
durch die Erklärung, daß „sowohl das Triebwerk als 
auch die Außenteile der Zelle von der sogenannten 
Weiterentwicklung nicht berührt" würden, beein- 
flußt worden sei, werde sich zwar nicht mehr fest- 
stellen lassen. Immerhin sei von ihm, dem Ministe- 
rium, darauf hingewiesen worden, daß das durch 
gleichzeitige Entwicklung und Fertigung entstehende 
Risiko in Kauf genommen werden sollte, damit eine 
verspätete Lieferung der Flugzeuge und ein damit 
verbundener höherer Preis vermieden würden, und 
daß auch bei den veranschlagten Kosten Änderun- 
gen — „wenn auch nicht in erheblichem Umfang" — 
zu erwarten seien. Ob diese Bemerkungen ausge- 
reicht hätten, dem Haushaltsausschuß ein zutreffen- 
des Bild von dem Kostenrisiko zu geben, müsse aller- 
dings dahingestellt bleiben. 

Auch der Verteidigungsausschuß sei, und zwar in 
seiner Sitzung am 4. März 1959, darüber informiert 
worden, daß die endgültigen Kosten noch nicht ge- 
nau übersehen werden könnten und eine genaue 
Preisermittlung erst möglich sein werde, „wenn die 
Entwicklung durchgeführt" sei. 

Den Vorwurf, das Bundesministerium habe den Ver- 
teidigungsausschuß am 21. März und im Juni 1962 
bei der Vorlage des 3. Flugzeugbeschaffungspro- 
gramms unzutreffend unterrichtet, als es erklärte, 
die Entwicklung sei abgeschlossen und es fielen 
keine weiteren Kosten mehr an, hat es mit der Be- 
hauptung zurückgewiesen, die danach noch durch- 
geführten Entwicklungsarbeiten im Wert von mehr 
als 60 Millionen DM seien lediglich Programme ge- 
wesen, die über die ursprünglich beabsichtigte Ent- 
wicklung hinausgegangen seien. Warum keine per- 
sonellen Folgerungen gezogen worden sind, als er- 
kennbar wurde, daß das Parlament über wichtige 
Tatsachen unzureichend unterrichtet worden war, 
lasse sich nicht mehr feststellen. 


Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes sind die un- 
zulänglichen Informationen, die das Ministerium 
den Ausschüssen in seinen schriftlichen Vorlagen 
gegeben hatte, durch die mündlichen Erläuterungen 
in den Ausschußsitzungen nicht hinreichend berich- 
tigt worden. Diese waren vorwiegend darauf abge- 
stellt, die in den Ausschüssen laut gewordenen Be- 
fürchtungen zu beschwichtigen. 

Die Entwicklung des Waffensystems war, entgegen 
der Einlassung des Ministeriums, auch im Jahre 
1962 noch nicht abgeschlossen. Alle damals noch lau- 
fenden Entwicklungsprogramme zielten darauf ab, 
das Flugzeug erst einmal als Waffensystem brauch- 
bar zu machen, es den gewünschten Leistungsdaten 
anzunähern oder seine Brauchbarkeit zu testen. 
Noch im Dezember 1962 stellte die Erprobungsstelle 
fest, daß die Flugzeuge „kaum verwendungsfähig" 
waren. Der amerikanische Hersteller erklärte, sie 
könnten allenfalls als „pre-tactical airplanes", nicht 
jedoch als „operational airplanes" verwendet wer- 
den; selbst der NATO-Rat mußte im Dezember 1962 
die Konsequenzen erörtern, die sich daraus ergaben, 
daß die F 104 G als Allwetterjäger nicht einsetzbar 
war. Dem Bundesministerium war im Jahre 1962 be- 
kannt, daß die Entwicklung des Waffensystems noch 
mindestens bis Mitte 1964 dauern und weitere 
Kosten verursachen werde. Dem Verteidigungsaus- 
schuß, der danach gefragt hatte, teilte es das aber 
nicht mit. 

200 . Welche Anstrengungen das Bundesministe- 
rium auch später noch machen mußte, um die Fol- 
gen der in Zeitnot durchgeführten Beschaffung zu 
beseitigen, zeigt sich auch an dem nachstehenden 
Beispiel: 

Auf Vorschlag des amerikanischen Flugzeugher- 
stellers vom Juni 1964 beschloß das Bundesministe- 
rium im Februar 1966, zur Erhöhung der Flugsicher- 
heit ein kontinuierliches Ölstandsanzeigegerät, das 
auf nuklearer Basis arbeitete, in die Flugzeuge ein- 
bauen zu lassen. Auch dieses Gerät war nicht serien- 
reif und unerprobt; später erwies es sich als un- 
brauchbar. Die finanzielle Einbuße betrug zwar nur 
5,2 Millionen DM. Der Fall verdient aber besonders 
erwähnt zu werden, weil er zeigt, daß das Ministe- 
rium auch gesetzliche Vorschriften, die dem Schutz 
der Gesundheit dienen, außer acht gelassen hat. 
Der mehrfache Hinweis des Strahlenschutzreferates, 
daß vor der Beschaffung geklärt werden müsse, wie 
groß die Strahlengefährdung durch die Geräte sei, 
und daß Sicherheitsvorschriften über ihre Beförde- 
rung und den Umgang mit ihnen erlassen werden 
müßten, wurde nicht beachtet. Der Modellausschuß 
bezeichnete es als nicht tragbar, wegen der Strah- 
lenschutzbestimmungen auf den Einbau zu verzich- 
ten oder auch nur eine Verzögerung in Kauf zu neh- 
men. Die Abteilung Wehrtechnik vertrat die Auf- 
fassung, daß „die sofortige Beschaffung erforder- 
lichenfalls gegen die Strahlenschutzbestimmungen 
durchgedrückt werden" müsse. 

Die Geräte wurden daraufhin beschafft und im 
Jahre 1967 in die Bundesrepublik Deutschland ein- 
geführt, obgleich keine Musterzulassung vorlag, 
ihre Strahlungsintensität unbekannt und wieder 
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eine Genehmigung für ihre Beförderung noch für 
den Umgang mit ihnen erteilt war. Sie wurden mit 
Lastkraftwagen von Bremerhaven nach Bayern be- 
fördert, anfangs sogar ohne jegliche Schutzmaßnah- 
men. Sie sind nicht verwendbar, liegen unter Ver- 
schluß und sollen demnächst ausgesondert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Beschaffung als un- 
wirtschaftlich beanstandet, auf den Verstoß gegen 
die Strahlenschutzbestimmungen hingewiesen und 
verlangt, daß die Personen, die mit den Geräten in 
Berührung gekommen sind, insbesondere diejenigen, 
die während der Beförderung 22 Stunden lang der 
Strahlung ausgesetzt waren, daraufhin untersucht 
werden, ob sie Strahlenschäden davongetragen 
haben. 

Das Ministerium hat erklärt, die Art, wie die Geräte 
ohne Erprobung beschafft worden seien, sei im 
F 104 G-Programm üblich gewesen. Seinerzeit — 
auf dem Höhepunkt der Starfighterkrise — hätten 
zur Vermeidung weiterer Unfälle umgehend Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Flugsicherheit getroffen 
werden müssen. Dazu hätte der beschleunigte Ein- 
bau eines ölstandsmeßgeräts gehört, der von der 
SMAMA, einer Einrichtung der US Air Force, allen 
Konsortiumsländern mit dem Hinweis empfohlen 
worden sei, daß mit dem Gerät gute Versuchserfah- 
rungen gemacht worden seien. Da der SMAMA die 
Aufsicht über die Entwicklung und Erprobung des 
Geräts durch den Flugzeughersteller obgelegen 
habe, hätten die zuständigen deutschen Stellen keine 
Bedenken gehabt, der Empfehlung zu folgen, zumal 
da auch die anderen Konsortiumsländer der Einfüh- 
rung des Geräts zugestimmt hätten und insbeson- 
dere die amerikanische Luftwaffe es für ihren ge- 
samten Bereich habe verwenden wollen. 

Das Ministerium hat weiter erklärt, es habe nach 
den seinerzeit verfügbaren Informationen nur mit 
einer äußerst geringen Strahlungsintensität rechnen 
müssen. Außerdem hätten die Strahlenschutzbestim- 
mungen der Beschaffung als solcher nicht entgegen- 
gestanden, sondern nur für den Umgang mit den 
Geräten besimmte Schutzmaßnahmen erforderlich 
gemacht. Es seien auch Durchführungsbestimmungen 
zur ersten Strahlenschutzverordnung erlassen wor- 
den, jedoch den beteiligten Stellen für den Trans- 
port der ersten Teilsendungen zu spät zugegangen. 
Schließlich hat das Bundesministerium ausgeführt, 
es habe die Strahlengefahr, die von den Geräten 
habe ausgehen können, gegen die höhere Flug- 
sicherheit abwägen müssen, die es sich von ihnen 
versprochen habe, und es glaube, aus damaliger 
Sicht nach bestem Wissen und Gewissen gehandelt 
zu haben. 

Dem Verlangen, die Personen feststellen und unter- 
suchen zu lassen, die den Strahlungen ausgesetzt 
waren, will das Ministerium nachkommen. Es nimmt 
jedoch an, daß die Untersuchungsergebnisse nega- 
tiv sein werden. Bisher, so erklärte es, seien ihm 
jedenfalls Strahlenschäden nicht bekanntgeworden. 

Dazu bemerkt der Bundesrechnungshof, daß der 
Hinweis auf die Empfehlung der SMAMA und auf 
andere Bündnispartner — von denen übrigens nicht 


bekannt ist, ob und wie sie das Problem gelöst 
haben — das Bundesministerium nicht von seiner 
eigenen Verantwortung entbinden kann. Im übrigen 
müssen deutsche Rechtsvorschriften von deutschen 
Behörden auch dann befolgt werden, wenn die Be- 
hörden anderer Staaten bei gleichem Sachverhalt 
nach ihrem nationalen Recht etwa freier verfahren 
dürfen. Auch sind zwei Risiken miteinander nur 
vergleichbar, wenn beide annähernd genau abge- 
schätzt werden können. Das Ministerium hat sich 
aber keine Gewißheit über das Ausmaß der Strah- 
lengefahr verschafft, die, wie es später erkannt hat, 
immerhin so groß war, daß die Verwendung des 
Geräts auch an ihr gescheitert ist. Schließlich trifft 
es nicht zu, daß das Ministerium nach den damali- 
gen Informationen nur mit einer so geringen Strah- 
lung zu rechnen brauchte, daß es erwarten konnte, 
daraus würden bei der Verwendung der Geräte 
keine Schwierigkeiten entstehen. Das Strahlungs- 
schutzreferat hatte vielmehr bereits im November 
1964 darauf hingewiesen, daß selbst die von ameri- 
kanischer Seite viel zu niedrig angegebene Strah- 
lung so groß sei, daß nach den deutschen Strahlen- 
schutzbestimmungen besondere Sicherheitsmaßnah- 
men erforderlich seien und nicht damit gerechnet 
werden könne, daß dieses System ohne besondere 
Genehmigung in deutsche Flugzeuge eingebaut wer- 
den dürfe. Es ist zwar richtig, daß die Strahlenschutz- 
vorschriften der Beschaffung als solcher nicht ent- 
gegenstanden. Das Ministerium hätte aber prüfen 
müssen, ob es gerechtfertigt war, Geräte zu beschaf- 
fen, die in der Bundesrepublik Deutschland wegen 
der erforderlichen Schutzmaßnahmen nur mit einem 
unvertretbar hohen Aufwand hätten benutzt und 
gewartet werden können. 

201 . Der Bundesrechnungshof sieht davon ab, die 
übrigen Mängel und Fehler zu erörtern, die er bei 
der Prüfung festgestellt und zu denen das Bundes- 
ministerium im einzelnen Stellung genommen hat, 
Ihre Analyse hat ergeben — das ist auch aus der 
Antwort des Ministeriums ersichtlich — , daß sie 
letztlich darauf zurückzuführen sind, daß das Be- 
schaffungsprogramm ohne vorhergehende Entwick- 
lung und Erprobung eingeleitet und durchgeführt 
worden ist. Sie waren nach der Entscheidung für den 
Parallellauf von Fertigung und Entwicklung unter 
dem Zwang zur Improvisation und unter dem Druck 
der Verhältnisse vielfach nicht mehr zu umgehen. 


Bundeswehrverwaltung und Personalausgaben 
für das Zivilpersonal bei den Kommandobehörden, 
T ruppen usw. 

(Kapitel 14 04) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1970 

Außenstellen der Wehrbereichsverwaltungen 

202 . Das Bundesministerium hat im Jahre 1968 
von den 30 Wehrbezirksverwaltungen 15 aufgelöst 
und die 15 anderen in Außenstellen der Wehrbe- 
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reichsverwaltungen umgewandelt; eine dieser 
Außenstellen ist inzwischen aufgelöst worden. 

Die Außenstellen haben in Wehrersatzangelegen- 
heitcn jeweils die Fachaufsicht über mehrere Kreis- 
wehrersatzämter; sie entscheiden über Wider- 
sprüche gegen Verwaltungsakte der Kreiswehr- 
ersatzämter mit Ausnahme der Widersprüche gegen 
Musterungsbescheide und gegen Entscheidungen der 
Prüfungsausschüsse für Kriegsdienstverweigerer. 
Darüber hinaus nehmen sie Teilaufgaben ihrer 
Wehrbereichsverwaltungen bei der materiellen Be- 
darfsdeckung und in Schutzbereichsangelegenheiten 
wahr. In die Außenstellen sind ferner die Muste- 
rungskammern und die Prüfungskammern für 
Kriegsdienstverweigerer, die für Entscheidungen 
über Widersprüche gegen Musterungsbescheide und 
gegen Entscheidungen der Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer zuständig sind, eingeglie- 
dert. 

203 . Der Bundesrechnungshof hat, wie in Nr. 51 
der Denkschrift vom 20. Dezember 1967 (Bundes- 
tagsdrucksache V/2695) angekündigt, Aufgabenstel- 
lung, Organisation und Personalausstattung von 
neun Außenstellen geprüft. Das Bundesministerium 
hat sich zeitweise an den Erhebungen beteiligt. 

204 . Nach den örtlichen Feststellungen könnten 
wegen der geringen Entfernung von den jeweiligen 
Wehrbereichsverwaltungen und der guten Ver- 
kehrsbedingungen dorthin drei Außenstellen aufge- 
löst und zwei verhältnismäßig nahe beieinander 
liegende Außenstellen zusammengelegt werden. 

Die Teilaufgaben bei der materiellen Bedarfs- 
deckung und in Schutzbereichsangelegenheiten soll- 
ten künftig nicht mehr von den Außenstellen wahr- 
genommen, sondern mehr als bisher Behörden der 
Ortsinstanz übertragen, im übrigen aber von den 
Wehrbereichsverwaltungen selbst erledigt werden. 
Dadurch wäre es möglich Arbeitsabläufe zu ratio- 
nalisieren, Doppelarbeiten zu vermeiden, eine 
einheitlichere Anwendung der Bestimmungen zu er- 
reichen, den Personaleinsatz wirtschaftlicher zu ge- 
stalten und die Sachkosten wesentlich zu vermindern. 

Nach Durchführung dieser Organisationsmaßnahmen 
würden die Außenstellen nur noch Aufgaben auf 
dem Gebiet des Wehrersatzwesens zu erfüllen ha- 
ben. Das erschiene wegen der geringeren Entfer- 
nung von den Kreiswehrersatzämtern und Verwal- 
tungsgerichten zweckmäßig und läge auch im Inter- 
esse der Wehrpflichtigen, denen weitere Wege als 
bisher zu den Widerspruchsbehörden erspart blei- 
ben sollten. 

205 . Die Maßnahmen sind mit dem Bundesministe- 
rium erörtert worden. Dieses will den Vorschlägen 
des ßundesrechnungshofes entsprechen. Der Bundes- 
haushalt wird dadurch nach überschläglicher Berech- 
nung um etwa 2,5 Millionen DM jährlich entlastet 
werden. 


Sanitätswesen 

(Kapitel 14 08) 

Betrieb der Sanitätseinrichfungen sowie Kosten für die 
Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen und 
sonstiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 

(Titel 301 und 443 22) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

206 . Die Ausgaben für die stationäre Behandlung 
von Soldaten in Krankenhäusern steigen um so stär- 
ker, je mehr Soldaten in zivile Krankenhäuser statt 
in Bundeswehrkrankenhäuser eingewiesen werden. 
Denn die Betriebskosten eines Bundeswehrkranken- 
hauses erhöhen sich durch stärkere Belegung nur 
unwesentlich, während die meisten Kosten für die 
Behandlung von Soldaten in zivilen Krankenhäusern 
zusätzlich anfallen, überdies kann die Versorgung 
der übrigen Bevölkerung beeinträchtigt werden, 
wenn zivile Krankenhäuser Soldaten aufnehmen, die 
auch in Bundeswehrkrankenhäusern behandelt wer- 
den können. 

Die Ausnutzung der Bundeswehrkrankenhäuser 
hängt vor allem von der Belegungsquote, d. h. dem 
Anteil der belegten an den belegbaren Betten, der 
Verweildauer der Patienten und dem Umfang ab, 
in dem zivile Patienten aufgenommen werden. Nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes ist die Bele- 
gungsquote in den meisten Bundeswehrkranken- 
häusern zu niedrig; viele Soldaten, die in zivile 
Krankenhäuser eingewiesen worden sind, hätten 
auch in Bundeswehrkrankenhäusern behandelt wer- 
den können. Zumindest in einem Bundeswehrkran- 
kenhaus war die Verweildauer zu lang, so daß 
kranke Soldaten nicht oder nicht rechtzeitig aufge- 
nommen werden konnten. Beim Bundeswehrzentral- 
krankenhaus in Koblenz führte der Umstand, daß zu- 
viel Zivilpatienten aufgenommen wurden, zum glei- 
chen Ergebnis. 

207 . Der Bundesrechnungshof hat mit dem Bundes- 
ministerium die Frage der Belegungsquote in den 
Bundeswehrkrankenhäusern seit 1968 erörtert. Das 
Bundesministerium hat anerkannt, daß die Bele- 
gungsqiiote erhöht werden kann und muß. Es hat 
dem Bundesrechnungshof im Frühjahr 1969 die von 
ihm ergriffenen oder beabsichtigten Maßnahmen 
mitgeteilt; ferner hat es darauf hingewiesen, daß 
sich die Belegungsquote infolge seiner Maßnahmen 
bereits von 77,4 v. H. im Jahre 1962 auf 80,6 v. H. 
im Jahre 1968 erhöht habe. Diese günstige Entwick- 
lung werde anhalten. Das Sanitätsamt der Bundes- 
wehr beobachte die Tendenz der statistischen Werte, 
um ggf. lenkend einzugreifen. 

Die Erwartungen des Bundesministcriums haben sich 
jedoch nicht erfüllt. Vielmehr ist die Belegungsquote 
im Jahre 1969 auf 79,1 v. H. gesunken; im Jahre 
1970 hat sie sich nur geringfügig auf 79,5 v. H. er- 
höht. Die durchschnittliche Belegungsquote in den 
Zivilkrankenhäusern des Bundesgebietes betrug da- 
gegen nach Unterlagen der Deutschen Krankenhaus- 
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gesellschaft im Jahre 1969 88,9 v. H. Selbst wenn 
berücksichtigt wird, daß die Statistik der Bundes- 
wehr bei der Berechnung der Belegungsquote von 
anderen Grundlagen ausgeht, ergibt sich doch ein 
Unterschied von etwa 6 v. H. Würden die Bundes- 
wehrkrankenhäuser von der Bundeswehr wenig- 
stens zu 85 V. H. ausgenutzt, so könnten jährlich 
mehrere Millionen DM für die Behandlung von Sol- 
daten in zivilen Krankenhäusern eingespart werden. 

Das Bundesministerium will seine Bemühungen um 
eine bessere Auslastung der Bundeswehrkranken- 
häuser verstärken. 

208, Die Bemühungen des Bundesministeriums, 
nach und nach eine Verkürzung der duchschnitt- 
lichen Verweildauer in den Bundeswehrkranken- 
häusern ZU erreichen haben dagegen mehr Erfolg 
gehabt. Die durchschnittliche Verweildauer ist fast 
kontinuierlich gesunken, und zwar von 22,0 Tagen 
im Jahre 1966 auf 19,3 Tage im Jahr 1970. Damit ist 
sie, wenn berücksichtigt wird, daß Aufnahme- und 
Entlassungstag bei der Bundeswehr als ein Tag, in 
den Zivilkrankenhäusern dagegen als zwei Tage 
rechnen, etwa so hoch wie in diesen. Im Ausland ist 
jedoch die Verweildauer weit kürzer (in Schweden, 
Belgien und der Sowjetunion beträgt sie 14 Tage, 
in Finnland und Kanada 10, in Israel neun und in 
den Vereinigten Staaten nur acht Tage). Der Unter- 
schied beruht nach dem „Bericht der Bundesregie- 
rung Über die Lage der deutschen Krankenhäuser" 
sowie nach weiteren Äußerungen maßgeblicher Stel- 
len vor allem darauf, daß die deutschen Kranken- 
häuser an einer langen Pflegedauer interessiert 
sind, da „in dem Pauschalsystem des Pflegesatzes 
für die Krankenhäuser ein Anreiz für die Verlänge- 
rung der Verweildauer" liege. Denn „die Ersten- 
leistungsintensiven-Krankenhaustage werden mit 
dem gleichen Satz vergütet, wie die folgenden, we- 
niger leistungsintensiven". Dieser Gesichtspunkt, 
dem noch andere hinzuzufügen wären, z. B. die 
Einweisung nur kränkelnder Personen, um die sich 
sonst niemand kümmern würde, entfällt jedoch bei 
der Bundeswehr, so daß die durchschnittliche Ver- 
weildauer in den Bundeswehrkrankenhäusern we- 
sentlich kürzer als in den Zivilkrankenhäusern sein 
müßte. 

Da die Verweildauer im allgemeinen bereits zurück- 
gegangen ist, hat sich der Bundesrechnungshof mit 
ihr nur bei einem Bundeswehrkrankenhaus näher 
befaßt, weil sie dort erheblich, nämlich in den Jah- 
ren 1966 bis 1968 im Mittel 6,1 Tage über dem 
Durchschnitt aller anderen Bundeswehrkrankenhäu- 
ser lag. Dabei hat sich gezeigt, daß die lange Ver- 
weildauer nicht so sehr auf einer Häufung von Fäl- 
len, die eine längere Behandlung erforderten, son- 
dern vor allem auf der Einstellung der maßgebenden 
Ärzte beruhte, erkrankte oder verletzte Soldaten, 
besonders zur leichteren Aufrechterhaltung der Dis- 
ziplin in den Kasernen, bis zur Wiedererlangung der 
vollen Dienstfähigkeit statt, wie es der Bundes- 
rechnungshof für sachgerecht hält, nur bis zur Errei- 
chung der Innendienstfähigkeit in stationärer Be- 
handlung zu behalten. 


Das Bundesministerium hat dem Hinweis des Bun- 
desrechnungshofes Rechnung getragen und bewirkt, 
daß auch in diesem Bundeswehrkrankenhaus die 
durchschnittliche Verweildauer wesentlich zurückge- 
gangen ist. Während sie im Durchschnitt der Jahre 
1966 bis 1968 noch 27,1 Tage betrug, waren es in 
der Zeit vom 1. Januar 1969 bis 31. Juli 1970 nur 
noch 22 Tage. Sie überstieg damit die durchschnitt- 
liche Verweildauer in allen anderen Bundeswehr- 
krankenhäuser nur noch um 2,8 Tage. Im Jahre 
1969 konnten daher 640 Soldaten und im Jahre 1970 
893 Soldaten (28,5 v. H.) mehr stationär behandelt 
werden als 1968. Allein hierdurch hat der Bund in 
den beiden Jahren etwa 1,5 Millionen DM einge- 
spart. 

Das Bundesministerium hat zugesagt, die Frage der 
Verweildauer in diesem und in anderen Bundes- 
wehrkrankenhäusern weiterhin zu beobachten. 

Verpflegung 

(Kapitel 14 10) 

Kosten der Gemeinschaftsverpflegung 

(Titel 303 a und 522 01) 

Haushaltsjahre 1967 bis 1969 

209. Um zum Abbau der Milchfettüberschüsse bei- 
zutragen und gleichzeitig die Verpflegung der Sol- 
daten zu verbessern, hat das Bundesministerium 
nach einer Absprache mit dem Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten am 
24. November 1967 die Standortverwaltungen er- 
mächtigt, für die Truppenverpflegung an Stelle von 
Delikateßmargarine Kühlhausbutter zum Preise von 
1,30 DM je kg aus den Beständen der Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette zu beziehen. Ein Teil der 
Standortverwaltungen hat jedoch entgegen dieser 
Regelung die verbilligte Kühlhausbutter auch an 
Stelle von Frischbutter bezogen. Auf Grund von 
Beschwerden der Milchwirtschaftsverbände gegen- 
über dem Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat das Bundesministerium 
der Verteidigung im Jahre 1968 einzelne Wehrbe- 
reichsverwaltungen gerügt und gebeten, die bis da- 
hin zu wenig bezogenen Mengen an Frischbutter 
nachzubeziehen. Mit Fernschreiben vom 5. Novem- 
ber 1968 hat es alle Wehrbereichsverwaltungen 
„noch einmal darauf hingewiesen, daß die Beschaf- 
fung von Kühlhausbutter an Stelle von Frischbutter 
unzulässig" sei. Gleichwohl haben viele Standort- 
verwaltungen, vor allem im Wehrbereich VI, noch 
das ganze Jahr 1969 hindurch in erheblichem Um- 
fang Kühlhausbutter an Stelle von Frischbutter be- 
schafft. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist dem 
Bund dadurch ein Schaden zugefügt worden. Der 
Bund ist verpflichtet, die im Inland produzierte nicht 
absetzbare Butter einzulagern. Die damit verbun- 
denen Kosten und Wertminderungen wären nicht 
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entstanden, soweit die Standortverwaltungen wei- 
sungsgemäß Frischbutter bezogen hätten. 

210 . Das Bundesministerium hat dazu erklärt, es 
handele sich nicht um einen durch das Verhalten 
Bundeswehrangehöriger verursachten Schaden. Der 
Wertverlust wäre auch eingetreten, wenn sich die 
Dienststellen der Bundeswehr weisungsgemäß ver- 
halten hätten. In diesem Fall hätte zwar für das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten keine Veranlassung bestanden, Frisch- 
butter zu kaufen und einzulagern. Jedoch wäre dann 
die bereits eingelagerte Butter nicht verbraucht 
worden; sie hätte deshalb ebenfalls mit Verlust 
verkauft werden müssen. 

211 . Der Bundesrechnungshof vermag dem nicht zu 
folgen. Das Bundesministerium übersieht, daß 
Frischbutter, die die Standortverwaltungen wei- 
sungswidrig nicht bezogen haben, von der Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Fette zusätzlich (für etwa 
6,71 DM je kg) auf gekauft werden mußte. Kühlhaus- 
butter in gleicher Menge ist zwar zusätzlich von den 
Standortverwaltungen abgenommen worden, jedoch 
nur zum Preis von netto 1,24 DM je kg. An jedem 
kg Butter, das auf diese Weise zusätzlich eingela- 
gert und zusätzlich aus Kühlhäusern bezogen wor- 
den ist, hat der Bund daher insoweit einen Schaden 
von 5,47 DM erlitten. 

Dem läßt sich auch nicht, wie das Bundesministe- 
rium hierzu ausgeführt hat, entgegenhalten, ein 
Schaden sei nicht eingetreten, weil der Bund für 
den — gleich von welchem Ressort — ausgegebenen 
Betrag das Äquivalent in Butter erhalten und ver- 
braucht habe. Während nämlich die einzulagernde 
Butter zum Interventionspreis (6,71 DM je kg) 
unmittelbar vom Bund (Einzelplan 10) bezahlt wird, 
wäre die Frischbutter, die von der Truppe hätte 
verbraucht werden müssen, aus Mitteln bezahlt 
worden, die der Truppe zur eigenen Bewirtschaf- 
tung überlassen werden und ihr, unabhängig davon, 
welche Nahrungsmittel sie dafür beschafft, in gleich- 
bleibender Höhe (z. Z. 3,10 DM je Soldat täglich) 
aus dem Bundeshaushalt zufließen. Der Mehraus- 
gabe bei Einzelplan 10, die durch das weisungs- 
widrige Verhalten der Standortverwaltungen ver- 
ursacht worden ist, steht also keine entsprechende 
Ersparnis bei Einzelplan 14 gegenüber. Den Gewinn 
aus dem vorschriftswidrigen Verfahren hatten viel- 
mehr jene Soldaten, vor allem im Wehrbereich VI, 
deren Verpflegung mit den ersparten Mitteln ver- 
bessert werden konnte und die dadurch ohne sach- 
lichen Anlaß gegenüber ihren anderen Kameraden 
bevorzugt wurden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wird 
das Bundesministerium schon wegen der Höhe des 
Schadens, — er beträgt allein im Wehrbereich VI 
nach grober Schätzung mehr als 1 Million DM — ■, 
aber auch im Hinblick auf die hartnäckigen Ver- 
stöße gegen eindeutige Weisungen nochmals zu 
prüfen haben, ob und inwieweit die Verantwort- 
lichen zur Rechenschaft zu ziehen sind. 


Bekleidung 

(Kapitel 1411) 

Gewinn der Kleiderkasse für die Bundeswehr 

(Titel 25) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

212 . Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung 
der Jahresabschlüsse 1966 bis 1968 der Kleiderkasse 
für die Bundeswehr, eines Bundesbetriebes (§ 26 
BHO), festgestellt, daß Abschlußunterlagen fehlten, 
Mengen- und Wertansätze in den Inventaren sowie 
Bilanzansätze nicht zutreffend ausgewiesen worden 
sind, das Beschaffungswesen Mängel aufwies, Kre- 
dite an Selbsteinkleider abweichend von den Be- 
stimmungen gewährt worden sind und die tech- 
nische Ausstattung der Buchhaltung des Betriebes 
nicht ausreichte. Im einzelnen ergab die Prüfung: 

213 . Die Kleiderkasse konnte während der ört- 
lichen Erhebungen die Inventare über die Lagervor- 
räte und die Aufstellung über die Verbindlichkeiten 
gegenüber den Selbsteinkleidern nicht vollständig 
vorlegen. Soweit bei den Lagervorräten Prüfungen 
nach den Unterlagen möglich waren, ergaben sich 
beträchtlich überhöhte Mengen- und Wertansätze. 
Die genaue Höhe der Bestände zu den Stichtagen 
ließ sich nicht feststellen. Die Verbindlichkeiten der 
Kleiderkasse gegenüber den Selbsteinkleidern sind 
in der Bilanz zum 31. Dezember 1966 um etwa 
66 000 DM zu niedrig ausgewiesen worden. Auch 
die Verbindlichkeiten in den Bilanzen zum 31. De- 
zember 1967 und 1968 wurden — schon wegen der 
unrichtigen Vorträge — nicht in voller Höhe aus- 
gewiesen. 

Die Jahresergebnisse sind demnach unrichtig. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministe- 
rium aufgefordert, die Mängel beseitigen zu las- 
sen und ihre Wiederholung durch geeignete Maß- 
nahmen zu verhindern. Außerdem hat er das Bun- 
desministerium gebeten festzustellen, wer für die 
Mängel verantwortlich ist. 

214 . Der Bundesrechnungshof hatte bereits bei 
früheren Prüfungen der Kleiderkasse das Beschaf- 
fungswesen beanstandet und die Einhaltung der 
„Verdingungsordnung für Leistungen (ausgenom- 
men Bauleistungen)“ gefordert; das Bundesministe- 
rium hatte darauf angeordnet, daß die Kleider- 
kasse die Verdingungsordnung einzuhalten habe 
(Nr. 149 f. der Denkschrift vom 22. Dezember 
1966) 20). 

Die Kleiderkasse hat diese Anordnung nicht beach- 
tet. Bei der letzten Prüfung sind ähnliche Mängel im 
Beschaffungswesen wie früher festgestellt worden. 
Die Kleiderkasse hat durchweg von der öffentlichen 
Ausschreibung abgesehen. Sie hat die Formvor- 
schriften, die bei einer Vergabe nach beschränkter 
Ausschreibung einzuhalten sind, nicht beachtet, die 
Vergabe an bestimmte Bieter unzutreffend begrün- 


20) Drucksache V/1603 


71 



Drucksache VI/2697 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


det, Angebote einzelner Bieter außer Betracht ge- 
lassen und für die freihändige Vergabe Gründe an- 
geführt, die nicht belegt werden konnten. Der Bun- 
desrechnungshof hat das Bundesministerium aufge- 
fordert festzustellen, warum gegen die Beschaf- 
fungsvorschriften weiterhin fortgesetzt verstoßen 
worden ist, und gebeten, nunmehr die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen und ihm diese mitzuteilen. 

215 . Das Bundesministerium hat die Höhe und das 
Verfahren bei der Gewährung von Krediten durch 
die Kleiderkasse an die Selbsteinkleider sowie die 
Gesamthöhe der Kredite im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen in Verwaltungs- 
vorschriften festgelegt. Die Kleiderkasse hat diese 
Vorschriften nicht beachtet. Außerdem erlaubte es 
der Buchungsstand nicht, die Einhaltung der für die 
Kreditgewährung festgelegten Grenzen zu über- 
wachen. Der Bundesrechnungshof hat das Bundes- 
ministerium der Verteidigung gebeten, die Beach- 
tung der Kreditbestimmungen sicherzustellen und 
diese Vorschriften, soweit notwendig, den veränder- 
ten Verhältnissen anzupassen. Das Bundesministe- 
rium hat dies zugesagt. 

216 . Der Bundesrechnungshof hatte im Jahre 1964 
angeregt, die Buchführung der Kleiderkasse auf Ma- 
schinenbetrieb umzustellen, damit der umfangreiche 
Buchungsstoff zutreffend und sachgemäß erfaßt wer- 
den könne. Das Bundesministerium hatte die Klei- 
derkasse angewiesen, bei anderen Bundeseinrich- 
tungen Erfahrungen für die Umstellung zu sammeln; 
später hat es den Anschluß an eine Datenverarbei- 
tungsanlage angeordnet. Die Buchhaltung ist jedoch 
noch immer nicht auf das neue Verfahren umgestellt 
worden. Im Zeitpunkt der Prüfung durch den Bun- 
desrechnungshof war die Buchführung zudem nicht 
auf dem Laufenden. Die Mängel der Jahresab- 
schlüsse lassen sich zum Teil durch das unzurei- 
chende Buchungsverfahren erklären. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministcrium 
aufgefordert, die Buchführung jetzt unverzüglich 
umstellen zu lassen. Er hat angeregt zu prüfen, ob 
Buchsachverständige mit den Vorbereitungen zu be- 
auftragen sind. Die Erörterungen sind noch nicht ab- 
geschlossen. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12 und A 14 12) 

Bau von Offizierheimen 

(Titel 819 und 559 50) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1971 

217 . Die Offizierheime dienen nach den Absichten 
des Bundesministeriums vor allem dem Zusammen- 
halt und der Erziehung der Offiziere und des Offi- 
ziernachwuchses. Auch sollen den Truppenführern 
dort außerhalb der Kasernenatmosphäre und über 
die militärfachliche Ausbildung hinaus Bildung und 
Information vermittelt werden. Ferner sollen die 


Heime Kontakte des Offizierkorps zu anderen Bun- 
deswehrdienststellen, Vertretern des öffentlichen 
Lebens sowie Angehörigen der verbündeten Streit- 
kräfte fördern und dazu beitragen, daß seiner Iso- 
lierung entgegengewirkt wird. Schließlich sind sie 
zur Betreuung der Offiziere gedacht, besonders der 
unverheirateten und der von ihren Familien ge- 
trennten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat am 6. Februar 1961 dem Bau von Offizierheimen 
im Grundsatz zugestimmt, die Bundesregierung je- 
doch gebeten, daß je Standort regelmäßig nicht mehr 
als ein Heim errichtet wird. Das Bundesministerium 
hat daraufhin bestimmt, Offizierheime nur in 
Standorten zu bauen, in denen Truppenteile minde- 
stens in Bataillonsstärke untergebracht und wenig- 
stens 26 aktive Offiziere und vergleichbare Beamte 
und Angestellte, die als ordentliche Mitglieder die 
Offizierheimgesellschaft bilden, auf das Heim ange- 
wiesen sind. Dieser bereits im Jahre 1956 festge- 
setzten Mindestzahl liegt die damalige durchschnitt- 
liche Offiziersstärke eines Heeresbataillons zu- 
grunde. Für mehrere in einem Standort befindliche 
Truppenteile sollte grundsätzlich ein gemeinsames 
Offizierheim errichtet werden. Ausnahmen sollten 
nur gelten, soweit es räumliche oder dienstliche 
Verhältnisse erfordern. 

218 . Da nach der späteren Planung die Zahl der 
Standorte zugenommen hatte, in denen mehrere 
— vereinzelt bis zu fünf — Heime vorgesehen wa- 
ren, und ferner die Notwendigkeit von Offizierhei- 
men in Standorten mit nur einem Bataillon häufig 
zweifelhaft erschien, hat der Bundesrechnungshof 
die Offizierheimplanung des Bundesministeriums 
und die damit zusammenhängenden Fragen insge- 
samt überprüft. 

Nach dem im Weißbuch 1970 veröffentlichten Pro- 
gramm waren in den insgesamt etwa 290 Stand- 
orten der Bundeswehr bereits 183 Offizierheime 
vorhanden, 9 im Bau und 133 geplant. Von den ge- 
planten Heimen entfielen 

58 auf den Typ A, der für Offizierheimgesellschaf- 
ten mit 26 bis 45 ordentlichen Mitgliedern vor- 
gesehen ist, mit je etwa 1 Million DM Baukosten, 

40 auf den Typ B (46 bis 85 Mitglieder) mit je etwa 
1,2 Millionen DM Baukosten, 

22 auf den Typ C (86 bis 145 Mitglieder) mit je 
etwa 1,5 Millionen DM Baukosten und 

13 auf den Typ S (mehr als 145 Mitglieder) mit je 
etwa 1,8 Millionen DM Baukosten. 

Nach den angegebenen Kosten, die den Stand des 
Jahres 1970 wiedergeben, würde das Vorhaben also 
rd. 162 Millionen DM erfordern. 

Von den 183 vorhandenen Heimen bezeichnet das 
Bundesministerium 17 als Behelfsheime, für die es 
von 1975 an Ersatzbauten errichten lassen will. Dar- 
über hinaus gibt es eine Anzahl von Offizierheimen, 
die das Bundesministerium wegen ihrer räumlichen 
Gegebenheiten im Weißbuch 1970 nicht erwähnt hat; 
es beabsichtigt, sie bereits bis 1975 durch Neubau- 
ten zu ersetzen. 
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Wo Offizierheime fehlen, verfügt das Offizierkorps 
über sogenannte Offizierversammlungsräume. Ge- 
wöhnlich handelt es sich um einen Speise- und 
einen oder mehrere Aufenthaltsräume, die zusam- 
men 60 bis 65 qm groß und aus Haushaltsmitteln 
individuell ausgestattet sind. 

219 , Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
müßte die Offizierheimplanung davon ausgehen, 
daß sich die Lebensgewohnheiten vor allem der jun- 
gen Offiziere gewandelt haben. Die Offiziere pfle- 
gen bereits in jungen Jahren zu heiraten und sind 
dann vielfach nicht geneigt, die Heime öfter als 
dienstlich angeordnet zu besuchen. Auch die ledi- 
gen Offiziere — durchschnittlich kaum mehr als 
10 V. H. — ■ zeigen wenig Neigung, ihre Freizeit im 
Heim zu verbringen. Sie haben meistens Kraftfahr- 
zeuge und verlassen nach Dienstschluß die Kaserne. 
Auch in abgelegenen Standorten, für die das Bun- 
desministerium Offizierheime als besonders vor- 
dringlich ansieht, steht es häufig nicht anders. Eine 
Ausnahme bilden Offizierheime bei Schulen mit 
Offizierlehrgängen. Sie werden mehr benutzt, weil 
die Lehrgangsteilnehmer in Kasernenquartieren un- 
tergebracht sind und sich daher meist im Kasernen- 
bereich aufhalten. Der Absicht, die außerdienstliche 
Nutzung allgemein zu verbessern, sind nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes enge Grenzen ge- 
setzt. 

Die dienstliche Nutzung der Offizierheime ist bis- 
her teilweise ebenfalls unzureichend. Sie ließe sich 
möglicherweise steigern. Die Notwendigkeit der 
Heime wird sich jedoch dadurch regelmäßig nicht 
nachweisen lassen, weil die Veranstaltungen, die 
in die Heime verlegt werden könnten (Planspiele, 
Offizierausbildung, lebenskundlicher Unterricht 
usw.), meist ohne Beeinträchtigung des Dienstbetrie- 
bes auch künftig an der bisherigen Stelle durch- 
geführt werden können. Das werden im allgemeinen 
Räume in den Lehrsaalgebäuden sein. 

Unter diesen Umständen hält es der Bundesrech- 
nungshof nicht für nötig, Offizierheime in allen 
Standorten zu errichten, in denen nur etwa ein Ba- 
taillon untergebracht ist. Für den verhältnismäßig 
kleinen Kreis von 20 bis 30 Nutznießern sollten im 
allgemeinen Offizierversammlungsräume genügen. 
Hierfür spricht nicht nur, daß der Aufwand zum 
Nutzen in angemessenem Verhältnis stehen muß 
(§ 7 Abs. 1 BHO), sondern auch die Erfahrung, daß 
eine Verletzung dieses Grundsatzes Kritik der 
Öffentlichkeit herausfordert. 

ln Standorten mit mehr als einem Bataillon sollten 
entsprechend dem Beschluß des Haushaltsausschus- 
ses nur ausnahmsweise mehr als ein Offizierheim 
eingerichtet werden, etwa dann, wenn die Entfer- 
nung zwischen den Truppenunterkünften so groß 
ist, daß schon deshalb ein ausreichender Besuch des 
Heims nicht zu erwarten ist. Im übrigen dürften die 
bereits vorhandenen Offizierversammlungsräume im 
allgemeinen eine hinreichende Ergänzung eines sol- 
chen Standortheimes bilden. Entsprechendes gilt für 
manche Nachbarstandorte. 

Ausnahmen sind aber — außer bei zu großen Ent- 
fernungen — auch dort gerechtfertigt, wo von vorn- 


herein mit einem lebhaften Besuch des Heims ge- 
rechnet werden kann ,z. B. bei Schulen. 

Schließlich sollte bei der Berechnung des Raum- 
bedarfs bedacht werden, daß die Heime von Beam- 
ten und Angestellten noch weniger besucht werden 
als von Offizieren. Es ist daher angebracht, sie bei 
Feststellung des Raumbedarfs nur mit einem gerin- 
gen Prozentsatz zu berücksichtigen. Anderenfalls 
besteht die Gefahr, daß die Größe der Offizierheime 
den tatsächlichen Bedarf übersteigt. 

220 . Das Bundesministerium hat dem entgegen- 
gehalten, daß die Notwendigkeit der Offizierheime 
nicht nur nach dem Grundsatz der Rentabilität be- 
urteilt werden dürfe. Sie seien vielmehr dienstliche 
Betreuungseinrichtungen, die zur Hebung des Ein- 
satzwertes der Truppe nicht entbehrt werden könn- 
ten. Der Bundesrechnungshof messe auch den der- 
zeitigen persönlichen Lebensgewohnheiten der Offi- 
ziere eine zu große Bedeutung bei. 

Denn es sei gerade Aufgabe der Heime, auf diese 
Gewohnheiten Einfluß zu nehmen und dem durch 
die Einführung der Laufbahn der Fachoffiziere, den 
allgemeinen Spezialisierungstrend und die perso- 
nelle Fluktuation begünstigten Auseinanderleben 
im Offizierkorps entgegenzuwirken. Mit wachsen- 
dem Zusammengehörigkeitsgefühl werde die Bereit- 
schaft, die Offizierheime auch außerdienstlich aufzu- 
suchen, zunehmen, zumal wenn diese in ansprechen- 
derer Form als bisher bewirtschaftet würden. Ent- 
sprechende Maßnahmen seien vorbereitet. 

Was die Errichtung von Offizierheimen in Stand- 
orten angehe, in denen nur ein Bataillon unterge- 
bracht ist, müsse er an seiner Ansicht festhalten, 
daß gerade in diesen, vielfach sehr abgelegenen 
Standorten ausreichende Heime unentbehrlich seien. 
Sie seien dort oft der einzig mögliche Aufenthalts- 
ort für junge kasernenpflichtige Offiziere während 
der Freizeit. Die bisherigen, in den Wirtschaftsge- 
bäuden gelegenen Offizierversammlungsräume reich- 
ten schon deshalb nicht aus, weil der Öffentlich- 
keitsarbeit und den Betreuungsaufgaben bei solchen 
Bataillonen besondere Bedeutung zukomme und 
weil die Versammlungsräume grundsätzlich zur Er- 
weiterung der Unteroffizierheime benötigt würden. 
Wegen des Gewichts aller dieser Gesichtspunkte 
erwäge er die Einrichtung von Offizierheimen sogar 
in Standorten, in denen die im Jahre 1956 auf der 
Grundlage der damaligen Durchschnittsstärke eines 
Bataillons ermittelte Mindestzahl von 26 nicht er- 
reicht werden sollte, weil sich die STAN-Stärke in- 
zwischen verringert hat. 

Zur Frage eines gemeinschaftlichen Standortheimes 
in größeren Standorten oder für Nachbarstandorte 
hat das Bundesministerium schließlich darauf hinge- 
wiesen, daß der Haushaltsausschuß in einer Reihe 
von Fällen bereits der Errichtung mehrerer Heime 
im gleichen Standort zugestimmt habe. Derartige 
Maßnahmen würden sich auch künftig bei entspre- 
chenden örtlichen Gegebenheiten nicht vermeiden 
lassen. 

221 , Dieses Vorbringen ist nicht geeignet, alle 
Bedenken auszuräumen. 
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Der Bundesrechnungshof hat niemals den Stand- 
punkt eingenommen, es sollten nur rentable Offizier- 
heime errichtet werden. Er verkennt keinesfalls die 
Notwendigkeit, für die Betreuung der Soldaten, also 
auch der Offiziere, Haushaltsmittel aufzuwenden. Er 
muß aber daran festhalten, daß es unverzichtbar ist, 
sich außer einem Überblick über alle mit dem Bau 
der Heime verbundenen Kosten einschließlich der 
Folgekosten auch Gewißheit darüber zu verschaffen, 
daß der zu erwartende Erfolg in einem angemesse- 
nen Verhältnis zu diesen Kosten steht. Dabei wird 
man die Lebensgewohnheiten der Offiziere nicht 
außer acht lassen und sich bei der Überlegung, wie 
sie beeinflußt werden können, nicht von Wunsch- 
vorstellungen leiten lassen dürfen. Insbesondere 
sollten die veränderten Lebensgewohnheiten der 
Offiziere nicht isoliert, sondern im Zusammenhang 
mit ähnlichen Änderungen außerhalb der Bundes- 
wehr gesehen werden. 

Soweit das Bundesministerium glaubt, durch eine 
„ansprechendere" Bewirtschaftung, d. h. durch die 
Übernahme der Personalkosten für weitere Hilfs- 
kräfte und für je einen hauptberuflichen Koch und 
Geschäftsführer, die auch als Teilkräfte beschäftigt 
werden könnten, eine Besserung des außerdienst- 
lichen Besuchs herbeiführen zu können, sollten Ent- 
scheidungen erst getroffen werden, wenn sich beur- 
teilen läßt, welche zusätzlichen Belastungen sich 
daraus insgesamt ergeben werden. Denn es darf 
nicht übersehen werden, daß in kleineren Stand- 
orten, in denen die Offizierheimgesellschaften nur 
etwa 26 ordentliche Mitglieder haben, die Bewirt- 
schaftung der Heime schon jetzt Kosten von an- 
nähernd 3000 DM je Offizier und Jahr verursacht. 

Hinsichtlich der Offizierheime in diesen kleinen 
Standorten hält der Bundesrechnungshof im übrigen 
daran fest, daß er auch insoweit Betreuungsmaßnah- 
men keineswegs als entbehrlich betrachtet. Er meint 
jedoch auf Grund seiner Feststellungen, daß eine 
ausreichende Betreuung in den meisten Standorten 
bereits durch die vorhandenen Offizierversamm- 
lungsräume, durch die Inanspruchnahme von Räu- 
men im Lehrsaalgebäude und durch die Möglichkeit 
gewährleistet ist, bei größeren Veranstaltungen auf 
örtliche Soldatenheime oder auf das Gaststätten- 
gewerbe zurückzugreifen. Diese Möglichkeit müßte 
im übrigen selbst nach dem Bau eines Offizierhei- 
mes genutzt werden und wird häufig schon jetzt in 
Anspruch genommen, da die Räume des kleinen 
Offizierheimes (Typ A) für Veranstaltungen mit 
Familienangehörigen und einer größeren Zahl von 
Gästen ohnehin nicht ausreichen. Soweit aber die 
Versammlungsräume berechtigten Ansprüchen noch 
nicht genügen, ließe sich vermutlich häufig durch 
kleinere und wenig aufwendige Anbauten Abhilfe 
schaffen. Dem steht auch nicht entgegen, daß das 
Bundesministerium daran denkt, die Versammlungs- 
räume zur Erweiterung von Unteroffizierheimen 
heranzuziehen. Das dürfte nämlich z. T. schon daran 
scheitern, daß beide räumlich zu weit voneinander 
entfernt sind, als daß die Zusammenfassung zu 
einem Heim möglich oder sinnvoll wäre. Im übrigen 
haben sich die Unteroffiziere überall dort, wo ihre 
Heimräume nicht ausreichen, bereits durch die Ein- 


richtung zusätzlicher Betreuungsräume — sogenann- 
ter Kellerbars — selbst geholfen, so daß eine Er- 
weiterung nicht dringlich erscheint. 

Soweit aber die Offizierheimgesellschaften in klei- 
nen Orten noch nicht einmal 26 Mitglieder erreichen 
können, sollte von dem Bau eines Heimes grund- 
sätzlich abgesehen werden, weil dann die vorge- 
nannten Überlegungen noch mehr Gewicht erhalten. 

Was schließlich die Errichtung gemeinschaftlicher 
Heime in größeren Standorten angeht, ist dem Bun- 
desministerium insoweit zuzustimmen, als ein all- 
gemein verbindliches Verbot, in einem Standort 
mehr als ein Offizierheim einzurichten, nicht ge- 
rechtfertigt wäre. 

Ein solches Verbot hat der Bundesrechnungshof auch 
nicht gefordert. Ausschlaggebend werden vielmehr 
— wie vom Bundesministerium zutreffend hervor- 
gehoben — stets die besonderen örtlichen Verhält- 
nisse sein. Auf Grund seiner Prüfungen muß der 
Bundesrechnungshof aber darauf verweisen, daß die 
derzeitige, gegenüber früher eingeschränkte Pla- 
nung in großen Standorten noch Vorhaben enthält, 
für die nach dem vom Bundesministerium selbst 
vorgetragenen Maßstab kein Bedürfnis besteht. 

222 . Inzwischen scheint sich eine den Grundsätzen 
wirtschaftlicher Haushaltsführung entsprechende 
Lösung dadurch anzubahnen, daß sich das Bundes- 
ministerium nunmehr entschlossen hat, alle in die 
Bundeshaushaltspläne 1972 und später einzusetzen- 
den Bauvorhaben zuvor an Ort und Stelle nochmals 
einer Prüfung zu unterziehen. Wenn diese unter den 
Gesichtspunkten stattfindet, wie sie der Bundes- 
rechnungshof für notwendig hält, könnte auf den 
Bau einer Reihe weiterer Heime verzichtet werden. 
Das gilt vor allem für Heime des Typs A und für 
Ersatzbauten für die sogenannten Behelfsheime, 
teilweise auch für Heime, die das Bundesministe- 
rium im Weißbuch 1970 überhaupt nicht erwähnt 
hat. 

Darlehen an die Trägerverbände für Soldatenheime 

(Titel 820 - anteilig - und 862 02) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1971 

223 . Der Bundesrechnungshof hat auch die Planung 
der Soldatenheime und die damit zusammenhängen- 
den Fragen geprüft. Diese Heime sollen, anders als 
Offizierheime, ausschließlich außerdienstliche Be- 
treuungseinrichtungen sein; und zwar für Soldaten 
aller Dienstgrade. Sie sollen einer sinnvollen Frei- 
zeitgestaltung vornehmlich der jungen Soldaten so- 
wie der Kontaktpflege zur Zivilbevölkerung dienen 
und zu diesem Zweck u. a. gesellschaftliche, bildende 
und kulturelle Veranstaltungen bieten. Ihre Ein- 
richtung ist vom Wehrbeauftragten wiederholt be- 
fürwortet und vom Deutschen Bundestag im Grund- 
satz gutgeheißen worden. 

Bisher (Stand: 1. Januar 1971) sind 51 derartige 
Heime vorhanden, 12 befinden sich im Bau, und bis 
1975 sollen etwa weitere 60 fertiggestellt sein. Die 
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derzeitige Gesamtplanung des Bundesministeriums 
sieht 205 Heime in 196 von etwa 290 Standorten vor. 

224 . Die Soldatenheime werden nur ausnahms- 

weise vom Bund selbst, regelmäßig durch selbstän- 
dige Trägerverbände errichtet; das sind bisher die 
Evangelische und die Katholische Arbeitsgemein- 
schaft für Soldatenbetreuung. Das Bundesministe- 
rium gewährt ihnen zur Finanzierung der Bauvor- ' 
haben in Höhe von 90 v. H. der Grunderwerbs- und 
Baukosten, die je nach Größe etwa 1,5 bis 3 Millio- 
nen DM betragen, unverzinsliche Darlehen, deren 
Tilgung vorerst ausgesetzt worden ist. Außerdem 
übernimmt der Bund die Kosten für die erstmalige 
Ausstattung mit Geräten, das sind im Einzelfall bis 
zu 140 000 DM, und einen erheblichen Teil der lau- 
fenden Bewirtschaftungskosten, nämlich die Aus- 
gaben für die Bauunterhaltung, Heizung, Beleuch- 
tung sowie den Gas- und Wasserverbrauch. Diese 
Ausgaben beliefen sich im Jahre 1969 je Heim auf 
etwa 30 000 bis 70 000 DM. Die Darlehen werden bis 
Ende 1971 eine Gesamthöhe von etwa 65 Millionen 
DM erreichen. Den für die Verwirklichung des Ge- 
samtprogramms noch erforderlichen einmaligen 
Aufwand schätzt das Bundesministerium nach dem ; 
Kostenstand vom 1. Januar 1971 auf rund 250 Mil- | 
lionen DM. i 

225 . Der Bundesrechnungshof hat seit dem Jahre 
1968 bei einem erheblichen Teil der bereits vorhan- 
denen Heime sowie in einigen Standorten, in denen 
solche Heime erst geplant sind, Erhebungen ange- 
stellt. Dabei hat sich ergeben, daß der Besuch der 
meisten Heime durch Soldaten zu wünschen übrig 
läßt und daß über die Dringlichkeit des Baues neuer 
Heime innerhalb der Truppe recht verschiedene Auf- 
fassungen bestehen. Auch ist die in den Heimen 
gebotene Betreuung unterschiedlich. 

Der z. T. geringe Besuch beruht u. a. offensichtlich 
darauf, daß viele Soldaten es während der Woche 
vorziehen, in der Kaserne zu bleiben und die dort 
vorhandenen mannigfachen Betreuungseinrichtun- 
gen zu benutzen. Außerhalb der Kaserne scheinen 
sie zivile Lokale vielfach deshalb zu bevorzugen, 
weil sie sich dort freier und unbeobachtet fühlen. 
An den Wochenenden aber verläßt die weit über- 
wiegende Mehrzahl derjenigen, die nicht dem Wach- 
oder Bereitschaftsdienst zugeteilt sind, den Stand- 
ort, so daß der Besuch durch Soldaten von Freitag 
bis einschließlich Montag noch geringer ist. Besser 
besucht sind die Heime in weit abgelegenen Stand- 
orten, insbesondere auf Truppenübungsplätzen und 
Fliegerhorsten. 

Die Versuche der Heimleiter, das geringe Interesse 
der Soldaten durch bildende und gehobene kultu- 
relle Veranstaltungen zu steigern, verliefen im all- 
gemeinen unbefriedigend. Im übrigen hängen Art 
und Intensität der gebotenen Betreuung sehr von 
der Eignung des einzelnen Heimleiters ab. Es fiel 
jedoch auf, daß ein Trägerverband offenbar generell 
der ideellen Betreuung mehr Gewicht beimaß, wäh- 
rend der andere mehr Wert darauf legte, daß die 
Heime sich im Betrieb selbst trugen. 


226 . Der Bundesrechnungshof hat die Bundesmini- 
sterien der Verteidigung und der Finanzen unter 
Angabe von Einzelheiten von dem Prüfungsergebnis 
unterrichtet. Er hat hinzugefügt, daß ein besserer 
Besuch der Heime nicht dadurch erreicht werden 
könne, daß, wie es geschehen ist, mehrere Standorte 
mit geringer Belegung auf ein gemeinsames Heim 
angewiesen würden. Besondere Zurückhaltung sei 
bei der Planung geboten, wenn in einem Standort 
bereits „Häuser der offenen Tür", Bürgerhäuser 
oder ähnliche Freizeiteinrichtungen vorhanden sind. 
Schließlich empfehle es sich, von vornherein auf die 
Konkurrenzlage gegenüber dem Gaststättengewerbe 
Rücksicht zu nehmen. 

Der Bundesrechnungshof hat abschließend geraten, 
weitere Maßnahmen vorübergehend zurückzustellen 
und die Gesamtplanung zu überprüfen. 

227 . Das Bundesministerium der Verteidigung hat 
dem widersprochen. Es meint, es sei irrig, den Er- 
folg der Soldatenheime wirtschaftlich und zahlen- 
mäßig messen zu wollen. Der Bund erfülle mit ihrer 
Förderung einen wesentlichen Teil seiner Fürsorge- 
pflicht; sein Tätigwerden könne deshalb insoweit 
nicht primär wirtschaftlich beurteilt werden. Der 
Bundesrechnungshof habe außer acht gelassen, daß 
die Betreuung der Soldaten in der Freizeit für die 
Bundeswehr etwas völlig Neues gewesen sei und 
Anlaufschwierigkeiten sich daher nicht hätten ver- 
meiden lassen. Auch habe niemand damit gerechnet, 
daß alle Soldaten die Heime regelmäßig besuchten. 
Ein bestimmter Kreis ziehe leider das Milieu der 
Truppenkantine oder unerwünschter Gaststätten 
vor. Es sei aber bereits ein die Heime rechtfertigen- 
der Erfolg, wenn 5 v. H. der Soldaten für deren 
gepflegtere Atmosphäre gewonnen würden; diese 
Soldaten wirkten sich als Multiplikator in ihren Ein- 
heiten aus. 

Im übrigen sei der Besuch der Heime vielfach gün- 
stiger, als der Bundesrechnungshof es festgestellt 
habe. Zum Teil sei das wohl darauf zurückzuführen, 
daß der Bundesrechnungshof die Erhebungen wenige 
Monate nach Eröffnung eines Heimes habe vorneh- 
men lassen und die Verhältnisse sich inzwischen 
wesentlich gebessert hätten. Auch treffe die An- 
nahme, die Soldaten bevorzugten zivile Lokale, weil 
sie sich dort unbeobachtet fühlten, nur bedingt zu. 
Allerdings sei es richtig, daß gehobene kulturelle 
Veranstaltungen zunächst wenig Anklang gefunden 
hätten. Die Bemühungen, das Interesse an ihnen zu 
wecken, seien aber inzwischen verstärkt worden. 
Im übrigen sei es vordringliche Aufgabe eines Sol- 
datenheims, den Soldaten eine sinnvolle Freizeit- 
beschäftigung zu ermöglichen, und das geschehe 
nicht nur durch kulturelle Veranstaltungen, sondern 
insbesondere durch bereithalten von Freizeiteinrich- 
tungen wie Kegelbahnen, Spielzimmern und Tisch- 
tennisräumen. Am Wochenende leide die Nutzung 
unter der Tatsache, daß viele Soldaten den Standort 
verließen. Die Heime seien aber für die wenigen 
Zurückgebliebenen und für den Bereitschaftsdienst 
besonders wertvoll; überdies biete das Wochen- 
ende Gelegenheit zu vermehrtem Zusammentreffen 
mit der Zivilbevölkerung. 
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Es treffe zu, daß einzelne Heimleiter bei der Durch- 
führung ziviler Veranstaltungen das wünschens- 
werte Maß überschritten hätten. Es sei sichergestellt, 
daß sich das nicht wiederholen werde; mit den Trä- 
gerorganisationen werde mit dem Ziel verhandelt, 
die Art der Betreuung in allen Heimen zu verein- 
heitlichen. 

Schließlich sei angeordnet worden, daß die Planung 
besonders sorgfältig überprüft werde, wenn in 
einem Standort bereits ein „Haus der offenen Tür" 
oder eine ähnliche Einrichtung vorhanden sei, und 
daß entgegen früheren Überlegungen davon abge- 
sehen werde, für mehrere kleine Standorte ein ge- 
meinsames Heim zu errichten. 

228 . Trotzdem seien die Heime insgesamt gesehen 
so wertvoll, daß es gerechtfertigt und erforderlich 
sei, das Programm unverzüglich fortzuführen, und 
zwar nicht nur in abgelegenen Standorten. Selbst in 
Großstädten sei die Einrichtung von Heimen unter 
besonderen Umständen gerechtfertigt, wie die gün- 
stigen disziplinarischen Auswirkungen z. B. in Ko- 
blenz und in Wilhelmshaven bewiesen. Wehrbeauf- 
tragter und Truppe hätten wiederholt bestätigt, daß 
sich die Heime voll bewährten, und auch in der Öf- 
fentlichkeit sei mehrfach der Wunsch nach weiteren 
Heimen geäußert worden. 

Die Gefahr, daß ein Heim zu einer ernsthaften Kon- 
kurrenz bereits vorhandener Gaststätten werden 
könne, sei kaum gegeben. Das schlössen schon die 
Zweckbestimmung sowie die Tatsache aus, daß in 
den Heimen kein Verzehrzwang bestehe und ihr 
Betrieb auf die Nachmittags- und Abendstunden be- 
schränkt sei. 

229 . Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
Soldatenheime neben den Offizierheimen (vgl. 
Nr. 217 bis 222) sowie den gleichfalls vorhandenen 
oder geplanten Unteroffizier- und Mannschaftshei- 
men eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Be- 
treuung erfüllen können. Er hält aber daran fest, 
daß die Absicht, solche Heime in zwei Dritteln al- 
ler Standorte einzurichten, angesichts der Bildungs- 
und Unterhaltungsmöglichkeiten, die heute in allen 
Groß- und Mittelstädten und meist auch in Klein- 
städten vorhanden sind, einer sehr sorgfältigen 
Überprüfung bedarf, insbesondere auch wegen der 
angespannten Haushaltslage des Bundes. 

Zwar wird niemand ernstlich annehmen wollen, sol- 
che Betreuungseinrichtungen müßten oder könnten 
rentabel im landläufigen Sinn sein. Ebenso wenig 
sollte aber bezweifelt werden, daß ihrer Einrich- 
tung in jedem Einzelfall wie jeder anderen Verwal- 
tungsmaßnahme die Überlegung vorausgehen muß, 
ob die erforderlichen Ausgaben in angemessenem 
Verhältnis zu dem zu erwartenden Nutzen stehen, 
und daß es deshalb erforderlich, wenn auch schwie- 
rig ist, den zu erwartenden Erfolg in geeigneter 
Weise zu guantifizieren. Auf diese Überlegung kann 
nicht nur deshalb nicht verzichtet werden, weil es 
einer zuverlässigen Grundlage für die Festlegung 
der Priorität zwischen Betreuungsmaßnahmen und 
anderen Aufgaben des Verteidigungsressorts be- 
darf, sondern vor allem, weil mit ihrer Hilfe fest- 


gelegt werden kann, welche der anstehenden Be- 
treuungsmaßnahmen (Verbesserung der Unter- 
künfte, Ausbau der Mannschafts-, Unteroffizier- 
und Offizierheime, Bau von Sportanlagen und 
Schwimmbädern, Einrichtung von Soldatenheimen 
usw.) den Vorrang haben sollen. Denn auch wenn 
man der Betreuung — berechtigterweise — beson- 
i deres Gewicht beimißt, wird es wegen der finanziel- 
i len Gesamtsituation nicht möglich sein, alle Be- 
treuungsvorhaben in der wünschenswerten kurzen 
Zeit zu verwirklichen. Es erscheint mindestens zwei- 
felhaft, ob es sich unter diesem Gesichtspunkt recht- 
fertigen läßt, Heime einzurichten, die voraussicht- 
I lieh nur 5 v. H. der zu betreuenden nutzen werden. 

I 230 . Der Bundesrechnungshof begrüßt es deshalb, 
daß sich das Bundesministerium entschlossen hat, 
jedes neue Vorhaben — ebenso wie bei den Offi- 
zierheimen — vor der Einstellung in den Bundes- 
haushaltsplan gründlich zu überprüfen. Er wird sich 
an einem Teil der Erhebungen beteiligen. 

Die Überprüfung ist dringlich, weil über die Errich- 
tung eines Soldatenheimes nur entschieden werden 
j kann, wenn die sehr unterschiedlichen örtlichen 
I Verhältnisse bekannt sind, und weil sich — nach 
I Meinung des Bundesrechnungshofes — unter den 
i bereits vorhandenen Heimen nicht wenige befinden, 

I die auch dann nicht oder jedenfalls nicht in der ge- 
; genwärtigen Form zu rechtfertigen sind, wenn man 
I den vom Bundesministerium gutgeheißenen Maß- 
I stab zugrunde legt. Das gilt z. B. für die in Delmen- 
I horst-Adelheide, Kempten, Külsheim, Mayen, Pful- 
j lendorf, Philippsburg und Wunstorf errichteten 
I Heime. Sie waren entweder entbehrlich, weil die 
I innerhalb und außerhalb des Kasernenbereichs vor- 
handenen Einrichtungen bereits so viele Betreuungs- 
und Bildungsmöglichkeiten boten, daß von einer be- 
sonderen Betreuungsbedürftigkeit nicht gesprochen 
werden kennte, oder sie sind viel zu groß. So ist das 
I Heim in Külsheim, wo 1 600 Soldaten stationiert 
j sind und wo schon vorher außer zwei Kantinen, 

I zwei Unteroffizierheimen und einem Offizierheim 
i je zwölf „Kellerbars", Lese- und Fernsehräume so- 
I wie zwei sog. Hobbyshops vorhanden waren, für 
i 3 000 Soldaten geplant worden, weil das Bundes- 
ministerium irrigerweise davon ausging, daß auch 
I die 13 und 20 km entfernten Garnisonen in Hard- 
heim und Tauberbischofsheim mit zusammen 1 400 
weiteren Soldaten das Heim in Anspruch nehmen 
würden. 

! Entsprechendes gilt für die Heime in Bruchsal und 
; Walldürn, deren Bau im Jahre 1972 begonnen wer- 
den sollte, jedoch wegen des Ergebnisses zusätzli- 
! eher Erhebungen des Bundesministeriums vermutlich 
I zurückgestellt werden wird. 

■ 231 . Damit künftig Nachteile vermieden werden, 
hat der Bundesrechnungshof empfohlen, bei der Pla- 
nung und Errichtung weiterer Heime u. a. folgende 

■ Überlegungen zu berücksichtigen: 

I Die Planung der Soldatenheime setzt eine zuverläs- 
i sigere Kenntnis der Freizeitgewohnheiten und -be- 
j dürfnisse der Soldaten voraus, als sie bisher gege- 
! ben ist. Künftige Entscheidungen sollten daher in 
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allen zweifelhaften Fällen vom Ergebnis einer vom 
Bundesministerium schon vor zwei Jahren in Auf- 
trag gegebenen wissenschaftlichen Untersuchung 
dieser Fragen abhängig gemacht werden. Das Ergeb- 
nis wird für den Sommer 1971 erwartet. 

Liegen die Unterkünfte der zu betreuenden Soldaten 
in einer Stadt oder in einer mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln und privaten Kraftfahrzeugen leicht 
zu überbrückenden Entfemiuig, so darf das dortige 
Betreuungs- und Bildungsangebot nicht außer acht 
gelassen werden. Den in zunehmendem Maße ge- 
bauten Bürgerhäusern und ähnlichen Einrichtungen 
kommt dabei besonderes Gewicht zu. 

Soweit die Soldatenheime als Stätten der Begeg- 
nung mit der Zivilbevölkerung gedacht sind, wird 
zu überlegen sein, daß ein solches Bedürfnis ins- 
besondere für Berufssoldaten, also Offiziere und 
Unteroffiziere, anzuerkennen ist. Ihnen stehen für 
diesen Zweck aber bereits Offizier- und Unteroffi- 
zierheime zur Verfügung. Für die Wehrpflichtigen 
dürften derartige Begegnungsstätten im allgemein- 
nen weniger dringlich sein, da diese Soldaten nur 
vorübergehend aus dem Zivilleben herausgelöst 
sind und überdies das Wochenende meist in der ge- 
wohnten zivilen Umgebung verbringen. Außerdem 
bieten zivile Einrichtungen (Bürgerhäuser, Gaststät- 
ten, Volkshochschulkurse) oft jedem Soldaten man- 
nigfache Möglichkeiten, mit der Bevölkerung zusam- 
menzutreffen. 

Das Interesse an Werk- und Bastelkursen wird den 
Bau eines Soldatenheimes kaum rechtfertigen kön- 
nen. Entsprechende Einrichtungen stehen bereits in 
den meisten Kasernen zur Verfügung. 

Gut besuchte Betreuungseinrichtungen sind die mit 
Zustimmung des Bundesministeriums geschaffenen 
„Kellerbars". Bisher gibt es davon etwa 2 000. Bei 
der Planung eines Soldatenheims sollte ihre Exi- 
stenz und Funktion nicht übersehen werden. 

Nicht wenige Soldaten haben sich für den Bau von 
Soldatenheimen ausgesprochen, weil die Kantinen 
häufig wenig freundlich ausgestattet sind und sich 
in schlechtem Pflegezustand befinden. Es sollte in 
solchen Fällen geprüft werden, ob nicht die Ver- 
besserung der Kantinenverhältnisse dringlicher ist. 

Die Inanspruchnahme eines Heimes hägt zum er- 
heblichen Teil davon ab, wo die im Standort die- 
nenden Wehrpflichtigen zu Hause sind. Kommen 
sie überwiegend aus der näheren Umgebung, so 
kann mit einem befriedigenden Besuch des Heimes 
kaum gerechnet werden. 

Bei der Auswahl der Baugrundstücke für Soldaten- 
heime muß darauf geachtet werden, daß Entfernung 
und Lage zu den militärischen Unterkünften mög- 
lichst günstig sind, ohne daß dadurch ihr Charakter 
als Stätte der Begegnung mit der Zivilbevölkerung 
in Frage gestellt wird. 

Da den Offizieren und Unteroffizieren eigens für 
sie bestimmte Heime zur Verfügung stehen, wird 
sich die Planung der Soldatenheime überwiegend an 
den Interessen der Mannschaftsdienstgrade, insbe- 
sondere der wehrpflichtigen Soldaten, zu orientie- 
ren haben. 


Ein Unterhaltungsangebot, das möglichst viele Sol- 
daten ansprechen soll, wird den Geschmack der 
Mehrheit berücksichtigen, also vornehmlich sog. 
leichtere Unterhaltung bieten müssen. 

Schließlich sollte sichergestellt sein, daß das Bun- 
desministerium auf die bauliche Gestaltung, die Be- 
wirtschaftung der Heime und auf die Art der gebo- 
tenen Betreuung stärkeren Einfluß ausüben kann. 
Das ist notwendig, nicht nur weil dadurch die Höhe 
des vom Bund zu tragenden Aufwandes beeinflußt 
wird, sondern vor allem, weil davon auch abhängt, 
in welchem Umfang der mit der Hingabe der Haus- 
haltsmittel verfolgte Zweck erreicht wird. 

Die Erörterungen mit dem Bundesministerium sind 
noch nicht abgeschlossen. 


Fernmeldewesen 

(Kapitel 14 14) 

Beschaffung von Fernmeldematerial 

(Titel 881 ) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1969 

Umrüstung eines Radargeräts 

232. Im Herbst 1968 stellte der Bundesrechnungs- 
hof bei einem Flugabwehrraketenbataillon fest, daß 
für dieses und fünf andere Bataillone im Jahre 1965 
sedis Radarantennen für zusammen 2 Millionen DM 
beschafft worden waren, die seitdem mit einer Aus- 
nahme ungenutzt lagerten. Schriftwechsel mit dem 
Bundesministerium und danach erforderliche Erhe- 
bungen bei diesem und im Bundesamt für Wehr- 
technik und Beschaffung ergaben folgendes: 

Im Jahre 1960 wollte das Bundesministerium Flug- 
abwehrraketensysteme beschaffen und die Gefechts- 
stände der Bataillone, die die Raketen erhalten soll- 
ten, mit einem vorhandenen Radar-Rundsuchgerät 
ausstatten, dessen Reichweite jedoch zu gering war. 
Das Gerät mußte daher durch Verwendung einer 
größeren Antenne und eines anderen Empfängers 
umgerüstet werden. 

Bereits im März 1960 war bekannt, daß das Material 
für die Umrüstung aus den USA oder aus Italien 
bezogen werden konnte. Erst ein Jahr später legte 
eine Arbeitsgruppe des damaligen Allgemeinen 
Luftwaffenamtes dem Ministerium das Ergebnis 
einer Vergleichsuntersuchung vor, nach dem die 
Lieferung aus Italien nach Termin und Preis günsti- 
ger erschien. Die Untersuchung ergab auch, daß die 
neue Antenne (13,8 m breit, 1100 kg schwer) nicht 
an Stelle der alten (4,6 m breit, 82 kg schwer) auf 
deren verlegbarem Untergestell montiert werden 
konnte, sondern ortsfest aufgebaut werden mußte. 

233. Damit dem Bundesamt die Anweisung zur 
Umrüstung gegeben werden konnte, war die Ge- 
nehmigung zur Einführung des geänderten Geräts 
auf Grund der Prüfung durch einen der sog. Modell- 
ausschüsse erforderlich. In dem Ausschuß, der der 
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Umrüstung am 14. März 1962 zustimmte, war außer 
Vertretern der Luftwaffe als des Bedarfsträgers 
audi die Abteilung Wehrtedinik vertreten. In der 
Sitzung ist nur über die Antenne selbst, nidit aber 
über die Art des Aufbaus gesprodien worden. Die- 
ser war in zwei vorangegangenen Besprechungen 
mit erörtert worden. Einige Teilnehmer haben dazu 
erklärt, man habe sich, da die Umrüstnug nur als 
Übergangslösung bis zur Lieferung eines damals 
noch nicht serienreifen mobilen Geräts gedacht ge- 
wesen sei, für die Übergangszeit mit dem ortsfesten 
Aufbau auf einem Betonsockel — von dem übrigens 
auch die Lieferfirma ausging — abgefunden. Andere 
Besprechungsteilnehmer haben das bestritten und 
erklärt, man habe die Antenne auf einem noch aus- 
zuwählenden verlegbaren Stahlturm aufbauen wol- 
len. Da das Ergebnis der Besprechungen nicht schrift- 
lich festgehalten worden ist — wie überhaupt die 
Aktenführung in den beteiligten Referaten damals 
noch zu wünschen übri^ ließ — , muß davon ausge- 
gangen werden, daß bei der Entscheidung über die 
Umrüstung nicht geklärt war, wie die neue Antenne 
aufgebaut werden sollte. Die Beschaffungsanweisung 
an das Bundesamt vom 27. Juni 1962 beschränkte 
sich daher darauf, daß der Lieferumfang und die 
durchzuführenden Arbeiten mit dem Bedarfsträger 
abzustimmen seien. Die Umrüstung sollte entspre- 
chend den Liefermöglichkeiten der italienischen 
Firma bis zum Herbst 1963 abgeschlossen sein. 

234 . Das Bundesamt, das bereits vor Eingang der 
Beschaffungsanweisung von dem Vorhaben erfah- 
ren hatte, wandte sich am 13, Juni 1962 an die 
Firma, um genaue technische Unterlagen über das 
Gerät als Grundlage für eine Aufforderung zu einer 
Angebotsabgabe zu erhalten. Am 24. Juni 1962 
fragte es fernschriftlich im Bundesministerium an, ob 
die Betonsockel, auf denen die Firma die Anten- 
nen montieren wollte, von der Bauverwaltung oder 
von der Firma gebaut werden sollten. Die Anfrage 
löste im Ministerium fast ein Jahr dauernde Über- 
legungen aus, bei denen die Forderung nach Verleg- 
barkeit der Antennen in den Vordergrund trat. Nach- 
dem der Vertreter der Lieferfirma für die Antennen 
bei Besuchen im Bundesministerium erklärt hatte, 
seine Firma könne auch ein allerdings erst zu kon- 
struierendes verlegbares Untergestell in Stahlkon- 
struktion liefern, erhielt das Amt am 28. Juni 1963 
die fernschriftliche Anweisung des Bedarfsträgers, 
die Untergestelle mit zu beschaffen. Wegen eines 
durch Knappheit an Haushaltsmitteln verursachten 
Beschaffungsstopps konnte das Bundesamt den Ver- 
trag über die Lieferung der Antennen erst im Januar 
1964 schließen. 

235 . Während die Antennen gefertigt wurden, er- 
mittelte die Firma im Auftrag des Bundesamtes in 
den Raketenstellungen Liefer- und Leistungsumfang 
der Montage. Mitte 1965 — die Antennen waren in- 
zwischen geliefert worden — legte sie dem Bundes- 
amt Angebote mit zwei Möglichkeiten zum Aufbau 
der Antennen vor, über die dieses in einer abschlie- 
ßenden Besprechung mit Vertretern der Luftwaffe 
um Entscheidung bat. Den Aufbau auf einem als 
verlegbar bezeichneten Untergestell lehnte die Luft- 


waffe ab, weil das Gestell nach ihrer Meinung zu 
groß und mit Fahrzeugen der Truppe nicht verleg- 
bar gewesen wäre. Gegen den von der Firma erneut 
angebotenen ortsfesten Aufbau auf einem Beton- 
sockel wandte die Luftwaffe ein, das würde der 
Forderung nach Verlegbarkeit der Batterien nicht 
gerecht werden. Als Ausweg wies ein Besprechungs- 
teilnehmer vom Materialamt darauf hin, daß in 
einem ähnlichen Fall gute Erfahrungen mit einem 
aus Stahlrohrfertigteilen zusammensetzbaren Gestell 
einer deutschen Firma gemacht worden seien. Ein 
solches Gestell als Unterbau der Antennen könne 
auch mit Bundeswehrkranen aufgebaut werden. Das 
Amt hat die Richtigkeit dieser Angaben jedoch nicht 
nachgeprüft, sondern die deutsche Firma beauftragt, 
Vorschläge über Antennenmaste zu machen. Die 
Firma legte im November 1965 zwei Vorschläge vor, 
von denen einer vom Bedarfsträger akzeptiert 
wurde. Der Auftrag über einen Mast zu Versuchs- 
zwecken wurde aber erst Ende 1967 erteilt, u. a. 
deswegen, weil die Untersuchung des Angebots der 
Firma wegen der geforderten mechanischen Stabili- 
tät des Gestells bei gleichzeitiger Einhaltung der 
Mobilitätsforderung viel Zeit in Anspruch nahm. 

236 . Inzwischen hatte das Luftwaffeniamt beim Bun- 
desministerium Klage darüber geführt, daß die An- 
tennen im Freien lagerten, in den Transportver- 
schlägen der Witterung ausgesetzt seien und nur un- 
zureichend gepflegt werden könnten. Im Oktober 
1966 hatte es mitgeteilt, daß eines der Raketen- 
bataillone mit eigenen Mitteln einen Antennenträger 
aus Beton errichtet habe, auf dem die Antenne mon- 
tiert worden sei, und vorgeschlagen, bei den anderen 
Stellungen ebenso zu verfahren. Nachdem sich her- 
ausgestellt hatte, daß die Bauzeichnungen des Ra- 
ketenbataillons für andere Stellungen nicht verwert- 
bar waren, hatte sich das Bundesministerium im No- 
vember 1966 dafür entschieden, bis zur Lieferung 
der Stahlmaste als Übergangslösung von der Bau- 
verwaltung Antennensockel aus Beton bauen zu 
lassen. Im November 1967 hatten die Bauarbeiten 
noch nicht begonnen; mit ihrem Beginn wurde aber 
für das Frühjahr 1968 gerechnet. Daraufhin verzich- 
tete das Bundesministerium auf die Übergangs- 
lösung, da der Mehraufwand wegen des geringen 
Zeitgewinns nicht mehr lohnend erschien. 

Im April 1969 sollte eine weitere Antenne auf dem 
Stahlturm der deutschen Firma aufgebaut werden. 
Es stellte sich jedoch heraus, daß die Krane der 
Bundeswehr für den Aufbau in ebenem Gelände 
nicht hoch genug waren. Die Antenne war daher 
auch jetzt xnit Bundeswehrmitteln nicht verlegbar. 
Daraufhin entschied das Bundesministerium, daß 
keine weiteren Maste gekauft werden sollten. Es 
begründete seine Entscheidung in erster Linie da- 
mit, daß eine neue Lage entstanden sei, weil in 
einem Jahr ein neues besseres Gerät geliefert werde. 
Auch sei die Antenne nicht verlegbar. Schließlich 
habe ein Trupp enver such gezeigt, daß sie keine we- 
sentliche Verbesserung der Kampfkraft bringe. Die 
letzte Begründung war unzutreffend, weil der Ver- 
fasser des Versuchsberichts von falschen Voraus- 
setzungen ausgegangen war. Die neuen Geräte sind 
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im übrigen erst zwischen August 1971 und März 
1972 zu erwarten. 

über die Verwendung der restlichen vier nicht be- 
nutzten Antennen hat das Bundesministerium noch 
nicht entschieden. Sie haben rd. 1,35 Millionen DM 
gekostet. 

237. Obwohl die ungenügend vorbereitete Ent- 
scheidung des Modellausschusses bereits im Jahre 
1962 gefallen ist, hält der Bundesrechnungshof den 
Vorgang für aktuell, weil die dabei gemachten Feh- 
ler auch bei anderen Beschaffungen bis in die 
neueste Zeit vorgekommen sind. Er hat das Ministe- 
rium hierzu auf folgendes hingewiesen: 

a) Durch die Vorschriften des sog. Entstehungs- 
gangs Wehrmaterial (EGMat) vom 19. Februar 
1965 soll zwar sichergestellt werden, daß das 
Bundesamt Beschaffungsanweisungen nur noch 
für beschaffungsreifes, d. h. entwickeltes und er- 
probtes Material erhält. Bis in die neueste Zeit 
ist aber unter Berufung auf die Dringlichkeit der 
Beschaffung wiederholt von den Vorschriften 
des EDMat abgewichen worden. Der vorliegende 
Fall zeigt — ebenso wie andere vom Bundesrech- 
nungshof bereits früher behandelte Vorgänge — , 
daß Abweichungen vom vorgeschriebenen Ver- 
fahrensablauf meist keine Vorteile, sondern eher 
Nachteile mit sich bringen. 

b) Die Bearbeiter im Ministerium haben sich der 
Angelegenheit nicht mit der gebotenen Gründ- 
lichkeit in den technischen Einzelheiten gewid- 
met. Das gilt auch für die Zeit nach der Ent- 
scheidung des Modellausschusses. So ist nicht 
verständlich, wie das Ministerium die Anwei- 
sung zur Beschaffung des verlegbaren Unterge- 
stells der itlaienischen Firma geben konnte, ohne 
sich zu überzeugen, ob dieses Gestell mit Trup- 
penmitteln transportierbar sein würde. Auch hat 
der Vertreter des Materialamts die Erklärung 
über die Verwendbarkeit von Bundeswehrkranen 
für den Aufbau des Antennengestells entweder 
in Unkenntnis der Leistungsdaten dieser Krane 
oder ohne Prüfung, ob die Daten des ihm be- 
kannten Turms auch für den neuen Turm Gültig- 
keit hatten, abgegeben. Schließlich ist der Be- 
richt über die Versuche mit neuen Antennen nicht 
richtig ausgewertet worden. 

c) Die Bedarfsträger haben bei ihren Beschaffungs- 
überlegungen nicht berücksichtigt, daß sowohl 
die italienische als auch die deutsche Firma die 
Türme erst entwickeln mußten. Wenn die Beam- 
ten des Bundesamtes — möglicherweise auch in 
ihrem Bemühen, dem Drängen des Bedarfsträ- 
gers auf baldige Lieferung nachzukommen und 
nicht immer nur negative Auskünfte zu erteilen 
— zu optimistische Lieferdaten genannt haben, 
so war doch schon im Jahre 1962, noch mehr aber 
bei den späteren Überlegungen allgemein be- 
kannt, wie lange die Entwicklung von Gerät in 
einer vollbeschäftigten Wirtschaft dauert. Auch 
mußte das Ministerium mit Verzögerungen in 
dem zeitweise überlasteten Amt rechnen, nach- 
dem schon bei ihm selbst die Vorbereitungen für 
die Entscheidung des Modellausschusses ein Jahr 


und die Meinungsbildung über die Rückfrage des 
Bundesamtes nach der gewünschten Art des An- 
tennenaufbaus ein weiteres Jahr gedauert hat- 
ten. 

d) Der sofortige ortsfeste Aufbau auf Betonsockeln 
für die Zeit bis zur Lieferung des mobilen Nach- 
folgegeräts hätte den Einsatz aller Antennen er- 
laubt, während jetzt nur zwei — ebenfalls orts- 
fest — eingesetzt sind. Daß diese Übergangs- 
lösung unter den gegebenen Umständen auch die 
technisch einzig mögliche war, hätte sich bei 
gründlicher Prüfung cier Alternativen im übrigen 
schon im Jahre 1962 herausstellen können. Der 
an sich verständliche, unter den gegebenen Um- 
ständen aber nicht erfüllbare Wunsch nach einer 
optimalen Lösung hat die Erfüllung der mög- 
lichen Lösung verhindert. 

238. Das Bunde sministeri um hat erwidert, das Be- 
mühen der Luftwaffe um die aus militärischer Sicht 
beste Lösung habe zwar zu technischen Überlegun- 
gen geführt, die aus heutiger Sicht eine für die Ver- 
wendungsdauer der Antenne zu lange Zeit bean- 
sprucht hätten. Es sei aber zu berücksichtigen, daß 
auch bei einer schnelleren Lösung das Gerät inzwi- 
schen durch ein neues, verbessertes hätte ersetzt 
werden müssen. Die Beschaffung der neuen Anten- 
nen habe es möglich gemacht, durch deren sofortigen 
behelfsmäßigen Aufbau die Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr im Spannungsfall zu verbessern. Im 
übrigen werde jetzt besonders darauf geachtet, daß 
nur technisch in jeder Hinsicht reifes Gerät beschafft 
werde. 

Diese Ausführungen lassen außer acht, daß gerade 
die behelfsmäßige Verwendbarkeit durch das Be- 
stehen auf verlegbaren Untergestellen nicht erreicht 
worden ist. 

Feldzeugwesen 

(Kapitel 14 15) 

Erhaltung des Fahrzeug- und Kampffahrzeugmaterials 
der Streitkräfte 

(Titel 352) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 14 02) 

Vermischte Einnahmen 

(Titel 119 99) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1970 

Unzulässige Abschlagsauszahlung an eine Instandsetzungsfirma 

239. Für die Durchführung zahlreicher Inspektions- 
und Instandsetzungsarbeiten am Kampfpanzer Leo- 
pard in den Jahren 1967 und 1968 hat die Instand- 
setzungsfirma einem Versorgungsbataillon unter 
dem 3, Dezember 1968 drei nicht spezifizierte Rech- 
nungen über insgesamt 165 320 DM übersandt. Das 
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Bataillon hat noch im selben Monat diesen Betrag 
als Absdilagsauszahlung mit dem Bemerken aus- 
zahlen lassen, daß die Einzelleistungen im Wert von 
165 320 DM von der Firma in einer besonderen An- 
lage dargestellt und nachgereicht würden. Zur Be- 
gründung für die Leistung einer Abschlagsauszah- 
lung hat es ausgeführt, daß die bei Kapitel 14 15 
Titel 352 zugewiesenen Mittel noch vor Ablauf des 
Haushaltsjahres ausgeschöpft werden sollten, die 
Firma wegen der Unterbesetzung ihrer Buchhaltung 
und wegen des schleppenden Eingangs von Rech- 
nungen ihrer Vorlieferanten jedoch nicht in der Lage 
gewesen sei, vor Ende des Jahres 1968 der Truppe 
ihre Rechnungen mit den dazugehörigen prüfungs- 
fähigen Unterlagen zu übersenden. 

Da indes die Firma später ihre Forderungen nur in 
Höhe von 124 748,55 DM durch Einzelnachweis be- 
legen konnte, zahlte sie auf Anforderung den Un- 
terschiedsbetrag von 40 571,45 DM im April 1970 zu- 
rück. 

Der Bundesrechnungshof hat die Sachbehandlung be- 
anstandet. 

In dem vom Bundesamt für Wehrtechnik und Be- 
schaffung mit der Firma abgeschlossenen Rahmen- 
vertrag ist die Leistung von Abschlagszahlungen 
nicht vorgesehen. Die erbrachten Leistungen sind 
vielmehr jeweils einzeln mit dem Besteller abzu- 
rechnen und innerhalb von 21 Tagen nach Eingang 
spezifizierter und „fach technisch richtig" bescheinig- 
ter Rechnungen nebst Prüf- und Abnahmebestätigun- 
gen der Truppeneinheit oder Dienststelle usw. zu 
begleichen. Die Truppe hat sich also, und zwar vor- 
sätzlich, über die rahmenvertragliche Regelung hin- 
weggesetzt. Der Instandsetzungsfirma sind so rd. 
124 000 DM vor Fälligkeit und weitere rd. 40 000 DM 
ohne Rechtsgrund zugeflossen; sie konnte geraume 
Zeit darüber verfügen, ohne Zinsen zahlen zu müs- 
sen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Beschaffung von Feldzeugmaterial, soweit nicht an anderer 
Stelle veranschlagt 

(Titel 554 05) 

Haushaltsjahr 1970 

Erfassung der Bestände an Sturmgewehren 

240 . Das Bundesministerium ist im Jahre 1970 bei 
seiner Anordnung, Sturmgewehre zu beschaffen, da- 
von ausgegangen, daß von den früher beschafften 
Gewehren 151 761 nicht mehr vorhanden seien. Ihr 
Verbleibt konnte bei einer Prüfung durch den Bun-'^ 
desrechnungshof nicht nachgewiesen werden. Auf 
dessen Veranlassung eingeleitete Nachforschungen 
ergaben zunächst, daß nur 132 667 Gewehre nicht 
mehr vorhanden waren. Von diesen konnte für 
101 659 der Verbleib nachgewiesen werden. 31 008 
Sturmgewehre blieben unnachweisbar. 

Der Bundesrechnungshof hat das Ministerium ge- 
beten, diesen Fehlbestand aufzuklären. 


241 . Das Ministerium hat erwidert, die inzwischen 
weitergeführten Untersuchungen hätten ergeben, 
daß weitere 13 200 Gewehre vorhanden seien. Nicht 
aufgeklärt sei hiernach der Verbleib von 17 808 
Stück. Vermutlich fehlten diese Gewehre aber nicht 
tatsächlich; vielmehr sei der Fehlbestand auf Bu- 
chungsfehler zurückzuführen, die darauf beruhten, 
daß bisher bei den Teilstreitkräften, die jeweils für 
ihren Bereich für den Nachweis der Gewehre ver- 
antwortlich sind, unterschiedliche Erfassungsverfah- 
ren angewandt worden seien. Es sei deshalb unter 
der Verantwortung des Heeres eine Zählinventur 
für alle Sturmgewehre nach einheitlichen Gesichts- 
punkten eingeleitet worden, von deren Ergebnis 
der Bundesrechnungshof unterrichtet würde. Dar- 
über hinaus solle das Heer die Materialverantwor- 
tung für alle Sturmgewehre erhalten, damit auch 
in Zukunft der Bestand einheitlich erfaßt werde. 

Das Ministerium hat im übrigen auf Grund der Prü- 
fung durch den Bundesrechnungshof erkannt, daß 
der Bestand an Gewehren um 32 294 Stück höher ist 
als bis dahin angenommen. Das wird sich auf künf- 
tige Beschaffungen auswirken. 


Flugzeuge, Flugkörper und flugtechnisches Gerät 

(Kapitel 1419) 

Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

(Titel 965 und 554 01) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1969 

Beschaffung von leichten Transporthubschraubern Bell UH-1 D 

242 . Mitte 1965 wies das Ministerium das Bundes- 
amt für Wehrtechnik und Beschaffung an, 402 leichte 
Transporthubschrauber des Musters Bell UH-1 D 
in der Bundesrepublik Deutschland nachbauen zu 
lassen. 

Nach Erwerb der Nachbaurechte erteilte das Bundes- 
amt im April 1966 rückwirkend ab September 1965 
einem deutschen Flugzeughersteller den Auftrag, mit 
dem Nachbau zu beginnen. 

Eineinhalb Monate später, im Mai 1966, verlangte 
der Führungsstab der Luftwaffe, das Bauprogramm 
um 46 Hubschrauber zu kürzen, weil sich ergeben 
habe, daß diese von der Luftwaffe nicht benötigt 
würden. 

Um die Erhöhung der Stückpreise zu vermeiden, die 
bei einer Teilkündigung des Nachbauauftrages 
drohte, versuchte das Bundesministerium, die 46 Hub- 
schrauber bei der Polizei und dem Bundesgrenzschutz 
unterzubringen. Die Polizeibehörden zeigten jedoch 
kein Interesse. Der Bundesgrenzschutz erklärte sich 
bereit, 16 Maschinen abzunehmen. Sieben über- 
schüssige Hubschrauber glaubte das Ministerium 
für den Seenotrettungsdienst der Marine zusätzlich 
zu den dafür bestellten 20 Maschinen einsetzen zu 
können. Der Beschaffungsauftrag wurde daher zu- 
nächst nur um 23 Hubschrauber gekürzt. 
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Etwa zwei Jahre später änderte jedoch auch die 
Marine ihre Bedarfsanforderung; sie verzichtete 
auf alle für sie bestimmten 27 Hubschrauber, nach- 
dem sie erkannt hatte, daß sich die UH-1 D für den 
Seenotrettungsdienst nicht eignete. Der Fertigungs- 
auftrag wurde darauf um weitere 27 Maschinen ge- 
kürzt. 

Obwohl jetzt nur noch 352 Hubschrauber zu liefern 
waren, blieb der ursprünglich für 402 Stück veran- 
schlagte Beschaffungswert von 852 Millionen DM 
nahezu unverändert, da dem Hersteller auch die 
Kosten erstattet werden mußten, die bis zur Herab- 
setzung der Stückzahl für die weggefallenen 50 Hub- 
schrauber entstanden waren. 

243 . Nach überschlägigen Berechnungen des Bun- 
desrechnungshofes hatte die nachträgliche Kürzung 
der Bestellmenge Mehrausgaben von mehr als 
80 Millionen DM zur Folge, die nicht entstanden 
wären, wenn von Anfang an nur 352 Hubschrauber 
bestellt worden wären. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes wären 
die Mehrausgaben vermieden worden, wenn das 
Bundesministerium bei der Bedarfsermittlung die 
erforderliche Sorgfalt angewendet hätte und wenn 
die UH-1 D vor Einleitung der Beschaffung nicht nur 
auf ihre allgemeine Eignung, sondern auch darauf 
untersucht und erprobt worden wäre, ob sie sich für 
den Seenotrettungsdienst der Marine eigne. Er hat 
das Bundesministerium gebeten zu prüfen, ob Be- 
dienstete für diesen Schaden verantwortlich gemacht 
werden können. 

244 . Das Bundesministerium hat die Schadenshöhe 
bezweifelt und erwidert, es sehe keine Veranlas- 
sung, Maßnahmen gegen Bedienstete zu ergreifen. 
Der Flubschrauber UH — 1 D sei seinerzeit nach Ab- 
wägung aller militärischen und wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkte als gemeinsames Muster für alle Teil- 
streitkräfte ausgewählt worden. Die ursprüngliche 
Bedarfsberechnung der Luftwaffe habe zum Teil auf 
der Erwartung beruht, daß es gelänge, leichte Fern- 
meldebehälter sowie leichte Behälter für Stromver- 
sorgungsanlagen zu entwickeln, die mit diesem Hub- 
schrauber befördert werden könnten. Erst Ende 
April 1966 habe sich abgezeichnet, daß sich die Pla- 
nung, leichte Behälter für Stromversorgungsanlagen 
zu entwickeln, technisch nicht verwirklichen ließ und 
daß die geplanten Fernmeldebehälter so schwer 
würden, daß sie von leichten Hubschraubern nicht 
getragen werden könnten. Auf die 46 Hubschrauber 
sei außerdem auch deshalb verzichtet worden, weil 
unvorhergesehene Personalschwierigkeiten aufge- 
treten seien. Die Planung habe vorgesehen, die Hub- 
schrauber auf Plätzen zu stationieren, die bereits 
mit fliegenden Verbänden belegt waren, so daß für 
die Hubschrauber keine besondere Bodenorganisa- 
tion nötig gewesen wäre. Die Erklärung des Inspek- 
teurs der Luftwaffe vor dem Verteidigungsausschuß 
am 25. Februar 1965, die Personalfrage sei gelöst, 
habe sich daher auch nur auf das fliegende und das 
technische Personal, nicht jedoch auf die Bodenorga- 
nisation bezogen. Nachdem sich jedoch herausge- 
stellt habe, daß die Hubschrauber auf Fliegerhorsten 
nicht stationiert werden könnten, habe mit dem zur 
Verfügung stehenden Personal unter Berücksichti- 


gung der Personalverminderung bei der Luftwaffe 
die erforderliche Bodenorganisation für alle in Auf- 
trag gegebenen Maschinen nicht aufgestellt werden 
können. 

Zum Verzicht auf die Marinehubschrauber hat das 
Bundesministerium ausgeführt, vor Ende 1967 An- 
fang 1968 habe kein Anlaß bestanden, an der Eig- 
nung der UH — 1 D für den Seenotrettungsdienst zu 
zweifeln. Erst als auf Grund der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung auf die Beschaffung von Nachfolgety- 
pen für die Seenotrettungsflugboote habe verzichtet 
werden müssen und der Verteidigungsausschuß der 
Marine die Auflage gemacht habe, den Plan für den 
Umbau der Tender zu Flugsicherungsschiffen zu 
überprüfen, sei es erforderlich geworden, Hub- 
schrauber zu verlangen, die auch nachts sowie bei 
schlechtem Wetter und nicht nur für die Bergung, 
sondern auch für Suchaufgaben verwendbar seien. 
Die UH — 1 D habe diesem neuen Konzept nicht mehr 
entsprochen. 

245 . Der Bundesrechnungshof hält demgegenüber 
seine Beanstandungen aufrecht. Er sieht nach er- 
neuter Überprüfung keine Veranlassung seine Scha- 
densschätzung zu berichtigen. Der von ihm errech- 
nete Schadensbetrag von rd. 80 Millionen DM ent- 
spricht auch etwa der Summe, die sich aus den Be- 
trägen ergibt, die das Bundesministerium für die 
Kostensteigerung anläßlich der Verminderung des 
Luftwaffenbedarfs und die Herstellerfirma für den 
Verzicht auf die Marinehubschi auber genannt haben. 

246 . Zu den Ausführungen des Ministeriums über 
die Bedarfsplanung der Luftwaffe ist zu bemerken, 
daß entgegen der Darstellung des Bundesministe- 
riums schon lange vor der Erteilung des Nachbau- 
auftrages für die UH — 1 D hätte erkannt werden 
müssen, daß die geplanten Fernmeldebehälter für 
diese Maschine zu schwer sein würden. Das Gewicht 
der Behälter war nämlich bereits im Dezember 1963, 
als das Konzept für ihre Entwicklung erörtert wurde, 
mit 1,5 t festgelegt worden, und die Entwicklungs- 
anweisuiig des Ministeriums vom 2. Juli 1964 sah 
ebenso wie das Lastenheft vom 16. August 1965 vor, 
daß die Fernmeldebehälter durch mittlere und nicht 
durch leichte Hubschrauber befördert werden soll- 
ten. 

Der Bundesrechnungshof hat auch keine Anhalts- 
punkte dafür finden können, daß noch bis Ende 
April 1966 die Erwartung gerechtfertigt gewesen 
wäre, es könnten leichte, von der UH — 1 D tragbare 
l-t-Behälter für Stromversorgungsanlagen entwik- 
kelt werden. Für derartige Behälter gab es weder 
eine verbindliche militärische Forderung, noch hat 
das Ministerium je versucht, solche Behälter ent- 
wickeln zu lassen. 

Es mag zutreffen, daß bei dem Entschluß vom Mai 
1966, auf die 46 Hubschrauber für die Luftwaffe zu 
verzichten, auch das Personalproblem eine Rolle ge- 
spielt hat. Aber auch darauf kann sich das Bundes- 
ministerium zur Entlastung nicht berufen, weil schon 
8 Monate vor der Einleitung des Nachbaues bekannt 
war, daß die Planung von falschen Voraussetzungen 
ausgegangen war. Im Juli 1965 hatte das Luftwaffen- 
amt das Ministerium schon darauf aufmerksam ge- 
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macht, daß die beabsichtigte Stationierung der Hub- j 
Schrauber auf belegten Flugplätzen aus taktischen, ; 
infrastrukturellen und personellen Gründen nicht zu i 
realisieren sei. Bei richtiger Zusammenarbeit hätte ^ 
sonach die Bedarfszahl vor Erteilung des Auftrages , 
gekürzt werden können. ' 

Auch die Erklärung, die das Bundesministerium für ' 
den verspäteten Verzicht auf die 27 Marinehub- 
schrauber gegeben hat, hält der Bundesrechnungs- ! 
hof nicht für ausreichend. Nach seiner Meinung hätte j 
die Tatsache, daß dieser Hubschrauber der Besät- . 
zung nicht genügend Sicherheit über See bietet, weil ; 
er mit nur einem Triebwerk ausgestattet ist, seine ! 
Beschaffung für die Marine von vornherein verbieten | 
müssen. j 

Wäre der Hubschrauber außerdem vor der Beschaf- | 
fung — ■ wie es nach dem Geräteentstehungsgang i 
vorgeschrieben war — auch auf seine Eignung für I 
den Seenotrettungsdienst untersucht und entspre- 1 
chend erprobt worden und hätte das Ministerium 
diese Erprobung nicht auf die Zeit nach der Beschaf- 
fung verschoben, so hätte sich schon im Jahre 1964 
und nicht erst 1968 herausgestellt, daß Zelle und j 
Triebwerk dieses Typs nicht für Einsätze über See 
ausgelegt waren. Es wäre auch rechtzeitig erkannt - 
worden, daß es sich verbiete, für den Such- und ; 
Rettungsdienst der Marine Hubschrauber zu beschaf- ' 
fen, die nur bei Tag, unter guten Wetterbedin- : 
gungen und bei mäßigem Seegang verwendbar sind | 
und deren Einsatz nach einer Studie des Ministe- | 
riums vom Februar 1968 selbst von Flugs i che rungs- : 
schiffen aus nicht zu vertreten ist. ; 

Die Marine hätte dann auch ihr gesamtes Konzept 
für den Such- und Rettungsdienst schon vier Jahre 
früher ändern können. Nutzen daraus hätte sie nicht 
nur auf dem Gebiet der Beschaffung gezogen. j 

I 

Bundesminister für Famiiie und Jugend i 

(Einzelplan 29) i 

i 

Allgemeine Bewilligungen | 

(Kapitel 29 02) | 

i 

Allgemeiner Bundesjugendplan I 

(Titel 571 a) j 

Haushaltsjahre 1967 und 1968 ! 

i 

- Jetzt Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- | 
heit - 

247 . Das Bundesministerium hat drei personell 
und sachlich miteinander verbundenen Organisa- 
tionen mit Sitz in München, Hamburg und Bremen 
laufend Zuwendungen bewilligt. Die drei Organisa- | 
tionen haben in München eine gemeinsame Ge- . 
schäftsstelle, die von dem Geschäftsführer der in | 
München ansässigen Organisation geleitet wird. | 
Das Bundesministerium hat im Juni 1967 die Ver- j 
Wendung der Zuwendungen für die Haushaltsjahre i 
1963 bis 1966 bei der Münchener Organisation durch I 
seine Vorprüfungsstelle und bei der Hamburger | 
Organisation durch seine Prüfungsgruppe prüfen | 
lassen. i 


Der Bericht der Vorprüfungsstelle ist erst auf mehr- 
fache Vorstellungen des Bundesrechnungshofes im 
September 1968 — also 16 Monate nach der Prüfung 
— fertiggestellt und ihm anschließend zugeleitet 
worden. Der Bericht der Prüfungsgruppe ist im De- 
zember 1967 fertiggestellt worden, dem Bundesrech- 
nungshof auf Anforderung jedoch erst im September 
1968 zugegangen. 

Die Prüfungen haben erhebliche organisatorische 
Mängel in der gemeinsamen Geschäftsstelle in Mün- 
chen ergeben, die sich nachteilig auf die Bewirtschaf- 
tung der Zuwendungen ausgewirkt haben. Außer- 
dem wurde festgestellt, daß die Buchführung unüber- 
sichtlich ist und die Belege teilweise nicht prüfbar 
sind. Es bestehen Differenzen zwischen den Angaben 
in den Verwendungsnachweisen und den Eintragun- 
gen auf den Sachkonten der Buchhaltung. Im übrigen 
war eine ständig steigende und nicht vertretbare 
Großzügigkeit bei der Bewirtschaftung der Zuwen- 
dungen zu verzeichnen. 

Das Bundesministerium hat erhebliche Beträge zu- 
rückgefordert, weil sie nicht ordnungsgemäß ver- 
v/endet worden waren. 

Diese Mängel lassen erkennen, daß die Geschäfts- 
führung nicht über ausreichende Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Finanzwirtschaft und des Rechnungs- 
wesens verfügt. Sie hätten das Bundesministerium 
veranlassen müssen, bei der Bewilligung weiterer 
Zuwendungen die notwendigen Folgerungen zu zie- 
hen. Das ist nicht geschehen. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf in München die 
Verwendung der Zuwendungen für die Haushalts- 
jahre 1967 und 1968 geprüft. Dabei wurde fest- 
gestellt, daß die organisatorischen Mängel in der 
gemeinsamen Geschäftsstelle in München noch er- 
heblich größer sind, als es in den Berichten der Vor- 
prüfungsstelle und der Prüfungsgruppe des Bundes- 
ministeriums dargestellt worden ist. Die Buch- und 
Belegführung ist unübersichtlich. Die Einnahmen und 
Ausgaben werden für alle Organisationen nur in 
Abständen von mehreren Monaten gebucht. So war 
für keine der Organisationen für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar bis zum 10. Mai 1969 eine Einnahme oder Aus- 
gabe gebucht. Die Organisationen hatten mithin über 
längere Zeiträume keine Übersicht über ihre Finanz- 
lage. 

Auf den Belegen, die sich zudem vielfach nicht bei 
den im Journal angegebenen Ablagestellen befan- 
den, fehlen teilweise die Zweckbestimmungen. 

Uber die Zuwendungen wurde zum Teil unkorrekt 
abgerechnet. So wurden einer internationalen Orga- 
nisation gegenüber, die für ihre Aufgaben Geld vom 
Bund erhält, die Personalangaben über Teilnehmer 
an einer Veranstaltung so verfälscht, daß diese als 
förderungswürdig gelten konnten, während sie es in 
Wahrheit nicht waren. 

Die Geschäftsleitung einer der Organisationen hat 
Zuwendungen, die ihr gewährt worden waren, z. T. 
zeitweise einer anderen Organisation überlassen. 

Die Abrechnungsunterlagen befanden sich über- 
wiegend in einem unbefriedigenden Zustand. 

Diese Mängel stellen z. T. erhebliche Verstöße gegen 
allgemeine Ordnungsprinzipien dar. 
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248, Die Feststellungen veranlaßten den Bundes- 
rechnungshof, seine Prüfung zu unterbrechen, um 
dem Zuwendungsempfänger Gelegenheit zu geben, 
Vorgänge, Buchungsunterlagen, Belege, Schriftwech- 
sel usw. zu ordnen. Als die Prüfung nach mehreren 
Monaten fortgesetzt wurde, befanden sich die Ab- 
rechnungsunterlagen teilweise noch immer in einem 
unbefriedigenden Zustand. 

Das Bundesministerium ist von den vorläufigen Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes bereits im Juni 
1969 unterrichtet worden. Es sah sich jedoch nicht 
veranlaßt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab- 
stellung der Mängel einzuleiten. 

Die vollständigen Prüfungsmitteilungen des Bundes- 
rechnungshofes sind dem Bundesministerium im 
November 1970 zugegangen. Das Ministerium hat 
erwidert, daß die Mängel inzwischen weitgehend 
behoben seien und sich dabei auf die Angaben der 
Organisationen bezogen, ohne sich von der Richtig- 
keit selbst überzeugt zu haben. Es hält die Verstöße 
offenbar nicht für schwerwiegend und glaubt, daß 
die Organisationen seinem Verlangen nachgekom- | 
men seien. | 

Im übrigen hat das Ministerium mitgeteilt, daß die 
Mängel und ihre unterbliebene oder verspätete Ab- 
stellung auch auf die personelle Unterbesetzung sei- 
nes Hauses und der Organisationen zurückzuführen 
seien. Dieser Einwand kann allenfalls einzelne Fehl- 
leistungen, nicht aber einen mangelhaften Dauer- 
zustand entschuldigen. Zudem wäre es Aufgabe des 
Ministeriums gewesen, für die notwendige per- 
sonelle Besetzung Sorge zu tragen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß das 
Bundesministerium die Bundesinteressen gegenüber 
den Organisationen nicht so vertreten hat, wie es 
erforderlich gewesen wäre. Falls sich finanzielle 
Nachteile für den Bund ergeben sollten, wird die 
Frage der Haftung geprüft werden müssen. 

Zuschüsse an Familienorganisationen 

(Titel 660) 

Haushaltsjahre 1967 und 1968 

249. Das Bundesministerium hat einem Verband 
und dessen Nachfolgeorganisation laufend Zuwen- 
dungen in Höhe von durchschnittlich 50 v. H. des 
jährlichen Gesamthaushalts des Empfängers be- 
willigt. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung der 
Verwendung der Beträge Mängel in der Abrechnung 
aufgedeckt, die überwiegend der früheren Leitung 
des Verbandes zugerechnet werden müssen. 

Während der Prüfung hat der Verband angegeben, 
daß er selbst mit der Handlungsweise seiner frühe- 
ren Leitung nicht einverstanden sei und dies dem 
Bundesministerium im Jahre 1969 mitgeteilt habe. 
Das Bundesministerium hat sich der Angelegenheit 
nicht angenommen, wie es wegen etwaiger An- 
sprüche auf Rückzahlung von Zuwendungen erfor- 


derlich gewesen wäre, sondern dem Verband emp- 
fohlen, sie in eigener Zuständigkeit zu bereinigen. 

Die Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungshofes 
sind dem Bundesministerium im April 1970 zugegan- 
gen. Es hat sie zunächst nicht beantwortet. Erst bei 
ihrer durch den Bundesrechnungshof im Januar 1971 
veranlaßten Erörterung hat es die Beanstandungen 
dem Grunde nach anerkannt. Es hat zugesagt, die 
Angelegenheit zu überprüfen und unrechtmäßig ver- 
wendete Zuwendungen zurückzufordern. 

Mit der säumigen Behandlung der Angelegenheit 
hat das Bundesministerium die Bundesinteressen 
nicht ordnungsmäßig wahrgenommen. Falls sich dar- 
aus finanzielle Nachteile für den Bund ergeben, wird 
die Frage der Haftung zu prüfen sein. 


Zuschüsse für zentrale Maßnahmen der Ehevorbereitung, 
Elternbildung (Familienbildung) und Eheberatung 

(Titel 662) 

Haushaltsjahr 1968 

259. Das Bundesministerium hat im Jahre 1968 dem 
unter Nr. 103 genannten Verein für zwei Arbeits- 
tagungen Zuwendungen gewährt. Seine Prüfung der 
Verwendung hat zu keinen Beanstandungen geführt. 

Die Prüfung der Verwendung der Zuwendungen 
durch den Bundesrechnungshof hat dagegen ergeben, 
daß der Verein auf die bei den Arbeitstagungen an- 
gefallenen Kosten für Unterbringung und Verpfle- 
gung Ermäßigungen erhalten, diese aber im Ver- 
wendungsnachweis nicht berücksichtigt hatte. Zu- 
dem hatte er die Kosten für eine Arbeitstagung nur 
teilweise und für die andere überhaupt nicht be- 
glichen. 

Das Bundesministerium hätte bei ordnungsmäßiger 
eigener Prüfung die gleichen Feststellungen treffen 
müssen. 

Wegen der Mängel in der Buchführung des Vereins 
wird auf Nr. 103 Bezug genommen. 

Das Bundesministerium ist gebeten worden festzu- 
stellen, welche Rückforderungen sich aus den un- 
richtigen Abrechnungen des Vereins ergeben. 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

(Einzelplan 31) 

Bewilligungen für die Datenverarbeitung und neue 
Technologien 

(Kapitel 31 05) 

Förderung der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung für öffentliche Aufgaben 

(Titel 683 01) 

Haushaltsjahr 1969 

Die Ausgaben waren bis zum Haushaltsjahr 1968 
bei Kapitel 31 02 Titel 670 veranschlagt. 
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251 . Das Bundesminislerium hat bisher die For- 
schung und Entwicklung auf dem Gebiet der Daten- 
verarbeitung für öffentliche Aufgaben durch Zuwen- 
dungen an die Industrie sowie an wissenschaftliche 
und technische Institute und Einrichtungen iin Rah- 
men eines Fünf-Jahres-Programms (für 1967 bis 
1971) gefördert, das mit einem Gesamtbetrag von 
rund 300 Millionen DM am 26. April 1967 vom 
Kabinettsausschuß für wissenschaftliche Forschung, 
Bildung und Ausbildungsförderung verabschiedet 
worden ist. Dabei hat es Zuwendungen an die In- 
dustrie in der Regel nur bei einer finanziellen 
Eigenbeteiligung in Höhe von 50 v. H. gewährt. 

Anlaß und Gegenstand dieses Programms hat das 
Bundesministerium im einzelnen in einem Memoran- 
dum vom 17. April 1967 beschrieben; die „Bewil- 
ligungsbedingungen'' aus dem Jahre 1967, die es im 
Jahre 1969 neu gefaßt hat, bestimmen, wie die ein- 
zelnen Projekte vorzubereiten, durchzuführen und 
auszuwerten sind. 

Zur Zeit wird unter Federführung des Bundesmini- 
sterium ein zweites Förderungsprogramm für die 
Jahre 1971 bis 1975 vorbereitet. Es soll im Gegen- 
satz zum ersten ein Gesamtvorhaben der Bundes- 
regierung sein, daher alle einschlägigen Maßnahmen 
der Ressorts und der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft umfassen, mit dem ersten Programm verzahnt 
werden und der Förderung der Datenverarbeitung in 
voller Breite dienen. 


252 . Anknüpfend an Nr. 8 ff. der Denkschrift vom 
22. Dezember 1966 (Bundestagsdrucksache V/1603) 
hat sich der Bundesrechnungshof schon in Nr. 227 ff. 
der Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung für 
das Haushaltsjahr 1967 (Bundestagsdrucksache 
VI/559) zu Förderungsmaßnahmen des Bundesmini- 
steriums geäußert. Dabei hat er im wesentlichen zum 
Ausdruck gebracht, daß Förderungsmaßnahmen sorg- 
fältig vorbereitet und laufend überwacht werden 
sollten, weil damit nicht nur den Belangen des Bun- 
des, sondern auch denen der Zuwendungsempfänger 
besser als bei einem großzügigen Verfahren gedient 
würde. Auch sollte sich das Bundesministerium vor 
der Bewilligung von Zuwendungen davon überzeu- 
gen, daß eine wirtschaftliche Mittelverwendung und 
ein ordnungsmäßiger Nachweis durch den Zuwen- 
dungsempfänger sichergestellt ist. Schließlich hat der 
Bundesrechnungshof darauf hingewiesen, daß er 
zwar Verständnis für die besonderen Verhältnisse 
des bei der wissenschaftlichen Forschung auf diesem 
Gebiet eingesetzten Personals habe, jedoch den 
Widerspruch zwischen den bestehenden Vorschriften 
und der geübten Praxis nicht hinnehmen könne. 

Der Bundesrechnungshof hat nunmehr damit begon- 
nen, die Verwendung der Zuwendungen für die vom 
Bundesministerium im Rahmen des ersten Förde- 
rungsprogramms berücksichtigten Projekte zu prü- 
fen. Er hat zu diesem Zweck örtliche Erhebungen 
bei Zuwendungsempfängern angestellt und sich da- 
bei sowohl mit der Abrechnung als auch mit allen 
Aspekten in fachlicher Hinsicht befaßt. Hierbei ist 
der Bundesrechnungshof zu überwiegend unbefriedi- 
genden Ergebnissen gelangt. 


253 . Bei Prüfung der von den Zuwendungsempfän- 
gern dem Bundesministerium jährlich einzureichen- 
den Verwendungsnachweise hat der Bundesrech- 
nungshof Fehler von einiger Tragweite festgestellt. 
Schon wenige Stichproben ergaben grobe rechne- 
rische Unstimmigkeiten, die sich fast ausnahmslos 
zuungunsten des Bundes ausgewirkt haben. Außer- 
dem haben die Zuwendungsempfänger nicht immer 
ausreichend darauf geachtet, daß die zugewiesenen 
Beträge nach den Bewilligungsbedingungen nur zur 
Abdeckung oder anteiligen Abdeckung solcher 
Selbstkosten verwendet werden durften, die bei 
wirtschaftlichem Verhalten zur erfolgreichen Durch- 
führung des jeweiligen Projektes erforderlich wa- 
ren. Insgesamt sind nach den bisherigen Stichproben 
von den Zuwendungsempfängern fast 500 000 DM 
zu Unrecht als Kostenanteil des Bundes verwendet 
worden. 

Dieses Ergebnis ist einmal darauf zurückzuführen, 
daß das den Verwendungsnachweisen zugrunde lie- 
gende Rechenwerk meist unübersichtlich aufgebaut 
war und keine systematischen Sicherungen gegen 
grobe Unstimmigkeiten enthielt. Außerdem fehlten 
wichtige Grundaufzeichnungen über die dem Bund 
in Rechnung gestellten Personal-, Rechner- und son- 
stigen Leistungen entweder ganz, oder sie waren 
nicht so zeitnah, vollständig und sorgfältig geführt 
worden, wie dies zur eindeutigen Darstellung der 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle notwendig 
gewesen wäre. Das gilt vor allem für die Personal- 
leistungen. Diese waren allgemein unzulänglich 
festgehalten. So waren in die sogenannten 
„Urbelege" (Anwesenheitslisten, Tätigkeitsberichte, 
Gehaltsstundenabrechnungen) die für das jeweilige 
Projekt täglich erbrachten Arbeitsstunden meist 
nicht laufend, sondern oft nachträglich, gelegentlich 
sogar erst Monate nach Ablauf des Berichtszeit- 
raums aus dem Gedächtnis eingetragen worden. Zu- 
dem haben manchmal auch andere als die zustän- 
digen Mitarbeiter die Aufzeichnungen vorgenom- 
men oder sie durch übermalen, Streichen, Radieren 
usw. geändert, so daß sie mißverstanden werden 
konnten. Die Projekt- oder Laborleiter haben die 
Angaben nicht immer im notwendigen Umfang nach- 
geprüft; in manchen Fällen sind sogar Leistungen 
für längere Zeitabschnitte global geschätzt worden. 
Unzulänglichkeiten hat der Bundesrechnungshof 
auch bei der Prüfung der angesetzten Rechnerlei- 
stungen festgestellt, bei denen eine genauere Auf- 
klärung von Unstimmigkeiten deshalb nicht möglich 
war, weil ein maschinell erstellter Nachweis 
(Maschinenprotokoll) der tatsächlich in Anspruch 
genommenen Rechenzeiten durchweg fehlte. Die als 
Ersatz hierfür vorgelegten Unterlagen (Tageskarten, 
manuelle Aufzeichnungen usw.) brachten — wie 
Stichproben ergaben — keine Klarheit darüber, ob 
die Maschinenlaufzeiten tatsächlich im einzelnen 
festgehalten oder einfach pauschal mit den Arbeits- 
zeiten des an der Maschine tätigen Personals gleich- 
gesetzt und damit auch Stillstandszeiten mit berech- 
net worden sind. Aus den Urbelegen für sonstige 
Leistungen war schließlich oft nicht zu erkennen, 
ob und in welchem Umfang diese mit dem jeweili- 
gen Projekt in Zusammenhang standen. 
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Diese Mängel haben nicht nur die eingangs genann- | 
ten Fehler ermöglicht, sondern auch die vom Bun- ^ 
desrechnungshof erbetene Aufklärung unübersicht- 
licher Sachverhalte erheblich erschwert. Die Zu- 
wendungsempfänger hatten dabei nicht selten 
Mühe, Lücken in den Unterlagen nachträglich durch j 
Erläuterungen zu schließen, Unstimmigkeiten zu j 
klären und bei der Suche nach den Ursachen der | 
Fehler mitzuwirken. Gelegentlich konnten aufge- I 
deckte Unklarheiten überhaupt nicht völlig besei- I 
tigt werden, obwohl der Bundesrechnungshof für ; 
die ohnehin nur stichprobenweise durchgeführte | 
Prüfung mehr Zeit als sonst üblich aufgewendet hat. | 

254. Bei der fachlichen Prüfung mußte der Bundes- 
rechnungshof vor allem bemängeln, daß das Bun- 
desministerium nicht immer ausreichend geklärt 
hatte, ob ein Projekt auf Grund des unter Nr. 251 
genannten Memorandums überhaupt gefördert wer- i 
den durfte. Ferner wurden die Projekte weder vom | 
Bundesministerium noch von den Zuwendungsemp- ' 
fängern in jedem Falle so straff geplant, vorberei- i 
tet und gesteuert, wie es zur erfolgreichen Durch- | 
führung unerläßlich gewesen wäre. Auch waren Ziel I 
und Zweck der Projekte in den Anträgen und den 
Bewilligungsbescheiden nicht immer so eindeutig 
beschrieben, daß von dort her eine zielgerechte Pla- 
nung und Durchführung gesichert war. Da sidi die 
Zuwendungsempfänger auch in den halbjährlich dem | 
Bundesministerium einzureichenden Zwischenbe- ■ 
richten häufiger auf allgemein gehaltene Formulie- | 
rungen beschränkten, kam es vor, daß im Laufe der ! 
Projektdurchführung die Zielrichtung geändert, die ! 
Aufgabe eingeengt und der zeitliche Ablauf ver- j 
schoben wurde. Soweit einzelne Projekte über die i 
reine Forschung und Entwicklung hinausgingen und i 
auch die Einführung der elektronischen Datenver- . 
arbeitung einschließlich der Installierung einer elek- ; 
ironischen Datenverarbeitungsanlage umfaßten, 
fehlte es an einer Vor- und Detailplanung, wie sie | 
u. a. unter Nr. 34 ff. der Denkschrift vom 15. Februar i 
1969 (Bundestagsdrucksache V/4066) im einzelnen 
erläutert und als unerläßliche Voraussetzung für 
eine sachgerechte Entscheidung über die Einführung 
bezeichnet worden ist. Dieser Mangel behinderte 
zusätzlich den reibungslosen Ablauf der betreffen- 
den DV-Projekte und stellte damit die Wirtschaft- 
lichkeit des Vorgehens in Frage. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
Fehler und Versäumnisse der dargestellten Art nicht 
mit den Förderungszwecken in Einklang zu bringen 
sind. Die Mängel hätten in Einzelfällen zur Einstel- 
lung der Förderung führen müssen. Das Bundes- 
ministerium hat aber teilweise die von den Zu- 
wendungsempfängern eingereichten Zwischenbe- 
richte erst bis zu eineinhalb Jahren nach Ablauf des 
Berichtszeitraums fachlich gewürdigt. Zu dieser Zeit 
war es aber ohnehin nicht mehr möglich, rechtzeitig 
einzugreifen. In einem Fall hat das Ministerium den 
Schlußbericht überhaupt nicht umfassend fachlich 
gewertet, obwohl dieses Projekt einen ersten 
Schritt zu einem größeren, ebenfalls der geförderten 
Computer-Industrie zugedachten „Demonstrations- 
Datenverarbeitungsprojekt" bilden sollte, zu dem 
es nun nicht mehr kommen wird. 


Die fachlichen Mängel haben zur Folge gehabt, daß 
die Förderung der untersuchten Projekte teilweise 
ihr Ziel nicht erreichte und die dafür verwendeten 
Mittel für die Lösung anderer förderungswürdiger 
Probleme fehlten. 

255 . Der Bundesrechnungshof hat das Bundesmini- 
sterium wiederholt, zuletzt im März 1971, auf die 
rechnerischen und fachlichen Mängel hingewiesen 
und ihm die folgenden Empfehlungen gegeben. 

256 . Das Bundesministerium wird von den Zuwen- 
dungsempfängern ein von den Grundaufzeichnun- 
gen bis zum Verwendungsnachweis schlüssiges 
Rechenwerk zu fordern haben, damit in angemesse- 
ner Zeit nachgeprüft werden kann, ob die Zuwen- 
dung tatsächlich bestimmungsgemäß verwendet 
worden ist. Insbesondere sollten als Grundaufzeich- 
nungen für die Personalkosten Anschreibungen ge- 
führt werden, die die von den einzelnen Mitarbei- 
tern für das geförderte Projekt geleisteten Arbeits- 
stunden erkennen lassen; ferner sollten die nach 
Minuten bemessenen Rechenzeiten in den Maschi- 
nenprotokollen eindeutig als durch das jeweilige 
Projekt verursacht gekennzeichnet werden. 

Das Bundesministerium sollte die Abrechnungen 
auch regelmäßig und zeitnah prüfen. Dazu bieten 
ihm die Bewiligungsbedingungen die nötige Hand- 
habe. Ferner werden die Prüfungen der Preisüber- 
wachungsstellen zu intensivieren sein, mit denen 
das Bundesministerium einheitliche, die Besonder- 
heiten der elektronischen Datenverarbeitung be- 
rücksichtigenden Prüfungsmethoden absprechen 
sollte. Dadurch könnten grundsätzliche Mängel 
rechtzeitig aufgedeckt und finanzielle Einbußen des 
Bundes weitgehend vermieden werden. 

257 . In fachlicher Hinsicht wird vor der Vergabe 
vor allem genauer zu prüfen sein, ob ein Projekt die 
Grundvoraussetzungen der Förderungsprogramme 
erfüllt. In den Bewilligungsbescheiden sollten dar- 
über hinaus die Aufgaben, deren Zielsetzung und 
die für die Lösung vorgesehene Zeit genau ange- 
geben sein. 

Das Bundesministerium sollte auch sicherstellen, daß 
ihm die Zwischenberichte fristgerecht zugehen und 
darin der Projektverlauf genauer als bisher und in 
allgemein verständlicher Form wiedergegeben wird, 
damit es allen Beteiligten ermöglicht wird, den 
Arbeitsfortgang kritisch zu beurteilen. Zwischen- 
und Schiußberichte sollten den Zusammenhang zwi- 
schen den begonnenen Aufgaben oder Teilaufgaben 
und den bereits erzielten Ergebnissen mit dem För- 
derungsantrag, dem Arbeits- und Zeitplan sowie 
dem Bewilligungsbescheid eindeutig erkennen las- 
sen. Falls von den in den Bewilligungsbescheiden 
festgelegten Aufgaben und Zeitplänen abgewichen 
werden muß oder sich zeigt, daß für bestimmte 
Teilaufgaben keine Lösung gefunden werden kann, 
wäre das Bundesministerium unverzüglich zu unter- 
richten. 

Die Prüfung aller eingehenden Berichte sollte im 
Hinblick auf die finanzielle und politische Tragweite 
möglichst breit angelegt werden. Bei anwendungs- 
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orientierten Vorhaben sollten die potentiellen An- 
wender, in den übrigen Fällen fachlich kompetente 
Stellen, z. B. die Ressorts, hinzugezogen werden. Es 
muß gewährleistet sein, daß das Bundesministerium 
rechtzeitig den Projektverlauf beeinflussen und ge- 
gebenenfalls die finanzielle Unterstützung ganz oder 
teilweise einstellen kann. 

Sollte im Laufe der Zeit in vielen Fällen von den 
Grundgedanken des Förderungsprogramms abgewi- 
chen werden, so wäre zu prüfen, ob und inwieweit 
nicht die mit dem Programm verfolgten Ziele auf- 
gegeben werden müssen und ob etwa unter neuen 
Aspekten die Förderung fortgesetzt werden kann. 

Die zeitnahe und gründliche Prüfung der Schluß- 
berichte ist dann von besonderer Bedeutung, wenn 
Projekte mit gleichen oder ähnlichen Zielen noch 
laufen oder sich anschließen sollen. 

Im übrigen sollten die Berichte der Zuwendungs- 
empfänger in den Fällen, in denen der Einsatz einer 
Datenverarbeitungsanlage geplant ist, erkennen las- 
sen, daß die Regeln einer ordnungsgemäßen Planung 
und Implementierung beachtet worden sind (vgl. 
Nr. 34 ff. der erwähnten Denkschrift vom 15. Februar 
1969). Besonders sollten dabei die drei Planungs- 
phasen beachtet werden, die der Entscheidung, ob 
sich die elektronische Datenverarbeitung für ein 
konkretes Aufgabengebiet eignet, vorausgehen, 
nämlich die Festlegung der Zielsetzung, die Grob- 
planung und die Detailplanung. Diese Phasen sollten 
nacheinander in der genannten Reihenfolge abge- 
wickelt und jeweils durch einen Bericht abgeschlos- 
sen werden. Schließlich sollten die Zuwendungs- 
empfänger alle Unterlagen, die darüber Aufschluß 
geben, wie die Projekte begonnen, durchgeführt und 
finanziell abgewickelt worden sind sowie welches 
Ergebnis sie gezeigt haben, sammeln und in geord- 
neter Form aufbewahren. Damit könnten diese den 
Zuwendungsempfängern selbst und den verschiede- 
nen Prüfungsinstanzen jederzeit ein vollständiges 
Bild vom Stand des Projekts vermitteln. Zu diesen 
Unterlagen gehören insbesondere alle Anträge, Be- 
willigungsbescheide, Verwendungsnachweise, Zwi- 
schen- und Schlußberichte sowie der sonstige pro- 
jektbezogene Schriftverkehr mit dem Bundesmini- 
sterium und ein komplettes Verzeichnis der Ord- 
nungsnummern, unter denen die dem jeweiligen 
Projekt zugerechneten Kosten beim Zuwendungs- 
empfänger im einzelnen aufzufinden sind. Ferner 
sind eine Beschreibung aller angewendeten Metho- 
den der Kostenermittlung und -erfassung und Unter- 
lagen erforderlich, die es ermöglichen, daß die im 
Verwendungsnachweis angesetzten Summen bis zu 
den Einzelbeträgen zurückverfolgt werden können. 
Bestandteil des Nachweises sind ferner die Einzel- 
belege, aus denen die Verwendung der Zuwendung 
ersichtlich ist und die in einer Ablage aufzubewah- 
ren sein werden, die im Stichprobenverfahren den 
Zugriff ohne unangemessen großen Aufwand ge- 
stattet. Zu dem Nachweis gehören außerdem eine 
Beschreibung aller im Rahmen des Projekts geplan- 
ten oder in Angriff genommenen Teilaufgaben und 
deren Zuordnung zu den bereits erwähnten Ord- 
nungsnummern und schließlich eine Übersicht über 
das bei den einzelnen Teilaufgaben eingesetzte Fach- 
personal. 


255. Das Bundesministerium hat hierzu schriftlich 
und mündlich, zuletzt im April 1971, Stellung ge- 
i nommen. 

: Zur Frage der Abrechnung hat es im wesentlichen 
entgegnet, daß es die vom Bundesrechnungshof emp- 
fohlenen, regelmäßigen und zeitnahen Prüfungen be- 
i grüßen würde; es sei dazu jedoch infolge der zu 
I geringen Zahl von Prüfern bisher nicht in der Lage 
gewesen. Eine frühere Anregung des Bundesrech- 
nungshofes, die nachkalkulatorischen Kostenprüfun- 
gen weitgehend den Preisüberwachungsstellen zu 
übertragen, habe sich bisher ebenfalls nicht zufrie- 
denstellend verwirklichen lassen. Bei seinen eigenen 
Prüfungen z. T. festgestellte unrichtige Ergebnisse 
I hätten sich sowohl zugunsten des Bundes als auch zu 
I seinen Ungunsten ausgewirkt. Die Preisüberwa- 
I chungsstellen hätten zwar bei ihren Prüfungen eben- 
falls Abweichungen von den in den Verwendungs- 
^ nachweisen ausgewiesenen Beträgen ermittelt, Zwei- 
' fei an der Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens 
I und der betrieblichen Organisation der Zuwendungs- 
I empfänger jedoch nicht geäußert. 

Zum Nachweis des Personalaufwandes hat das Bun- 
desministerium insbesondere erwidert, daß es bei 
einem Projekt eines Zuwendungsempfängers unvoll- 
ständige Grundaufzeichnungen vorgefunden habe; 
j hier habe aber an Hand nachträglich erstellter Unter- 
I lagen die Möglichkeit bestanden, die Anzahl der an- 
j rechenbaren Stunden zu rekonstruieren. Künftig 
I werde der Zuwendungsempfänger die Aufschreibun- 
! gen auch bei diesem Projekt so auftragsbezogen und 
j korrekt vornehmen, wie es dem bei den anderen 
j Projekten geübten Verfahren entspreche. Im übrigen 
j sei allseits bekannt, daß die Forderung nach täg- 
j liehen Tätigkeitsberichten, die als berechtigt aner- 
, kannt werde, bei Wissenschaftlern, die in For- 
schungsstätten beschäftigt seien, auf entschiedenen 
Widerstand stoße. Es bedürfte insoweit eines länge- 
ren Erziehungsprozesses, in dessen Verlauf Unvoll- 
ständigkeiten bei der Aufzeichnung der Personal- 
I stunden in Kauf genommen werden müßten. 

i Hinsichtlich der Rechnerleistungen hat das Bundes- 
ministerium ausgeführt, daß nach seinen Informa- 
tionen keine Stillstandszeiten, sondern jeweils nur 
echte Belegungszeiten in Rechnung gestellt worden 
I seien. Zu den Kosten für sonstige Leistungen, bei 
I deren Prüfung das Bundesministerium ebenfalls nicht 
zu gleichen Feststellungen wie der Bundesrechnungs- 
hof gekommen ist, hat es darauf hingewiesen, daß 
bei der Vielzahl der zu prüfenden Projekte eine 
Prüfung bis ins letzte Detail aus Zeitgründen und 
wegen des bereits erwähnten Personalmangels nicht 
möglich gewesen sei. 

Zu den finanziellen Auswirkungen der vom Bundes- 
rechnungshof festgestellten Fehler vertritt das Bun- 
desministerium die Auffassung, daß mindestens bei 
einem Teil der vom Bundesrechnungshof geprüften 
Projekte eine Rückforderung deshalb nicht in Be- 
tracht komme, weil die an sich überzahlten Beträge 
mit der nachträglichen Anhebung von Kostensätzen 
durch das Bundesministerium oder die Preisüber- 
wachungsstellen zu verrechnen seien. In anderen 
Fällen sei eine Stellungnahme erst möglich, wenn die 
noch ausstehenden Berichte der Preisüberwachungs- 
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stellen über die Prüfung der Marktpreise vorlägen. 
Im übrigen habe es die finanzielle Förderung bei 
verschiedenen Projekten begrenzen müssen, weil 
nicht genügend Haushaltsmittel verfügbar gewesen 
seien. Soweit hier nach den Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes Korrekturen zugunsten des Bun- 
des notwendig seien, müsse nach seiner Auffassung 
die Rückforderung mit den Kosten für die zwar er- 
brachten, jedoch nicht geltend gemachten, aber an- 
erkennungsfähigen Leistungen verrechnet werden. 
Allerdings seien Fälle denkbar, in denen die Grund- 
aufzeichnungen so mangelhaft seien, daß man zu er- 
heblichen Abstrichen von den in Rechnung gestellten 
Kosten bis zum völligen Widerruf der Förderung 
gezwungen sei. 

Das Bundesministerium hat ferner erwidert, daß es 
keine erfolgversprechende Möglichkeit sehe, bei den 
Preisüberwachungsstellen darauf hinzuwirken, daß 
deren Prüfungstermine vorverlegt oder spezielle 
Prüfungsmethoden für das Gebiet der elektronischen 
Datenverarbeitung eingeführt würden. Es bereite 
aber Maßnahmen vor, die unter Berücksichtigung 
eigener Belange ein einheitliches Vorgehen der 
Preisüberwachungsstellen und des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft und Finanzen bei Kostenprüfun- 
gen in Zuwendungsfällen sicherstellen sollen. 

Dem Vorschlag des Bundesrechnungshofes, auf eine 
geordnete Sammlung und Aufbewahrung der Unter- 
lagen über Ingangsetzung, Durchführung, Ergebnis 
und finanzielle Abwicklung der Projekte hinzuwir- 
ken, glaubt das Bundesministerium nicht folgen zu 
können, weil die Gestaltung des Rechnungswesens 
Sache des Zuwendungsempfängers sei und zum an- 
deren der „Grundsatz der Gleichmäßigkeit" verletzt 
werden würde, nach dem die einmal gewählte Form 
des Rechnungswesens stetig und unverändert bei- 
behalten werden könne. Außerdem habe sich nach 
den Preisvorschriften die Beanspruchung des Zuwen- 
dungsempfängers durch Feststellungen des Zuwen- 
dungsgebers im angemessenen Verhältnis zur wirt- 
schaftlichen Bedeutung der Leistung für den Zu- 
wendungsgeber und den Zuwendungsempfänger zu 
halten. Wie ihm bekannt sei, solle selbst bei einem 
der am meisten bedachten Zuwendungsempfänger 
der Anteil öffentlicher Aufträge und Zuwendungen 
(einschließlich der Darlehen) wirtschaftlich relativ 
unbedeutend sein, so daß auch aus diesem Grunde 
über die Bewilligungsbedingungen hinausgehende 
Prüfungsrichtlinien, die das Rechnungswesen und die 
Organisation des Zuwendungsempfängers unzumut- 
bar beeinträchtigen, nicht angebracht und nicht wirt- 
schaftlich seien. 

Im übrigen könne der Bundesrechnungshof den 
Schriftverkehr der Zuwendungsempfänger mit dem 
Bundesministerium bei ihm einsehen. 

259 , Zu den fachlichen Beanstandungen und Hin- 
weisen des Bundesrechnungshofes (Nr. 254) hat das 
Bundesministerium im wesentlichen ausgeführt, daß 
es mit der Förderung der Datenverarbeitung seiner- 
zeit Neuland betreten habe und es wegen der wäh- 
rend der Laufzeit des Programms gesammelten Er- 
fahrungen notwendig gewesen sei, die bei dessen 
Konzipierung maßgeblichen Überlegungen und Ziel- 


vorstellungen in einigen Punkten zu ändern. So 
habe das Bundesministerium erkannt, daß es nicht 
zweckmäßig sei, aus seinem Etat Förderungsmittel 
für Arbeiten zur Verfügung zu stellen, die mit Pro- 
jekten aus dem Aufgabenbereich eines anderen 
Ressorts bzw. seiner nachgeordneten Behörde im 
Zusammenhang stünden. Die Vorbereitung und 
Realisierung solcher Projekte verlange Weisungs- 
befugnisse der Verantwortlichen und eine intensive 
Mitarbeit von Bediensteten des entsprechenden Res- 
sorts sowie die Lenkung der Arbeiten durch diese. 
Die Außerachtlassung dieses Prinzips habe in einem 
auch vom Bundesrechnungshof bemängelten Fall 
dazu geführt, daß das Ziel nicht erreicht worden sei. 
Daher werde es sich dafür einsetzen, daß Mittel zur 
Finanzierung solcher Projekte künftig im Einzelplan 
des jeweiligen Ressorts veranschlagt werden. Seine 
eigenen Förderungsmaßnahmen sollten sich hierbei 
hauptsächlich nur auf solche Probleme erstrecken, 
die noch einer grundsätzlichen wissenschaftlichen 
Lösung bedürften. 

Das Bundesministerium kommt zu dem Schluß, bei 
der heutigen Beurteilung der in der Vergangenheit 
durchgeführten Projekte könne nach alledem nicht 
immer vom Text des ersten Programms ausgegangen 
werden. Vielmehr müßten dessen Ziele in Betracht 
gezogen werden, die darin bestanden hätten, die 
Entwicklung von Problemlösungen zur Erschließung 
der Anwendung der Datenverarbeitung für öffent- 
liche Aufgaben zu fördern und die Industrie mit 
Basis in der Bundesrepublik Deutschland in die 
Lage zu versetzen, leistungsfähige Programm- 
systeme auf dem Markt anbieten zu können. Ferner 
müsse bei Beurteilung der Projektbehandlung be- 
rücksichtigt werden, daß sich auch insoweit die un- 
zureichende personelle Besetzung in seinem Hause 
erschwerend ausgewirkt habe. 

Die in der erwähnten Denkschrift angeführten 
Grundsätze seien nur bei einigen, am Anfang des 
ersten Programms angelaufenen Projekten anwend- 
bar, bei denen die Implementierung der Datenver- 
arbeitung noch mit Gegenstand der Förderung ge- 
wesen sei. Darüber hinaus erscheine allerdings eine 
sinngemäße Anwendung von Teilen der Grundsätze 
bei der Formulierung von Förderungsanträgen und 
Ergebnisberichten angebracht. 

260 . Den Anregungen des Bundesrechnungshofes 
für die künftige fachliche Handhabung der Projekte 
auf dem Gebiet der Datenverarbeitung hat das Bun- 
desministerium zugestimmt. Es sei vorgesehen, An- 
wendungsprojekte künftig erst zu fördern, wenn 
detaillierte Planungen und Projektvorschläge vor- 
liegen, die Bearbeitung und Detailkoordinierung 
einem Projektträger zu übertragen und bereits lau- 
fende Förderungsvorhaben allmählich in diese Pro- 
jektform überzuleiten. Ferner werde es die Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH 
beauftragen, die Arbeiten auf dem Gebiet des Spei- 
cherns und Wieder auffindens von Informationen 
kritisch zu überwachen, das Bundesministerium bei 
der Auswertung der Berichte zu unterstützen und 
den Erfahrungsaustausch zwischen den Zuwen- 
dungsempfängern und künftigen Anwendern zu 
organisieren. Auch werde es die Gesellschaft zu sei- 
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ner Unterstützung bei der Koordinierung verschie- I 
dener Anwendungsprojekte einschalten, wozu diese ; 
eine entsprechende Projektgruppe aufbauen werde. 
Ferner werde es zu seiner gutachtlichen Beratung 
projektbegleitende Ausschüsse einrichten, die auch ' 
durch örtliche Prüfungen beim Zuwendungsempfän- 
ger den Fortgang der Arbeiten überwachen sollten. 
Schließlich werde es die personelle Besetzung der 
für die Förderung der Datenverarbeitung zuständi- 
gen Referate erweitern. 

261 . Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
mit dem ersten Förderungsprogramm teilweise Neu- 
land betreten wurde, so daß Schwierigkeiten mög- 
licherweise nicht immer zu vermeiden waren. Dar- i 
über hinaus hat auch nach Ansicht des Bundesrech- I 
nungshofes die unzureichende personelle Besetzung 
der zuständigen Referate des Bundesministeriums 
wesentlich zu der unzulänglichen Kontrolle der Pro- 
jekte beigetragen. Die Personelle Ausstattung dieser I 
Referate wird daher zu verbessern sein, ehe die ^ 
Maßnahmen im Rahmen des zweiten Förderungspro- 
gramms anlaufen; das Bundesministerium dürfte zur | 
Zeit nicht in der Lage sein, sich über den praktischen | 
Ablauf der geförderten Projekte ausreichend und | 
eingehend zu unterrichten. Aber auch abgesehen 
hiervon sind Verbesserungen notwendig und mög- 
lich. Dazu erscheinen dem Bundesrechnungshof im 
Hinblick auf die Erwiderung des Bundesministeriums 
die folgenden Anmerkungen notwendig. 

2G?. Die Mängel in der Abrechnung der Projekte j 
haben ihre tiefere Ursache darin, daß die Zuwen- | 
dungsempfänger allgemein nicht erkannt haben, i 
welche Bedeutung den Unterlagen zukommt, die j 
den Verwendungsnachweisen zugrunde liegen. Vor i 
allem haben sie nicht ausreichend dem Umstand 
Rechnung getragen, daß diese Unterlagen, obwohl 
sie nicht zur Finanzbuchhaltung gehören, wegen 
ihrer unmittelbaren Auswirkungen auf den Bundes- 
haushalt den gleichen Grad an Ordnungsmäßigkeit | 
erfordern. Was für Zwecke der Betriebsstatistik aus- l 
reichen mag (z. B. Belege über geleistete Arbeits- 
stunden mit geschätzten Monatsbeträgen und ohne 
Unterschrift und Datum) ist als Grundlage für 
finanzielle Ansprüche gegenüber dem Bund nicht 
ohne weiteres geeignet. Außerdem macht die Zweck- 
bindung der Zuwendungen eine deutliche Abgren- 
zung der Projektarbeiten von den nicht geförderten 
allgemeinen Firmenaktivitäten notwendig. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß die 
Zuwendungsempfänger vom Bundesministerium 
möglichst bald entsprechend unterrichtet und auf 
mögliche Konsequenzen bei fehlerhaften Unterlagen 
hingewiesen werden sollten, damit die bestehenden 
Unklarheiten ausgeräumt und die daraus resultie- 
renden Nachteile für den Bund mindestens für die 
Zukunft vermieden werden. Gleichzeitig ließe sich 
auf diese Weise sicher eine Verringerung des bei 
Prüfungen — nicht nur durch den Bundesrechnungs- 
hof — entstehenden Arbeits- und. Zeitaufwandes er- 
reichen, weil die am Anfang örtlicher Erhebungen 
regelmäßig notwendigen Diskussionen über die — 
an sich selbstverständlichen — Erfordernisse einer 
ordnungsmäßigen Abrechnung entbehrlich würden. 


Daß der Bundesrechnungshof die bisher geprüften 
Zuwendungsempfänger bei diesen Diskussionen im 
wesentlichen überzeugen konnte, befriedigt allein 
nicht, weil dieser Effekt ohne eine daran anknüp- 
fende generelle Klarstellung durch das Bundes- 
ministerium keinerlei Auswirkungen auf die Viel- 
zahl der noch nicht geprüften Zuwendungsempfän- 
ger hat und damit nicht verhindert, daß bei diesen 
bis zu der — in Einzelfällen sicherlich erst in Jahren 
zu erwartenden — Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof gleiche Fehler mit gleichen oder noch 
größeren nachteiligen Auswirkungen für den Bund 
gemacht werden. 

Der Bundesrechnungshof hat — im Gegensatz zum 
Bundesministerium — auch nicht den Eindruck, daß 
die Zuwendungsempfänger eine ergänzende Rege- 
lung zu den Bewilligungsbedingungen als unzumut- 
bar, unangebracht oder unwirtschaftlich empfinden 
oder als Verletzung unumstößlicher Grundsätze der 
Buchführung ansehen würden. Die bisher geprüften 
Zuwendungsempfänger haben dem Bundesrech- 
nungshof im Gegenteil bekundet, daß ihnen an einer 
Klarstellung durch das Bundesministerium durchaus 
gelegen sei. Das gilt auch für die vom Bundesrech- 
nungshof empfohlene geordnete Sammlung und 
Aufbewahrung der Unterlagen über Ingangsetzung, 
Durchführung, Ergebnis und finanzielle Abwicklung, 
für die auf seiten der Zuwendungsempfänger Bereit- 
schaft zu Entgegenkommen besteht. Das überrascht 
schon deshalb nicht, weil die Unterlagen bei ord- 
nungsmäßiger Rechnungsführung ohnedies vorhan- 
den sein müssen und es dann nur noch darum geht, 
sie so abzulegen, daß jederzeit auf sie zurückgegrif- 
fen werden kann. In einem Schreiben an den Bun- 
desrechnungshof, das dem Bundesministerium in 
Abschrift zugegangen ist, hat sogar der Zuwen- 
dungsempfänger, bei dem der Anteil an Öffentlichen 
Aufträgen und Zuwendungen nach den Informatio- 
nen des Bundesministeriums wirtschaftlich unbe- 
deutend sein soll, seine grundsätzliche Übereinstim- 
mung mit den Vorstellungen des Bundesrechnungs- 
hofes zum Ausdruck gebracht. 

Der Bundesrechnungshof ist mit dem Bundesministe- 
rium der Auffassung, daß die Frage der Ord- 
nungsmäßigkeit der Abrechnung auch bei Zuwen- 
dungen aus anderen Haushaltsstellen eine Rolle 
spielt und deshalb eine einheitliche Regelung ange- 
zeigt erscheint; er wird deshalb seine Vorstellungen 
in Kürze mit dem Bundesministerium unter Hinzu- 
ziehung sonst beteiligter Ressorts weiter erörtern. 
Im übrigen wird der Bundesrechnungshof, wie mit 
dem Bundesministerium abgesprochen, die Zuwen- 
dungsempfänger, bei denen örtliche Erhebungen be- 
vorstehen, einstweilen selbst davon unterrichten, 
welche Unterlagen er bei Beginn seiner örtlichen 
Erhebungen in geordneter Form erbitten wird. Dazu 
wird auch der Schriftwechsel mit dem Bundesmini- 
sterium gehören, weil die Einsichtnahme am Ort der 
Erhebungen gegenüber anderen Möglichkeiten, z, B, 
der Einsichtnahme in die Akten des Bundesministe- 
riums oder der Übersendung von Kopien durch das 
Bundesministerium, nach wie vor die einfachste 
Lösung zu sein scheint. 

Der Prüfung der Verwendungsnachweise durch Bun- 
desministerium und Preisüberwachungsstellen soll- 
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ten die besonderen Anforderungen in den Bewilli- 
gungsbedingungen zugrunde gelegt werden (s. auch 
die Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu §§ 23, 

26 und 44 BHO vom 18. Dezember 1970 sowie die 
dazugehörenden „Allgemeinen Bewirtschaftsgrund- 
sätze"). Wird aber dieser Maßstab angelegt, so kann 
selbst wenn das Rechnungswesen des Zuwendungs- i 
empfängers vom Wirtschafts- oder Steuerprüfer im 
allgemeinen nicht zu beanstanden war, immer noch 
zweifelhaft sein, ob auch die Kostennachweise stefs 
ordnungsmäßig sind. Allgemein ist der Bundesrech- 
nungshof nach seinen Erfahrungen davon überzeugt, 
daß die Frage, ob nicht zum Projekt zugehörige 
Kosten abgerechnet und durch unwirtschaftliches 
Verhalten unnötige Kosten verursacht worden sind, 
nur mit ausreichendem Grundwissen auf dem Gebiet ! 
der elektronischen Datenverarbeitung sachgerecht j 
geprüft werden kann. Aber auch abgesehen von i 
dieser Frage müssen sowohl von seiten des Bundes- 
ministeriums als auch der Preisüberwachungsstellen | 
neue Wege beschritten werden, wenn ihre Prüfungs- 
tätigkeit auf diesem Spezialgebiet erfolgreich sein ; 
soll. Dazu müßten auch die ohnedies nur möglichen | 
Stichproben bis ins Detail durchgeführt werden, weil i 
bei der Schwierigkeit der Materie die Sachverhalte i 
anders kaum völlig aufgeklärt werden können. | 

Bei den Prüfungen durch Verwaltung, Preisüber- ; 
wachungsstellen und Bundesrechnungshof aufge- | 
deckte Fehler, die sich zuungunsten des Bundes aus- j 
gewirkt haben, dürften nur durch Verrechnung mit ‘ 
ursprünglich nicht berücksichtigten Kosten des Zu- | 
Wendungsempfängers und nur im Rahmen des Pro- 
jekts und des betreffenden Kalenderjahres ausge- | 
glichen werden können. Dabei muß vorausgesetzt 
werden, daß die den Fehlern zugrunde liegenden 
Mängel nicht die Ordnungsmäßigkeit der Abrech- 
nung insgesamt in Frage stellen, der Verrechnung 
nicht Bestimmungen der „Bewilligungsbedingungen" i 
entgegenstehen und die nunmehr zur Förderung : 
herangezogenen Leistungen ausdrücklich vom Bun- 
desministerium als zum Projekt gehörig anerkannt | 
werden. Stellt sich bei den Prüfungen heraus, daß ! 
Grundaufzeichnungen unvollständig sind, so wird ; 
in der Regel geprüft werden müssen, ob die Zuwen- i 
düng ganz oder mindestens in Bezug auf die be- 
treffende Kostenart (z. B. Personalkosten) zurückzu- 
fordern ist. Nur in Ausnahmefällen, wenn der Man- 
gel geringfügig ist und die Ordnungsmäßigkeit der 
Abrechnung nicht beeinträchtigt, erscheint es denk- 
bar, daß die anrechenbaren Kosten geschätzt wer- 
den. 

I 

Im übrigen sollten alle Betragsänderungen, die sich 
ergeben, nachdem der Ziiwendungscmpfänger den 
Verwendungsnachweis eingereicht hat, dokumen- 
tiert und schriftlich erläutert werden. Damit wäre 
der jeweilige Stand der Abrechnung immer und für 
alle Beteiligten deutlich, so daß z. B. Fehlschlüsse bei 
Preisprüfungen vermieden werden. 

263 . Zur fachlichen Seite der Projekte hat das Bun- j 
desministerium Anregungen des Bundesrechnungs- j 
hofes aufgegriffen und Verbesserungen eingeleitet. 
Damit allein können jedoch nicht alle im ersten 
Förderungsprogramm festgestellten Mängel beho- . 
ben werden, der Bundesrechnungshof hält daher j 


noch ergänzend folgende Anregungen für not- 
wendig: 

Die den Zuwendungsempfängern gestellten Auf- 
gaben sind nach den Förderungsanträgen und Be- 
willigungsbescheiden zu beurteilen, die Demonstra- 
tions-Datenverarbeitungsprojekte zusätzlich nach 
der vom Bundesministerium dafür gegebenen Defi- 
nition. Anderen Beurteilungskriterien zuzustimmen, 
was das Bundesministerium offenbar anstrebt, 
würde der haushaltsrechtlichen Zweckbindung der 
veranschlagten Mittel widersprechen. Der Bundes- 
rechnungshof könnte sich mit einer solchen Zustim- 
mung um so weniger abfinden, als das Bundes- 
ministerium schon beim ersten Förderungsprogramm 
die Ziele der einzelnen geförderten Projekte weit- 
gehend nach seinem Ermessen formulieren und ge- 
stalten konnte. Im übrigen hätte der Bundesrech- 
nungshof nicht beanstandet, wenn geänderte Auf- 
gabenstellungen ausdrücklich beantragt und gebil- 
ligt worden wären. 

264 . Der Bundesrechnungshof wird die Angelegen- 
heit weiter beobachten. Er behält sich vor, die 
gesetzgebenden Körperschaften erneut zu unterrich- 
ten, falls dazu Anlaß besteht, insbesondere falls sich 
bei den nachträglichen Kostenprüfungen durch das 
Bundesministerium und die Preisüberwachungs- 
stellen heraussteilen sollte, daß dem Bund erheb- 
liche Nachteile entstanden sind. 


Versorgung 

(Einzelplan 33) 

Haushaltsjahre 1968 bis 1970 

Anpassung der Versorgungsbezüge 

265 . Den mehrfachen Änderungen und Verbesse- 
rungen der Besoldung der aktiven Beamten während 
der letzten Jahre mußte eine entsprechende Ver- 
besserung der Versorgungsbezüge der bereits im 
Ruhestand befindlichen Beamten und der Hinterblie- 
benen folgen (§ 86 Abs. 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes -^). Zur Vereinfachung dieser Anpassung, 
insbesondere damit die Versorgungsempfänger in 
die für aktive Beamte getroffenen besoldungsrecht- 
lichen Strukturmaßnahmen einbezogen werden kön- 
nen, mußten zunächst auch die Versorgungsempfän- 
ger, deren Versorgungsbezügen Grundgehälter nach 
anderen als den Besoldungsordnungen des Reichs- 
besoldungsgesetzes von 1927 zugrunde lagen, in die 
Besoldungsordnungen des Bundesbesoldungsgeset- 
zes eingeordnet werden. Die Eingliederung auf 
Grund des Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes 
vom 14. Mai 1969"“) war für die Pensionsbehörden 
vielfach wegen Fehlens entsprechender Personal- 
unterlagen ebenso mit umfangreichen Ermittlungen 
verbunden wie schon die Maßnahmen auf Grund 
des Vierten Besoldungsänderungsgesetzes vom 
19. Juli 1968 ^^), nach dem bei bestimmten Dienstzeit- 

2^ i. d. F. vom 14. Dezember 1969 (BGBl I 2201) 

22) BGBl I 365 

23) BGBl I 843 
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Voraussetzungen an Stelle der bisherigen Versor- | 
gung aus dem Eingangsamt einer Laufbahn Versor- 
gungsbezüge aus dem ersten Beförderungsamt die- ! 
ser Laufbahn gewährt werden. Durch das Siebente 
Besoldungsänderungsgesetz vom 15. April 1970 
sind schließlich im Hinblick auf die allgemeinen Ver- 
besserungen des Stellenschlüssels für die verschie- 
denen Laufbahngruppen die Anpassungsmaßnahmen | 
durch Gewährung prozentualer Zuschläge auch auf 
die Versorgungsempfänger erstreckt worden, die | 
durch die vorausgegangenen Änderungsgesetze noch 
nicht erfaßt waren, ; 

Die genannten Gesetze konnten nur zu einem ge- j 
ringen Teil im Wege der elektronischen Datenver- j 
arbeitung durchgeführt werden. Zudem ist bei den 1 
meisten Pensionsbehörden, soweit sie die Fest- | 
Setzung und Zahlbarmadiung der Versorgungsbe- | 
Züge auf dieses Verfahren umgestellt haben, in- i 
zwischen das Personal vermindert worden. Die Ver- 
sorgungsempfänger haben daher teilweise mehrere 
Monate auf die Auszahlung der höheren Bezüge 
warten müssen. 

Bei den Überleitungsmaßnahmen handelt es sich 
ebenso wie bei der Erstfestsetzung von Versor- 
gungsbezügen um Verwaltungsakte mit einer Wir- 
kung von längerer Dauer und entsprechender finan- 
zieller Tragweite. Der Bundesrechnungshof hat die- 1 
sen Maßnahmen deshalb sein besonderes Augen- 
merk gewidmet und bei Fehlfestsetzungen die Be- 
richtigung — • in nicht unerheblichem Umfang auch 
Nachzahlungen — - veranlaßt. Allerdings mußte sich 
die Prüfung bei dem Umfang des Prüfungsstoffs — 
im Haushaltsjahr 1968 wurden allein beim Einzel- 
plan 33 von 75 Pensionsbehörden an rund 400 000 
Versorgungsempfänger 3,65 Mrd. DM ausgezahlt — 
auf Stichproben beschränken. 

Zivile Verteidigung 

(Einzelplan 36) 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung im Aufgaben- 
bereich des Bundesministers des Innern 

(Kapitel 36 04 und A 36 04) 

Beschaffung der Ausrüstung für den Luftschutzhilfsdienst 

(Titel 950) 

Haushaltsjahre 1964 bis 1968 

Beschaffung von Kraftfahrzeugen und Ausrüstung j 

für den örtlichen Luftschutzhilfedienst | 

266. Im Jahre 1964 übermittelte das Bundesamt für j 
zivilen Bevölkerungsschutz auf Grund der vom ■ 
Bundesministerium des Innern erteilten Beschaf- | 
fungsanweisungen im Rahmen des 2. Beschaffungs- | 
abschnitts für den Örtlichen Luftschutzhilfsdienst der | 
Beschaffungsstelle des Bundesministeriums ein Pro- I 
gramm zur Beschaffung von 3261 Kraftfahrzeugen | 
verschiedener Art einschließlich der dazu gehörigen ' 

BGBl I 339 i 


Fachdienstausrüstung für 284 Bereitschaften. Nach 
der Planung sollte die gesamte Fachdienstaus- 
rüstung für die Bestückung der Fahrzeuge auf ein- 
mal beschafft, dagegen die Beschaffung der Kraftfahr- 
zeuge auf die Haushaltsjahre 1966, 1967 und 1968 
verteilt werden. Zu diesem Zeitpunkt bestand über 
die Frage, ob 1 140 der zu beschaffenden Fahrzeuge an 
Stelle des bisherigen Fahrgestells mit einem neuen 
Einheitsfahrgestell ausgerüstet werden sollten, noch 
keine Klarheit. Erst Anfang 1967 wurde entschieden, 
daß das bisherige Fahrgestell beizubehalten sei. 
Etwa gleichzeitig wies jedoch das Bundesamt die 
Beschaffungsstelle an, wegen der verschlechterten 
Haushaltslage keine Beschaffungsaufträge mehr zu 
erteilen. Nach Auslauf der bereits erteilten Aufträge 
waren bis Ende 1967 die gesamte Fachdienstaus- 
rüstung mit einem Beschaffungswert von rd. 
24,8 Millionen DM sowie 1614 Kraftfahrzeuge vor- 
handen. Die Fachdienstausrüstung, die für die Be- 
stückung der ursprünglich vorgesehenen, aber nicht 
mehr bestellten Fahrzeuge hätte verwendet wer- 
den können, wurde eingelagert. Es handelte sich 
um Gerätesätze mit einem Gesamtbeschaffungswert 
von rd. 10 Millionen DM. 

Der Bundesrechnungshof ist der Frage nachgegan- 
gen, warum die Beschaffung der Fachdienstaus- 
rüstung und die der Kraftfahrzeuge nicht besser auf- 
einander abgestimmt worden sind und der Beschaf- 
fung der Gerätesätze der zeitliche Vorrang vor der 
Beschaffung der dafür benötigten Kraftfahrzeuge 
eingeräumt worden ist, insbesondere, warum bereits 
Fachdienstausrüstungen für Kraftfahrzeuge bestellt 
worden sind, über deren Konstruktion noch nicht 
entschieden war. Die örtlichen Erhebungen und der 
Schriftwechsel mit den geprüften Behörden haben 
keine eindeutige Klärung erbracht, da das Bundes- 
amt und die Beschaffungsstelle ihre Absprachen 
meist mündlich getroffen und die maßgeblichen Be- 
sprechungsergebnisse und Entscheidungen nicht 
schriftlich niedergelegt haben. 

Das Bundesministerium hat in seiner Stellungnahme 
ausgeführt, das zeitliche Auseinanderklaffen der 
Beschaffung von Fachdienstausrüstungen und von 
Fahrzeugen sei dadurch bedingt gewesen, daß nach 
früheren Erfahrungen der Leistungsstand der Kraft- 
fahrzeugindustrie besser als der anderer Industrie- 
zweige gewesen sei. Kraftfahrzeuge hätten sich stets 
in verhältnismäßig kurzer Zeit beschaffen lassen, 
jedenfalls sehr viel rascher als die Ausrüstung. Für 
den örtlichen Luftschutzhilfsdienst sei der Grundsatz 
aufgestellt worden, die Beschaffung der Fachdienst- 
ausrüstung zeitlich der von Kraftfahrzeugen voran- 
zustellen und vorrangig durchzuführen. Der Vorlauf 
habe etwa ein bis zwei Jahre ausmachen und die 
zügige Bestückung der Fahrzeuge sichern sollen. 
Daß diese Planung, die sich auf die von dem Bundes- 
ministerium der Finanzen zugestandenen Mittelbin- 
dungen gestützt habe, durch Mangel an Haushalts- 
mittel nicht habe zu Ende geführt werden können, 
sei nicht vorhersehbar gewesen. 

Die Ausführungen des Bundesministeriums vermö- 
gen den Bundesrechnungshof nicht voll zu über- 
zeugen, zumal da die Beschaffungsakten keinen 
Anhalt für die Richtigkeit der vom Bundesministe- 
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rium abgegebenen Erklärungen enthalten. Der Bun- 
de sredinungshof hat den Eindruck gewonnen, daß 
es an einer ausgereiften Planung und an einer aus- 
reichenden Koordinierung der Beschaffungsmaß- 
nahmen gemangelt hat. Dadurch sind erhebliche 
Haushaltsmittel zu früh in Anspruch genommen 
worden mit der Folge, daß Überbestände an Aus- 
rüstung auf Jahre hinaus gelagert werden mußten, 
ohne daß abzusehen ist, wann sie eiher Verwen- 
dung zugeführt werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesamt und die 
Beschaffungsstelle aufgefordert, künftig zusammen- 
hängende Beschaffungsmaßnahmen so aufeinander 
abzustimmen, daß ihre Abwicklung nicht zu einer 
vorzeitigen Inanspruchnahme von Bundesmitteln 
und zur Anhäufung nicht benötigter Vorräte führt, 
deren Lagerung, Wartung und Pflege mit Kosten 
verbunden ist. Er hat die geprüften Behörden ferner 
darauf hingewiesen, daß es hierzu notwendig ist, 
alle Beschaffungsvorgänge und die Ergebnisse ent- 
scheidender Erörterungen schriftlich festzuhalten. 

267 . Die Feststellungen des Bundesrechnungshofeis 
über die erheblichen Bestände im Lager der Beschaf- 
fungsstelle veranlaßten das Bundesamt, mit Zu- 
stimmung des Bundesministeriums einen Teil der 
Fachdienstausrüstungen ausliefern zu lassen. So 
wurden in den Monaten November 1968 bis März 
1969 386 Fachdienstausrüstungen für Entgiftungs- 
fahrzeuge an die Luftschutzorte abgegeben, wobei 
in Kauf genommen wurde, daß der Ausbildungsbe- 
trieb bei Verwendung der Fachdienstausrüstung 
ohne Fahrzeuge nicht vollwertig ist. Ferner wurden 
in den Monaten Januar bis Juni 1969 286 Geräte- 
sätze für den Bergungsdienst im Gesamtwert von 
rd. 2,7 Millionen DM dem Technischen Hilfswerk 
übergeben, das im Falle des erweiterten Katastro- 
phenschutzes bei Bergungsmaßnahmen eingesetzt 
werden soll. 

268 . Im Juli 1969 waren im Lager der Befschaffungs- 
stelle noch Gerätesätze für die Bestückung von 
Brandschutzfahrzeugen im Beschaffungswert von rd. 
7,3 Millionen DM vorhanden. Soweit bisher zu über- 
sehen ist, werden diese Geräte nicht, wie ursprüng- 
lich vorgesehen, für die Bestückung von 1 127 Brand- 
schutzkraftfahrzeugen verwendet werden, da das 
Bundesamt inzwischen zu der Auffassung gelangt 
ist, daß die Neuplanungen im Rahmen des Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophenschutzes be- 
reits jetzt erkennen lassen, daß die Zahl der vor- 
handenen Brandschutzfahrzeuge ausreicht. Das Bun- 
desministerium hat sich auf Vorschlag des Bundes- 
amtes damit einverstanden erklärt, daß die Aus- 
rüstung der Fahrzeuge der überörtlichen Luftschutz- 
Brandschutzeinheiten an die der örtlichen Einheiten 
angeglichen wird und daß die hierfür benötigten 
Geräte den Lagerbeständen entnommen werden. 
Gleiches gilt für die Ergänzung der vorhandenen 
Tank- und Trinkwasseranlagen. Nach Durchführung 
dieser Maßnahmen betrug der Wert der gelagerten 
Bestände an Fachdienstausrüstungen für Luftschutz- 
Feuerwehrbereitschaften nach dem Stand vom Sep- 
tember 1970 noch rd. 5,2 Millionen DM. Weiteres 
Gerät soll zur Deckung des Ersatzbedarfs und als 


Reserve für zentrale Instandhaltuiigsanlagen abge- 
zogen werden^ danach werden aber immer noch 
etwa 90 v. H. der eingelagerten Ausrüstungsgegen- 
stände übrig bleiben. Zu ihnen zählen allein rd. 
28 000 Feuerwehr-, Saug- und Druckschläuche ver- 
schiedener Längen und Größen mit einem Anschaf- 
fungswert von rd. 3,5 Millionen DM, die, nachdem 
sie bereits über fünf Jahre lagern, einer ständigen 
Wartung bedürfen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministe- 
rium und das Bundesamt aufgefordert, mit allem 
Nachdruck nach Möglichkeiten zu suchen, die noch 
vorhandenen Bestände sobald wie möglich einer 
zweckmäßigen Verwendung zuzuführen, wobei ggf. 
zur Vermeidung von Schäden und weiteren Lager- 
kosten auch an eine Veräußerung gedacht werden 
sollte. Das Bundesministerium hat erwidert, daß 
das noch lagernde Gerät nicht an Wert verloren 
habe und der Aufwand für die Wartung und Pflege 
als gering bezeichnet werden könne. Die Veräuße- 
rung wäre mit Sicherheit keine wirtschaftliche Maß- 
nahme; er beabsichtige deshalb nicht, das Bundes- 
amt nach solchen Möglichkeiten suchen zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof vermag diese Auffassung 
so lange nicht zu teilen, als nicht erkennbar ist, ob 
und wann die Geräte zweckmäßig verwendet wer- 
den können. 


Baukosten für Kraftstoffbehälter für den Luftschutzhilfs- 
dienst, soweit es sich nicht um Bundeseigentum handelt, 
und Kosten für die Beschaffung von transportablen Kraft- 
stoffbehältern sowie von Tankfahrzeugen 

(Titel 961) 

Haushaltsjahre 1964 bis 1968 

Beschaffung von Material zur Einrichtung von Behelfstanklagern 
des überörtlichen Luftschutzhilfsdienstes 

269 . Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz ließ in den Jahren 1964 bis 1967 auf Grund 
eines Erlasses des Bundesministeriums des Innern 
vom 2. Mai 1963 durch dessen Beschaffungsstelle 
Einheitskanister und Stahlpaletten im Gesamtwert 
von rd. 1,4 Millionen DM beschaffen und an die 
Länder ausliefern. Sie sollten für die Einrichtung 
von 154 Behelf stanklagern zur Versorgung des über- 
örtlichen Luftschutzhilfsdienstes verwendet werden. 
Die Planungen für die Auswahl der Standorte und 
die Maßnahmen der Länder für die Bereitstellung 
von Gelände sowie für den Ausbau und die Ein- 
richtung der Behelfstanklager hielten mit der Be- 
schaffungsmaßnahme nicht Schritt. Bis Ende 1968 
waren erst 27 Behelfstanklager errichtet und gefüllt 
worden; für 65 Lager war noch nicht einmal der 
Standort ermittelt. Anfang 1970 standen 77 einge- 
richtete und gefüllte Tanklager zur Verfügung. Ein 
Land hatte die Einrichtung von Behelfstanklagern 
vorläufig ganz zurückgestellt. Wegen dieser Ver- 
zögerungen mußte das beschaffte Material zum Teil 
auf Jahre hinaus in Lagern untergebracht werden; 
dadurch entstanden und entstehen Kosten für Lage- 
rung und Wartung. Zur Zeit der Beschaffung der 
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Kanister und Stahlpaletten war nicht abzusehen, 
wann die infrastrukturellen Voraussetzungen für 
die Verwendung des Materials vorliegen würden. 
Der Bundesrechnungshof ist deshalb der Auffassung, 
daß die Beschaffung zu früh eingeleitet worden ist 
und dadurch Haushaltsmittel vorzeitig in Anspruch 
genommen sowie weitere vermeidbare Kosten ver- 
ursacht worden sind. 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung auf dem Gebiet 
des Verkehrs 

(Kapitel 36 07) 

Beschaffung von schwimmenden Entmagnetisierungsanlagen 

(Titel 973) 

Haushaltsjahr 1968 

Zweckwidrige Inanspruchnahme der Ermächtigung 
zu einer überplanmäßigen Ausgabe 

270 . Anläßlich des Baues eines Entmagnetisie- 
rungsschiffes erhielt eine Wasser- und Schiffahrts- 
direktion im Dezember 1968 die Genehmigung zu 
einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 
100 000 DM. Die Genehmigung war wegen höhe- 
rer Kosten infolge Änderung der Konstruktion der 
Entmagnetisierungsausrüstung beantragt worden, 
und zwar in Höhe von 19 000 DM für Bauleitungs- 
kosten und von 81 000 DM für bestimmte Einzel- 
maßnahmen. Nach Bezahlung sämtlicher den Bau 
betreffenden Leistungen und Lieferungen verblieb 
ein Restbetrag von 61 000 DM. In etwa gleicher 
Höhe buchte die Direktion Personalausgaben für 
vier technische Angestellte von Kapitel 12 03 Titel 
713 a („Außergewöhnliche Maßnahmen am Nord- 
Ostsee-Kanal — Anpassung an den gestiegenen 
Schiffsverkehr — ^") auf Kapitel 36 07 Titel 973 um, 
obwohl die Angestellten nicht für den Bau des Ent- 
magnetisierungsschiffes tätig gewesen waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die Umbuchung bean- 
standet, weil sie mit dem Grundsatz des § 30 Abs. 1 
Satz 1 RHO nicht vereinbar war und die Ermächti- 
gung zu einer überplanmäßigen Ausgabe zweck- 
widrig in Anspruch genommen worden ist. 

Die Direktion hat die Umbuchung damit begründet, 
daß für den Bau des Entmagnetisierungsschiffes 
auch Personalkosten anteilig angefallen seien, de- 
ren Ausgleich durch die Umbuchung der Bezüge der 
vier Angestellten herbeigeführt worden sei. Die 
nachträgliche Umbuchung sei erst durch die Ermäch- 
tigung zur überplanmäßigen Ausgabe möglich ge- 
wesen, da zuvor wegen fehlender Haushaltsmittel 
die Personalausgaben zunächst bei dem anderen Ka- 
pitel und Titel hätten gebucht werden müssen. 

Diese Ausführungen räumen die Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes nicht aus. Nach seinen Fest- 
stellungen waren die vier Bediensteten nicht beim 
Bau des Entmagnetisierungsschiffes eingesetzt. Auch 
sonst war ein Ausgleich von Personalkosten nicht 
begründet. Der Betrag durfte daher dem Titel 973 
nicht angelastet werden. Im übrigen hätten feh- 


lende Haushaltsmittel nicht die Buchung von Aus- 
gaben an anderer Stelle rechtfertigen können. 

Es erscheint geboten, daß das Bundesministerium 
die Direktion entsprechend anweist und darüber 
hinaus die ihm unterstellten Dienststellen zu beson- 
derer Sorgfalt bei Anträgen auf Ermächtigung zu 
überplanmäßigen Ausgaben und bei der Inanspruch- 
nahme der Ermächtigung anhält. Sofern es sich im 
vorliegenden Fall um eine Maßnahme gegen eine 
personelle Notlage gehandelt hat, hätte das Bun- 
desministerium für Abhilfe sorgen müssen. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60) 

Steuern und steuerähnliche Abgaben 

(Kapitel 60 01) 

Bundesanteil an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 

(Titel 015 01) 

Veranlagte Einkommensteuer 

(Titel 012 01) 

Körperschaftsteuer 

(Titel 014 01) 

Haushaltsjahre 1969 und 1970 

Gewährung von Sonderabschreibungen nach dem Förderungs- 
programm für das Zonenrandgebiet 

271 . Das vom Bundestag am 17. Juni 1971 verab- 
schiedete Gesetz zur Förderung des Zonenrandge- 
bietes enthält in den steuerlichen Vorschriften über 
die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen im 
Zonenrandgebiet eine den bisherigen Verwaltungs- 
anweisungen entsprechende einschränkende Bestim- 
mung, nach der Unternehmen mit nachhaltig be- 
sonders günstiger Ertrags- und Vermögenslage von 
den steuerlichen Vergünstigungen auszuschließen 
sind (Prosperitätsklausel). Der Bundesrat hatte dem- 
gegenüber in seiner Stellungnahme zum Regierungs- 
entwurf vorgeschlagen, in Angleichung an die För- 
derungspraxis des Investitionszulagengesetzes die 
Prosperitätsklausel nicht anzuwendon, wenn neue 
Betriebsstätten errichtet oder bestehende Betriebs- 
stätten unter Schaffung zusätzlicher Dauerarbeits- 
plätze erweitert werden. Diesem Vorschlag ist die 
Bundesregierung nicht gefolgt. Sie hat in ihrer Ge- 
genäußerung die Auffassung vertreten, daß prospe- 
rierende Unternehmen zur Errichtung und Erwei- 
terung von Betriebsstätten auch im Zonenrand- 
gebiet keiner zusätzlichen Förderung bedürften und 
im übrigen die vorgeschlagene Einschränkung der 
Prosperitätsklausel zu zusätzlichen Steuerausfällen 
führen würde. Die Bundesregierung geht dabei 
offenbar von der Annahme aus, daß die Finanz- 
ämter in der bisherigen Praxis* bei der Entscheidung 
über die Gewährung von Sonderabschreibungen die 
Prosperitätsklausel — wenn auch in der vom Bun- 
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destag gewünschten großzügigen Weise (vgl. z. B. 
Stenographischer Bericht über die 195. Sitzung am 
1. Juli 1965 S. 9967 D i. V. mit Drucksache IV/3668 
S. 5) — angewendet haben. 

272 . Der Bundesrechnungshof hat im letzten Halb- 
jahr 1970 bei örtlichen Erhebungen über die bis- 
herige Handhabung der Prosperitätsklausel fest- 
gestellt, daß die geprüften Finanzämter in den 
letzten Jahren die Prosperitätsklausel nicht mehr 
angewendet haben. Selbst bei Unternehmen mit be- 
sonders günstiger Ertrags- und Vermögenslage, die 
nach Ansicht des Bundesrechnungshofes ohne weite- 
res in der Lage gewesen wären, die Investitionen 
aus eigenen Mitteln zu finanzieren, haben die 
Finanzämter nicht geprüft, ob die Voraussetzungen 
für die Anwendung der Prosperitätsklausel vor- 
liegen. Diese Feststellungen werden durch die Um- 
frage einer Oberfinanzdirektion im August 1970 bei 
den 23 im Zonenrandgebiet gelegenen Finanzämtern 
ihres Bezirks bestätigt, die für 1968 bis 1970 ins- 
gesamt 9078 Anträge mit einem Abschreibungsvolu- 
men von rd. 380 Mio DM bewilligt haben. Eines die- 
ser Finanzämter hat zu der Anfrage der Oberfinanz- 
direktion, ob eine gesetzliche Regelung der Zonen- 
randförderung unter Wegfall der Prosperitätsklausel 
zu zusätzlichen Steuerausfällen führen würde, be- 
richtet, daß durch die Prosperitätsklausel veranlaßte 
Ablehnungen von Sonderabschreibungen in seinem 
Zuständigkeitsbereich schon seit längerer Zeit nicht 
mehr ausgesprochen worden seien. Nach der von der 
Oberfinanzdirektion erteilten Auskunft haben auch 
die übrigen befragten Finanzämter in gleicher oder 
ähnlicher Weise geantwortet. 

Das Ergebnis der vom Bundesrechnungshof durch- 
geführten Prüfung entspricht seinen früheren Fest- 
stellungen bei anderen Finanzämtern und dürfte, wie 
auch die Erfahrungen der Landesrechnungshöfe zei- 
gen, in gleicher Weise auf alle übrigen Finanzämter 
im Zonenrandgebiet zutreffen. 

273 . Die Ursache für diese vom Bundesrechnungs- 
hof wiederholt beanstandete Handhabung der Pro- 
speritätsklausel liegt hauptsächlich darin, daß die 
bisherigen Verwaltungsanweisungen ebenso wie die 
jetzt beschlossenen gesetzlichen Vorschriften nicht 
hinreichend konkretisieren, unter welchen Voraus- 
setzungen die Ertrags- und Vermögenslage eines 
Unternehmens als nachhaltig so günstig anzusehen 
ist, daß eine Billigkeitsmaßnahme auch unter Berück- 
sichtigung der besonderen Belange des Zonenrand- 
gebietes nicht vertretbar erscheint. Nach den von 
den obersten Finanzbehörden der Länder auf Grund 
der Empfehlungen des Bundesministeriums der 
Finanzen ergangenen Verwaltungsanweisungen soll- 
ten die Finanzämter die Prosperitätsklausel im Hin- 
blick auf entsprechende Entschließungen des Bundes- 
tages nur in wirklich extrem gelagerten Fällen an- 
wenden, nämlich nur dann, wenn die Ertrags- und 
Vermögenslage des Unternehmens nachhaltig so 
günstig ist, daß die Investitionen ohne jede Schwie- 
rigkeit finanziert werden können. Der den Finanz- 
ämtern eingeräumte weite Ermessensspielraum 
führte, auch wegen der nachgiebigen Entscheidungs- | 
praxis der übergeordneten Behörden, zu einer immer | 


großzügigeren Auslegung; die Prosperitätsklausel 
verlor zunehmend an praktischer Bedeutung und 
wurde in den letzten Jahren fast ausnahmslos nicht 
mehr angewendet. 

Diese Feststellungen haben den Bundesrechnungshof 
veranlaßt, das Bundesministerium der Finanzen im 
Februar 1971 nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß 
die Prosperitätsklausel nach seinen Erfahrungen in 
der Regel nicht mehr angewendet wird. Der Bundes- 
rechnungshof hält es für dringend erforderlich, die 
Anwendung der Prosperitätsklausel, die sich wegen 
Fehlens objektiv meßbarer Kriterien als nicht prak- 
tikabel erwiesen hat, alsbald durch Verwaltungs- 
anweisungen umfassend und eindeutig zu regeln, da- 
mit eine gleichmäßige und zutreffende Besteuerung 
gewährleistet wird. 

274 . Der Bundesrechnungshof hat anläßlich der 
örtlichen Prüfung bei einem Finanzamt, dessen 
Amtsbezirk nur zum Teil im Zonenrandgebiet liegt, 
festgestellt, daß 11 Unternehmen mit Sitz und Be- 
triebsstätten außerhalb des Zonenrandgebietes Son- 
derabschreibungen und steuerfreie Rücklagen in der 
nach dem Förderungsprogramm für das Zonenrand- 
gebiet zulässigen Höhe gemäß § 131 Abs. 1 Satz 3 
der Reichsabgabenordnung (AO) gewährt worden 
sind. In diesen Fällen hatte sich das Finanzministe- 
rium des Landes die Entscheidung über die Anträge 
Vorbehalten. Anschließende Ermittlungen durch den 
Landesrechnungshof haben ergeben, daß in dem 
Finanzamt seit 1966 noch weitere 33 Unternehmen 
außerhalb des Zonenrandgebietes die steuerlichen 
Vergünstigungen erhalten haben. Den insgesamt 44 
Unternehmen sind steuerfreie Rücklagen in Höhe 
von 1,9 Millionen DM und Sonderabschreibungen in 
Höhe von 7,1 Millionen DM zugebilligt worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes haben 
bei keinem dieser Unternehmen die in § 131 AO 
genannten und von der Rechtsprechung konkreti- 
sierten Voraussetzungen für Billigkeitsmaßnahmen 
Vorgelegen. Das Finanzministerium des Landes hat 
in diesen Fällen die Ermessensgrenzen überschritten 
und den § 131 AO offensichtlich als Steuerungsmittel 
für regionale Wirtschaftsförderung benutzt. Dieses 
landespolitisch verständliche Anliegen läßt sich je- 
doch auch bei großzügiger Gesetzesauslegung nicht 
mehr vertreten. Der Bundesrechnungshof hat seine 
Feststellungen dem Finanzministerium des Landes 
mit der Bitte um Stellungnahme mitgeteilt und das 
Bundesministerium der Finanzen hiervon unterrich- 
tet. Der Prüfungsschriftwechsel in dieser Angelegen- 
heit ist noch nicht abgeschlossen. 

Umsatzsteuer 

(Titel St 1, St 4 und 021 01, 021 02) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) 

275 . Bei den vom Bundesrechnungshof geprüften 
Finanzämtern hat sich der Übergang von der bis- 
herigen Umsatzsteuer auf die mit Wirkung vom 
1. Januar 1968 eingeführte Mehrwertsteuer im all- 
gemeinen zufriedenstellend vollzogen. Der Bundes- 
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rechnungshof hat insbesondere die Fälle geprüft, in 
denen Steuerpflichtige mit nicht steuerbaren Um- 
sätzen und steuerfreien Ausfuhrlieferungen infolge 
des zu gewährenden Vorsteuerabzuges bereits im 
Voranmeldungsverfahren auf Antrag größere Um- 
satzsteuerrückzahlungen erhielten. In einem durch 
den Bundesrechnungshof wegen erheblicher Ver- 
dachtsmomente aufgegriffenen Fall konnte die zu- 
ständige Oberfinanzdirektion feststellen, daß sich ein 
Steuerpflichtiger mit Hilfe gefälschter Belege über 
angebliche Einkäufe und Ausfuhrlieferungen Umsatz- 
steuerrückzahlungen von mehr als 8 Millionen DM 
erschlichen hat. In einem anderen nach der Akten- 
lage zweifelhaften Fall hat der Bundesrechnungshof 
veranlaßt zu prüfen, ob ein Steuerpflichtiger für er- 
hebliche Umsätze Steuerfreiheit zu Recht bean- 
sprucht hat; die Ermittlungen sind noch nicht 
abgeschlossen. In weiteren Fällen, in denen die 
Umsatzsteuerüberschüsse im Verhältnis zu den frü- 
heren Umsatzsteuer-Ausfuhrvergütungen ungewöhn- 
lich hoch lagen oder die steuerfreien Umsätze gegen- 
über früher erheblich angestiegen waren, hat der 
Bundesrechnungshof angeregt, alsbald Umsatzsteuer- 
Sonderprüfungen durchzuführen. 

Bundesanteil an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 

(Titel St 9 und 015 01) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

Sonderabschreibungen nach dem Berlinhilfegesetz 
und dem Berlinförderungsgesetz 

276 . Zur Finanzierung der durch Sonder abschrei- 
bungen begünstigten Investitionen wurden in den 
letzten Jahren zunehmend sogenannte Abschrei- 
bungsgesellschaften in der Rechtsform der GmbH 
& Co KG gegründet. Der Bundesrechnungshof hat im 
Jahre 1970 im Rahmen einer Schwerpunktprüfung 
bei Finanzämtern in Berlin (West) unter anderem 
festgestellt, daß diese Gesellschaften wegen ihrer 
Verluste als Klein- und Kleinstbetriebe eingestutt 
und bisher kaum geprüft worden sind. Die wenigen 
Betriebsprüfungen führten zu einer wesentlichen 
Verringerung der Verluste, die von den Gesell- 
schaften ihren Kommanditisten für Zwecke der Her- 
absetzung der Einkommensteuervorauszahlungen 
bescheinigt oder später in den Steuererklärungen 
angegeben worden sind. So hat eine Gesellschaft 
ihren Kommanditisten Verluste in Höhe von 8,7 Mil- 
lionen DM bescheinigt; die tatsächlichen Verluste 
betrugen nach dem Ergebnis einer Betriebsprüfung 
nur 1,2 Millionen DM. In einem anderen Fall wur- 
den den Gesellschaftern Verluste in Höhe von 30 
Millionen DM bescheinigt, in den eingereichten 
Steuererklärungen aber nur 20 Millionen DM aus- 
gewiesen und nach dem vorläufigen Prüfungsergeb- 
nis nur 10 Millionen DM festgestellt. 

Wegen der steuerlichen Bedeutung der Abschrei- 
bungsgesellschaften hat der Bundesrechnungshof 
vorgeschlagen, diese Unternehmen verstärkt und i 
zeitnah zu prüfen, damit Steuerausfällen und nicht | 
gerechtfertigten Steuervorteilen rechtzeitiger und , 
wirksamer begegnet werden kann. Das Bundesmi- j 


nisterium für Wirtschaft und Finanzen hat inzwi- 
schen die obersten Finanzbehörden der Länder ge- 
beten, entsprechend den Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes zu verfahren. 

Bundesminister der Finanzen 

— jetzt: Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen — 

Verwahrgelder der europäischen Organisationen 
bei der Bundeshauptkasse 

277 . Die Bundesrepublik Deutschland hat als Mit- 
glied der europäischen Organisationen — wie alle 
anderen Mitgliedstaaten — alljährlich zu bestimm- 
ten Fälligkeitszeitpunkten Finanzbeiträge in Landes- 
währung zu zahlen. Nach Art. 207 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den entsprechenden Vorschriften der Ver- 
träge über die Mitgliedschaft bei den anderen euro- 
päischen Organisationen werden jedoch diese Bei- 
träge von den Organisationen zunächst bei den 
Schatzämtern der Mitgliedstaaten oder anderen von 
diesen bezeichneten Stellen hinterlegt. Sie werden 
erst bei Bedarf abgerufen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat als Hinterle- 
gungsstelle die Bundeshauptkasse benannt. Zu die- 
sem Zweck sind dort Verwahrkonten eingerichtet 
worden, über die jeweils nur die Organisationen 
verfügen können. Die Beiträge der Bundesrepublik 
werden daher bei Fälligkeit auf Grund von Auszah- 
lungs- und Annahmeanordnungen haushaltsmäßig 
verausgabt und gleichzeitig auf den Verwahrkonten 
vereinnahmt. Eine Änderung des Kassenbestandes 
tritt nicht ein. Die Liquidität des Bundes ist infolge- 
dessen um den Betrag dieser Verwahrgelder höher, 
als es der Stand der Haushaltseinnahmen und -aus- 
gaben und der bei der Bundesbank aufgenommenen 
Betriebsmittelkredite erkennen läßt. Es handelt sich 
um Beträge von beachtlicher Höhe. Sie beliefen 
sich z. B. 

am 31. Dezember 1967 

auf rund 94 Millionen DM, 

am 31. Dezember 1968 

auf rund 222 Millionen DM, 

am 11. Februar 1969 

auf rund 926 Millionen DM, 

am 31. Dezember 1969 

auf rund 134 Millionen DM 

und am 25. Februar 1970, 

dem Buchungsschlußtermin 
für das Haushaltsjahr 1969 
auf rund 1 222 Millionen DM. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
ist deshalb in der Lage, erhebliche Haushaltsausga- 
ben zu leisten, ohne auf eine Deckung aus Haus- 
haltseinnahmen oder Kassenverstärkungskrediten 
angewiesen zu sein, zu deren Inanspruchnahme es 
jeweils durch das Haushaltsgesetz besonders er- 
mächtigt wird. 

Bei den von den europäischen Organisationen hin- 
terlegten und dem Bund bis zum Abruf zur Verfü- 
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gung stehenden Beträgen handelt es sich um unver- 
zinsliche, täglich zur Rückzahlung fällige Darlehen 
mit der Funktion von Kassenverstärkungskrediten. 
Der Bundesrechnungshof hat deshalb, auch im Hin- 
blick auf die Ziele des Stabilitätsgesetzes, angeregt, 
diese zusätzliche Finanzierungsquelle offen auszu- 
weisen und nach den für Kassenverstärkungskredite 
geltenden Vorschriften zu behandeln. 

278 . Das Bundesministerium hat dem widerspro- 
chen. Es handele sich um sichtbar bereitgestellte, 
buchungsmäßig abgezweigte Teile des Kassenbestan- 
des des Bundes; die europäischen Organisationen 
verfügten erst mit dem Abruf über diese Gelder. 

Das trifft jedoch nicht zu. Die Bundesrepublik erfüllt 
mit der haushaltsmäßigen Verausgabung ihre in- 
ternationalen Beitragsverpflichtungen. Die euro- 
päischen Organisationen haben generell über die je- 
weils gezahlten Beiträge dadurch verfügt, daß sie 
dem Bundesministerium die Stellung eines Verwah- 
rers der gezahlten Beträge eingeräumt haben. Die 
statutarische Beitragsschuld der Bundesrepublik ist 
mithin jeweils mit der haushaltsmäßigen Verausga- 
bung getilgt, und an die Stelle der Beitragsschuld 
ist ein Anspruch auf Auszahlung von Depotgeldern 
getreten. Der Bundesrechnungshof ist der Auffas- 
sung, daß die dem Bund durch die Hinterlegung ge- 
währte Liquiditätshilfe auf den gesetzlichen Plafond 
der Kassenverstärkungskredite anzurechnen war. 
Spätestens seit dem Inkrafttreten des Stabilitätsge- 
setzes ist es unerläßlich, die Möglichkeit, Haushalts- 
ausgaben durch Inanspruchnahme derartiger Depot- 
gelder kurzfristig zu finanzieren, als Fremdfinan- 
zierung in der Form von Kassenverstärkungskredi- 
ten auszuweisen. 

279 . In den Abschlußunterlagen der Bundeshaupt- 
kasse und in den Anlagen zur Redinungsnachwei- 
sung für das Haushaltsjahr 1969 fehlte neben einer 
weiteren Position auch der Abschnitt über die Hin- 
terlegungskonten der Europäischen Gemeinschaften. 
Die Bundeshauptkasse hat das Verwahrkonto be- 
stimmungswidrig nicht bis zum Jahresabschlußtag 
(25. Februar 1970) offengehalten, sondern bereits 
Mitte Januar 1970 geschlossen, indem sie den auf 
diesem Konto stehenden Hinterlegungsbetrag von 
264 614 464,94 DM auf das Verwahrbuch für das 
Haushaltsjahr 1970 übertrug. Aus dem zum Jahres 
abschliiß gehörenden Zahlenwerk ergibt sich mithin 
kein Hinweis auf die Existenz und die Höhe der 
Verwahrgelder, die dem Bund bei Rechnungsschluß 
tatsächlich zur Verfügung gestanden haben. Das 
Bundesministerium hat das beim Abschluß für das 
Haushaltsjahr 1969 erstmals praktizierte Ver- 
fahren mit „Vereinfachungsgründen" erklärt; die 
Bundeshauptkasse hätte sonst die entsprechenden 
Verwahrkonten für die Haushaltsjahre 1969 und 
1970 nebeneinander führen müssen. Die gleichzei- 
tige Führung von Büchern für zwei Haushaltsjahre 
ist aber die zwangsläufige Folge des Auseinander- 
fallens von Haushaltsjahres- und Buchungsschluß, 
auf das das Bundesministerium nicht verzichten zu 
können glaubt. 


Das Bundesministerium hat die Beachtung der eben- 
so notwendigen wie eindeutigen Buchführungs- und 
Rechnungslegungsvorschriften (§ 114 Abs. 3 AKO, 
§ 11 1 RRO) zugesagt. 


Die Betätigung bei Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit einschließlich der 
Gewährung von Zuwendungen 
Vorbemerkung 

2S0. Die letzten Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes über die Prüfung der Betätigung des 
Bundes bei Unternehmen mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit (Bundestagsdrucksache VI/559 Nr. 45 bis 85) 
enthielt Sachverhalte, die zu wesentlichen Beanstan- 
dungen bis etwa Ende 1969 Anlaß gegeben hatten. 
Da die seitdem getroffenen Prüfungsfeststellungen 
noch mit den zuständigen Bundesministerien erör- 
tert werden, befassen sich diese Bemerkungen vor- 
nehmlich mit Fragen allgemeiner Art; sie enthalten 
jedoch auch wesentliche Prüfungsfeststellungen über 
einige Einrichtungen der Großforschung, die ähnlich 
wie Unternehmen eingerichtet sind. 


Grenzen einer zeitnahen und zusammenfassenden 
Berichterstattung über die Prüfung der Betätigung 
des Bundes bei Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit 

281 . Eine zeitnahe und zusammenfassende Bericht- 
erstattung wird durch folgende Umstände beein- 
flußt: ■ 

a) Die zuständigen Bundesministerien übersenden 
dem Bundesrechnungshof zwar die jährlichen 
Prüfungsunterlagen für die Unternehmen des 
Bundes jetzt im allgemeinen innerhalb der in 
§ 69 BHO vorgesehenen Frist von drei Monaten 
nach der Haupt- oder Gesellschafterversamm- 
lung, die den Jahresabschluß für das abgelaufene 
Geschäftsjahr entgegennimmt oder festzustellen 
hat. Soweit diese Frist überschritten worden ist, 
hat der Bundesrechnungshof die zuständigen 
Bundesministerien jeweils um Beachtung des 
§ 69 BHO gebeten. Vor allem wegen der Verzö- 
gerungen, die sich bei den Unternehmen und 
insbesondere bei den Konzernen durch die Ab- 
schlußprüfungen und durch die Verabschiedung 
der Jahresabschlüsse ergeben, erhält der Bundes- 
rechnungshof die Prüfungsunterlagen für eine 
größere Anzahl von Unternehmen jeweils erst 
nach etwa einem Jahr oder noch später. 

b) Eine unmittelbare und zeitnahe Unterrichtung 
des Bundesrechnungshofes wäre möglich, wenn 
in diesen Fällen Erhebungen nicht nur bei den 
zuständigen Bundesministerien, sondern auch bei 
den Unternehmen selbst stattfinden würden. 
Solche Erhebungen bei den Unternehmen sind 
nach dem Haushaltsrecht dann zulässig, wenn 
dem Bundesrechnungshof nach § 54 HGrG ein 
Recht, sich zu unterrichten, eingeräumt ist. Der 
Bundesrechnungshof macht von diesem Recht 
insbesondere dann Gebrauch, wenn sich aus den 
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nach § 69 BHO übersandten Unterlagen oder aus 
sonstigen besonderen Gründen dafür ein drin- 
gender Anlaß ergibt, der es auch nicht zuläßt, 
bis zur nächstjährigen Abschlußprüfung zu war- 
ten und das zuständige Bundesministerium auf- 
zufordern, auf gesellschaftsrechtlichem Wege 
den Abschlußprüfer um die Vornahme von Er- 
hebungen bitten zu lassen, soweit dazu im Rah- 
men der Geschäftsführungsprüfung des Abschluß- 
prüfers nach § 53 HGrG eine Möglichkeit besteht. 

c) Der Bund wird bei diesen Unternehmen, soweit 
er überhaupt maßgebenden Einfluß besitzt, nicht 
wie ein privater Unternehmer hauptsächlich auf 
Grund privatwirtschaftlicher Erwerbsüberlegun- 
gen und nicht überall in gleicher Weise tätig. Die 
Beteiligungen des Bundes sollen vielmehr den 
verschiedensten öffentlichen Einzelzwecken die- 
nen (vgl. § 65 Abs. 1 Nr, 1 BHO); sie werden da- 
her auch von den einzelnen zuständigen Bundes- 
ministerien nach Maßgabe der für diese gelten- 
den Zuständigkeiten und der mit jeder einzelnen 
Beteiligung verfolgten besonderen öffentlichen 
Zwecke verwaltet. Aus diesen Gründen wird 
eine zeitnahe und zusammenfassende Bericht- 
erstattung über die Betätigung bei Unternehmen 
erschwert. 


Gliederung und Umfang des Beteiligungsbesitzes 
des Bundes 

282 . Der Anhang zum Finanzbericht 1971 des Bun- 
desministeriums der Finanzen enthält eine Aufstel- 
lung der Beteiligungen des Bundes im Haushalts- 
jahr 1969. Die Aufstellung läßt jetzt die Art der 
geschäftlichen Betätigung der einzelnen Unterneh- 
men und Konzerne erkennen. 

Der Bund soll sich nach § 65 Abs. 1 Nr. 1 BHO an 
Unternehmen in einer Rechtsform des privaten 
Rechts nur beteiligen, wenn ein wichtiges Interesse 
des Bundes vorliegt und sich der vom Bund ange- 
strebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf 
andere Weise erreichen läßt. Deshalb und wegen 
der großen Zahl der in dem Anhang zum Finanzbe- 
richt aufgeführten unmittelbaren und mittelbaren 
Beteiligungen des Bundes wäre es ratsam, jeweils 
in dem Anhang zum Finanzbericht kurz anzugeben, 
welche wichtigen Interessen des Bundes im Einzel- 
fall noch die Beibehaltung der Beteiligung erfordern 
und warum der vom Bund mit jeder Beteiligung 
angestrebte Zweck sich nicht besser und Wirtschaft- 
licher auf andere Weise erreichen läßt. 

283 . Ein Beteiligungsinteresse im Sinne des § 65 
Abs. 1 Nr. 1 BHO besteht offensichtlich nicht 
mehr bei den ruhenden und in Abwicklung befind- 
lichen Unternehmen. Uber den Stand der Abwick- 
lung dieser Gesellschaften hat der Bundesrech- 
nungshof die gesetzgebenden Körperschaften 
am 20. Dezember 1967 unterrichtet und dabei das 
zum Teil schleppende Abwicklungsverfahren bean- 
standet {Bundestagsdrucksache V/2695 S. 30 Nr. 34 
bis 36). Der Deutsche Bundestag hat sich den Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes angeschlos- 


sen und auf Beschleunigung der Abwicklung hinge- 
wirkt (Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
vom 25. Juni 1969, Bundestagsdrucksache V/4459, 
S. 5; Stenographischer Bericht über die 246. Sitzung 
am 2. Juli 1969, S. 13696 D). Seitdem sind mehrere 
Altgesellschaften aufgelöst worden. Insgesamt 
wurde aber dieser Bereich noch nicht abschließend 
bereinigt. 

284 . Der in den Satzungen oder Gesell schaftsver- 
trägen festgelegte Geschäftsgegenstand der Unter- 
nehmen und ihr Geschäftsgebaren müssen grund- 
sätzlich mit dem wichtigen Interesse übereinstim- 
men, das den Bund zum Eingehen oder zum Beibe- 
halten jeder Beteiligung veranlaßt hat. Die in 
Nr. 282 als ratsam bezeichnete Ergänzung der An- 
gaben im Anhang zum Finanzbericht, die die schutz- 
würdigen Belange der Unternehmen zu beachten 
hätte, würde die zuständigen Bundesministerien 
eher veranlassen, die einzelnen Beteiligungen lau- 
fend daraufhin zu überprüfen, ob ihre Beibehaltung 
noch geboten ist. 

Auch anläßlich der Prüfung der Betätigung des Bun- 
des bei diesen Unternehmen wäre es dann besser 
möglich, im einzelnen festzustellen, ob die Voraus- 
setzungen für die Beteiligung noch vorliegen, bei 
welchen Beteiligungen das Interesse des einzelnen 
Unternehmens das von dem Bund bei seiner Beteili- 
gung an dem Unternehmen oder an dessen Oberge- 
sellschaft zugrunde gelegte Interesse verdrängt hat 
und welche — nach Gesellschaftsrecht zulässigen — 
Maßnahmen vorgesehen sind, damit das mit der 
Beteiligung angestrebte Ziel verwirklicht werden 
kann, falls eine Veräußerung der Beteiligung nicht 
in Betracht kommt. 

Bereits bei der laufenden Überprüfung haben die 
zuständigen Bundesministerien davon auszugehen, 
daß unmittelbare Beteiligungen an Einzelunterneh- 
men und Konzernen, die ausschließlich als Finanz- 
anlage anzusehen sind, also allein der Vermögens- 
erhaltung dienen, schon wegen der Bestimmung des 
§ 65 Abs. 1 Nr. 1 BHO auf längere Zeit nicht beibe- 
halten werden dürfen. 

Bei Beteiligungen an Unternehmen, die ausschließ- 
lich erwerbswirtschaftliche Aufgaben wahrnehmen, 
ist zu prüfen, ob den Unternehmern zusätzliche Auf- 
gaben, etwa regional- oder strukturwirtschaftlichcr 
Art, die u. U. ein wichtiges Interesse des Bundes im 
Sinne des § 65 Abs. 1 Nr. 1 BHO darstellen, über- 
tragen werden können. Anderenfalls sollten sie 
aufgegeben werden. 

Ergeben diese Überprüfungen durch die zuständigen 
Bundesministerien, daß Beteiligungen nicht mehr 
beizubehalten sind, so wäre zu erwägen, ob und in 
welcher Weise eine Veräußerung im Einzelfall in 
Betracht kommt, ob Unternehmen — etwa wegen 
augenblicklicher Ertragslosigkeit — vorerst beibe- 
halten werden müssen, ob sie aufgelöst werden kön- 
nen oder welche Maßnahmen sonst zu treffen sind. 

Das Ziel einer solchen Gesamt-Überprüfung sollte 
sein, die Beteiligungen eindeutig den öffentlichen 
Zwecken zuzuordnen, die vom Bund im Sinne des 
§ 65 Abs. 1 Nr. 1 BHO wahrgenommen werden müs- 
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sen, die Bildung von „Nebenhaushalten" (bei wirt- 
schaftlicher Betrachtungsweise) durch Zusammen- 
fassen von Unternehmen mit guter und schlechter 
Ertragslage zu verhindern und dadurch insgesamt 
den Bestand an Beteiligungen für Zwecke der Be- 
teiligungspolitik und der Kontrolle durch die ge- 
setzgebenden Körperschaften überschaubarer und 
durchsichtiger zu machen. Dabei wird zu beachten 
sein, daß ein Wahrnehmen öffentlicher Zwecke des 
Bundes durch Unternehmen, soweit dies nach Ge- 
sellschaftsrecht zulässig ist, es erfordert, daß der 
Bund als Gesellschafter, wie es § 65 Abs. 1 Nr. 3 
BHO vorschreibt, auch über einen ausreichenden 
Einfluß verfügt, damit er diese Zwecke — unter 
Wahrung der Rechte etwaiger Mitgesellschafter — 
durchsetzen kann. Durch diese Maßnahmen würde 
sich die Zahl ider Beteiligungen u. U. verringern. 

285 . Nachdem nunmehr Erfahrungen mit dem 
neuen Aktienrecht gesammelt worden sind und die 
Haushaltsreform im wesentlichen abgeschlossen ist, 
sollten die Hinweise für die Verwaltung von Bun- 
desbeteiligungen, die das Bundesministerium der 
Finanzen am 5. Juli 1963 in Zusammenarbeit mit den 
beteiligten Bundesministerien und dem Bundesrech- 
nungshof auf Grund von Entschließungen des Deut- 
schen Bundestages zusammengestellt hat (Bundes- 
tagsdrucksache IV/ 1450), den Erfahrungen und den 
Gesetzesänderungen angepaßt werden. 


Einrichtungen der Großforschung 

286 . Der Bundesrechnungshof hat die Betätigung 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft sowie die bestimmungsmäßige und wirtschaft- 
liche Verwendung von Zuwendungen des Bundes 
und von Ländern bei mehreren großen Forschungs- 
einrichtungen geprüft, über Anlaufschwierigkeiten 
organisatorischer und sonstiger verwaltungsmäßi- 
ger Art beim Aufbau der Einrichtungen hat er schon 
früher berichtet (Bundestagsdrucksache V/2695 S. 26 
Nr. 5 bis 18). 

Die Einrichtungen sind meist als Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung errichtet, an denen der Bund 
und das Sitzland beteiligt sind. Neben Aufgaben der 
Grundlagen- und anwendungsorientierten For- 
schung werden solche der technischen Entwicklung 
wahrgenommen sowie umfangreiche technische und 
verwaltungsmäßige Hilfsdienste unterhalten. 

Bei der Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Mittel- 
verwendung hat der Bundesrechnungshof es auch als 
seine Aufgabe angesehen, durch Übermittlung von 
Erfahrungen, die er durch Erhebungen bei Wirt- 
schaftsuntemehmen, deren Gesellschafter der Bund 
ist, und aus Prüfungen bei anderen Forschungsein- 
richtungen gewonnen hat, sowie durch Beratungen 
und Anregungen bei der Überwindung von Schwie- 
rigkeiten organisatorischer und sonstiger verwal- 
tungsmäßiger Art zu helfen. 

Seit dem letzten Bericht sind die Einrichtungen wei- 
ter ausgebaut worden. In die Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramme der Einrichtungen wurden 
neue große Vorhaben aufgenommen, die erhebliche 


Mittel erfordern; an den Vorhaben sind weitere 
Forschungseinrichtungen sowie Industrieunterneh- 
men beteiligt. 

287 . Bei der Prüfung von zwei Einrichtungen 
wurde festgesteiit, daß die innere Organisation den 
veränderten Verhältnissen noch nicht genügend 
entspricht. 

Bei einer Einrichtung besteht ein Geschäftsführungs- 
bereich mit je einem kaufmännischen und wissen- 
schaftlich-technischen Geschäftsführer sowie ein 
zweiter Bereich, für den ein technischer Geschäfts- 
führer zuständig ist. Die Aufgaben des wissenschaft- 
lich-technischen Geschäftsführers im ersten Bereich 
sind durch umfangreiche, projektgebundene For- 
schungs- und Entwicklungsprogramme sowie durch 
die Beteiligung der Einrichtung an weiteren For- 
schungsvorhaben erheblich gewachsen. Die techni- 
schen Aufgaben des zweiten Geschäftsführungsbe- 
reiches können jetzt in die Zentralverwaltung der 
Einrichtung eingegiiedert werden. Das würde die 
Bildung einer einheitlichen Geschäftsleitung mit je 
einem wissenschaftlichen, technischen und kaufmän- 
nischen Mitglied ermöglichen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
gebeten, diese Frage zu prüfen. 

288 . Der Wissenschaftliche Rat dieser Einrichtung, 
der die Geschäftsleitung in wissenschaftlichen und 
grundsätzlichen technischen Angelegenheit berät, 
setzt sich ausschließlich aus Vertretern dieser Ein- 
richtung zusammen. Er begutachtet die wissen- 
schaftliche Tätigkeit der Forschungsinstitute, deren 
Leiter ihm ebenfalls angehören, und gibt Empfeh- 
lungen für wissenschaftliche und technische Vor- 
haben, die oft auch für Entwicklungen außerhalb der 
Einrichtung Bedeutung haben. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, als Ergän- 
zung zu diesem Wissenschaftlichen Rat einen Wis- 
senschaftlich-Technischen Beirat aus Vertretern von 
Wissenschaft und Technik zu bilden, die nicht An- 
gestellte der Einrichtung sind. Durch die zusätzliche 
Einschaltung dieses Beirats könnte die Geschäfts- 
leitung umfassender beraten werden, als dies bis- 
her durch den — intern besetzten — Wissenschaft- 
lichen Rat allein möglich war. Das Bundesministe- 
rium will diese Anregung verwirklichen. 

289 . Der Geschäftsleitung fehlte ein Stab für wis- 
senschaftliche und technische Aufgaben, der projekt- 
gebundene Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
koordiniert, ihre Durchführung überwacht und auf 
Grund der Ergebnisse dieser Auswertung systema- 
tisch Möglichkeiten für neue Forschungsvorhaben 
untersucht. 

Bei der Durchführung größerer Projekte entstanden 
zusätzliche Kosten, weil die einzelnen Bereiche nicht 
ausreichend zusammenarbeiteten. Der Bundesrech- 
nungshof hat empfohlen, Projektleiter zu bestellen, 
die von den Instituten unabhängig sind, und bei den 
wissenschaftlichen und technischen Mitgliedern der 
Geschäftsleitung je eine Stabsstelle für wissen- 
schaftliche und technische Aufgaben einzurichten. 
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Auch diese Anregungen will das Bundesministerium 
verwirklichen. 

Die einzelnen wissenschaftlichen Fachrichtungen 
waren meist in mehreren Instituten oder Abteilun- 
gen vertreten. Fachbereiche, die gleiche Fachrich- 
tungen unbeschadet der Institutszuständigkeiten um- 
fassen, fehlten. Der Austausch wissenschaftlich-tech- 
nischer Informationen der Institute und Abteilungen 
untereinander reichte nicht aus. Der Bundesrech- 
nungshof hat festgestellt, daß dies in einzelnen In- 
stituten zu unwirtschaftlicher Doppelarbeit geführt 
hat. Bei der Einrichtung tätige Wissenschaftler haben 
diesen unzureichenden Informationsaustausch wäh- 
rend der Erhebungen kritisiert. 

Der Bundesrechnungshof hat gebeten zu prüfen, ob 
die Einrichtung von Fachbereichen zweckmäßig ist. 
Außerdem hat er empfohlen, ausreichende Infor- 
mationswege innerhalb der Fachbereiche und zwi- 
schen diesen vorzusehen. 

290 . Bei den Instituten und Abteilungen wurden 
größere Werkstätten mit umfangreicher Maschinen- 
ausstattung sowie beträchtliche Materialvorräte un- 
terhalten. Die Möglichkeiten für eine bessere Aus- 
nutzung durch Auftragssteuerung und Bestandsaus- 
gleich innerhalb der gesamten Einrichtung konnten 
nicht voll ausgeschöpft werden, da die Leiter von 
Instituten und Abteilungen nicht immer geneigt 
waren, die notwendigen Angaben erfassen und zen- 
tral auswerten zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat schon anläßlich einer 
früheren Prüfung über solche Feststellungen und 
über die Notwendigkeit einer klaren Abgrenzung 
zwischen dem wissenschaftlichen, dem technischen 
und dem kaufmännischen Bereich berichtet (Bundes- 
tagsdrucksache V/2695 S. 26 Nr. 7). Er hat erneut 
empfohlen, größere Werkstätten in den Instituten 
und Abteilungen von einer technischen Stelle zen- 
tral überwachen zu lassen, die Aufträge zentral zu 
lenken und geeignete Materialien zusammengefaßt 
bewirtschaften zu lassen. 

Einzelne Institutswerkstätten waren unangemessen 
groß. Bei anderen Werkstätten ließ sich der Beschäf- 
tigungsstand mangels entsprechender Aufzeichnun- 
gen nicht feststellen. Der Bundesrechnungshof hat 
vorgeschlagen, die Werkstätten als Nebenstellen 
der Zentralwerkstätte einzugliedern und sie in die 
zentrale Auftragserteilung und -kontrolle einzube- 
ziehen. Auch für die Organisation und das Verfah- 
ren sind erneut organisatorische Anregungen gege- 
ben worden. 

291 . Bei einem Großprojekt für Kernkraftwerke, 
das zunächst den Bau von zwei Prototypen mit un- 
terschiedlichen Kühlmitteln vorsah, ist vom Bundes- 
ministerium die Entscheidung zugunsten des einen 
Prototyps getroffen worden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat festgestellt, daß die Meinungsbildung bei 
der Projektleitung und in den vorbereitenden Aus- 
schüssen insofern beeinträchtigt war, als Vertreter 
der nicht zum Zuge gekommenen Entwicklung von 
einem Ausschuß, in dem unter Vorsitz des Projekt- 
leiters für die beiden im Wettbewerb stehenden 
Entwicklungen bedeutsame wissenschaftliche und 


technische Fragen erörtert worden sind, ausgeschlos- 
sen waren und auch durch Übersendung von Sit- 
zungsniederschriften nicht unterrichtet worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
um Stellungnahme gebeten. Er hat Maßnahmen an- 
geregt, die eine ungehinderte Meinungsbildung ge- 
währleisten sollen. 

292 . Für die erste Versuchsstrecke einer Großan- 
lage im Wert von über 2 Millionen DM hatte die 
Einrichtung die Entwicklung und die Herstellung 
eines Prototyps für eine große Anzahl später nach- 
zubauender Aggregate ausgeschrieben. Eine der 
beiden in die engere Wahl einbezogenen Firmen 
sollte nach dem Vorschlag der Einkaufsabteilung 
den Zuschlag erhalten. Ein auf Veranlassung des 
Bundesministeriums bestellter Gutachter hat jedoch 
das von dieser Firma angebotene Aggregat als weni- 
ger geeignet bezeichnet. Nachdem die technische 
Auslegung des beanstandenen Aggregats im Ver- 
lauf fast einjähriger Verhandlungen auf Grund des 
Gutachtens geändert worden war, ist beiden Firmen 
mit Zustimmung des Bundesministeriums je ein 
Auftrag über den Bau eines Prototyps erteilt wor- 
den. Die mit der Erteilung von zwei Aufträgen ver- 
bundenen erheblichen zusätzlichen Kosten sollten 
die Aussichten für die Verwirklichung eines brauch- 
baren Prototyps erhöhen, Zeitverluste vermeiden 
helfen und Forschungsarbeiten auf diesem neuarti- 
gen Gebiet verstärken. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
ist das technisch und finanziell aufwendige Projekt 
von dem interessierten Institut und von der Ein- 
kaufsabteilung vorbereitet worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat vorgeschlagen, eine mit Fachkräften 
besetzte technische Zentralstelle zu bilden und auch 
für Vorarbeiten dieser Art einzusetzen. Bei der 
Vertragsdurchführung sind erhebliche zusätzliche 
Aufwendungen entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß in der 
Berichterstattung an die Geschäftsleitung nachteilige 
Eigenschaften der vom Gutachter beanstandeten An- 
lage nicht gewürdigt und für die Empfehlung zur Be- 
schaffung des Aggregats einschlägige Fachleute nicht 
hinzugezogen worden sind, obwohl ein wesentlicher 
Teil des Aggregats noch nicht konstruiert und eine 
für den Übergang vorgesehene Lösung in den Ein- 
zelheiten nicht bekannt waren. Er hat ferner bean- 
standet, daß das Bundesministerium und die Ge- 
schäftsleitung der Einrichtung über den Bau von 
zwei Prototypen ohne Unterlagen über ein Ver- 
suchsprogramm für zwei Aggregate und die dafür 
benötigten Geldmittel entschieden haben. Das Bun- 
desministerium ist gebeten worden festzustellen, 
wer für das Verfahren verantwortlich zu machen ist. 
Außerdem waren Maßnahmen zu treffen, die eine 
ausreichende und zutreffende Unterrichtung der Ge- 
schäftsleitung sowie die rationelle Verwirklichung 
solcher technischen Projekte sicherstellen. 

293 . Entwicklungsarbeiten im Wert von mehr als 
1 Million DM, die die Einrichtung für ein aufwen- 
diges Projekt vergeben hatte, sind vorläufig einge- 
stellt worden, nachdem ein Gutachter Bedenken ge- 
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äußert hatte. Die Entwicklungskosten waren in die- 
sem Zeitpunkt bereits verbraucht. Nach Vornahme 
umfangreicher Änderungen wurde die Entwicklung 
mit zusätzlichen Kosten fortgesetz. 

Gleiche Entwicklungsarbeiten in der Einrichtung 
selbst wurden wegen Änderung der Zielsetzung und 
mangels Interesse der Industrie vorzeitig einge- 
stellt, nachdem Mittel von mehr als 600 000 DM ver- 
braucht worden waren. Zahlreiche dafür angeschaffte 
und anderweitig nicht verwendbare wertvolle Ge- 
räte im Wert von über 250 000 DM wurden darauf 
verschrottet. Der Bundesrechnungshof hat festge- 
stellt, daß die Mehrausgaben in beiden Fällen auf 
fehlende Koordinierung und sonstige Verfahrens- 
mängel im technischen Bereich zurückzuführen sind. 

Er hat beanstandet, daß ein Sachverständigengutach- 
ten nicht schon vor Beginn der Entwicklungsarbei- 
ten eingeholt worden ist und daß beide Entwick- 
lungsvorhaben nicht auf einander abgestimmt 
waren. Das Bundesministerium hat er um Feststel- 
lung gebeten, wer für die Mehrausgaben verantwort- 
lich zu machen ist. 

294 . Der Bundesrechnungshof hatte schon früher 
über Mängel im kaufmännischen und technischen 
Verwaltungsbereich der Einrichtung berichtet (Bun- 
destagsdrucksache V/2695 S. 26 Nr. 10). Er hat erneut 
feststellen müssen, daß Geräte nicht ausreichend 
genutzt und daß Überstände unterhalten wurden. 
Seine bisherigen Änregungen, diese umfangreichen 
Betriebsmittel mit Hilfe einer vorhandenen Daten- 
verarbeitungsanlage zu bewirtschaften, hat er wie- 
derholt; dadurch ließe sich Personal einsparen. 

Äuch bei der Bewirtschaftung der Materialvorräte 
sind die sich durch den Einsatz der Datenverarbei- 
tung bietenden Möglichkeiten zur Straffung der La- 
gerorganisation und von Ärbeitsabläufen nicht aus- 
reichend genutzt worden. Der Bundesrechnungshof 
hat erneut Vorschläge gemacht, die den überhöhten i 
Personalaufwand, die schleppende Bedarfsdeckung 
und die Überbestände bei verschiedenen Instituten 
vermeiden sollen. , 

295 . Die Organisation der Einkaufsabteilung und | 
das Einkaufsverfahren entsprachen nicht dem gestie- 1 
genen Beschaffungsumfang. Zu den vom Bundes- i 
rechnungshof vorgeschlagenen Maßnahmen gehören | 
vor allem die Entlastung der Leitung, die Einfüh- j 
rung einer für Überwachungsaufgaben geeigneten 
Einkaufsstatistik, der Äbschluß von Rahmen- und 
Äbrufverträgen sowie die Verbesserung des Är- 
beitsablaufs. 

296 . Beanstandet wurde, daß Forschungs- und Ent- 
wicklungsverträge in Schriftform häufig erst nach 
dem Erbringen der Leistungen geschlossen wurden. 
Der Bundesrechnungshof hat erneut vorgeschlagen, 
auch Vorverträge schriftlich abzuschließen. Er hat 
Bedenken dagegen erhoben, daß Firmen, denen 
durch Forschungs- und Entwicklungsverträge Gele- 
genheit zur Entwicklung und Äufnahme neuer Fer- 
tigungszweige gegeben worden war, nicht angemes- 
sen an den finanziellen Risiken beteiligt worden 
sind, obwohl es sich um wirtschaftlich bedeutende 


ünternehmen handelte, die von den Entwicklungs- 
arbeiten wirtschaftliche Vorteile erwarten konnten. 

297 . Zur Verbesserung der Finanzplanung und 
-kontrolle bei der Forschungseinrichtung hat der 
Bundesrechnungshof gebeten, im Forschungs- und 
Entwicklungsprogramm die projektgebundenen 
Vorhaben gesondert von den projektfreien darzu- 
stellen und neben den Investitionskosten auch die 
veranschlagten Betriebskosten aufzuführen. Er hat 
darauf hingewiesen, daß ein gleichgegliederter 
Wirtschaftsplan sich jährlich mit dem Forschungs- 
und Entwicklungsprogramm und dieses sich mit der 
mittelfristigen Finanzplanung abstimmen ließe. 

Schließlich erwies sich eine Verbesserung der Er- 
folgskontrolle als notwendig. Der Bundesrechnungs- 
hof hat deshalb angeregt, die Betriebsrechnung aus- 
zugestalten, die Betriebsstatistiken über Finanzmit- 
tel, Ärbeitseinsatz, Geräte und Stoffe zu erweitern 
sowie das Verfahren zur ünterrichtung der Ge- 
schäftsführung, des Äufsichtsorgans und der zustän- 
digen Ministerien zu verbessern. 

Das Bundesministerium hat zu diesen Prüfungs- 
mitteilungen noch nicht Stellung genommen. Äuch 
wegen der Äusgestaltung der Erfolgskontrolle im 
Bereich der wissenschaftlich-technischen Forschung 
und Entwicklung schweben noch Erörterungen. 

298 . In einer anderen Forschungseinrichtung, die 
vom Bund und dem Sitzland errichtet ist, wurde die 
aus einer früheren Äusbaustufe stammende betrieb- 
liche Organisation und die Aufgabenverteilung 
ebenfalls noch nicht dem gestiegenen Äufgabenum- 
fang angeglichen. Die unzureichende Aufteilung der 
Geschäftsführungsaufgaben auf mehrere Führungs- 
kräfte und die ungenügende Mitwirkung der Lei- 
ter der einzelnen Arbeitsbereiche bei der Planung 
und bei Entscheidungen über laufende Angelegen- 
heiten haben zu erheblicher ünwirtschaftlichkeit im 
Arbeitsablauf geführt. Eine kollegiale Geschäftslei- 
tung aus einem wissenschaftlichen, technischen und 
kaufmännischen Geschäftsführer würde den Verhält- 
nissen besser entsprechen. Zu den Aufgaben des 
wissenschaftlichen Geschäftsführers würde es dann 
auch gehören, die Einrichtung nach außen zu ver- 
treten und die notwendige Verbindung zu anderen 
Forschungseinrichtungen und zu Hochschulen zu 
übernehmen. 

Der Bundesrechnungshof hat eine entsprechende 
Änderung der Satzung empfohlen. 

299 . Die Einrichtung befindet sich auf einem dem 
Land gehörenden Grundstück. Ein Erbbaurecht für 
die Einrichtung konnte noch nicht bestellt werden, 
da das Grundstück noch nicht vermessen ist. Der 
Bundesrechnungshof hat die säumige Behandlung 
der Angelegenheit durch die beteiligten Stellen be- 

I anstandet. 

Die Geschäftsleitung war über die Vorkommnisse in 
der Einrichtung nicht ausreichend unterrichtet. Der 
Bundesrechnungshof hat das Informationsverfahren, 
das die Zusammenarbeit verschiedener Teilbereiche 

I bei den Einzelaufgaben nicht gewährleistet, bean- 

; standet und Verbesserungen vorgeschlagen. 
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300 . Der internen Revision war von der Leitung 
der Einrichtung bisher nicht die notwendige Be- 
deutung beigemessen worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat gebeten, die Revision der Geschäfts- 
leitung unmittelbar zu unterstellen und sie künftig 
wirksamer einzusetzen. 

Die Geschäftsleitung hat auf Veranlassung des Über- 
wachungsorgans einen Sachverständigen mit einer 
Organisationsprüfung beauftragt. Den meisten seiner 
Empfehlungen, deren Berücksichtigung auch der Bun- 
desrechnungshof für notwendig hält, ist sie aber 
nicht nachgekommen. Der Bundesrechnungshof hat 
das Bundesministerium gebeten, durch geeignete 
Maßnahmen darauf hinzuwirken, daß die Organisa- 
tionsvorschläge durchgeführt werden. 

301 . Der Bundesrechnungshof hat ferner bemängelt, 
daß die Geschäftsleitung dem Abschlußprüfer nur 
einen eingeschränkten Prüfungsauftrag erteilt hatte. 
Dadurch wurde die Prüfung der Verwendung von 
Mitteln, die nicht vom Bund und von dem Land ge- 
geben waren, sowie eine Gesamtbeurteilung des Ab- 
schlusses und der Haushalts- und Wirtschaftsführung 
bei dieser Prüfung ausgeschlossen. 

Der die Abschlüsse der Einrichtung prüfende Wirt- 
schaftsprüfer hatte deshalb in seiner Berichterstat- 
tung Einschränkungen vorgenommen, die eine Ver- 
wertung seiner Feststellungen für die nach dem 
Haushaltsrecht gebotene Beurteilung in Frage stell- 
ten. 

302 . Die Organisation des Forschungsbereichs, in 
dem Gruppen verschiedener Fachgebiete tätig sind, 
entsprach nicht mehr den erweiterten Aufgaben. Der 
ungenügende Informationsaustausch der Forschungs- 
gruppen untereinander und mit den übrigen Berei- 
chen hat die Wirtschaftlichkeit der Forschungsarbei- 
ten beeinträchtigt. Die den Forschungsgruppen zuge- 
teilten Werkstätten, Betriebsmittel und Vorräte wur- 
den nicht ausreichend genutzt. Wegen mangelhafter 
Überwachung ließ sich der Verbleib zahlreicher, zum 
Teil sehr wertvoller Geräte nicht mehr feststellen. 

Der Bundesrechnungshof hat organisatorische Maß- 
nahmen vorgeschlagen, die auch den Informations- 
austausch verbessern und den Forschungsbereich 
von Einrichtungen und von Aufgaben freisteilen 
sollen, die die kaufmännischen und technischen 
Hilfsdienste besser wahrnehmen können. 

303 . Zwischen der Bedarfsplanung und der tatsäch- 
lichen Inanspruchnahme von Geräten ergaben sich 
oft erhebliche Unterschiede; der Bundesrechnungshof 
hat hierzu geeignete organisatorische Maßnahmen 
vorgeschlagen. Für zahlreiche in Verlust geratene 
Geräte hat er das Bundesministerium um Prüfung 
der Ersatzpflicht gebeten. 

Ähnliche Feststellungen ergaben sich bei den Lager- 
vorräten. Ursächlich für Vorgefundene Überbestände 
waren Mängel bei der Bedarfsplanung, der Bedarfs- 
kontrolle sowie im Einkaufsverfahren, ferner Fehl- 
dispositionen infolge ungenügenden Abstimmens 
von Entwicklungsarbeiten. Der Bundesrechnungshof 
hat Vorschläge für eine bessere Lagerorganisation 


und Bewirtschaftung gemacht mit dem Ziel, daß die 
Vorräte dem tatsächlichen Verbrauch angepaßt wer- 
den. 

304 . Frühere Beanstandungen über Mängel des 
Einkaufsverfahrens mußten wiederholt werden, da 
die Geschäftsleitung Anregungen für ein wirtschaft- 
licheres Verfahren nicht aufgegriffen hatte, obwohl 
der Umfang der Beschaffungen in den letzten Jahren 
noch gestiegen war. 

305 . Die Einrichtung hat ein großes privates Unter- 
nehmen, das von ihr einen wichtigen Entwicklungs- 
und Fertigungsauftrag im Wert von über 500 000 DM 
erhalten hatte, durch den mit ihm abgeschlossenen 
Vertrag nicht an dem beträchlichen Entwicklungs- 
und Fertigungsrisiko beteiligt, obwohl das Unter- 
nehmen von dem mit der Entwicklung angestrebten 
neuen Fertigungszweig eine Verbesserung seiner 
Marktstellung erwarten konnte. Auch sonst wies der 
Vertrag erhebliche Mängel auf. Als die bei dem 
Unternehmen in Auftrag gegebenen Geräte nicht, 
wie vorgesehen, verwendet werden konnten, hat die 
Einrichtung bei einer anderen Firma zur Aufrecht- 
erhaltung des Experimentierbetriebes einen aufwen- 
digen Ersatzkauf vorgenommen. Trotz der Mängel, 
die auch bei der Prüfung noch nicht behoben waren, 
ist der vereinbarte hohe Rechnungsbetrag für die 
Gesamtlieferung dem ersten Unternehmen vorzeitig 
voll bezahlt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
hierzu um Stellungnahme gebeten. Er hat ferner 
gebeten, erneut zu veranlassen, daß die Geschäfts- 
leitung auf Grund seiner Anregungen gegeignete 
Maßnahmen zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit 
im Einkauf trifft. 

306 . Die Finanzrechnung der Einrichtung enthielt nur 
einen Teil des Vermögens und der Verbindlichkeiten. 
Im Wirtschaftsplan waren Investitionskosten teil- 
weise zusammen mit Betriebskosten veranschlagt; 
hieraus entstand ein unzutreffendes Bild über die 
laufende Finanzierung. Das Rechnungswesen genügte 
nicht für eine ausreichende Finanzplanung und -kon- 
trolle. Für die mittelfristige Finanzplanung waren die 
bisherigen Ausgabenansätze nur pauschal erhöht 
worden. Dieses Verfahren schließt nicht aus, daß auch 
künftig überflüssige Aufgaben und Einrichtungen 
sowie nicht benötigte Vorräte zu Lasten der eigent- 
lichen Forschungsaufgaben finanziert werden. Die 
Möglichkeiten der vorhandenen maschinellen Daten- 
verarbeitungsanlagen zur Gewinnung von Planungs-, 
Tnformations- und Kontrollunterlagen als Grundlage 
für eine Erfolgskontrolle durch die Führungsstellen 
der Einrichtung und durch das Bundesministerium 
sind nicht genutzt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat Vorschläge für ein auf 
die Verhältnisse der Einrichtung zugeschnittenes 
Rechnungswesen und eine wirksamere Erfolgskon- 
trolle gemacht. Er hat das Bundesministerium um 
Mitteilung gebeten, welche Maßnahmen es zu treffen 
beabsichtige, damit die Erfolgskontrolle bei den von 
ihm betreuten Forschungseinrichtungen nach ge- 
meinsamen Richtlinien durchgeführt wird und hier- 
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durch Unterlagen für die Forschungsplanung des 
Ministeriums geschaffen werden. 

Das Bundesministerium hat die Prüfungsmitteilun- 
gen noch nicht beantwortet. 


Siedlungs- und Landerschließungsgesellschaften 

307 . Der Bund ist Minderheitsgesellschafter von 
sechs Siedlungs- und zwei Landerschließungsgesell- 
schaften. Bei drei Unternehmen ist er Mehrheits- 
gesellschafter; diese Unternehmen sind nicht mehr 
als Siedlungsgesellschaften tätig. Zwei weitere Ge- 
sellschaften sind aufgelöst; davon wird eine noch ab- 
gewickelt. 

Satzungsmäßige Aufgaben der Siedlungsgesellschaf- 
ten sind jetzt im wesentlichen die Neuordnung des 
ländlichen Raumes (einschließlich der ländlichen 
Siedlung), die Strukturverbesserung auf dem Lande 
sowie die Eingliederung der heimatverbriebenen 
Landbevölkerung. 

Die Siedlungsgesellschaften mit Bundesbeteiligung 
sind im wesentlichen in den Bundesländern Schles- 
wig-Holstein, Hessen (je zwei Gesellschaften) und in 
Rheinland-Pfalz tätig. Eine Siedlungsgesellschaft ist 
in mehreren Bundesländern vertreten. 

An einer Gesellschaft in Nordrhein-Westfalen, die 
auch Siedlungsaufgaben wahrnimmt, ist der Bund 
mit einer Minderheit beteiligt. Die Gesellschaft hat 
1970 drei Heimstätten und Siedlungsgesellschaften 
durch Verschmelzung aufgenommen. 

Bei einigen Gesellschaften ist die Beteiligung des 
Bundes nach Kapitalerhöhungen unter die Sperr- 
minderheit gesunken. In diesen Fällen ist in den Ge- 
sellschaftsverträgen festgelegt worden, daß Gesell- 
schafterbeschlüsse, die eine qualifizierte Mehrheit 
erfordern, solange nicht ohne Zustimmung des Bun- 
des und des Landes gefaßt werden können, wie diese 
Gesellschafter sind. 

Die Siedlungsaufgaben in den Ländern Baden-Würt- 
temberg, Bayern und Niedersachsen werden von fünf 
anderen Gesellschaften der öffentlichen Hand wahr- 
genommen, an denen der Bund nicht beteiligt ist. 
Eine weitere Gesellschaft, an der keine Gebiets- 
körperschaften beteiligt sind, ist im gesamten Bun- 
desgebiet tätig. Der Bund ist nicht in den Aufsichts- 
räten dieser sechs Gesellschaften vertreten; sie er- 
halten jedoch Zuwendungen des Bundes für die Sied- 
lung und die Verbesserung der Agrarstruktur. 

Da diese Gesellschaften mit finanzieller Hilfe des 
Bundes und der Länder Aufgaben wahrnehmen, die 
mit denen der Siedlungsgesellschaften, an denen der 
Bund beteiligt ist, verglichen werden können, hat 
der Bundes re chnungshof schon vor längerer Zeit mit 
dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten erörtert, ob und aus welchen 
Gründen die Minderheitsbeteiligungen des Bundes 
noch beibehalten werden müssen. Das Bundesmini- 
sterium hält die Beteiligungen vor allem deswegen 
für notwendig, weil es durch seine Vertreter in den 
Aufsichtsräten und Gesellschafterversammlungen 
unmittelbar Erfahrungen über die Siedlungstätigkeit 


sowie über Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und zur Neuordnung des ländlichen 
Raumes sammeln und einen koordinierenden Ein- 
fluß drauf ausüben will. 

Die Erörterungen hierüber sind noch nicht beendet. 

Im Buiideshaushaltplan 1970 waren für die Verbes- 
serung der Agrarstruktur (ausschließlich Emsland- 
und Nordprogramm) insgesamt über 1 055 Millionen 
DM veranschlagt. Ein Teil dieses Betrages ist zu- 
sammen mit den Landesmitteln den Siedlungsgesell- 
schaften — meist über Spezialkreditinstitute des 
Bundes und über die zuständigen Landesbanken — 
zur Verfügung gestellt worden. 

308 . Satzungsmäßige Aufgabe der beiden Lander- 
schließungsgesellschaften ist es hauptsächlich, die 
gesamte Entwicklung vorwiegend landwirtschaftlich 
genutzter Räume im Emsland und in Schleswig- 
Holstein zu fördern, dazu Planungen und Maßnah- 
men aufeinander abzustimmen sowie Finanzierungs- 
pläne aufzustellen. Die Verwaltungskosten dieser 
Gesellschaften werden vom Bund und von den übri- 
gen an ihnen beteiligten Gebietskörperschaften ge- 
tragen. Für die Aufgaben der beiden Gesellschaften 
wurden im Bundeshaushaltsplan 1970 50,17 Millio- 
nen DM veranschlagt. 

309 . Die drei nicht mehr tätigen Siedlungsgesell- 
schaften verwalten ihr Vermögen. Die Gewinne ver- 
wenden sie insbesondere zur Sicherung der Exi- 
stenz heimatvertriebener Siedler. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, die Verwal- 
tung dieser Gesellschaften zusammenzufassen, da- 
mit Aufwendungen gespart werden, oder die Gesell- 
schaften — unbeschadet der Beibehaltung der er- 
wähnten Förderungsmaßnahmen — stillzulegen, 
falls eine Auflösung nicht in Betracht kommt. Die 
Erörterungen hierüber sind noch nicht beendet. 

310 . .Die Abwicklung der letzten der unter Nr. 307 
erwähnten aufgelösten Siedlungsgesellschaften 
sollte beschleunigt werden. Der Bundesrechnungshof 
hat gebeten zu prüfen, ob das restliche Vermögen 
der Gesellschaft, deren Anteile dem Bund allein ge- 
hören, von ihm übernommen werden kann. Die An- 
gelegenheit wird noch mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Finanzen erörtert. 

311 . Die eigentlichen Siedlungsaufgaben sind in 
den letzten Jahren zurückgegangen. Zum Teil hat 
sich ihr Inhalt gewandelt. Wegen der zunehmen- 
den Änderung der Lebens- und Wirtschaftsverhält- 
nisse auf dem Lande haben einige Siedlungsgesell- 
schaften versucht, den Geschäftsumfang dadurch zu 
erhalten, daß sie sich mit Aufgaben befassen, die 
auch Unternehmen der Wohnungswirtschaft wahr- 
nehmen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollten 
die Aufgaben und die Zahl der Siedlungsgesellschaf- 
ten sowie die Zusammenarbeit mit den einschlägi- 
gen Unternehmen der Wohnungswirtschaft noch 
mehr den geänderten Verhältnissen angepaßt wer- 
den. Neue Aufgaben wären nur zu übernehmen. 


101 



Drucksache VI/2697 Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


wenn sie im öffentlichen Interesse geboten und nach 
dem Geschäftszweck zulässig sind, also der Besse- I 
rung der Siedlungsverhältnisse und der Agrarstruk- 
tur dienen. Das Bundesministerium für Ernährung,' 
Landwirtschaft und Forsten sollte zusammen mit 
den übrigen beim Bund und in den Ländern zustän- 
digen Ministerien prüfen, inwieweit noch mehr als 
bisher durch Verschmelzung oder engere Zusam- ! 
menarbeit der Gesellschaften, an denen der Bund 
beteiligt ist und die Mittel für Siedlungszwecke 
oder für einschlägige wohnungswirtschaftliche Auf- 
gaben erhalten, Maßnahmen zur Besserung der 
ländlichen Siedlung wirksamer getroffen und Ein- 
sparungen erzielt werden können. 

312 . Die Verbindung der in Schleswig-Holstein tä- 
tigen beiden Siedlungsgesellschaften ist jetzt vor- 
gesehen, Eine Zusammenarbeit der beiden in Hessen 
tätigen Siedlungsgesellschaften durch Bildung von 
Personalunionen in den Gesellschaftsorganen und 
durch den Einsatz beratender Ausschüsse für die 
gemeinsame Geschäftsführung ist eingeleitet. 

ln Nordrhein-Westfalen sind, wie in Nr. 307 er- 
wähnt, vier Siedlungsgesellschaften und Heimstät- 
ten verschmolzen worden. Die Minderheitsbeteili- 
gung des Bundes an zwei dieser Gesellschaften hat 
damit geendet. An der aufnehmenden Gesellschaft 
ist der Bund mit einer Minderheit beteiligt. 

Die Aufgaben dieser Gesellschaft umfassen solche 
der staatlichen Wohnungspolitik, der Landentwick- 
lung und der Siedlung. Diese Verschmelzung könnte 
als Vorbild für notwendig werdende Zusammen- 
schlüsse in anderen Bundesländern oder über die 
Grenzen einiger Länder hinaus dienen. Die in 
Nr. 307 erwähnte in mehreren Bundesländern ver- 
tretene Siedlungsgesellschaft soll nunmehr mit dem 
dort genannten privaten Unternehmen verschmol- 
zen werden. 

313 . Die Gewinne einzelner Siedlungsgesellschaf- 
ten sind in mehreren Jahren gestiegen. Gewinne, 
die über den zulässigen Satz von 4 v. H. des Stamm- 
kapitals hinausgehen, sind den Rücklagen zuzufüh- 
ren. Einzelne Gesellschaften haben durch langsame 
Abrechnung von Siedlungsverfahren, durch außer- 
ordentliche Abschreibungen und andere Maßnahmen 
erhebliche stille Reserven gebildet. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewirkt, daß 
die Gesellschaften ihre Aufgaben möglichst wirt- 
schaftlich erfüllen. Dazu wird das Gesellschaftska- 
pital dem Geschäftsumfang anzupassen sein; außer- 
dem sollten Rücklagen, soweit ihre Bildung geboten 
ist, offen ausgewiesen werden. 


Sondervermögen Ausgleichsfonds 
Einrichtung von Vorprüfungsstellen 

314 . Nach dem Haushaltsgrundsätzegesetz hat eine 
Gebietskörperschaft, die Teile des Haushaltsplanes 
einer anderen Gebietskörperschaft ausführt oder 
von dieser Ersatz für Aufwendungen erhält, eine im 
Bereich dieser Körperschaft gesetzlich vorgeschrie- 


bene Vorprüfung durchzuführen {§ 56 Abs. 3). Dem- 
gemäß haben auch die Länder und Gemeinden, so- 
weit sie in die Abwicklung des Lastenausgleichs ein- 
geschaltet sind, für eine förmliche, rechnerische und 
sachliche Vorprüfung auf diesem Gebiet zu sor- 
gen. Von einigen kurzfristigen Ausnahmen abge- 
sehen, ist das bisher im allgemeinen auch gesche- 
hen. Nur in einem Land bestehen Schwierigkeiten. 
Hier werden bei einigen Ämtern schon seit mehre- 
ren Jahren die Lastenausgleichsleistungen, minde- 
stens soweit es sich um die Gesetzmäßigkeit der 
Entscheidungen handelt, nicht mehr vorgeprüft. Bei 
der besonders umfangreichen und auf Teilgebieten 
immer noch in der Entwicklung befindlichen Rechts- 
materie muß aber darauf besonderer Wert gelegt 
werden, zumal da sich der Bundesrechnungshof auf 
sehr wenige Stichproben beschränken muß. 

315 . Auf die Vorstellung des Bundesrechnungsho- 
fes hat das zuständige Landesministerium zunächst 
mehrfach erwidert, daß personelle Schwierigkeiten 
bestünden und daß man bemüht sei, Abhilfe zu 
schaffen. In der Erwartung, daß es sich auch hier 
nur um vorübergehende Engpässe handele, die bei 
entsprechenden Bemühungen in nicht zu langer Zeit 
behoben werden könnten, hat der Bundesrechnungs- 
hof zunächst von weiterem abgesehen. Da sich seine 
Erwartungen nicht erfüllten, hat er angeregt, durch 
eine schon aus Gründen der Verwaltungsökonomie 
gebotene Zusammenlegung von Ausgleichsämtern 
oder durch Zusammenfassung wenigstens der sach- 
lichen Vorprüfung auf der Ebene des Regierungs- 
präsidenten der Schwierigkeiten Herr zu werden. 
Das Landesministerium hat darauf erwidert, hin- 
sichtlich der Vorprüfung der Ausgleichsleistungen 
seien vorerst keine Maßnahmen vorgesehen. Die 
bevorstehende Landkreisreform sehe eine Reduzie- 
rung der 63 Landkreise auf 35 vor. Sie mache not- 
wendig, Entscheidungen zurückzustellen, bis der 
Landtag über die Kreisreform entschieden habe. Für 
eine vorweg zu treffende Regelung würde sich kein 
Landkreis bereit finden. Die Landkreisreform solle 
innerhalb von zwei Jahren durchgeführt werden. 

316 . Diesen Ausführungen hat der Bundesrech- 
nungshof widersprochen. Bei der Vorprüfung han- 
delt es sich um eine gesetzlich vorgeschriebene 
Aufgabe. Es ist kein Grund erkennbar, warum hier 
im Gegensatz zu allen anderen Ländern keine ge- 
eigneten Mitarbeiter zu finden sein sollen. Die in 
Aussicht stehende Gebietsreform kann ebenfalls 
nicht als Hinderungsgrund anerkannt werden. Sie 
schließt z. B. keineswegs aus, daß die sachliche Vor- 
prüfung für mehrere Ausgleichsämter oder, wie es 
bereits in anderen Ländern mit gutem Erfolg ge- 
schehen ist, auf der Ebene des Regierungspräsiden- 
ten zusammengefaßt wird. 

Nachdem der Bundesrechnungshof hierauf nochmals 
hingewiesen und bemerkt hatte, daß er die Ange- 
legenheit weiterverfolgen werde, sowie auf Grund 
eines Schreibens des Bundesausgleichsamtes hat das 
zuständige Landesministerium nunmehr die Regie- 
rungspräsidenten angewiesen, die Angelegenheit 
mit der gebotenen Dringlichkeit zu verfolgen und 
über das Ergebnis zu berichten. Nach dem bisherigen 
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Ablauf ist damit noch keine Gewähr gegeben, daß 
die Vorprüfungsstellen in angemessener Zeit ein- 
gerichtet werden. 

317 . Ähnliche Schwierigkeiten bestehen in diesem 
Land auch auf anderen Gebieten, z. B. auf dem der 
Kriegsopferfürsorge und der Kriegsfolgenhilfe. Auch 
hier ist es bisher nicht gelungen, eine angemessene 
Besetzung aller Vorprüfungsstellen zu erreichen. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht die Schwie- 
rigkeiten, die einer angemessenen Besetzung der 
Vorprüfungsstellen entgegenstehen. Er trägt diesem 
Umstand auch weitgehend Rechnung, indem er Be- 
schränkungen der Vorprüfung in zum Teil beträcht- 
lichem Umfange einräumt. Ein zeitgerechter Ab- 
schluß der Vorprüfung konnte in dem Land trotzdem 
nicht erreicht werden. Dadurch wird es dem Bundes- 
rechnungshof seinerseits erschwert, seiner gesetz- 
lichen Verpflichtung zu zeitnahen Prüfung und Be- 
richterstattung nachzukommen. 

Das Landesministerium hat inzwischen mitgeteilt, 
daß es sich ohne Rücksicht auf den Stand der Vor- 
arbeiten für die Kreisreform weiterhin um eine zu- 
friedenstellende Vorprüfung auf Kreisebene be- 
mühen werde. Die sachlich an einer ordnungsmäßi- 
gen Vorprüfung beteiligten Bundesministerien wer- 
den darüber zu wachen haben, daß entsprechend 
verfahren wird. Der Bundesrechnungshof wird die 
weitere Entwicklung im Auge behalten. 


' Änderungen im Personalbedarf, die vorher von den 
' bei den Oberpostdirektionen eingerichteten ständi- 
' gen Arbeitsgruppen überprüft werden. 

I 

j Im Jahre 1968 hat das Bundesministerium eine Kom- 
! mission mit der Ermittlung von Anhaltswerten für 
I die Bemessung des Personals in den Referaten der 
I Oberpostdirektionen beauftragt. 

320 . Der Bundesrechnungshof hat im Rahmen einer 
Schwerpunktprüfung über den Kräfteeinsatz in der 
Personalverwaltung in den Jahren 1969 bis 1971 

I Untersuchungen bei den Personalabteilungen der 
I Oberpostdirektionen (einschließlich der Landespost- 
! direktion Berlin) durchgeführt. 

I Bei den Oberpostdirektionen Frankfurt am Main, 

I Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Koblenz, Köln, 

, München, Neustadt an der Weinstraße, Nürnberg 
I und Regensburg sind örtliche Erhebungen angestellt 
1 worden; die übrigen 11 Oberpostdirektionen und 
j die Landespostdirektion Berlin haben das erforder- 
I liehe Datenmaterial schriftlich übermittelt. 

321 . Aus dem nach statistischen Methoden aufbe- 
reiteten Datenmaterial über den Personaleinsatz 

I geht hervor, daß die Abweichung der Ist-Werte von 
den errechneten Soll-Werten bis zu 19 v. H. beträgt. 

I In einzelnen Referaten sind die Abweichungen z. T. 
I noch höher. Der Bundesrechnungshof hat dem Bun- 
I desministerium daher empfohlen, den Personalein- 
I Satz in den Personalabteilungen zu überprüfen. 


Sondervermögen Deutsche Bundespost 

Stand der Entlastung durch den Verwaltungsrat 

318 . Das Entlastungs verfahren zu den Jahresrech- 
nungen der Deutschen Bundespost bis einschließlich 
1967 ist abgeschlossen. Für die Rechnungsjahre 1968 
und 1969 hat der Bundesrechnungshof seinen Prü- 
fungsbericht vom 13. Juli 1971 dem Verwaltungsrat 
der Deutschen Bundespost übermittelt (§ 19 Abs. 5 
des Postverwaltungsgesetzes 


Personalwirtschaftliche Untersuchungen über den 
Kräfteeinsatz bei den Personalabteilungen der Ober- 
postdirektionen und der Landespostdirektion Berlin 

319 . Das Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen hat den Personalbedarf für den 
Verwaltungsdienst der Oberpostdirektionen nach 
Abschluß der inneren Neugliederung der Oberpost- 
direktionen im Jahre 1965 neu festgesetzt. Es ist 
dabei von Sollwerten ausgegangen, die auf der 
Grundlage des von den Oberpostdirektionen gemel- 
deten Personalbedarfs im Wege einer Vergleichs- 
rechnung für die Typenreferate und teilweise auch 
für Aufgabenbereiche ermittelt worden sind. Die 
Dienstposten sind den Oberpostdirektionen summa- 
risch für die einzelnen Abteilungen zugewiesen wor- 
den. Seitdem entscheidet das Bundesministerium mit 
Hilfe von Vergleichsrechnungen über Anträge auf 

25) vom 24. Juli 1953 (BGBl I 676) 


322 . Der Bundesrechnungshof hat ferner durch 
einen Leistungs- und Kostenvergleich zwischen den 
Oberpostdirektionen (einschließlich der Landespost- 
direktion Berlin) festgestellt, daß von den kleinen 
zu den großen Oberpostdirektionen ein deutliches 
Ansteigen der Effektivität zu verzeichnen ist (bis 
zu 35 V. H.). Die Effektivitätssteigerung hat verschie- 
dene Gründe. Bei der Bemessung von Verwaltungs- 
tätigkeiten ist grundsätzlich ein Sockelansatz zu be- 
rücksichtigen, die sogenannte Grundlast. Darunter 
ist der Zeitaufwand für solche Tätigkeiten zu ver- 
stehen, die Voraussetzung für den eigentlichen Ver- 
i waltungsvollzug sind. Der Anteil der Grundlast am 
I Gesamtarbeitsaufwand nimmt mit zunehmender 
Größenordnung der verwalteten Einheit ab; damit 
steigt die Effektivität. Sie nimmt auch dadurch zu, 
daß die Verwaltungskräfte größerer Oberpostdirek- 
I tionen in eng umrissenen Fachgebieten spezialisiert 
I sind und dadurch rationeller arbeiten können. 

1 Darüber hinaus lassen sich bei größeren Oberpost- 
! direktionen wegen der besonders großen Zahl 
j gleichartiger Arbeitsvorgänge die Arbeitsverfahren 
1 vielfach rationeller gestalten, z.B.^ durch verstärkte 
I Verwendung von Formblättern oder Karteien. 

Mit dem Anwachsen der Effektivität fällt ein erheb- 
licher Kostenrückgang zusammen. Während die 
kleinste Oberpostdirektion für die Verwaltung je 
Dienstkraft jährlich 200 DM aufwendet, benötigen 
zwei große Oberpostdirektionen hierfür 112 DM. Im 
I Durchschnitt aller Oberpostdirektionen betragen die 
i auf der Grundlage der Durchschnittsbezüge von 
! 1970 errechneten jährlichen Kosten für die Verwal- 
1 tung je Dienstkraft 131 DM. 
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Die Effektivität der Versorgungsreferate ist bei j 
allen Oberpostdirektionen annähernd gleich. Auf ! 
einen Arbeitsposten entfallen jeweils ohne größere 
Abweichungen 950 Versorgungsempfänger, was im 
Vergleich zu anderen Verwaltungen als günstig zu 
bezeichnen ist. Bei den einzelnen Oberpostdirektio- 
nen liegen die jährlichen Kosten zwischen 71 DM 
und 44 DM je Versorgungsempfänger. Dies ist vor 
allem auf den sehr unterschiedlichen Anteil des 
höheren Dienstes an den Gesamtkosten der Versor- 
gungsreferate zurückzuführen. Im Durchschnitt aller 
Oberpostdirektionen betragen die jährlichen Kosten 
für die Verwaltung je Versorgungsempfänger 50 DM, 
das sind rund 38 v. H. der jährlichen Durchschnitts- 
kosten, die für die Verwaltung je Dienstkraft auf- 
gewendet werden müssen. 

323 , Die Notwendigkeit, im Rahmen einer regiona- 
len Neugliederung die Zahl der Oberpostdirektionen 
zu verringern, auf die der Bundes rechnungshof wie- 
derholt, zuletzt unter Nr. 255 seiner Bemerkungen 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1967 (Bundestags- 
drucksache VI/559) hingewiesen hat, wird für den 
Bereich der Personalverwaltung durch das Unter- 
suchungsergebnis erhärtet. Da eine Zunahme der 
Effektivität auch noch bei den größten Verwaltungs- 
einheiten festzustellen ist, kann davon ausgegangen 
werden, daß im Hinblick auf die Aufgabenstellung 
der Personalverwaltung Oberpostdirektionen mit 
weniger als 35 000 bis 40 000 Dienstkräften bereits 
unter der optimalen Wirtschaftslichkeitsgrenze lie- 
gen. Dies wird zwar bei der Neugliederung der 
Oberpostdirektionen nicht allein ausschlagebend 
sein können, aber angemessen zu berücksichtigen 
sein, zumal da sich diese Grenze mit zunehmender 
Anwendung von Verfahren der elektronischen Da- 
tenverarbeitung im Verwaltungsdienst eher noch 
nach oben verschieben wird. 


Aulagebäude für die Ingenieurakademie Dieburg 

324 , Die Oberpostdirektion Frankfurt am Main hat 
nach Weisungen des Bundesministeriums in der 
Ingenieurakademie Dieburg ein Gebäude mit zwei 
Sälen für Großveranstaltungen errichten lassen. Das 
Bauwerk mit rund 22 300 cbm umbautem Raum ent- 
hält einen als Aula bezeichneten, 845 qm großen 
Raum mit 1300 Sitzplätzen und einer 175 qm großen 
Bühne, einen 292 qm großen Hörsaal mit 288 Plätzen, 
eine etwa 600 qm große Eingangshalle, 6 m breite 
Wandelhallen im Erd- und Obergeschoß sowie Be- 
suchergarderoben für rund 1400 Gäste, Künstler- 
garderoben und zahlreiche Nebenräume. Es hat etwa 
5,6 Millionen DM gekosten; davon entfallen mehr 
als 2 Millionen DM auf Ausbauarbeiten und fast 
1 Million DM auf besondere Betriebseinrichtungen. 

Das Gebäude ist ungewöhnlich gut ausgestattet. Die 
Böden der Aula, der Eingangshalle, der Wandel- 
gänge und der Treppen sind für rund 220 000 DM 
mit italienischem Marmor belegt. Zur Beleuchtung 
der Eingangshalle und der Wandelgänge dienen 
Lüster aus Murano-Glas zum Anschaffungspreis von 
100 000 DM. Sämtliche Wände der Aula mit Aus- 


j nähme des Bühnenraumes sind für etwa 120 000 DM 
! mit Kirschbaumholz getäfelt. Für die Bestuhlung der 
Aula — Polstersessel mit Perlonwirk velourbezug — 
wurden 210 000 DM verausgabt. In der Eingangs- 
halle und den Wandelgängen sind Sitzgruppen mit 
insgesamt 54 Sesseln zum Preis von 21 600 DM auf- 
gestellt. 

Die künstlerische Gestaltung — Bronzeplastik vor 
dem Gebäude, Putzrelief in der Eingangshalle und 
zwei jeweils 32 qm große Wandteppiche in den 
Wandelgängen für zusammen 197 000 DM — ent- 
spricht der Qualität der sonstigen Ausstattung. Auch 
die Bühnentechnik wird hohen Anforderungen ge- 
recht. Für die Bühnenbeleuchtung einschließlich einer 
modernen Regelanlage, die eine stufenlose ein- und 
mehrfarbige Ausleuchtung des Bühnenraumes ge- 
stattet, wurden rund 100 000 DM, für zusätzliche 
Scheinwerfer und Podiumsbeleuchtung weitere 
23 300 DM ausgegeben. An der Bühnenrückwand be- 
findet sich, durch mehrere Vorhänge verdeckt, eine 
Projektionswand, die die Vorführung von Filmen 
aller Formate von 16 mm bis Cinerama gestattet. Für 
die Bildwandanlage und den für alle Filmformate 
geeigneten Projektor wurden zusammen rund 58 000 
DM aufgewendet. 

Wegen seiner Größe, der überdurchschnittlich guten 
Ausstattung und der reichhaltigen technischen Ein- 
richtung erweckt das Bauwerk den Eindruck eines 
modernen Schauspielhauses oder Lichtspieltheaters 
einer Mittelstadt. Größe, Qualität und Nutzungs- 
möglichkeit der Räume dürften weit über die Be- 
dürfnisse der Ingenieurakademie hinausgehen. Art 
und Umfang der Anlage, insbesondere der bühnen- 
technischen Einrichtungen, sowie das Vorhandensein 
von Besuchergarderoben, eines Kassenraumes und 
die Numerierung der Sitzplätze in der Aula legen 
den Schluß nahe, daß das Gebäude nicht so sehr den 
Studenten, sondern vor allem der Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellt werden soll. 

Der Bundesrechnungshof hat Größe und Ausstattung 
dieses Gebäudes beanstandet, da sie weit über die 
Bedürfnisse der Ingenieurakademie hinausgehen. 
Hinzu kommt, daß hohe Betriebskosten — bei- 
spielsweise für Reinigung und Heizung sowie für 
Betrieb und Wartung der komplizierten technischen 
Anlagen — zwangsläufig anfallen werden. 

Das Bundesministerium hat erklärt, das Aulagebäude 
sei nicht für eine öffentliche Nutzung gedacht; seine 
Größe und Einrichtungen seien auf die Bedürfnisse 
der Ingenieurakademie abgestellt worden. Es ent- 
spreche zudem in Raumplanung und Ausstattung der 
vergleichbaren staatlichen Ingenieurschule Gauß, 
Berlin. Die Ausstattung sei auch nicht aufwendig; die 
Baukosten seien ungewöhnlich gering. 

Der Bundesrechnungshof hält diese Begründung nicht 
für überzeugend. Er ist der Meinung, daß eine Aula, 
die nahezu alle Studenten, Dozenten, Assistenten 
und das Verwaltungspersonal aufnehmen kann, 
wegen der nur selten stattfindenden Vollversamm- 
lungen nicht erforderlich ist, zumal da andere ver- 
gleichbare Ausbildungsstätten — Universitäten und 
Fachhochschulen — ebenfalls nicht über derart große, 
ihren Studentenzahlen entsprechende Räume ver- 
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fügen. Außerdem sind für die vorgesehene Nutzung 
weder die repräsentative Ausgestaltung nodi die 
aufwendige Bühnentechnik notwendig. 

Die auf Ausstattung und Einrichtung gestützte An- 
nahme des Bundesrechnungshofes, das Gebäude 
werde auch der öffentlichen Nutzung dienen, wird 
durch die Erklärung des Bundesministeriums nicht 
widerlegt, zumal da vergleichbare Hochschulgebäude 
weder über einen Kassenraum noch über numerierte 
Sitzplätze verfügen. Auch die Aula der staatlichen 
Ingenieurschule Gauß, auf die sich das Bundesmini- 
sterium bezogen hat, wird öffentlich genutzt; das zu- 
ständige Bezirksamt hat deshalb einen Zuschuß zu 
den Baukosten geleistet. 

Der Bundesrechnungshof hält aus diesen Gründen an 
seiner Auffassung fest, daß Größe, Ausstattung und 
Einrichtung des Bauwerks über die an eine Aula zu 
stellenden Anforderungen weit hinausgehen. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß es aus 
wirtschaftlichen Gründen oft zweckmäßig sein kann, 
derartige Bauwerke auch der Nutzung durch andere 
zuzuführen. In diesen Fällen müssen aber die späte- 
ren Nutznießer einen angemessenen Beitrag zu den 
Baukosten leisten. 


Frankfurt am Main, den 14. Juli 1971 


Bundesrechnungshof 
Dr. Schäfer 
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